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Beginn der Sitzung: 10 Uhr 

V o r  s i t z e n  d e: Präsident Benya, Zweiter 
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

bei den grundsätzlichen Bestimmungen über 
die Unterhaltsgewährung und Unterhaltsver­
pflichtung im bürgerlidlen Recht - das gilt 
auch für die Rechtspredlung - gewisse Um­
stände berücksichtigt werden, nämlich Ver­
mögensverhältnisse, Einkommensverhältnisse. 
die Lebensstellung des Unterhaltsve rpflichte­
ten beziehungsweise des Unterhaltsberechtig­
ten. 

Die amtlichen Protokolle der 22. Sitzung 
vom 2. Februar und der 23. Sitzung vom 
3. Februar 1 912 sind in der Kanzlei aufgelegen, 
unbeanstandet geblieben und gelten daher als 
genehmigt. Sind Sie nicht der Meinung, daß diese Um­

stände beziehungsweise dieses Ausmaß der 
K r a n k gemeldet ist der Herr Abgeordnete Unterhaltsverpflichtung bei familienfördern-

Dr. Kranzlmayr. den Maßnahmen zu berü<k.sichtigen w ären? 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen nun zur Frage­
stunde. Ich beginne jetzt - um 10 Uhr 2 Minu­
ten - mit dem Aufruf der Anfragen. 

Bundeskanzleramt 

Präsident: Bitte, Frau Staatssekretär. 

Staatssekretär Elfriede Karl : Herr Abgeord­
neterl Ich bin der Meinung, daß die w i rtschaft­
liche Belastung, die durdl ein Kind entsteht, 
für jedes Kind seitens des Staates grundsätz­
lich im gleichen Ausmaß abgegolten werden 
soll. 

Präsident: Wir kommen nunmehr zur 1 .  An- Präsident: Eine zweite Zusatzfrage. Bitte, 
frage; es ist dies eine Anfrage des Herrn Abge- H err Abgeordneter. 
ordneten Dr. Schm idt (FPO) an den Herrn Bun­
deskanzler. 

137jM 

In welcher Form ist das für Familienfragen 
zuständige Staatssekretariat des Bundeskanzler­
amtes angesichts der neuesten Pläne des 
Bundesministeriums fi!r Finanzen bezüglich 
einer einschneidenden Anderung der Familien­
besteuerung initiativ geworden? 

Präsident : Für den Herrn Bundeskanzler 
wird Frau Staatssekretär Karl die Beantwor­
tung vornehmen. Bitte, Frau Staatssekretär.  

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Elfriede 
Karl : Sehr geehrter Herr Abgeordneter I Die 
Änderung der Familienbesteuerung fällt aus­
schließlich in die Kompetenz des Bundesmini­
sters für Finanzen. Das Bundeskanzleramt ist 
daher in dieser Frage nicht initiativ gewesen, 
auch nicht das Staatssekretariat im Bundes­

kanzleramt. 

Allerdings wurde die vorgesehene Ände­
rung der Familienbesteuerung innerhalb der 
Bundesregierung beraten, und es besteht Einig­
keit über die Grundzüge der Änderung. 

Ich selbst werde in dieser Frage mit dem 
Herrn Finanzminister in ständigem Kontakt 
bleiben. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Dr. Schmidt: Sehr geehrte Frau 
Staatssekretär! Ihnen ist ja sicher bekannt, daß 

Abgeordneter Dr. Schmidt: Ich muß, Frau 
Staatssekretär, noch einmal fragen : Sie sind 
also nicht der Meinung, daß das unterschied­
liche Ausmaß der Unterhaltsverpflidltung bei 
familienfördernden Maßnahmen zu berü<k.sich-
tigen wäre? 

Präsident:  Bitte, Frau Staatssekretär. 

Staatssekretär Elfriede Karl: Herr Abgeord­
neter! Ich bin der Meinung, daß durch jedes 
Kind bestimmte Belastungen, nämlidl Lebens­
haltungskosten , in einem etwa gleidlen Aus­
maß entstehen und daß es Aufgabe des Staates 
wäre, für jedes Kind etwa den gleichen Anteil 
dieser Belastungen abzugelten. (Zustimmung 
bei der SPO.) 

Außerdem bin ich der Meinung, daß die 
Belastungen, die ein Kind nun einmal mit 
sich bringt, ein kleines Einkommen relativ 
stärker beeinflussen als ein großes. 

Das war ja auch der Grundgedanke der 
früheren steuerlichen Kinderermäßigung, bei 
der der Prozentsatz der Ermäßigung degressiv 
war, mit steigendem Einkommen gefallen ist 
un d bei einer bestimmten Einkommensgrenze 
letzten Endes aufgehört hat. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident: Wir kommen zur 2. Anfrage, zu 
einer Anfrage des Herrn Abgeordneten Doktor 
Schwimmer (OVP). Sie ist ebenfalls an den 
Herrn Bundeskanzler gerichtet und wird gleich­
falls von der Frau Staatssekretär beantwortet. 
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Liegt den Ankündigungen des Finanz­
ministers zur Neuordnung der Familien­
besteuerung ein familienpolitisches Konzept 
der Bundesregierung zugrunde? 

Präsident: Bitte, Frau Staatssekretär. 

Staatssekretär Elfriede Kar!: Herr Abgeord­
neter Dr. Schwimmer! Innerhalb der Bundes­
regierung bestehen familienpolitische Zielvor­
stellungen, die auch der geplanten Änderung 
der Familienbesteuerung zugrunde liegen. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Dr. Schwimmer: Frau Staats­
sekretär! Werden Sie mit diesen Zielsetzungen 
auch den Familienpolitischen Beirat im Bun­
deskanzleramt beschäftigen? 

Präsident: Bitte, Frau Staatssekretär. 

Staatssekretär Elfriede Kar!: Der Familien­
politische Beirat wird selbstverständlich Ge­
legenheit haben, sich mit dieser Frage zu be­
schäftigen. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Dr. Schwimmer: Frau Staats­
sekretär ! Darf ich weiber fragen, ob, vor allem 
nach Ihrer Beantwortung der Anfrage des 
Herrn Abgeordnet1ell Dr. Schm!ildt, die Bundes­
regierung der Auffassung ist, daß in Hinkunft 
die verminderte Leistungsfähigkeit eines Fami­
lienerhalters als Steuerzahler, n achdem er ja 
sein Einkommen für den Lebensunterhalt 
mehrerer Personen aufwenden muß, nicht mehr 
berücks ichtigt werden soll. 

Präsident: Frau Staatssekretär, bitte. 

Staatssekretär Elfriede Kar!: Herr Abgeord­
neter ! Die verminderte Leistungsfähigkeit des 
Steuerzahlers mit Kindern wird grundsätzlich 
berücksichtigt werden durch eine für jedes 
Kind gleiChe Rückvergütung oder einen absolut 
gleichen Betrag an steuerlicher Begünstigung. 
(Beifall bei der SPO. - Abg. Dr. Marga 
H u b  i n e k: Das ist ein Widerspruch in sich! 
- Abg. S a n  d m e  i e r: Damit wären alle 
gleich leistungsfähig !) 

Präsident: Wir kommen nun zur 3. Anfrage: 
Anfrage des Herrn Abgeordneten Wuganigg 
(SPtJ) an den Herrn Bundeskanzler. 

147/M 

Pressemeldungen zufolge wird im Bereich 
der Raumplanung auch ein Projekt für die 
Oststeierma rk ausgearbeitet, und ich frage Sie, 
Herr Bundeskanzler, nach welchen Gesichts­
punkten dieses Projekt erstellt werden soll. 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter! Mir ist in der Frage eines Raumpla­
nungsprojektes für die Oststeiermark außer 
aus Pressemeldungen nichts bekannt. ICh kann 
mir n ach den Informationen , die ich bekommen 
habe, nur vorstellen, daß es sich - vorläufig 
jedenfalls - um eine Aktion oder um Ab­
sichten handelt, die aussChließliCh in der Inge­
renz der steirischen Landesregierung liegen . 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Wuganlgg: Herr Bundeskanz­
ler ! Wird in diesem Zusammenhang auch ein 
Regionalplan erstellt werden, um damit einen 
Uberblick über die bestehenden und noch zu 
schaffenden Voraussetzungen für die weitere 
wirtschaftliche Entwicklung zu schaffen ? 

Präsident: Herr Bundeskanzler, bitte. 

Bundeskanzler Dr . Kreisky: Herr Abgeord­
neter! Momentan arbeitet ein besonderer Aus­
schuß, an dessen Spitze Vertreter des Bundes­
kanzleramtes und -der steirischen Landesregie­
rung sowie Vertreter der betreffenden Ge­
meinden Ist,ehen lim BeI'leich Aichfeld-Murboden 
an der Er,a:rhe<itu�g €Iines PlanuflIQ"'skonzepbels. 
Mit der F,erHgstelhmg dies'es PlanulIlJgrskonZlep­
telS kann !inruerhalb des näcbJSten Monates ge­
rrechnet werden. Di,e Edahfoung1en, dii,e hire:r 
gemacht wie rden , we:r.den ohI1le Zweifel von 
.großer Nützlichkrelirt lauch für die Efoarheitung 
ärhnlicheT Konz,epte für Gebiete Wiie d'ire Ost­
sbeie,rmark Isein. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfr age. Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Wuganlgg: Herr Bundeskanz­
ler! Soll diese Entwicklung aktiv durCh Schaf­
fung neuer Arbeitsplätze oder passiv durch 
Abwanderung der Bevölkerung im Zuge der 
Anpassung ihrer Größe an die zur Verfügung 
stehenden Arbeitsplätze vollzogen werden? 

Präsident: Herr Bundeskanzler, bitte. 

Bundeskanzler Dr . Krelsky: Die grundsätz­
lichen Ideen der Raumplanung bestehen im 
wesentlichen darin, daß für die Bevölkerung 
der betreffenden Gebiete möglichst an Ort 
und Stelle oder in einer zumutbaren Entfer­
nung neue und, wenn es geht, bessere Arbeits­
möglichkeiten geschaffen werden. Das ge­
schieht am besten in der Weise, daß die öffent­
lichen Institutionen, also die Gebietskörper­
schaften, sich um die Schaffun g einer Infra­
struktur bemühen, die eine besondere Anzie­
hungskraft auf die Privatinitiative der in der 
Wirtschaft Tätigen ausüben soll. 

Präsident: Wir kommen zur 4. Anfrage. 
Herr Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreich (FPtJ) 
an den Herrn Bundeskanzler. 
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Wurde vom Verfassllllgsdienst des Blllldes­
kanzleramtes in der Frage der zwangsweisen 
Vereinigung von Gemeinden ein Rechtsgut­
achten erstellt? 

Präsident: Bitte, Herr Bunde skanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter ! Es ist richtig, der Verfassungsdienst 
des Bundeskanzleramtes hat ein Gutachten 
über die zwangsweise Vereinigung von Ge­
meinden erstellt. 

Präsident: Eine Zusatzfrag e .  Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreich: Herr Bun­
deskanzler ! Idl würde gerne wissen, wie die­
ses Gutachten des Verfassungsdienstes des 
Bundeskanzleramtes dem Inhalt nach ausge­
sehen hat und ob man zu der Auffassung 
gekommen ist, daß eine zwangsweise Zusam­
menlegung Ihren Vorstellungen von Demo­
kratisierung weiter Bereiche entspricht. 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky : Ich möchte 
grundsätzlich zu Gutachten des Verfassungs­
dienstes sagen, daß für diese auch die Ent­
scheidung des Verfassungsgerichtshofes gilt, 
wonach solche Gutachten w eisungsfrei sind, 
also die begutachtende Stelle an keinerlei 
Weisungen ihrer Dienststelle gebunden ist. 

Dieses Gutachten hat dem Inhalt nach fest­
gestellt, daß eine zwangsweise Vereinigung 
von Gemeinden durch den Landesgesetzgeber 
möglich ist, sofern diese R egelung sachlich 
begründet ist, dem Gleichheitsgrundsatz ent­
spricht und nicht das Ziel verfolgt, etwa die 
Gemeinden eines ganzen B ezirkes zu einer 
einzigen Großgemeinde zusammenzufassen. 

Präsideni : Eine weitere Zusatzfrage. Bitte, 
Herr Abgeordneter . 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreich: Ich ent­
nehme einem Zeitungsartikel, daß die als 
Regierungskommissäre eingesetzten ehemali­
gen Bürgermeister den Anwälten, die mit einer 
Anfechtung beim Verfassungsgerichtshof von 
den vorher im Amt befindlichen Bürgermei­
stern betraut worden sind, die Vollmacht ent­
zogen und damit die Möglichkeit der Anfech­
tung beim Verfassungsgerichtshof genommen 
haben. 

Gedenken Sie, in dieser Hinsicht einen Ver­
such zu machen, zu überprüfen, ob diese Fälle 
tatsächlich vorgekommen sind, und wenn ja, 
was dagegen unternommen werden kann? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr . Kreisky : Herr Abgeord­
neterl In diesem Zusammenhang möchte ich 

gerne mitteilen, daß die Bestellung eines 
Regierungskommissärs für die Ubergangszeit 
auch als Aufsichtsmaßnahme nach Auffassung 
des Verfassungsdienstes und damit auch der 
Bundesregierung nicht gerechtfertigt ist. Es 
kann auf die normalen Organe nicht verzichtet 
werden. Der Umstand aber, daß die Bestellung 
von solchen Kommissären als verfassungswid­
rig bezeichnet wird, m acht jedoch die Ge­
meindezusammenlegung nicht hinfällig, weil 
das für diese Tatsache als nicht relevant be­
trachtet wurde. 

Präsident: Die 5. Anfrage stellt der Herr 
Ab9'eordne1t1e Dr. Baue;r (OVP) ·an den Herrn 
Bundeskanzler. 

177/M 

Auf welcher Rechtsgrundlage und mit wel­
chen gesetzlichen Handhaben soll die von 
der Bundesregierung am 26. Jänner 1972 
einO"esetzte Ministerarbeitsgruppe zur Kontrolle 
der

o 
Preisentwicklung (insbesondere im Zu­

samm enhang mit der Einführtmg der Mehr­
wertsteuer) ihre Tätigkeit ausüben? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter! Die Bundesregierung ist jederzeit in der 
Lage und berechtigt, aus Mitgliedern der Bun­
desregierung Ministerkomitees oder Arbeits­
gemeinsch aften zu bilden. Solche Institutionen 
vorübergehender Art, temporärer Art, werden 
sich dann anbieten, wenn es sich um Fragen 
handelt, die entweder die Gesamtregierung 
betreffen oder die dann notwendig sind, wenn 
der Bundeskanzler auf Grund seiner Koordi­
nationsaufgabe der Meinung ist, daß eine 
Frage von mehreren Ressorts zu behandeln 
ist. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Dr. Bauer: Herr Bundeskanz­
ler ! Breiteste Bevölkerungsschichten sind der 
Auffassung, daß diese Bundesregierung die 
Preisentwicklung nicht nur nicht im Griff hat, 
sondern daß sie dem Preisauftrieb ger adezu 
hilflos gegenübersteht. Darf ich aus Ihren Aus­
führungen entnehmen, daß dieses von Ihnen 
mit großem Pomp angekündigte Minister­
komitee lediglich temporären Charakter hat? 

Präsident: Herr Bundeskanzler, bitte. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich möchte mit­
teilen, daß diese Arbeitsgemeinschaften inner­
halb der Bundesregierung nicht mit großem 
Pomp, sondern in der üblichen Weise durch 
das Kommunique des Ministerrates angekün­
digt und vor allem wörtlich in der "Wiener 
Zeitung" veröffentlicht wurden, die sich hiebei 
einer streng sachlichen Publikationsmethode 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 

bedient, wie Sie, Herr Abgeordneter, genau 
wissen. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Dr. Bauer: Herr Bundeskanz­
ler ! Darf ich mir eine zweite- Zusatzfrage er­
lauben. Ich komme darauf zurück, daß Sie auf 
meine konkrete Frage, ob dieses Komitee 
temporär tätig sein wird, nicht geantwortet 
haben. Aber das ist man bedauerlicherweise 
im Haus von Ihnen ja irgendwie gewöhnt. 
Ich bin es auch gewöhnt. 

Herr Bundeskanzler! Ich möchte bei der 
zweiten Frage gerne wissen, ob dieses tempo­
rär tagende Ministerkomitee sich eventuell 
auch mit den Marktordnungsgesetzen beschäf­
tigt und ob dieses Komitee im Laufe dieses 
Jahres die Verlängerung der geltenden Markt­
ordnungsgesetze dem Nationalrat vorschlagen 
wlirrd. 

Präsident: Herr Bundeskanzler. Bitte. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Was die Frage 
des Temporären dieser Komitees betrifft, so 
möchte ich den Herrn Abgeordneten in aller 
Höflichkeit darauf verweisen, daß ich gleich in 
meiner ersten Frage die zweite vorwegge­
nommen und ausdrücklich die Feststellung ge­
macht habe, daß solchen Komitees ein tempo­
rärer Charakter anhaftet, daß sie nämlich 
dann, wenn sie ihre Aufgabe, soweit sie er­
füllbar ist, erfüllt haben, aufhören zu existie­
ren. Diese Frage ist also in der ersten Frage 
bereits beantwortet worden. 

Was die zweite Frage betrifft, so möchte 
ich darauf hinweisen, daß eine zweite Arbeits­
gruppe der Bundesregierung - anders zu­
sammengesetzt - sich mit den sogenannten 
Wirtschaftsgesetzen, das heißt auch mit den 
Marktordnungsgesetzen, beschäftigen und prü­
fen wird, inwieweit sie mit der gegenwärtigen 
wirtschaftlichen Entwicklung übereinstimmen. 
Natürlich wird die Frage ihrer Dauer dabei 
auch eine gewisse Rolle spielen. 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Frau 
Abgeordnete! Die medizinische Behandlung 
von Triebverbrechern ist heute für den öster­
reicbisdlen Strafvollzug im wesentlidlen noch 
Neuland. Die Ursadlen sind bekannt ; es sind 
legislative Ursachen, es sind organisatorisdle 
Ursachen, und natürlich ist audl die medizi­
nische Entwicklung auf diesem Gebiet im In­
und im Ausland nodl im vollen Fluß. 

Eine Verpflichtung zur therapeutischen, vor­
beugenden Behandlung von Triebverbrechern 
im Rahmen des Strafvollzuges, um Rückfälle 
zu vermeiden, enthält weder das geltende 
Strafgesetz noch das 1 969 besdllossene Straf­
vollzugsgesetz. Erweiterte legislative Mög­
lichkeiten werden wir nach Inkrafttreten des 
neuen Strafgesetzes mit seinen Bestimmungen 
für die Anhaltung von geistig abnormen 
Rechtsbrechern haben. 

Wir haben dennoch schon bisher in Einzel­
fällen eine Behandlung von Triebverbrechern 
in der Sonderanstalt am Mittersteig durch­
geführt. Wir haben j etzt vereinbart, daß die 
dort begonnenen Maßnahmen auch auf andere 
Anstalten ausgedehnt werden. Oberarzt Dok­
tor Sluga wird uns im Einvernehmen mit 
seinen Kollegen in den nämsten Women einen 
Bericht unterbreiten, für welchen Personen­
kreis solche Behandlungsmaßnahmen vorge­
nommen werden können. Wir werden dann 
im Zuge der parlamentarischen Beratungen 
über das Strafgesetz natürlich auch noch sehr 
eingehend über diese Probleme zu sprechen 
haben und vor allem auch über unsere ersten 
Erfahrungen auf diesem Gebiet berichten. 

Frau Abgeordnete! Das Problem ist ein 
außerordentlich wichtiges ; ich meine eben 
auch, daß ja im Ausland auf diesem Gebiet 
sehr viel experimentiert und versucht wird. 
Ich glaube, daß wir uns in Osterreich damit 
sehr ernst beschäftigen müssen. Wunderwir­
kungen sollen wir uns auch davon nicht. er­
warten. Es gehört aber auch diese Frage sicher 
zu den notwendigen Maßnahmen im Bereich 
des Schutzes der Gesellschaft vor dem gefähr-

Bundesministerium für Justiz lichen Verbrechen. 

Präsident: Wir kommen zur 6. Anfrage : Frau Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Frau Ab-
Abgeordnete Dr. Marga Hubinek (OVP) an geordnete. 
den Herrn Bundesminister für Justiz. 

160/M 

Anläßlich eines jüngst in einer ORF -"Hori­
zonte"-Sendung ausgestrahlten Interviews mit 
einem Sittlichkeitsverbrecher frage ich Sie, 
welche konkrete Behandlung (Therapie) Trieb­
verbrechern im Rahmen des öswrreichischen 
Strafvollzuges gegenwärtig zukommt, um die 
in der Bevölkerung vorhandene Furcht vor 
Rüokfällen solcher Täter wirksam zu ver­
mindern. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek: Sehr ge­
ehrter Herr Minister! Sie haben auch anläßlidl 
der Budgetberatungen von Ihren Vorstellun­
gen über einen modernen Strafvollzug gespro­
chen, und ich glaube, es gibt audl hier, wie Sie 
richtig in Ihrer Antwort erwähnen, eine Reihe 
ausländischer Beispiele. 

Gegenwärtig stehen ja für den österreichi­
schen Strafvollzug lediglich Herr Dr. Sluga 
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als qualifizierter Therapeut und ein junger 
Mitarbeiter zur Verfügung, was angesichts 
einer Zahl von zirka 8000 Gefangenen r elativ 
wenig ist. Ich weiß, daß er beispielsweise in 
der Strafanstalt Stein lediglich einmal in der 
Woche zur Verfügung stand. Sie haben aber 
mehrmals, letztlich auch in der Budgetdebatte 
beim Kapitel Justiz, die Musteranstalt am 
Mittersteig erwähnt. Diese Sonderanstalt, die 
sicherlich vorbildlich geführt wird, verfügt 
lediglich über 20 Betten und wird damit ver­
mutlich nur die allerschwersten Fälle aufneh­
men können. 

Herr Minister! Ich darf Sie daher vielleicht 
konkret fragen: Werden Sie bei den richtigen 
Uberlegungen, die Sie und meine Fraktion 
über den Strafvollzug anstellen, konkrete Maß­
nahmen setzen und dazusehen, daß Sie quali­
fizierte Psychiater finden und daß vor allem 
im Budget auch finanzielle Vorsorge getroffen 
wird, daß eine zweite Sonderanstalt 1 973 er­
richtet wird? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Broda: Frau Abgeord­
nete l Absolut ja. Ich stehe zu meinen bisheri­
gen Erklärungen und weiß ja, daß das auch 
die Auffassung des gesamten Parlaments ist. 
Ich möchte nur darauf hinweisen, wie sehr 
diese Fragen erst langsam ins Bewußtsein 
der Offentlichkeit und auch der Gesetzgebung 
treten. Vor etwa zehn Jahren haben wir am 
Mittersteig begonnen, und damals war das 
noch ein sehr umkämpfter Versuch. D amals 
war es keineswegs selbstverständlich, daß wir 
dafür genügend Psychiater und genügend 
finanzielle Mittel erhalten. Wir mußten auch 
erst in der Offentlichkeit um Verständnis 
werben. 

Unsere nächsten Uberlegungen sind fol­
gende: Wir werden auf Grund des Strafvoll­
zugsgesetzes jetzt in allen Strafvollzugs­
anstalten ähnliche Sonderabteilungen errich­
ten wie die Sonderanstalt am Mittersteig. Ob 
wir eine zweite Sonderanstalt in der Art wie 
die am Mittersteig errichten werden, wird sich 
zeigen. Die Universitätsklinik Professor 
Berner, der ja Oberarzt Dr. Sluga angehört, 
wurde von mir gebeten, mit den anderen 
Kliniken in Innsbruck und in Graz Verein­
barungen zu treffen, daß in ähnlicher Weise 
wi e in Wi en auch dort die psychiatrische 
Betreuung der Anstalten übernommen wird. 
Von Graz haben wir schon eine Zusage, und 
ich nehme an, daß wir in Innsbruck auch eine 
solche Zusage erhalten werden. Wir werden 
uns, und 'ich bin da ganz zuversichtlich, auch 
die nötigen Dienstposten dafür sichern, 
gegebenenfalls im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Wissenschaft und For­
sdmng. 

Es wird also in Zukunft nicht mehr so sein, 
daß auf diesem wichtigen Gebiet des Straf­
vollzugs ein Obe'f,arzt tOr. Slu g.a ,aUedn 
schon einen Frühling in der Moderni sierung 
des Strafvollzugs ausmachen wird. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfr age. Bitte, 
Frau Abgeordnete. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek: Herr 
Minister! Ich möchte aber nochmals auf das 
Interview zurückkommen, das der ORF in 
der Strafanstalt Stein mit dem Triebverbrecher 
anstellen konnte; das hat siCherlich in der 
Offentlichkeit einige Beachtung gefunden. Es 
erhebt sich nun die Frage : Wem war damit 
gedient? Dem Häftling zweifellos nicht, denn 
die Publizität, zu der ihm verholfen wurde, 
wird ihm später vermutlich die Wiederein­
gliederung ersChweren. Für die Offentlichkeit 
stellte es sich ja nicht als ein generelles 
Problem dar. 

Ich darf daher die Frage an Sie richten: 
Was waren eigentlich die Gründe, die Sie 
bewogen haben, die Zustimmung zu diesem 
Interview zu geben, und werden Si e in Hin­
kunft ähnliChe Erlaubnisse erteilen, daß Häft­
linge während der Verbüßung ihrer Strafe 
interviewt werden? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Broda: Frau Abgeord­
nete! Es handelt sich hier um ein schwieriges 
Problem der Interessenabwägung. Grundsätz­
lich stehen wir im Justizministerium auf dem 
Standpunkt, daß wir ein großes Interesse 
daran haben, daß die Offentlichkeit genau 
darüber informiert ist, wie es in unserem 
Strafvollzug aussieht, und daß sie jederzeit 
rückhaltlos darüber Auskunft erhält. Das 
wollen wir auch in Zukunft so halten. An sich 
geben wir daher auch grundsätzlich, natürlich 
in Ubereinstimmung mit den Anstaltsleitun­
gen, die Erlaubnis zur Ubertragung von Fern­
sehaufnahmen, und zwar unter Schutz der 
Persönlichkeit des einzelnen Häftlings oder 
der dort in der Anstalt Tätigen. 

Das Justizministerium hat auf die Gestal­
tung der Sendung überhaupt keinen Einfluß 
genommen - das können wir auch nicht, das 
tun wir nicht -, mit Ausnahme dieser Gren­
zen: Zustimmung des Betroffenen und Schutz 
seiner Persönlichkeitssphäre durch die An­
staltsleitung. 

ICh möchte daher sagen: Grundsätzlich wer­
den wir es auch in Zukunft so halten. Ich 
möchte Ihnen aber aus rein praktischen Grün­
den versichern, daß wir den ORF und die 
Sendung "Horizonte" ersuchen werden, nun 
einige Monate hindurch andere Objekte für 
ihre Ubertragungen auszusuchen. Wir glau-
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ben, daß es mit unserer Offentlichkeitsarbeit 
nicht unbedingt verbunden sein muß, daß wir 
jede Woche mit Strafvollzugseinridl.tungen im 
Fernsehen sind. Wir werden also auch hier 
bei voller Wahrung des Interesses der Offent­
lidl.keit an Information pragmatisch vorgehen 
und die Interessen des Resozialisierungs­
effekts in den Vordergrund stellen. 

Frau Abgeordnete I Weil diese Frage, die 
Sie berühren, sehr wichtig ist, möchte idl. 
noch eine Ziffer hier bekanntgeben, ohne daß 
idl jetzt voreilige Sdl.lußfolgerungen daraus 
ziehe. Wir werden das sehr genau weiter 
verfolgen. Aus dem Sicherheitsberidl.t, den wir 
dem Parlament vorgelegt haben, ergibt sich, 
daß die Anzahl der wegen Sittlidl.keitsver­
brechen rechtskräftig verurteilten Personen im 
Vergleichszeitraum von 1 963 bis 1967 von 
846 auf 585 'g.e1sunkJen ilst. Im Jahpe 1 967 
wurden von 100.000 strafmündigen Personen 
10 Personen wegen Sittlidl.keitsdelikten ver­
urteilt, im Jahre 1 963 waren es 15 Personen. 
Ich möchte daraus überhaupt keine Schluß­
folgerungen ziehen, ich möchte doch nur auch 
diese Tatsache, die wir sehr genau beobachten 
werden, nämlidl. das Absinken der Sittlich­
keitsdelikte, immer wieder der Offentlichkeit 
in Erinnerung rufen. 

Präsident: 7. Anfrage : Herr Abgeordneter 
Ofenböck (OVP) an den Herrn Bundesminister 
für Justiz. 

161/M 

Ist ein durch ein in- oder sogar ausländisches 
freiwilliges Vereinsschiedsgericht ausgespro­
chenes lebenslängliches Berufsverbot (Fall 
Eiseie ) nach der österreichischen Rechtsord­
nung überhaupt zulässig? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Broda: Herr Abgeord­
neter Ofenböck l  Ich glaube, wir sind einer 
Meinung, daß Ihre Anfrage nur am Rande 
eine Frage der Vollziehung und des Bundes­
ministeriums für Justiz betrifft. Ich glaube, 
Sie haben diese Anfrage an midl. eher als 
Frage an einen "Ehrenombudsman" gerichtet, 
nachdem die Volksanwaltsdl.aft ja noch nidl.t 
Gesetz geworden ist. 

Ich muß dann, Herr Abgeordneter Ofenböck, 
um Vergebung bitten, idl. bin kein Fußballer, 
ich kann daher audl. im Rahmen dieser meiner 
Vorbemerkung nur mit der gebotenen 
ZurüCkhaltung auf Ihre Anfrage, die Sie als 
FaChmann an mich gestellt haben, antworten. 

Nun zu dem Fall EiseIe, den Sie in der 
Anfrage erwähnen: Grundsätzlich ist kein Ver­
ein gesetzlidl. verpflichtet, jemanden zu seinen 
Veranstaltungen zuzulassen. Ein Verein kann 
daher auch jemanden, den er als Mitglied 

aufgenommen und zu solchen Veranstaltungen 
zugelassen hat, unter den in seinen Statuten 
vorgesehenen Voraussetzungen wieder davon 
ausschließen. Grundsätzlich steht daher die 
Sperre eines Sportlers für Verbandsveranstal­
tungen durch ein Verbandsorgan unter den 
in den Statuten vorgesehenen Voraussetzun­
gen mit unserer Rechtsordnung nicht im 
Widerspruch. 

Daß ein Fußballer aus rein tatsädl.lichen 
Gründen dann niemanden finden wird, der 
ihm für die Sportausübung außerhalb eines 
verbandsangehörigen Vereines etwas bezahlt, 
ändert an dieser Rechtslage an sidl. nichts. 
Diese Ersdl.einung tritt auch bei anderen 
privatrechtlichen Zusammenschlüssen Berufs­
ausübender auf. Sie könnte daher überhaupt 
nur in größerem , Zusammenhang rechtlich 
erfaßt werden. 

Inwieweit alles das nun auch für Maß­
nahmen im Ausland gilt, die dann aber Redl.ts­
wirkungen im Inland nach sich ziehen sollen, 
hängt von den konkreten zwischenstaatlichen 
Vereinbarungen der Verbände in Osterreich 
und im Ausland ab. Wie in allen privatrecht­
lichen Beziehungen würde endgültig auch hier 
das ordentliChe Gericht über die Anfedl.tung 
eines Schiedsspruchs oder einer Entscheidung 
eines Sch: 

' 
tes - eines aus- oder in­

ländischen - �.�(scheiden müssen. Und da, 
Herr Abgeordneter Ofenböck, beginnt für mich 
die Grenze, wo ich weiter nicht Stellung 
nehmen kann, weil idl. natürlich einer all­
fälligen Befassung inländischer Gerichte nicht 
vorgreifen kann. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Ofenböm: Herr Bundes­
minister l Es war mir bekannt, daß Sie kein 
Fußballer sind; das ist aber nichts Negatives 
in diesem Zusammenhang. Da es s ich hier 
aber im Fall EiseIe - ein aus Deutschland 
kommender Spieler bei Donawitz - um ein 
lebenslanges Berufsverbot handelt, das von 
einem freiwilligen Vereins schiedsgericht aus­
gesprochen wurde, möchte ich Sie fragen, Herr 
Bundesminister, ob ein derartiger Vereins­
sChiedsspruch auch durch ein ordentlidl.es 
österreichisches Gericht überprüft werden 
k·ann. 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Broda: Herr Abgeord­
neter Ofenböckl Ich darf nochmals auf das 
zurückkommen, was ich schon sagte : Grund­
sätzlich ja. Jeder Schiedssprudl. oder j ede 
Entscheidung eines solchen Vereinsschieds­
gerichtes kann durch ein ordentliches Gericht 
überprüft werden. Es kann also auf NiChtig-
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keit einer solchen Entscheidung geklagt wer­
den. Ob dies im gegenständlidlen Fall mit 
Aussicht auf Erfolg getan wird oder über­
haupt in Erwägung gezogen wird, entzieht 
sich m e iner Kenntnis, weil idl, wie gesagt, 
kein Fußballer bin. (Abg. Z e i 1 1  i n g e r: 
Brundage vor ein österreichisches Gericht!) 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Ofenböck: Herr Bundes­
minister ! Da Sie bejahen, daß ein österreichi­
sches Gericht diesen Vereinsschiedsspruch 
korri g i eren könnte, ergeben sich wesentliche 
Folgen nicht nur für den Spieler selber, son­
dern auch für die Vereine und Verbände, 
weil durch diesen Schiedsspruch ein Spieler 
einmal als berechtigter Spieler und ein 
anderes Mal als nicht beredltigter Spieler in 
Erscheinung getreten sein könnte. Es wäre 
daher denkbar, daß in einer Tabelle von 
Meisterschaften auf einmal Spiele annulliert 
werden, die ein Verein mit einem gesperrten 
Spieler gewonnen hat, andere Spiele wieder 
normal gewertet werden. Es würde also der 
Verband eine Tabelle führen, und das Gericht 
könnte durch seine Entscheidung diese Tabelle 
verändern. 

Ich möchte Sie daher fragen, ob Sie diesen 
Problemkreis, den ich kurz angedeutet habe 
und der in naher Zukunft schon sehr konkrete 
Bedeutung erringen könnte, in Ihrem Ressort 
einer eingehenden Uberprüfung unterziehen 
lassen und dem Nationalrat darüber berichten 
werden. (Abg. P a  y: Eine Faschingsdienstag­
Frage!) 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Broda: Herr Abgeord­
neter Ofenbödd Im Bundesministerium für 
Justiz wenden wir allen Problemen des Rechts­
wesens große Aufmerksamkeit zu. Wir stehen 
Ihnen daher auch persönlich in dieser Frage 
gern zur Verfügung. 

Im übrigen kann ich bei weitherzigster Aus­
legung der Bestimmungen der Geschäfts­
ordnung und der Verfassung wirklich nichts 
Zusä tzliches mehr antworten, aus Mangel an 
Zuständigkeit und an Sachkenntnis als Fuß­
baller. 

Bundesministerium für Gesundheit und 
Umweltschutz 

Präsident: 8. Anfrage : Herr Abgeordneter 
Dr. Scrinzi (FPO) an die Frau Bundesminister 
für Gesundheit und Umweltschutz. 

199/M 

Welche Maßnahme hat Ihr Ministerium an­
gesichts der Typhusepidemie in Kärnten er­
griffen ? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister für Gesundheit und Umwelt­
schutz Dr. Ingrid Leodolter: Herr Abgeord­
nete r !  Gemäß dem Epidemiegesetz 1950 ist 
die Anordnung von Maßnahmen zur Be­
kämpfung der nach diesem Gesetz anzeige­
pflichtigen Krankheiten Aufgabe der mittel­
baren Bundesverwaltung. Es werden daher die 
Sanitätsbehörden der Länder tätig. 

Trotzdem ist mir bekannt, daß sich ab dem 
27. Jänner, nachdem der erste Typhusverdacht 
aufgetaucht ist, die Landessanitätsdirektion 
von Kärnten mit der Gesundheitssektion im 
Sozi alministerium damals in Verbindung ge­
setzt hat, daß diese Gesundheitssektion eine 
beratende Tätigkeit ausgeübt hat auch in Ver­
bindung mit Herrn Professor Flamm, der Lei­
ter des Hygieneinstitutes in Wien ist, und 
daß alle Maßnahmen im Einvernehmen ge­
troffen worden sind. 

Einen Tag nach der Angelobung beim Herrn 
Bundespräsidenten, nachdem das Bundes­
ministerium für Gesundheit und Umweltschutz 
exis tiert hat, bin ich selbst in das Typhus­
gebiet gefahren, um mich an Ort und Stelle 
über die Maßnahmen und auch über die Aus­
dehnung und Schwere der Erkrankung zu 
informieren. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Frau Bundes­
ministerl  Wenn die Pressemitteilungen richtig 
sind, wonach ein Kompetenzstreit in der 
K o stenfrage den Einsatz der Impfaktion um 
rund acht bis zehn Tage verzögert haben 
sollte, so wären es diese ungeklärten 
Kompetenzfragen, an denen man unter Um­
ständen in Osterreich auch sterben kann. 

Frage : Sind die Behauptungen der Presse 
richtig, daß diese ungeklärte Kostenfrage den 
Einsatz der Impfmaßnahmen erheblidl - und 
bei einer Typhusepidemie ist es durchaus 
erheblich, wenn es sich um acht bis zehn 
Tage dreht - verzögert hat? 

Präsident: Frau Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Ich darf Ihnen 
s agen, daß die Kompetenzfragen die Impf­
aktion keineswegs verzögert haben; sondern 
zuerst wollte die Gesundheitssektion im Ein­
vernehmen mit Herrn Profes'sor ip},amm di'e 
Abgrenzung treffen, welche Personen geimpft 
werden sollen. Ursprünglich bestand die Idee, 
daß man die ganze Bevölkerung von Kärnten 
impfen soll. Professor Flamm war aber der 
Meinung, daß man zuerst die Verursacher, 
also die Ausscheider, finden sollte und dann 
den Personenkreis impfen sollte. Im Gesetz 
steht, daß das Land für die Impfaktionen 
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zuständig ist und natürlich auch die Kosten Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch:­
dafür zu tragen hat. Allerdings ist im Gesetz Sehr geehrter Herr Abg,eorJdIlJeue,r ! Die Höhe 
nur vorgesehen, wirkliche Kontaktpersonen der zusätzlichen Kosten, die dem Ausgleichs­
zu impfen. Hier hat es sich aber um eine fonds für Familienbeihilfen durch die Tarif­
Impfung auf weit größerer Basis gehandelt, erhöhungen bei einigen öffentlichen Verkehrs­
was ich ja schon wußte, da wir zum Beispiel mitteln erwachsen werden, kann zuerst auch 
die gesamte Bevölkerung des Bezirkes Kühns- nicht annähernd genau ermittelt werden, da 
dorf impfen wollten. Dies war der Grund, mit den öffentlichen Verkehrsunternehmen auf 
daß ich meinte, daß die gesundheitliche Be- Grund der Ermächtigung in § 30 lit. f des 
deutung so groß ist, daß ich selbst in dieses Familienlastenausgleichsgesetzes 1 967, BGBl. 
Gebiet gefahren bin. Ich bin schon mit der Nr. 376, '.in der F'aJSsung d�lr NoveHe, BGBl. 
Absicht hingefahren, die Hälfte der Kosten Nr. 1 1 6/ 1 97 1 ,  vertraglich vereinbart wurde, 
des Typhusimpfstoffes zu tragen. daß alle nach dem 20. Dezember 1 97 1  bean-

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte, spruchten Fahrpreisersätze erst ab 1 5. März 

Herr Abgeordneter. 
1 972 zur Zahlung fällig sind. Die Ansprüche 
auf Fahrpreisersatz für jene Zeiträume, die 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Frau Bundes- von den Tariferhöhungen betroffen werden, 
minister! Haben Sie sich aus Anlaß Ihres werden von den Verkehrsunternehmen erst 
Besuches auch mit der Frage beschäftigt, wie geltend gemadlt werden. Ich bin gerne bereit, 
es möglich war, daß eine als Bazillenträgerin Ihnen dann die gewünschten Informationen 
und -ausscheiderin zernierte Person offensicht- zuzuleiten. 
lieh ohne weitere Kontrollrnaßnahmen wieder 
auf einem Gebiet berufstätig werden konnte, Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr 

auf dem die Gefährdung von Dritten besonders Abgeordneter. 

groß war? 

Präsident: Frau Minister, bitte. 

Bundesminister Dr. Ingrid LeodoUer: Herr 
Abgeordneter I Das Bazillenausscheidergesetz 
isi1eht nur vor, Personen ammer wileder zu 
kontrollieren, die unmittelbar mit Lebens­
mitteln in Kontakt sind. Das habe ich aber 
gleich, als ich von dieser Typhusepidemie 
gehört habe, zum Anlaß genommen, mich um 
das Bazillenaussdleidergesetz zu bemühen, 
das heißt, wir werden es novellieren. Es gibt 
in ganz Osterreich etwa 600 Bazillenaus­
scheider. Es wird möglich sein, diese erstens 
einer Sanierung zuzuführen und sie dann in 
richtigen Abständen, also nicht in j ahrelangen 
Abständen, sondern in wesentlich kürzeren 
Abständen, hnmer wlieder zu kontroINere'll. 
Denn es ist ja wirklich unverständlich, wie 
Sie ganz richtig auch als Arzt sagen, daß von 
diesen Personen eine Epidemie ausgeht, die 
schließlich das ganze Land nicht nur in 
Schrecken, sondern immerhin auch in Un­
kosten stürzt. 

Bundesministerium für Finanzen 

Präsident: 9. Anfrage : Herr Abgeordneter 
Dipl.-Ing. Dr. Leitner (OVP) an den Herrn 
Bundesminister für Finanzen. 

190/M 

Welche zusätzlichen Kosten erwachsen dem 
Familienlastenausgleichsfonds auf Grund der 
Tariferhöhungen, welche von den Österreichi­
sehen Bundesbahnen und von der Gemeinde 
Wien vorgenommen wurden ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Leitner: Herr 
Bundesminister! Sie haben jetzt in Ihrer Ant­
wort keinerlei Zahlen genannt und erklärt, 
daß es sehr schwer ist und daß keine Unter­
lagen vorliegen. 

Herr Ministerl Sie haben auf meine Anfrage 
in der Anfragebeantwortung 1 4/AB erklärt, 
daß die Kosten für die Schülerfreifahrten mit 
270 Millionen Schilling geschätzt sind, daß die 
Kosten für die Schulfahrtbeihilfen aber noch 
nicht mit einiger Sicherheit abzusehen sind. 
Also betragen die Gesamtkosten bedeutend 
mehr als 270 Millionen Schilling. 

Da nun die FahrUarife bei Bahn und Post 
um 20 Prozent erhöht wurden, bei den Wiener 
Straßenbahnen sogar um 50 Prozent, müßte 
doch das Ministerium eine Berechnung darüber 
vorliegen haben, was diese Erhöhungen aus­
machen. Die 20 Prozent von 270 Millionen 
Schilling sind allein 54 Millionen Schillingl 

Herr Ministerl Ist Ihre Antwort, die nichts 
aussagt, darauf zurückzuführen, daß Sie am 
4. November 1971  auf eine Anfrage des Inter­
viewers im Abendjournal : "Durch die Hinauf­
setzung der Schülertarife bei der Bundesbahn 
wird der FamiIienlastenausgleichsfonds stär­
ker belastet", geantwortet haben: "Es hat nie­
mand in der Regierung seine BereitsChaft be­
kundet, einem solchen Wunsch bei den 
Schülertarifen zuzustimmen. Ich jedenfalls 
werde einem solchen Verlangen niCht zu­
stimmen . . . " ?  

Da diese starke Tariferhöhung gerade jene 
Kinder trifft, die in entfernt gelegenen Gebie­
ten wohnen, während die Kinder in den gün-
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Dipl.-Ing. Dr. Leitner 
stig gelegenen Gebieten durch das Limit von 
260 S den vollen Ersatz dafür bekommen, frage 
ich also: Ist kurzfristig im Zusammenhang 
mit der Tariferhöhung eine Novelle zur Ver­
meidung weiterer Ungeredltigkeiten geplant? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Androsdl: Sehr geehrter 
Herr Abgeordnete r !  Es ging um die Frage der 
Änderung der Tarifstruktur. Im darf in Er­
innerung rufen, daß seitens der Verwaltung 
der genannten Unternehmungen beziehungs­
weise Betriebe Vorschläge auf eine sehr 
nachhaltige Änderung der Tarifstruktur in der 
Richtung gemacht wurden, daß die von Ihnen 
genannten Tarife eine wesentlim größere 
Erhöhung hätten e rfahren sollen, womit eine 
Änderung der Tarifstruktur zuungunsten 
dieser Tarife und der davon betroffenen Per­
sonen erfolgt wäre. Wie Sie den tatsächlichen 
Tarifkorrekturen entnehmen konnten, ist man 
diesen Vorschlägen keineswegs nähergetreten, 
sondern man hat s i e  fallengelassen und ist bei 
der Tarifstruktur geblieben, allerdings wur­
den innerhalb dieser Tarifstruktur alle Tarife 
angehoben. 

V/as die andere Frage, also den zweiten 
Teil Ihrer Anfrage betrifft, darf ich auf folgen­
des verweisen: Wenn die Abrechnungen noch 
nicht vorliegen, j a  noch nicht einmal vorliegen 
können, weil der Termin dafür noch nicht da 
ist, und aus frühe ren Jahren Vergleichswerte 
fehlen, weil die Sache das erste Jahr durm­
geführt wird, k ann ich Ihnen beim besten 
Willen die Auskunft erst zu dem Zeitpunkt 
geben, zu dem mir selbst die Information 
zugänglich ist. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter D ipl.-Ing. Dr. Leitner: Herr 
Bundesminister I Eine Tariferhöhung um 
50 Prozent zum Beispiel bei den Wiener 
Straßenbahnen ist sehr hoch. Ich erinnere 
mim an ein Gespräm vor ungefähr eineinhalb 
Jahren, als mir ein Vertreter der städtischen 
Verkehrsmittel gesagt hat, daß im Zusammen­
hang mit der Fahrtkostenzuschußregelung 
beachtliche Preis- und Tariferhöhungen vor­
gesehen sind. Im glaube jedenfalls, 50 Prozent 
sind an sich eine sehr ordentlime Erhöhung 
und keine Einsparung, wie es von der Regie­
rung dargestellt w ird. 

Herr Minister! Sie sagen, daß die Unter­
lagen erst nam Vorliegen der Abremnung 
zugänglich sind. Ich, frage Sie : Wann wollen 
Sie den Entwurf e iner Novelle für das Fami­
lienlastenausgleichsgesetz im Hinblick auf 
die Schulfahrtbeihilfe einbringen? 

Das ist besonders bedeutsam, weil ja dieses 
Gesetz eine Reihe von sehr schwerwiegenden 
Mängeln aufwe ist - ich brauche hier nidü 
darauf zu verwe isen - und es doch notwendig 
ist, diese Mängel zu beseitigen. 

Es wäre also zweckmäßig, wenn wir bereits 
vorher die entsprechenden Unterlagen be­
kämen, wenn das Finanzministerium wüßte, 
was das Gesetz kostet, oder wenn wenigstens 
Schätzungsgutachten vorliegen würden, damit 
dann eine entsprechende Novelle gemacht 
werden kann. 

Wann werden Sie also eine solche Novelle 
in das Begutachtungsverfahren bringen? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter ! Wir sind gerade in diesen 
Wochen dabei, die Unterlagen, die uns von 
vielen Seiten zugegangen sind, aufzubereiten 
beziehungsweise in entsprechenden Unter­
redungen abzuklären, um die Erfahrungen für 
eine Novellierung zu sammeln. Zu einem 
trüheren Zeitpunkt konnte das nicht gescheh­
hen, weil die Sache erst mit September ver­
gangenen Jahres überhaupt wirksam gewor­
den ist. 

Eine entsprechende Novelle wird im Früh­
jahr in die Begutachtung gehen, und zwar mit 
der zeitlichen Terminplanung, daß sich das 
Hohe Haus vor dem Sommer entsprechend 
damit beschäftigen kann. 

Präsident: Wir kommen zur 10. Anfrage : 
Herr Abgeordneter Dr. Schranz (SPO) an den 
Herrn Bundesminister für Finanzen. 

154/M 

Wer nimmt bei einem Direktimport in 
Wien die Schätzung für die Verzollung vor T 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsdl: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Zunächst darf ich darauf 
hinweisen, daß grundsätzlich zwischen der 
"Schätzung" der Grundlagen für die Abgaben­
erhebung einerseits und der Heranziehung 
von "Sachverständigen" zur Erstellung von 
Gutachten andererseits zu untersmeiden ist. 

Nach den einschlägigen Bestimmungen der 
Bundesabgabenordnung, und zwar § 1 84 
Abs. 1 ,  hat die Abgabenbehörde, soweit sie 
die Grundlagen für die Abgabenerhebung 
nicht ermitteln oder berechnen kann, diese 
zu schätzen. Die Schätzung stellt das letzte 
Mittel dar, zu dem die Behörde dann greifen 
muß, wenn der normale Weg der Ermittlung 
der Bemessungsgrundlagen für die Abgaben­
erhebung ungangbar ist. - Erkenntnis des 
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Verwaltungsgerichtshofes vom 19.  6. 1959, band beziehungsweise an diesen Wiener Be­
Zl. 1 924/57. zirksvorsteher diesem quasi eine Monopol­

Hinsichtlich der VerzoBung eingeführter 
Kraftfahrzeuge in Wien ist Abgabenbehörde 
1 .  Instanz das Zollamt Wien; dieses hat daher 
unter den angeführten Voraussetzungen die 
Schätzung der Grundlagen für die Zoll er he­
bung durchzuführen. 

Es steht der Partei, das heißt dem Käufer 
oder dessen Bevollmächtigtem, stets frei, zur 
Erhärtung ihrer Angaben in der Erklärung 
zur Ermittlung des Zollwertes, insbesondere 
des von ihr angegebenen Kaufpreises des 
eingeführten Kraftfahrzeuges, ein Sachver­
ständigengutachten als Beweismittel dem Zoll­
amt vorzulegen. Hiebei bleibt der Partei die 
Auswahl des Sachverständigen freigestellt. 
Ebenso kann das Zollamt - unabhängig da­
von, ob bereits ein von der Partei beige­
brachtes Gutachten eines geriChtliCh beeideten 
Sachverständigen vorliegt oder nicht -, so­
weit es dies für erforderlich hält, von Amts 
wegen ein Sachverständigengutachten ein­
holen. Hiebei ist dem Zollamt - ebenso wie 
der Partei - die Auswahl des Sachverstän­
digen grundsätzlich freigestellt, und es wird 
daher bei der Auswahl auf denjenigen Sach­
verständigen greifen, der ihm zur Erstellung 
eines Gutachtens für Zwecke der Verzollung 
des eingeführten Kraftfahrzeuges am besten 
geeignet erscheint. Hiebei macht es keinen 
Unterschied, ob die Einfuhr direkt durch den 
Letztverbraucher oder über Händler bezie­
hungsweise Alleinvertreter zum Weiterver­
kauf erfolgt. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Dr. Schranz: Herr Bundes­
ministerl Ein Intervenient aus meinem Wahl­
kreis hat mir folgende Vorgangsweise beim 
Zollamt Wien mitgeteilt: 

Er wurde auf seine Frage, wo ein SChät­
zungsgutachten am besten eingeholt werden 
könnte, ausschließlich an den Osterreichismen 
Automobil-Treuhänderverband in Wien ver­
wiesen, und er hat auch die entspreChende 
Telephonnummer bekommen. Er hat nun fest­
gestellt, daß interessanterweise im AmtliChen 
Wiener Telephonbuch gar keine Eintragung 

steIlung eingeräumt wird? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Androsdl: Herr Abge­
ordneter! Die Heranziehung des Osterreichi­
schen Automobil-Treuhänderverbandes zu 
amtswegigen Schätzungen eingeführter Kraft­
fahrzeuge erfolgte über Vorschlag der Bundes­
kammer der gewerblichen Wirtschaft bereits 
unmittelbar nach Einführung der Wertver­
zollung in Osterreich im Jahre 1955. Im Inter­
esse einer gleiChartigen Vorgangsweise sind 
·die Zolldienststellen angewiese'n, bei amts­
wegigen Schätzungen eingeführter Kraftfahr­
zeuge Sachverständige des Osterreichischen 
Automobil-Treuhänderverbandes heranzuzie­
hen. 

Soweit ich informiert bin, kann j eder ge­
richtlich beeidete Sachverständige Mitglied 
des Osterreichischen Autom.obil-Treuhänder­
verbandes werden und kann somit auCh über 
den Osterreichischen Automobil-Treuhänder­
V1erband -als Gutacht:er 'her,ange,zo9en weroen. 

Präsident : Eine weitere Zusatzfrage. Bitte, 
Herr Abgeordneter 

Abgeordneter Dr. Schranz: Herr Bundes­
minister! Ich habe festgestellt, daß es in Oster­
reich etwa 200 gerichtlich beeidete Sachver­
ständige für das Kraftfahrzeugwesen gibt, daß 
aber dem Osterreichischen Automobil-Treu­
händerverband derzeit nur rund zwei Dutzend 
solcher Sachverständiger als Mitglieder ange­
hören können, weil dieser Verband andere 
und weitere Mitglieder nicht aufnimmt. Es han­
delt sich also um eine Art Exklusivklub. Ich 
habe in meiner ersten Zusatzfrage bereits auf 
gewisse Zusammenhänge verwiesen. 

Sind Sie, sehr geehrter Herr Bundesminister, 
daher bereit, auf den Osterreichischen Auto­
mobil-Treuhänderverband einzuwirken, daß er 
seine Exklusivität aufgibt und weitere Mit­
glieder aufnimmt, und außerdem die Zoll­
dienststellen anzuweisen, alle gerichtlich be­
eideten Sachverständigen für die Abgabe von 
Schätzgutachten bei Privatimporten von Kraft­
fahrzeugen heranzuziehen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

unter "Osterreichischer Automobil-Treuhän- Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
derverband" oder unter "Automobil-Treuhän- Herr Abgeordneter l  Ich darf noch einmal auf 
derverband" allein aufscheint, sondern daß meine eingangs klar getroffene Feststellung 
unter dieser Nummer das S achverständigen- verweisen, daß es jeder Partei und ihrem 
büro eines Wiener Bezirksvorstehers einge- Bevollmächtigten unbenommen ist, den Sach­
tragen ist. verständigen auszuwählen. Einen Einfluß auf 

Herr Bundesminister! Halten Sie es für den Osterreichismen Automobil-Treuhänder­
richtig, daß bei Autoimporten privater Art verband habe ich nicht. 
durCh die Verweisung ausschließlich an den Wenn Sie mir einen konkreten Fall sagen, 
Osterreichischen Automobil-Treuhänderver- daß ein anderer gerichtlich beeideter SaChver-
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ständiger von den Zollbehörden nicht aner­
kannt werden soll, werde iCh dieser Sache 
gerne nachgehen. 

Präsident: 1 1 .  Anfrage : Her r Abgeordneter 
Dipl.-Vw. JosS'ek (FPO) ian den. Herrn Bundes­
minister für Finanzen. 

144/M 

Wie weit sind die Vorarbeiten an einer 
Neugestaltung der Einhebungsart der Kraft­
fahrzeugsteuer gediehen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androscb: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneterl Im Rahmen einer beim 
Bundesministerium für Finanzen konstituier­
ten Unterkommission für die Kraftfahrzeug­
besteuerung, der auch Vertreter der Kraft­
fahrzeugorganisationen angehören, wurden 
bereits die verschiedenen Einhebungsmöglich­
keiten der Kraftfahrzeugsteuer geprüft. Das 
Ergebnis der hierüber im In- und Ausland 
durchgeführten Ermittlungen ver anlaß te je­
doch die Kommission einhellig, vorerst die 
Entwicklung im EWG-Raum abzuwarten. Die 
vorläufige Beibehaltung des derzeitigen Ein­
hebungs systems erscheint daher angezeigt, 
schließt aber für die Zukunft - sobald das 
Ergebnis im EWG-Raum vorliegt - eine Än­
derung der Erhebungsform nicht aus. 

Darüber hinaus möchte ich darauf verwei­
sen, daß mit 1 .  Jänner 1 972 diese Abgabe auf­
kommensmäßig zur Gänze den Ländern zu­
fällt und der Bund im Grunde nur mehr eine 
Grundsatzgesetzgebung hat. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck: Herr Bun­
desminister l Sie können mir also nicht sagen, 
in welch absehbarer Zeit hier auch eine Ver­
waltungsvereinfachung erfolgen wird. Es 
bleibt mir daher weiterhin übe rlassen, monat­
lich mediIlle 3-S-StJe'lllpellmarken labzu!Schlecken, 
um für meinen Motorroller die Marke aufzu­
picken. Würde ich das nicht machen, könnte 
ich natürlich Strafsanktionen nicht entgehen. 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister Dr. Androscb: Ich darf noch 
einmal darauf verweisen, daß es sich hier 
nicht mehr um eine Bundesabgabe, sondern 
um eine Landesabgabe handelt, also ohne 
Mitwirkung der Länder eine Lösung gar nicht 
herbeigeführt werden kann. 

Nach den Rücksprachen mit den Kraftfahr­
zeugorganisationen wird diese Fraktionierung, 
diese Teilzahlungsmöglichkeit gewünscht, wo­
bei es sich um eine Möglichkeit handelt. Es ist 
j edem freigestellt, für das ganze Jahr zu 

picken und siro dieser Prozedur, die Sie er­
wähnt haben, bei der kh vöHioges Verständnis 
habe, daß sie in vielen Fällen nicht besonders 
Gefallen findet, zu entziehen. 

Präsident: 12. Anfrage : Herr Abgeordneter 
Kern (OVP) an. den Herrn Bundesminister für 
Finanzen. 

191/M 

Warum haben Sie dem Beschluß des Unter­
ausschusses des Finanz- Wld Budgetausschusses 
über die Vergabe der Subventionen vom 
7. Juni 1 971,  innerhalb von drei Wochen ein 
Gutachten über den Subventionsbegriff vor­
zulegen, nicht entsprochen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androscb:  Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter !  Auf Grund des Ersuchens 
des Unterausschusses des Finanz- und Budget­
ausschusses in der Sitzung vom 1. Juni 1 91 1  
fand bereits am 1 6. Juni 1 91 1  im Bundesmini­
sterium für Finanzen eine Besprechung zur 
Erarbeitung eines Förderungsbegriffes in An­
wesenheit eines Vertreters des Bundeskanzler­
amtes - Verfassungs dienst statt. Die Aus­
arbeitung eines Arbeitspapieres auf Grund der 
Ergebnisse dieser Besprechung war anfangs 
Juli 1 91 1  beendet. Wegen des zu diesem Zeit­
punkt bereits bekannten Auslaufens der 
Gesetzgebungsperiode, wodurch auch der Sub­
ventionsberirot für das Jahr 1969 nicht mehr 
weiterbehandelt werden konnte, wurde dieses 
Arbeitspapier nicht mehr dem Unterausschuß 
übermittelt. 

Ich beabsichtige, einen Subventionsbericht 
für das Jahr 1910 dem Nationalrat vorzulegen, 
der unter Verwendung des neuen Förderungs­
begriffes erstellt wird. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Herr Abgeord­
neter, bitte. 

Abgeordneter Kern: Herr Bundesminister ! 
Ich möchte zunächst feststellen, daß anschei­
nend das Interesse der S ozialistischen Partei 
und insbesondere auch der SPO-Regierung, 
die Subventionsvergaben transparent zu 
machen oder, mit den Worten der "Arbeiter­
Zeitung" vom 1 7. Jänner 1 971  zu reden, "Licht 
in den Subventionsdschungel zu bringen", 
nachgelassen hat und die SPO-Regierung es 
heute nicht mehr so eilig hat, daß also die 
Lust daran etwas geringer geworden ist. 

Ich darf darauf verweisen, daß im Wirt­
schaftsprogramm der SPO , herausgebracht 
1968, auf Seite 34 unter Punkt 1 1  zu lesen 
steht: "Uber die Verwendung der Förderungs­
mittel ist jährlich ein Subventionsbericht dem 
Nationalrat vorzulegen. " 

Auch in der Regierungserklärung 1970 ist 
vom Herrn Bundeskanzler hier ausgeführt 
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worden, daß das gemacht werden wird (Rufe 
bei der SPtJ: Frage!), und es ist dann auch 
im Herbst des Jahres 1 970 dieser Bericht 
vorgelegt worden. (Anhaltende Rufe bei der 
SPtJ: Frage! - Der P r ä  s i d e n  t gibt das 
Glockenzeichen.) In der Regierungserklärung 
197 1  ist davon nicht mehr gesprochen wor­
den. 

Herr Bundesminister ! Sie haben, wie Sie 
selbst gesagt haben, am 7. Juni versprochen, 
innerhalb von drei Wochen ein Gutachten 
vorzulegen. Sie haben jetzt erklärt, daß diese 
Arbeit im Juli in Angriff genommen worden 
ist. 

Ich frage nun : Wann wird also, nachdem 
jetzt schon über acht Monate vergangen sind, 
dieser Subventions begriff von Ihnen vorgelegt 
werden? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Zuerst eine grundsätzliche 
Feststellung: Wir haben das im Wirtschafts­
programm als Punkt enthalten gehabt. Wir 
haben diesbezügliche Anträge oder Wünsche 
im Zusammenhang mit den Haushaltsrechts­
verhandlungen im Jahre 1 969 gestellt. Wir 
haben auf gewissermaßen freiwilliger Basis 
das für das Jahr 1969 im Jahr 1 97 1  vorgelegt 
und sind ganz besonders deswegen auf 
massive Kritik Ihrerseits gestoßen. Wir wer­
den unbeschadet dieser Kritik Ihrerseits einen 
Bericht für das Jahr 1 970 im ersten Halbjahr 
dieses Jahres vorlegen. 

Eine Ubermittlung dieses Ergebnisses an 
den Unterausschuß war nicht mehr möglich, 
weil zu diesem Zeitpunkt der Unterausschuß 
nicht mehr existent war. 

Der Subventionsbegriff wird nunmehr dem 
Subventionsbericht für 1 970 zugrunde liegen. 
Es ist auch beabsichtigt, im Bundesförderungs­
gesetz eine diesbezügliche Definition aufzu­
nehmen, um das für künftige Jahre klarzu­
stellen. 

Ich stelle nochmals fest, daß es sehr lange 
gedauert hat, Sie endlich zu einer diesbezüg­
lichen Antwort in dieser Frage zu bringen i 
denn es wäre Ihnen selbstverständlich unbe­
nommen geblieben, schon früher diesbezüg­
lich tätig zu werden. Sie hätten absolut nicht 
auf meine Anfrage warten müssen. 

Wenn der BeriCht 1 969 im Haus nicht mehr 
behandelt worden ist, dann sicherlich des­
wegen, weil durch seine Mangelhaftigkeit und 
durch seine Nichttransparenz sich seine Wert­
losigkeit herausgestellt hat und Sie selbst der 
Presse gegenüber im Herbst des vergangenen 
Jahres gesagt haben, daß Sie an einer neuer­
lichen Einbringung dieses Berichtes nicht inter­
essiert sind. 

Meine Frage ist aber nun : Wie wird dieser 
Subventions begriff aussehen, der dem neuen 
Bericht 1970 - der dann, wenn er herausge­
bracht wird, auch schon wieder nur mehr 
historisChen Wert haben wird - zugrunde­
gelegt wird ? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Androsdl: Zuerst : Jeder 
Bericht hat natürlich historisChen Wert, weil 
er siCh nicht auf die Zukunft, sondern nur auf 
die Vergangenheit beziehen kann. Das ist das 
Wesen eines solchen Berichtes. (Beifall bei der 
SPtJ. - Abg. K e r n : Die Aktualität ist jeden­
falls weg!) 

Ich darf noCh einmal darauf verweisen, daß 
es unser Wunsch war, Transparenz herzu­
stellen, und daß Sie j a  kritisiert haben, daß der 
letzte Bericht in einer solchen Detaillierung 
erfolgt ist. Aber wir werden trotzdem nicht 
davon abgehen, weil wir meinen, daß das 
richtig ist und daß es gewissermaßen ein 
Bestandteil der Budgethoheit ist, gerade von 
solchen Bereichen der Ermessensausgaben 
Kenntnis zu haben. 

Bei der großen Zahl der Förderungswerber 
im Bereich der LandwirtsChaft sehe ich nur 

Wir haben - das möchte ich auch noch eine Sdlwierigkeit, sie namentlich anzuführen. 
Ich entnehme aber Ihrem Votum, daß Sie sehr 
daran interessiert sind. ICh werde daher prü­
fen, ob siCh das technisch verwirklidlen läßt. 

festhalten - dasselbe Interesse an der Trans­
parenz. Ich darf Ihre Urgenz so auffassen, daß 
Sie darüber hinausgehende Transparenz wün­
schen. Idl werde gerne prüfen, ob man die Als Definition für den Begriff im Bundes­
einzelnen Förderungsempfänger etwa aus dem förderungsgesetz ist an folgende Formulierung 
BereiCh der Landwirtschaft - was sicherlich gedacht, wobei das noch keine endgültige sein 
sehr schwierig sein wird - auch so Ihrem muß, das ist der jetzige Stand der Beratungen: 
Wunsch entsprechend namentlich aufnehmen 
kann. 

Präsident : Eine weitere Zusatzfrage. Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Kern: Ich nehme zur Kenntnis, 
Herr Bundesminister, daß Sie an der Transpa­
renz also sehr interessiert sind. 

"Förderungen im Sinne dieses Bundesge­
setzes sind Ausgaben des Bundes für Darlehen, 
Annuitäten-, Zinsen- und Kreditkostenzu­
schüsse sowie sonstige Geldzuwendungen 
privatrechtlicher Art, die der Bund einer phy­
sischen oder juristischen Person aus Bundes­
mitteln für eine förderungswürdige, von ihr 
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bereits erbrachte oder beabsichtigte Leistung 
gewährt, ohne daß dafür dem Bund unmittel­
bar eine angemessene geldwerte Gegenlei­
stung erbracht wird." 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Den in der letzten Sitzung einge­
brachten Antrag 21 / A der Abgeordneten Hahn 
und Genossen betreffend Verwendung der 
Bundesbeiträge für Fernheizzwecke weise ich 
dem Rechnungshofausschuß zu. 

Die seit der letzten Haussitzung eingelang­
ten Anfragebeantwortungen wurden den 
Anfragestellern übermittelt. Diese Anfrage­
beantwortungen wurden auch vervielfältigt 
und an alle Abgeordneten verteilt. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abge­
ordneten Zeillinger, um die Verlesung des 
Einlaufes. 

. 

Bundesgesetz, mit dem den Gemeinden 
Pauschalentschädigungen für die ihnen anläß­
lich der Durchführung der Ordentlidlen Volks­
zählung 1 971 entstandenen Kosten gewährt 
werden (170 der Beilagen) ; 

Internationales Freibord-Ubereinkommen 
von 1 966 samt Anlagen (118 der Beilagen) i 

Schlußakte der Internationalen Konferenz 
von 1 960 zum Schutz des menschlichen Lebens 
auf See, Internationales Ubereinkommen von 
1 960 zum Schutz des menschlichen Lebens auf 
See (Anlage A zur Schlußakte) samt Anhang 
und Regeln zur Verhütung von Zusammen­
stößen auf See (Anlage B zur Schlußakte) 
( 179 der Beilagen) i 

Bundesgesetz, mit dem das A llgemeine 
Sozialversicherungsgesetz abgeändert wird 
(28. Novelle zum Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetz) ( 1 83 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz betreffend die Finanzierung 
Schriftführer Zeillinger: Schreiben des Bun- des Internationalen Amtssitz- und Konferenz-

deskanzlers vom 9. Februar 1972 : zentrums Wien (IAKW-Finanzierungsgesetz) 

"An Herrn Präsidenten des Nationalrates. ( 1 94 der Beilagen). 

Der Herr Bundespräsident hat mit Entschlie­
ßung vom 9. Februar 1 972, Zl. 1 1 60/72, über 
meinen Antrag, gemäß Artikel 73 des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1 929 
für die Dauer der zeitweiligen Verhinderung 
des Bundesministers für Landesverteidi gung 
Karl F. Lütgendorf, in der Zeit vom 1 1 . bis 
16 .  Februar 1972, den Bundesminister für Inne­
res auo Rösch mit dessen Vertretung betraut. 

Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme, Mitteilung zu 
machen. 

Kreisky" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. 

Präsident: Danke. - Die vom Schriftführer 
soeben als eingelangt bekanntgegebenen 
Regierungsvorlagen werde ich gemäß § 4 1  
Abs. 4 Geschäftsordnungsgesetz in der näch­
sten Sitzung zuweisen. 

Die eingelangten Berichte weise ich zu wie 
folgt: 

Bericht des Bundesministers für Finanzen 
gemäß Ziffer 5 des Allgemeinen Teiles des 
Systemisierungsplanes der Kraft-, Luft- und 
Wasserfahrzeuge des Bundes für das Jahr 
197 1  (Anlage zum Bundesfinanzgesetz 197 1 )  
(III-20 der Beilagen) dem Finanz- u n d  Budget­
ausschuß ; 

Ich ersuche den Herrn Schriftführer, in der Bericht des Bundesministers für Auswärtige 

Verlesung des Einlaufes fortzufahren. Angelegenheiten über die wichtigsten Ergeb-
nisse der XXVI. Generalversammlung der 

Schriftführer Zeillinger: Von der Bundes- Vereinten Nationen (III-21 der Beilagen) und 
regierung sind folgende Regierungsvorlagen 
eingelangt: Bericht des Bundesministers für Auswärtige 

Angelegenheiten über die Anerkennung von 
Ubereinkommen zur Verminderung der Bangla Desh durch die Republik Osterreich 

Staatenlosigkeit samt Erklärungen (1 1 8 der (III-22 der Beilagen) 
Beilagen) ; 

Abkommen über kulturelle Zusammenarbeit 
zwischen der Republik Osterreich und der 
Sozialistischen Republik Rumänien (136 der 
Beilagen) ; 

Abkommen zwischen der Bundesregierung 
der Republik Osterreich und der Regierung 
des Königreiches Thailand betreffend die Er­
richtung einer Gewerbeschule in Thailand 
( 1 39 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Gehaltsüberlei­
tungsgesetz geändert wird ( 1 42 der Beilagen) ; 

dem Außenpolitischen Ausschuß ; 

Bericht der Bundesregierung über die soziale 
Lage 1 970 dem Ausschuß für soziale Verwal­
tung. 

Auf der für die heutige Sitzung ausgegebe­
nen Tagesordnung steht als einziger Punkt 
die 

Erste Lesung des Antrages 1 6/A (II�260 der 
Beilagen) der Abg. Ing. Helbich und Genos­
sen betreffend ein Bundesgesetz über die Be­
seitigung von Gefahrenstellen im österreichi-

1 27 
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schen Bundesstraßennetz (Gefahrenstellen­
beseitigungsgesetz) . 

Einvernehmlich schlage idl vor, diese Tages­
ordnung im Sinne des § 38 Geschäftsordnungs­
gesetz um 13 Punkte zu ergänzen. 

Es kommen für die Ergänzung folgende 
Punkte in Betracht: 

Bericht des Ausschusses für Wissenschaft 
und Forschung über die Regierungsvorlage 
(89 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem eine 
Dienstordnung für Vertragslehrer und Lehr­
beauftragte an den Kunsthochschulen erlassen 
wird (Kunsthochschul-Dienstordnung) ( 1 92 der 
Beilagen) ; 

Bericht des Ausschusses für Wissenschaft 
und Forschung über die Regierungsvorlage 
( 1 37 der Beilagen) : Bundesgesetz über die an 
wissenschaftlichen Hochschulen, Kunsthoch­
schulen und der Akademie der bildenden 
Künste in Wien zu entrichtenden Taxen (Hoch­
schul-Taxengesetz 1972) ( 1 93 der Beilagen) ; 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (38 der Beilagen) : 
Vertrag zwischen der Republik Osterreich und 
der Italienischen Republik zur Regelung finan­
zieller und vermögensrechtlicher Fragen 
( 1 95 der Beilagen) ; 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage ( 1 33 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Vertragsbedien­
stetengesetz 1 948 geändert wird ( 1 9. Vertrags­
bedienstetengesetz-Novelle) ( 1 96 der Beila­
gen) ; 

Bericht des Finanz- und Budgetaussdmsses 
über die Regierungsvorlage ( 1 34 der Beila­
gen) : Bundesgesetz, mit dem das Dorotheums­
Bedienstetengesetz geändert wird ( 1 97 der Bei­
lagen) ; 

Bericht des Justizausschusses über die 
Regierungsvorlage (3 1 der Beilagen) : Bundes­
gesetz über die Tilgung von Verurteilungen 
und die Besduänkung der Auskunft (Tilgungs­
gesetz 1 97 1 )  ( 1 87 der Beilagen) ; 

Bericht des Justizausschusses über die 
Regierungsvorlage (90 der Beilagen) : Bundes­
gesetz über den Ubergang der Zivil- und 
Strafsachen und die Änderung der Zuständig­
keit bei der Auflassung oder der Zusamm'en­
legung von Bezirksgerichten ( 1 88 der Bei­
lagen) ; 

Beridü des Justizausschusses über die 
Regierungsvorlage (1 1 5  der Beilagen) : Bundes­
gesetz, mit dem das Bundesgesetz über die 
Zahlung einer Pauschalvergütung für die 
Tätigkeit von Rechtsanwälten als Armenver­
tretern in gerichtlichen Verfahren geändert 
wird (1 89 der Beilagen) ; 

Bericht des Finanz- und Budgetaussdlusses 
über den Einundzwanzigsten Beridlt des Bun­
desministers für Finanzen an den Nationalrat 
(III- 1 6  der Beilagen) gemäß § 1 Abs. 2 des 
Bundesgesetzes vom 9. September 1 966, BGBl. 
Nr. 207 (Katastrophenfondsgesetz), betreffend 
das vierte Kalendervierteljahr 1 97 1  (198 der 
Beilagen) ; 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über den Antrag 1 8/A (II-292 der Beilagen) 
der Abgeordneten Lanc, Dr. Mussil, Dipl.-Ing. 
Hanreich und Genossen betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Ausfuhrförderungsgesetz 
1964 geändert wird (199 der Beilagen) ; 

Beridlt des Finanz- und Budgetausschusses 
über den Antrag 19/ A (II-293 der Beilagen) 
der Abgeordneten Dr. Tull, Dr. Gruber, Doktor 
Broesigke und Genossen auf Novellierung des 
Bundesgesetzes vom 5. Juli 1 962 betreffend 
die Durchführung des Artikels 27 § 2 des 
Staatsvertrages, BGBl. Nr. 1 95/1 962 (1 1 .  Staats­
vertragsdurchführungsgesetz) (200 der Beila­
gen) ; 

Bericht des Justizausschusses über den 
Antrag 4/A (II-1 7  der Beilagen) der Abgeord­
neten DDr. König und Genossen betreffend 
die Einsetzung eines parlamentarischen Unter­
suchungsausschusses gemäß § 33 Abs. 1 der 
Geschäftsordnung des Nationalrates (190 der 
Beilagen) ; 

Bericht und Antrag des Justizausschusses 
über eine Entschließung betreffend Bericht­
erstattung über Probleme des Strafvollzuges 
(191  der Beilagen) . 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dieser 
Ergänzung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist die erforder­
liche Zweidrittelmehrheit; somit a n  g e n  0 m­
m e n. 

Ich schlage vor, die Tagesordnung in der 
Weise zu reihen, wie sie in dem allen Abge­
ordneten zugegangenen Aviso vorgesehen ist. 
Wird hiegegen ein Einwand erhoben? - Das 
ist nicht der Fall. Ich werde daher - wie 
vorgeschlagen - vorgehen. 

Ferner schlage ich im Einvernehmen mit den 
Parteien vor, die Debatte über die Punkte 4 
und 5, sodann über die Punkte 1 0  und 1 1  und 
schließlich über die Punkte 1 2  und 13 der heu­
tigen Tagesordnung jeweils unter einem abzu­
führen. 

Die Punkte 4 und 5 betreffen 

die 19.  Vertragsbedienstetengesetz-Novelle 
und 

ein Bundesgesetz, mit dem das Dorotheums­
Bedienstetengesetz geändert wird. 
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Präsident 

Bei den Punkten 1 0  und 1 1  handelt es sich 
um 

den Antrag 1 8/A der Abgeordneten Lanc, 
Dr. Mussil,  Dipl.-Ing. Hanreich und Genossen 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Aus­
fuhrförderungsgesetz 1 964 geändert wird, und 

den Antrag 1 9/A der Abgeordneten DI. Tull, 
DI. Gruber, Dr. Broesigke und Genossen be­
treffend das 1 1 .  Staatsvertragsdurchführungs­
gesetz. 

Die Punkte 12 und 13 haben 

den Antrag 4/A der Abgeordneten Doktor 
König und Genossen betreffend die Einset­
zung eines parlamentarischen Untersuchungs­
ausschusses gemäß § 33 Absatz 1 der Ge­
schäftsordnung des Nationalrates und den 

Bericht und Antrag des Justizausschusses 
über eine Entschließung betreffend Bericht­
erstattung über Probleme des Strafvollzuges 
zum Gegenstand. 

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 
werden j edesmal zuerst die Berichterstatter 
ihre Berichte geben, sodann wird die Debatte 
über die j eweils zusammengezogenen Punkte 
unter einem abgeführt. Die Abstimmung 
erfolgt selbstverständlich - wie immer in sol­
chen Fällen - getrennt. 

Wird gegen diese vorgeschlagenen Zusam­
menfassungen ein Einwand erhoben? - Das 
ist nicht der Fall. 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zum Punkt 1 :  Kunsthoch­
sdlUI-Dienstordnung. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Ing. WillingeI. Ich bitte ihn, zum Gegenstand 
zu berichten. 

Berichterstatter Ing. Willinger: Herr Präsi­
dentl Hohes Haus! Ich erstatte den Bericht des 
Ausschusses für Wissenschaft und Forschung 
über die Regierungsvorlage (89 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem eine Dienstordnung 
für Vertragslehrer -und Lehrbeauftragte an den 
Kunsthochschulen erlassen wird (Kunsthoch­
schul-D ienstordnung) . 

M angels einer Regelung im Kunsthochschul­
Organisationsgesetz, BGB!. NI. 54/1970, fehlt 
seit 1 .  August 1 970 eine Rechtsgrundlage für 
die Bestellung von Vertragslehrern und die 
Erteilung von Lehraufträgen für den Bereich 
der Kunsthochschulen. 

Um e ine klare Trennung des Organisations­
rechtes vom Dienst- und Besoldungsrecht her­
beizuführen und dem Normadressaten eine 
bessere Ubersicht über die für ihn geltenden 
Rechtsvorschriften zu bieten, soll die Dienst­
ordnung für Vertragslehrer und Lehrbeauf­
tragte an den Kunsthochschulen in Form eines 
gesonderten Gesetzes erlassen werden. 

Der gegenständliche Gesetzentwurf folgt im 
wesentlichen dem Wortlaut der mit 1 .  August 
1910 außer Kraft getretenen Kunstakademie-

Die Debatte über die Punkte 4 und 5, über Dienstordnung, BGBl. Nr. 144/ 1 959. 
die Punkte 10 und 1 1  und schließlich auch 
über die Punkte 12 und 1 3  wird daher jeweils Der Aussdluß für Wissenschaft und For-

unter eine m  abgeführt. schung hat die Regierungsvorlage in seiner 
Sitzung vom 8. Feber 1 972 in Verhandlung 

Ankündigung einer dringlichen Anfrage 

Präsident: Es ist mir der Vorsdllag zugekom­
men, gemäß § 73 des Geschäftsordnungsgesetzes 
über die in der heutigen Sitzung eingebrachte 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Eduard Moser, 
Dr. Broesigke und Genossen an den Bundes­
kanzler, betreffend UNIDO-Projekt, eine 
Debatte abzuführen. Das bedeutet, diese An­
frage als dringlich zu behandeln. Da dieser 
Dringlichkeitsantrag von 20 Abgeordneten 
unterstützt ist, ist ihm ohne weiteres stattzu­
geben. Ich werde die Behandlung dieser dring­
lichen Anfrage an den Schluß der Sitzung, 
j edodl nicht über die fünfte Nachmittagsstunde 
hinaus verlegen. 

1. Punkt : Bericht des Ausschusses für Wissen­
schaft und Forsdlung über die Regierungsvor­
lage (89 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem 
eine Dienstordnung für Vertragslehrer und 
Lehrbeauftragte an den Kunsthocbschulen er­
lassen wird (KunsthochsdlUl-Dienstordnung) 

(1 92 der Beilagen) 

gezogen. 

An der Debatte beteiligten sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Doktor 
Gruber, Dr. Blenk, Dipl.-Ing. Hanreich, Doktor 
Ermacora, Dr. Heinz Fischer und Dipl.-Ing. 
Dr. Johanna Bayer sowie die Frau Bundes­
minister für Wissenschaft und Forschung Dok­
tor Hertha Firnberg. 

Es wurde einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause die Annahme des von der Bun­
desregierung vorgelegten Gesetzentwurfes 
unter BerüCksichtigung der vom Abgeordneten 
Dr. Ermacora eingebradlten Abänderungs­
anträge zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt somit 
der Ausschuß für Wissenschaft und Forschung 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle besmlie­
ßen, dem von der Bundesregierung vorgeleg­
ten Gesetzentwurf (89 der Beilagen) mit den 
dem Aussdmßberidlt angeschlossenen Ab­
änderungen die verfassungsmäßige Zustim­
mung zu erteilen. 
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Ing. Willinger 

Namens des Ausschusses bin ich ermäch­
tigt, falls Wortmeldungen vorliegen, zu bean­
tragen, General- und Spezialdebatte in einem 
abzuführen. 

Präsident: Es ist beantragt, General- und 
Sp ezialdebatte unter einem abzuführen. -
Kein Einwand. General- und Spezialdebatte 
werden daher unter einem vorgenommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet ist Frau Abgeordnete Dr. Bayer. 

Abgeordnete Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer 
(OVP) : Hohes Haus! Senr tge'elhrt'e Damen UM 
HerDen ! Am 21 .  Jänner 1970, allsQ vor etwas 
über �W1ei JahI1en, wundJe !im P,arlament ein­
sNmffi'i;g das KUIlJsthochschul-OrtganJilsations­
gesetz hesdlloss'en. Der Grundsatz des d.amals 
'besdllOiss'eIllIen Ges'et�e.s la'g da'l1i'l1, daß die 
vojer A'kadem�en für anoQ1ewandbe K'UIIlJst und 
für M'llIsik und dar,stelltendle K'UIIlJs't ä.n. Wien, 
GI1az und Salzbur.g 'in Kunstlhomschuileon umge­
wandelt wUI1doen. Dadurch wurde dJ1e Gleich­
werti'gk!eit von W:iss'ellJSmafrt und �UIlllst legi­
IStiJsch fi)Oi'ert und odi'e DiskDimi[)jiJerung der 
Kun:stakaJdemi'en aLs Ha:lbhochschulen besei­
tilgt. 

Die Frau Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung wirkte damals in dem Aus­
sdluß als Abgeordnete mit. Ich bedauere 
außerordentlich, daß sie heute nicht anwesend 
ist. Sie würde sidl daran erinnern, daß wir 
gerade über den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Kunsthodlsch ul-Org anisa tionsgesetzes 
eine längere Debatte hatten. In der Regie­
rungsvorlage stand nämlich der Beginn des 
Wintersemesters 1910/7 1 ,  und wir änderten 
das auf einen konkreten Zeitpunkt ab, näm­
lich auf den 1. August 1970, weil ja auch noch 
an den Kunsthochschulen gewisse Vorberei­
tungsarbeiten zu erledigen waren. 

Warum ich das so eingehend betone, hat 
einen bestimmten Grund. Mit diesem Datum, 
mit dem 1. August 1970, traten nämlich das 
Kunstakademiegesetz und die daraus resul­
tierende Kunstakademie-Dienstordnung für 
Vertragslehrer und Lehrbeauftragte außer 
Kraft. Das war also seit Beschluß des Kunst­
hochschul-Organisationsgesetzes vor mehr als 
zwei Jahren am 21 .  Jänner 1970 bekannt. 
Aber erst am 1. Dezember 1911 wurde die 
Regierungsvorlage für die KunsthochsdlUl­
Dienstordnung dem Parlament zugeleitet, und 
heute wird sie beschlossen werden. Meine 
Fraktion wird dieser Vorlage die Zustimmung 
geben. Es erscheinen j edoch einige Bemerkun­
gen notwendig. 

Seit dem 2 1 .  Jänner 1 970 war bekannt, daß 
für die Dienstordnung der Vertragslehrer und 
Lehrbeauftragten an Kunsthochschulen mit 
1 .  August 1970 ein gesetzloser Zustand ein-

tritt. Dies hat die Frau Bundesminister Doktor 
Firnberg und die SPO-Regierung nicht gestört. 
Sie ließen sich zwei Jahre Zeit, um diesen 
Zustand zu ändern. Geradezu grotesk aber 
erschien die Bestimmung in der Regierungs­
vorlage, das Gesetz, das wir heute, also am 
1 5. Februar 1972, beschließen, solle rückwir­
kend mit 1. August 1970 in Kraft treten. 

Diese Formulierung ist geradezu untragbar 
und unannehmbar, und daher wurde auch eine 
Abänderung im Ausschuß in der Weise be­
schlossen, daß seit 1 .  August 1970 abgeschlos­
sene Verträge mit Vertragslehrern und Lehr­
beauftragten an Kunsthochschulen als abge­
schlossen gelten sollen. 

Zwei Jahre waren Zeit - vielleicht ist auch 
das als grotesk anzusehen -, aber die öster­
reichischen Kunsthochschulen erhielten keine 
Kenntnis davon, daß eine Dienstordnung für 
Vertragslehrer und Lehrbeauftragte in Aus­
arbeitung sei, noch wurden sie um ihre Mei­
nung und Stellungnahme befragt. Wo bleibt 
da die Gleichberechtigung von Wissenschaft 
und Kunst, die wir mit dem Kunsthochschul­
Organisationsgesetz seinerzeit legistisch fixiert 
hatten? Ich kenne jedenfalls keine Gesetzes­
mat1e'l1ien ae'r Univ€lI1sHät'en und deT wi:Slsen­
schaftlichen Hochschulen, bei denen nicht ihre 
Vertreter um ihre Meinung befragt wurden 
und befragt werden. 

Im § 2 der zur Diskussion stehenden Materie 
werden für die wissenschaftlichen und künst­
lerischen Fächer die Lehrverpflichtungen mit 
17 bis 30 Wochenstunden festgelegt. Auch 
dies geschah, ohne die Kunsthochschulen zu 
befragen und 'ihre Meinung lelinZ'Uhollen, und 
dürfte für komplizierte Materien als unbedingt 
zu hoch erscheinen. Auf unsere Anfrage im 
Ausschuß erhielten wir die Mitteilung, daß 
das Ministerium sich selbst darüber nicht im 
klaren sei und eine Erhebung an den Kunst­
hochschulen über die Höhe der Lehrverpflich­
tungen für die einzelnen Fächer einleiten 
werde. Man werde das Ergebnis dieser Erhe­
bung abwarten, und dann werde eben eine 
Novellierung des Gesetzes, das wir heute 
beschließen, notwendig werden. 

Zwei Jahre wären auch für diese Erhebun­
gen zur Verfügung gestanden. Aber dies hat 
die Frau Bundesminister absolut nicht inter­
essiert, und jetzt erst kommt man darauf, 
daß sie notwendig und zweckmäßig wären. 
Und nun soll eben in kurzer Zeit das Parla­
ment eine Novelle beschließen. Dazu . kann 
man nur sagen : Das hätte sich ein OVP-Mini­
ster und eine OVP-Regierung leisten sollen, 
was Sie uns zumuten I (Lebhafte Zustimmung 
bei der OVP.) Mit welcher ihr damals eige­
nen Schärfe hätte die Frau Abgeordnete Dok-

24. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)20 von 98

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 24. Sitzung - 15. Feber 1972 1 821 

Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer 

tor Firnberg auf eine solche Vorgangsweise 
reagiertl Jetzt als Bundesminister kann sie 
das natürliCh niCht tun, obwohl sie es viel­
leicht gerne täte. 

Zusammenfassend stelle iCh fest : Es wurden 
zwei Jahre vertan, um diese legistisdle Lücke 
zu schließen. Die KunsthochsChulen, für welche 
die heute zu beschließende Kunsthochsdml­
DieIliStordrrlurrlg 19iilt, wuroen nicht um Stel­
lungnahmen und Äußerungen ersucht. Sie 
wissen vermutlich gar nicht, daß sich der 
Ausschuß in der vergangenen Woche damit 
befaßt hat und das Haus sich heute mit der 
Materie befaßt. Erst j etzt erfolgt eine Erhe­
bung über die zumutbare, tragbare und 
zweckmäßige Höhe der Lehrverpflichtungen 
pro Woche, sodann wird auf Grund der Erhe­
bungsergebnisse wieder eine Novellierung 
nötig sein. 

Das heute zu b e s chließende Gesetz ist nur 
eine Sanierung des seit 1 .  August 1 970 
bestehenden Ist-Zustandes und das Schließen 
einer legistischen Lücke. Eine derartige Läs­
sigkeit sollte die Frau Bundesminister in Hin­
kunft weder den Abgeordneten des Parlaments 
noch den Lehrende n  und den Lernenden an 
den Kunsthochschulen zumuten. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Wünscht der Herr Berichterstatter ein Schluß­
wort? - Das ist nicht der Fall. 

Wh gelangen nunmehr zur A b s  t i m­
m u n 'g. Ich biUe jene Damen und Herren, die 
dem vorl:i'egenden GeJS'ertz,entwurf ,samt Titel 
und Eing ilJIlg in der Fa,slSung des Ausschuß­
berliChtes ähl1e Zustimmung ertelileu, sich von 
den Si,tZJen zu erhe'ben. - :Dd'S 'ilst eÜlsIDmmi'g. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. Wird· dagegen 
ein Einwand erhoben? - Dies ist nicht der 
Fall. Ich bitte j ene Damen und Herren, die 
dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in drit­
ter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange­
nommen. Der G e setzentwurf ist somit auch 
in dritter Lesung a n g e n  0 m m e n. 

2. Punkt: Bericht des Ausschusses für Wissen­
schaU und Forschung über die Regierungsvor­
lage (137 der Beilagen) : Bundesgesetz über die 
an wissenschaftlichen Hochschulen, Kunsthom­
schulen und der Akademie der bildenden 
Künste in Wien zu entrichtenden Taxen (Hoch-

schul-Taxengesetz 1 972) ( 1 93 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 2. Punkt der 
Tagesordnung: Hochschul-Taxengesetz 1 972. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Wuganigg. Ich bitte ihn um seinen Bericht. 

Beridüerstatter Wuganigg: Der Nationalrat 
hat in einer Entschließung am 1 9. Dezember 
1 970 aus grundsätzlichen bildungspolitischen 
Erwägungen sowie im Hinblick auf den mit 
der Einhebung der Hochschultaxen verbun­
denen großen Verwaltungsaufwand die Ab­
schaffung der Hochschultaxen zumindest für 
ästerreichische Studierende an allen österrei­
chischen wissenschaftlichen Hochschulen und 
Universitäten ohne Schmälerung des Entgeltes 
für das wissenschaftliche Personal und des 
Sachaufwandes der Hochschulen gefordert. Im 
Zuge der Neuregelung des Taxenwesens an 
den wissenschaftli chen Hochschulen soll dies 
verwirklicht, darüber hinaus auch das Taxen­
wesen an den Kunsthochschulen und an der 
Akademie der bildenden Künste in Wien ver­
einheitlicht und auf eine gesetzliche Grund­
lage gestellt werden. 

Der Ausschuß für Wissenschaft und For­
schung hat die Regierungsvorlage in seiner 
Sitzung am 8. Feber 1 972 in Verhandlung 
gezogen. 

An der eingehend geführten Debatte betei­
ligten sich außer dem Berichterstatter die Ab­
geordneten Dr. Gruber, Dipl.-Ing. Hanreich, 
Dr. Heinz Fische r ,  Blecha, Dr. Mock, Doktor 
Blenk, Dr. Ermacora, Dipl.-Ing. Dr. Johanna 
Bayer, Ströer und Schieder sowie Frau Bun­
desminister für Wissenschaft und Forschung 
Dr. Hertha Firnberg. 

Zu der Regierungsvorlage wurden von den 
Abgeordneten Blecha, Dr. Ermacora, Dipl.-Ing. 
Hanreich, Dr. Heinz Fischer, Dr. Gruber und 
Dr. Blenk zahlreiche teils gemeinsame Abän­
derungsanträge gestellt. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs­
vorlage vom Ausschuß unter Berücksichtigung 
von Abänderungsanträgen der vorgenannten 
Abgeordneten in der beigedruckten Fassung 
teils einstimmig, teils mit Stimmenmehrheit 
angenommen. 

Im Namen des Ausschusses für Wissenschaft 
und Forschung stelle ·ich Iden A n  t r a  g, der 
Nationalrat wolle dem vorgelegten Gesetz­
entwurf die v erfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Ich bin ferner ermächtigt, falls Wortmel­
dungen vorliegen, zu beantragen, General­
und Spezialdebatte in einem abzuführen. 

Präsident: Es ist beantragt, General- und 
Spezildldehatte unte-r einem durchzuführen. 
Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Dies 
ist nicht der Fall. Es werden daher General­
und Spezialdebatte in einem abgeführt. 
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Präsident 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet ist der Herr Abgeordnete Doktor 
Ermacora. Ich erteile es ihm. 

Sicherlich wird in diesem Gesetz eine Maß­
nahme der Verwaltungsreform gesetzt, weil 
eine ganze Reihe von technischen Feinheiten, 
die das Hochschultaxengesetz 1 953 mit sich 
gebracht hat, wegfällt. 

Auf der anderen Seite - das muß gerade 
ich als Repräsentant des Klubs der Osterrei­
chischen Volkspartei hervorheben - ist dieser 
Gesetzentwurf von einer totalen :Vernachlässi­
gung des Subsidiaritätsprinzips getragen: Die 
Hochschultaxen werden ohne Rücksicht auf die 
Einkommensverhältnisse abgeschafft, das 
bedeutet zugleidl, daß der Bürger keinen Bei­
trag, zumindest keinen finanziellen Beitrag zur 
Bildung an der Hodlschule zu leisten hat. 

Schon derzeit konnten begabte und sozial 
schlechtergestellte Studierende weitgehend be­

Die Vorsdnift schafft nämlich die wesent- freit werden. 

Abgeordneter Dr. Ermacora (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus! Die Regierungsvor­
lage 1 37 und der Bericht 1 93 der Beilagen 
über das Hochschul-Taxengesetz 1 972 sind von 
ganz grundlegender bildungspolitischer Bedeu­
tung. Ich glaube, man kann nicht genug her­
vorheben, daß durch diese Rechtsvorschrift ein 
bildungsp olitischer Schritt in Osterreich 
gesetzt werden wird, der wohl im Unterschied 
zu manchen anderen Ländern Europas die 
Möglichkeit schafft, daß j edennann, der die 
sonstigen Voraussetzungen erfüllt, sozusagen 
kostenlos an österreichischen Hochschulen stu-
dieren kann. 

lichen Hochschultaxen ab. Die historische Ent-
wicklung der Hocbschultaxen in Osterreich 
zeigte, daß man etwa bis 1938 mit einer gan­
zen Reihe von Verordnungen - es wurden 
etwa 52 erlassen - dieses Hochschultaxen­
wesen zu gestalten versuchte. Nach 1 945 ver­
suchte man es weiterhin mit Verordnungen, 
Verordnungen, die nach Anfechtung der Wie­
ner Landesregierung vom Verfassungs­
gerichtshof aufgehoben wurden. Dann sdlließ­
lich kam man zum Hochschultaxengesetz 1953, 
und dieses Hochschultaxengesetz wird nun­
mehr aufgehoben. Es ist damit einer Ent­
schließung des Nationalrates Rechnung getra­
gen, die im Jahre 1970 einstimmig über diesen 
Gegenstand gefaßt wurde. 

Es hieße aber der Bevölkerung - und das 
darf ich hervorheben - ein X für ein U vor­
machen, wenn man nicht auf folgende finanz­
politische und gesellschaftspolitische Konse­
quenzen aufmerksam machte, die mit diesem 
Entwurf und mit diesem Gesetz verbunden 
sein werden. Man muß sich vorstellen - das 
hat im Begutachtungsverfahren die Stellung­
nahme des Bundesministers für Finanzen ge­
zeigt, das hat darüber hinaus eine Reihe von 
Stellungnahmen zu diesem G esetzentwurf her­
vorgehoben daß dem Bunde durch die 
Absdlaffung der sogenannten Hochschultaxen 
38,534.000 S an Gesamteinnahmen verfallen 
werden. 

Man muß darüber hinaus bedenken, daß 
der Bund für die Ausbildung einer Person, 
die in der höheren Schule und in der Hoch­
schule durchgeführt wird, 300.000 S aufwendet. 

Sie mögen angesichts dieser Fakten beden­
ken, welchen bildungspolitischen Sdlritt einer­
seits die Entschließung des Nationalrates aus 
dem Jahre 1 970 und andererseits die Beschluß­
fassung dieses Hohen Hauses bedeutet. 

Die Regierungsvorlage beziehungsweise der 
vom Ausschuß genehmigte Entwurf ist nicht 
ohne wesentliche Schönheitsfehler. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß der 
Gesetzentwurf, so wie er vom Ausschuß in 
seinem Bericht 193 der Beilagen dem Hohen 
Hause vorgelegt wurde, in seinem § 1 Abs .  1 
eine eher deklamatorische Bestimmung ent­
hält, nämlich die Aussage, welche Hochschul­
taxen an den Hochschulen nicht mehr einge­
hoben werden sollen. Dieser Absatz 1 wurde 
mit den G egenstimmen der Oppositionspar­
beilen 'aufr.echterhalt€lIl. Ich würde IS'aJge'U, es 
ist eine optische Bestimmung, sie hat keinen 
gesetzgeberischen Wert. Idl habe im Ausschuß 
hervorgehoben : Das Gesetz hat nidlt zu beleh­
ren und keine politischen Bekundungen aus­
zusprechen, sondern das Gesetz hat Anord­
nungen zu treffen. Und da im Absatz 2 ja 
ohnehin steht, welche Kosten nach wie vor an 
der Hochschule zu leisten sind, hat der Ab­
satz 1 des § 1 keinen legistischen Wert. Daher 
stellt der Klub der Osterreichischen Volkspar­
tei den A n  t r a g, über diesen § 1 Abs. 1 
g'e'sondert labZ'Ulsbimmen. 

Aber mehr als ein Schönheitsfehler, meine 
Damen und Herren, ist es, daß es der Regie­
rungskunst nicht gelungen ist, jener Entschlie­
ßung des Nationalrates Rechnung zu tragen, 
daß diese Regelungen der Abschaffung des 
Hochscbultaxengesetzes ohne Schmälerung des 
Entgeltes für das wissenschaftliche Personal 
vorgenommen werden sollen. 

Ich darf Sie darauf aufmerksam mamen, 
daß im Begutachtungsverfahren in den Erläu­
ternden B emerkungen darauf aufmerksam ge­
macht wird, daß durch den Wegfall des Hoch­
schultaxengesetzes 1 953 gewisse Fragen der 
Entschädigungen für Prüfer, für Vorsitzende 
von Prüfungskommissionen, für akademische 

24. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)22 von 98

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIll. GP - 24. Sitzung - 15. Feber 1972 1 823 

Dr. Ermacora 

Funktionäre ebenfalls wegfallen würden und 
daß man daher zu gleicher Zeit den Entwurf 
einer 22. Gehaltsgesetz-Novelle vorlegen 
würde und darüber hinaus audl Regelungen 
schaffen würde, die das Entgelt für Lehrauf­
träge festlegen. 

Obwohl in der Regierungsvorlage bezie­
hungsweise in den Erläuternden Bemerkungen 
hiezu, und zwar am 28. Dezember 197 1 ,  gesagt 
wird, "der gleichzeitig mit diesem Entwurf 
vorgelegte Entwurf eines Bundesgesetzes über 
die Abgeltung von Kollegiengeld und Prü­
fungstätigkeit . . .  " solle diese Lücken wett­
machen, ist es der Regierungskunst nicht 
gelungen, trotz . dieser Versicherung zur glei­
chen Zeit einen entsprechenden Gesetzentwurf 
vorzulegen. 

Ich möchte das mit geradezu erhobener 
Stimme herausstellen und darauf hinweisen, 
daß es ja die Regierung Kreis ky ist, die sich 
aLs >d1e beiStpl,anenide Reg,iierUllig ,gibt, ,aber 
hier ist diese Planung völlig mißglückt. 

Aus diesem Grund und um darüber hin­
aus der Dienstnehmerschaft an den Hochschu­
len deutlich zu machen, daß hier Fragen der 
Rechte der Dienstnehmer, Rechte, die aus dem 
Gehaltsgesetz 1956 entspringen, in Verbin­
dung mit dem Hochschultaxengesetz zu 
behandeln sind, wird der Klub der Osterrei­
chischen Volkspartei einen E n t s c h I  i e­
ß u n g s a n  t r a g  wiederholen, der schon im 
Ausschuß eingebracht wurde, aber vom Aus­
schuß nicht genehmigt wurde : 

Der Nationalrat wolle beschließen : 

Die Bundesregierung wolle unverzüglich 
j ene Regierungsvorlagen vorlegen, mit 
denen der § 23 Hochschultaxengesetz - der 
weiterbestehen soll - aufgehoben und an 
dessen Stelle sowie an die Stelle des § 1 9  
des Hochschultaxengesetzes 1 953 eine Neu­
ordnung der Beträge getroffen wird, die An­
gehörigen des Lehrkörpers, Prüfern, Vorsit­
zenden von Prüfungskommis sionen und aka­
demischen Funktionären zustehen und die 
in den Erläuternden Bemerkungen zum 
Hochschul-Taxengesetz-Entwurf auch aus­
drücklich anerkannt wurden. 

Wir hoffen, daß Sie durch Ihre Zustimmung 
zu diesem Entschließungsantrag deutlich 
machen, daß durch die Neufassung des Hoch­
schul-Taxengesetzes berechtigte und gesicherte 
Ansprüche öffentlicher Bediensteter oder sonst 
an Hochschulen tätiger Funktionäre nicht ver­
kürzt werden. 

Es kann nun wohl mit Sicherheit angenom­
men werden, daß mit dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes die bisherigen Durchführungsver­
ordnungen, nämlich die Prüfungstaxenverord-

nung, die Labortaxenverordnung, die Verord­
nung über die Ausstellung von Duplikaten, 
aufgehoben sind. 

Ich würde aber doch glauben, daß das 
zuständige Bundesministerium hier, um jede 
Unklarheit zu beseitigen, einen ausdrücklichen 
Aufhebungsakt der fraglichen Verordnungen 
vornehmen oder sonst die Frage der Weiter-
geltung behandeln sollte. 

. 

Ich sprach zu Beginn v on der bildungspoli­
tischen Bedeutung dieses Gesetzentwurfes. Ich 
möchte auch wiederum mit erhobener Stimme 
sagen : Mögen wir nicht enttäuscht werden 
und möge das Gesetz nicht dazu verwendet 
werden, daß sich Personen kostenlos an der 
Hochschule inskribieren, die Hochschule aber 
tatsächlich nicht besuchen und dennoch die 
Vergünstigungen, die Hochschülern gewährt 
werden, beziehen; ich denke hier insbeson­
dere an die Frage der Schulfahrtbeihilfe und 
der Schülerfreifahrkarten. Das ist eine ganz 
wichtige Frage in diesem Zusammenhang. 

Die österreichische Offentlichkeit möge be­
denken, daß mit diesem Gesetz das Studium 
als solches durch ein erhebliches Geschenk 
des Staates an seine Jugend zu einern ent­
scheidenden bildungspolitischen Schritt in der 
österreichischen OffentIiChkeit führen wird. 
(Beifall bei der avp.) 

Präsident: Der von den Abgeordneten Dok­
tor Ermacora und Genossen eingebrachte Ent­
schließungs antrag ist genügend unterstützt 
und steht daher mit zur Verhandlung. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Heinz Fischer. Ich er­
teile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Heinz Fischer (SPO) : Herr 
Präsident! Hohes Hausl Es ist eben zum zwei­
ten Mal heute passiert, daß die asterreichische 
Volkspartei einer Regierungsvorlage ihre Zu­
stimmung gegeben hat beziehungsweise - so 
nehmen wir an - auf Grund der Beratungen 
im Ausschuß ihre Zustimmung geben wird, 
aber natürlich ein gewisses Pflichtpensum an 
Kritik an diesen Vorlagen absolvieren muß. 
Dafür haben wir volles Verständnis, und es 
schmälert das . . .  (Abg. Dr. K o r  e n :  Weil 
lange Jahre geübtl) Wenn Sie auf allen Ge­
bieten so gelehrig wären wie auf diesem Ge­
biet, dann wäre das sehr schön. Aber ich wollte 
sagen : Es sdunälert das an sich nicht die Ge­
nugtuung, die uns heute anläßlich der Be­
schluß fassung über das Hochschul-Taxengesetz 
erfüllt, und zwar aus mehreren Gründen. 

Erstens ist das Hoch.sch.ul-Taxengesetz 1972 
immerhin schon das 49. G esetz, das wir in 
den 1 02 Tagen seit der Abgabe der Regierungs­
erklärung in diesem Haus beschlossen haben 
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- also ein beachtliches Arbeitstempo -, und nächster und sehr wichtiger Schritt durch ein 
von diesen 49 Gesetzen sind inklusive Hoch- Gesetz über das kostenlose Schulbuch. Wir 
schul-Taxengesetz 1972 82 Prozent vom Hohen würden uns freuen, wenn dieses Gesetz, des­
Haus einstimmig verabschiedet worden. sen Verabschiedung oder zumindest dessen 

Dieser hohe Prozentsatz einstimmiger Ge­
setze widerlegt doch in einem gewissen Aus­
maß die Behauptungen von schlechten Regie­
rungsvorlagen oder schleChten Gesetzesbe­
schlüssen. (Abg. Dr. B I  e n k: Wir mußten die 
meisten verbessern und korrigieren!) Denn 
ansonsten, lieber Herr Kollege Blenk, würden 
Sie ja diesen Gesetzen nicht die Zustimmung 
geben, so wie ja auch die Frau Dr. Bayer dem 
soeben abgestimmten Gesetz ihre Zustimmung 
gegeben hat. (Zwischenruf bei der OVP.) 

Herr Kollege ! Mit den Verbesserungen ist 
das so eine Sache. Wenn die Regierungspartei 
ein Gesetz unverändert beschließt, dann sind 
Sie nicht einverstanden und bezeiChnen es 
dann als Durchpeitschen. Wenn wir hingegen 
eine Vorlage abändern - auch unter Rück­
sichtnahme auf Vorschläge der Opposition -, 
dann versuchen Sie daraus eine schlechte Vor­
lage zu konstruieren. Aber wir werden uns 
weiterhin davon leiten lassen, daß wir die 
Regierungsvorlagen als Diskussionsgrundla­
gen, als ernsthaft überlegte Diskussionsgrund­
lagen betrachten, die eben im Parlament ver­
handelt und dann als Ergebnis dieser Ver-
handlungen beschlossen werden. 

' 

Ich wollte aber eine zweite Sache sagen, 
nämlich, daß mit dem Hochschul-Taxengesetz 
1972 eine ganz konkrete Zusage der Regie­
rungserklärung eingelöst wird, die lautete : 
"Mit der Abschaffung der Hochschultaxen soll 
dem demokratischen Grundsatz nach gleichen 
Zugangsmöglichkeiten aller Bildungswilligen 
zur Hochschule entsprochen werden." 

Schließlich wird mit dem Hochschul-Taxen­
gesetz ein Schlußstein, zumindest ein vorläufi­
ger Schlußstein zum Gebäude eines kosten­
losen Bildungssystems gesetzt, das in Oster­
reich nunmehr von der Volksschule über die 
Pflidüschule, über die Obermittelschule bis 
zur Universität reicht. 

Wenn man über das kostenlose Hochschul­
studium spricht und allenfalls dagegen Beden­
ken hat, sollte man bedenken, daß es auch, 
was nicht von Anfang an der Fall war, ein 
kostenloses Mittelschulstudium und ein 
kostenloses Pflichtschulstudium gibt, was sich 
in unser Konzept bildungspolitischer Maßnah­
men fügt, die ja ergänzt oder flankiert werden 
durch das Gesetz über die kostenlose Schul­
fahrt, das leider nicht die Zustimmung der 
Opposition erhalten hat (Abg. L a  n C: Hört! 
Hört/), durch das Gesetz über Schul- und 
Heimbeihilfen, die Verbesserung der Studien­
förderung, die im Vorjahr erfolgt ist, und als 

Beratung wir noch für die Zeit vor dem 
Sommer erhoffen, so wie das Hochschul-Taxen­
gesetz 1972 einstimmig beschlossen würde. 

Ich glaube aber - damit komme ich zu 
einem weiteren Gedanken -, daß die Be­
schlußfassung über dieses Hochschul-Taxen­
gesetz nicht nur Anlaß zur Genugtuung ist, 
sondern auch der geeignete Anlaß ist, sich 
mit eInIgen möglichen Gegenargumenten 
ernsthaft auseinanderzusetzen. 

Kollege Dr. Mussil ist momentan, glaube 
ich, nicht im Saal, aber von "seiner" Bundes­
wirtschaftskammer, aber auch von der Indu­
striellenvereinigung stammen ja Stellungnah­
men, die eigentlich negativ zu diesem Gesetz 
waren. Die Industriellenvereinigung hat in 
einer sehr pointierten Formulierung gemeint, 
es sei nicht zu verantworten, "Hochschulaus­
bildung zum Nulltarif anzubieten". (Abg. 
L a  TI c: Hört! Hörtl) 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, das 
Mißverständnis, das hier zum Ausdruck 
kommt, liegt darin, daß die Industriellenver­
einigung so tut, als würde derzeit das Hoch­
schulstudium von den Benützern der Hoch­
schule, also von den Studierenden, bezahlt, 
und es soll jetzt der Wechsel kommen, daß ab 
nun das Hochschulstudium eben nicht mehr 
von den Benützern der Hochschule, sondern 
von der Allgemeinheit bezahlt wird. Das asso­
ziieren, das verbinden ja manche Menschen 
mit dem Begriff Abschaffung der Hochschul­
taxen. Es entspricht das aber nicht der Reali­
tät. 

In Wahrheit ist es so, daß, wenn man jetzt 
alles zusammennimmt, der Aufwand für unsere 
wissenschaftlichen Hochsdmlen in Osterreich 
sich bei etwa 2,5 Milliarden Schilling bewegt. 
Wenn man diese 2,5 Milliarden Schilling auf 
die Benützer der Hochschulen, also auf die 
rund 50.000 Studierenden aufteilte, dann käme 
man ja unter Anwendung des Prinzips der 
Kostendeck.ung, das eben auf diesem Sektor 
nicht angewendet werden kann - so wie auch 
auf vielen anderen Sektoren das Prinzip der 
Kostendeckung nicht anwendbar ist -, auf 
rund 50.000 S, die jeder Studierende an Hoch­
sdmltaxen zu bezahlen hätte, wenn es eine 
kostendeckende Taxe sein sollte. Nach den 
Unterlagen der Regierungsvorlage zahlte aber 
jeder Studierende bisher im Durchschnitt etwa 
730 S i  das heißt, die bisherige Realität war die, 
daß von den 50.000 S DurchschniUsaufwand 
der Hornschulen, umgelegt auf die Benützer, 
schon bisher 49.270 S die Allgemeinheit und 
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730 S der Student bezahlt hat; jene Allge­
meinheit, die das eben deshalb bezahlt hat, 
weil ein eminentes Interesse daran besteht, 
daß unser Land funktionierende und qualifi­
zierte Hochschulen einerseits und ein genü­
gend großes Reservoir an gut ausgebildeten 
Hochschulabsolventen andererseits hat. 

Sowenig aber der Hochschultarif in der Ver­
gangenheit ein Tarif war, der auch nur an­
nähernd kostendeckend gestaltet wurde, so 
wenig . . .  (Abg. Dr. B I  e n k: Sie werten das 
Gesetz ab, wenn Sie sagen: Es wird eh nur 
eine Bagatelle verlangtJ) Herr Kollege Blenk ! 
Ich werte nicht ein Gesetz ab, sondern ich 
schildere jene Realität, von der etwa die 
Industriellenvereinigung und die Bundeswirt­
smaftskammer meinten, s�e gehe noch zu weit, 
es sei noch eine zu großzügige Lösung. Das 
heißt nicht das Gesetz abwerten, sondern e s  
gilt einfach, sich mit den Fakten auseinander­
zusetzen, dann kommt man nämlich nicht zu 
solchen Schlußfolgerungen wie die Bundes­
wirtschaftskammer. 

Sowenig also - ich wiederhole diesen Ge­
danken - die Hochschultaxe in der Vergan­
genheit ein Tarif war, sowenig bedeutet die 
Abschaffung der Inskriptionsgebühren, die 
eine Viertelmillion Schilling eingebracht 
haben, oder der Prüfungsgebühren, die 5,2 Mil­
lionen Schilling eingebracht haben, et cetera, 
et cetera den Ubergang zum Nulltarif. 

Damit komme ich auch zum zweiten Ein­
wand - auch von bürgerlicher Seite erho­
ben -, ob es denn richtig sei, die Hochschul­
taxen für alle inländischen Studierenden, ohne 
Rücksicht auf deren soziale Situation abzu­
schaffen. 

Meine Damen und Herren ! Ich bin hier nicht 
der Ex-offo-Anwalt für Studierende, die die 
Voraussetzungen des Studienförderungsgeset­
zes nach sozialer Bedürftigkeit nicht erfüllen, 
aber wenn die Gesellschaft bisher von einem 
Hochschulstudium 98 Prozent der Kosten für 
alle bezahlt hat, so ist es ja völlig absurd 
zu glauben, man kann die Aufbringung der 
restlichen 2 Prozent nach sozialen Gesichts­
punkten staffeln oder man bringt wirklich 
soziale Momente ins Spiel, wenn man diese 
restlichen zwei Prozent in irgendeiner Weise 
noch staffelt. 

Für mich persönlich ergibt sich aus der Tat­
sache, daß wir für jeden Studienplatz 50.000 S 
j ährlich aus Mitteln der Allgemeinheit auf­
bringen, nicht die Forderung nach einer sozia­
len Staffelung der Hochschultaxen, die j a  
nichts anders als eine Anerkennungsgebühr 
sind, sondern wenn sich eine Schlußfolgerung 
ergibt, dann ist es die, daß die hohen Zu­
wendungen aus Mitteln der Allgemeinheit für 

die Studenten nur dann kein ungerechtfertigtes 
Privileg darstellen, wenn der Zugang zur 
Hochschule wirklich allen Begabten aus allen 
Schichten der Bevölkerung in echter und nicht 
nur formaler Chancengleichheit offensteht, 
wenn der Weg zur Hochschulreife so organi­
siert ist, daß nicht nur keine legistischen 
Schranken bestehen, sondern daß auch die 
Stellung des Elternhauses, das soziale Milieu, 
der Wohnort, et cetera, et cetera, die auf dem 
Papier natürlich bestehende Chancengleichheit 
nicht zur Fiktion machen. 

Um noch etwas Wichtiges in dieser Ausein­
andersetzung mit Gegenargumenten nicht aus­
zulassen, möchte ich hinzufügen, daß die 
Industriellenvereinigung in ihrer negativen 
Stellungnahme auch schreibt, "das Angebot 
eines kostenlosen Hochschulstudiums verleitet 
zu einer unüberlegten Studienentscheidung" . 
Ich glaube, daß das vielmehr ein unüberlegtes 
Gutachten war. Denn ich muß mich wirklich 
fragen: Wer wird denn durch ein solches 
kostenloses Hochschulstudium zu unüberleg­
ten Entsmeidungen verleitet, wenn er die 
700 S, die 400 S oder die 900 S nimt mehr 
zahlen muß? Der Begüterte doch sicher nicht. 
(Abg. Dr. B I  e n k: Sie fechten gegen Wind­
mühlen! Wir sprechen nicht von der Ind ustriel­
lenvereinigung, sondern von der Regierungs­
vorlage!) Herr Kollege, ich nehme an, d aß das, 
was die Bundeswirtschaftskammer s agt, j a  
n i  m t  völlig ohne Einfluß auf die Stellung­
nahme der OVP ist (Abg. Dr. B 1 e n k :  Hören 
Sie sich unsere Stellungnahme an!), und aus 
den Ausführungen des Professors Ermarcora 
hat man ja auch sehen können, daß die Zu­
stimmung zum Gesetz an sim in eine Reihe 
rechtspolitischer Zweifel gepackt und verhüllt 
wurde. Ich möchte deponieren - wenn sim 
die OVP davon nicht betroffen fühlt, umso 
besser -, daß die Hochschultaxen den Begü­
terten wohl kaum von einem Hochschulstu­
dium abgehalten haben und sich daher das 
Argument vom unüberlegten Studienentschluß 
doch nur auf jene beziehen kann, für die 
solche Beträge eine Rolle spielen, und genau 
das wollen wir verhiIl!dern. 

Damit komme idl zum smwierigen, dritten 
Komplex, zur Frage der ausländischen Stu­
dierenden in Osterreich - ein Komplex, bei 
dem einige Feststellungen deshalb notwen­
dig sind, weil es sich um ein Problem handelt, 
wo wahrscheinlich die Meinungen wirklich 
quer durch die politischen Gruppen und durch 
verschiedene Gruppen der Bevölkerung gehen. 

Zunächst einmal eine klare Antwort auf die 
Frage, ob durch dieses Gesetz nicht die Gefahr 
geschaffen wird, daß ausländisme Studenten 
in so großer Zahl Studienplätze in Osterreich 
in Anspruch nehmen, daß für inländische Stu-
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denten kein Platz mehr vorhanden ist. Zu 
dieser Befürchtung braucht das Hochschul­
Taxengesetz deshalb nicht Stellung zu nehmen 
und brauchen wir uns deshalb nicht mit ihr 
auseinanderzusetzen, weil es bekanntlich im 
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetz im § 1 
Abs. 6 die Bestimmung gibt, wörtlich, daß die 
Immatrikulation ausländischer Studenten "nur 
im Rahmen der verfügbaren Plätze" möglich 
ist. Das heißt, wir haben glücklicherweise kei­
nen Numerus clausus für inländische Studie­
rende, aber wir haben seit sechs Jahren im Ge­
setz die Bestimmung, daß ausländische Studen­
ten nur im Rahmen der verfügbaren Plätze in 
österreich studieren können. Das mag man 
begrüßen oder bedauern, es ist j edenfalls so. 
Dort aber, wo wir verfügbare Plätze für aus­
ländische Studenten haben und wo demnach 
ausländische Studenten inskribieren können, 
dort muß doch für die Ausländer insofern das­
selbe wie für die Inländer gelten, als nämlich 
die Hochschultaxen, wie bereits ausgeführt 
wurde, längst nicht mehr kostendeckend sind, 
gewissermaßen nur mehr symbolisdlen Wert 
haben und es daher audl verfehlt ist, nach 
dem Kostendeckungsprinzip gegenüber aus­
ländischen Studenten zu rufen. Schließlich ge­
statten wir, um ein Beispiel zu bringen, Aus­
ländern ja auch die Benützung unserer 
Straßen, ohne nach besonderen Taxen oder 
einer besonderen Maut zu rufen, und ich 
glaube, daß es im Zeitalter der Integration 
nicht sinnvoll ist, auf dem Gebiet des wissen­
schaftlichen Austausches, des Austausches von 
Studenten, nach Prohibitivbestimmungen zu 
Tufen. 

Außerdem muß gesagt werden - Kollege 
Gruber wird wahrscheinliCh darauf eingehen, 
weil er sich im Ausschuß mit Fragen der Ent­
wicklungshilfe besdläftigt hat -, daß es eine 
ganze Reihe von Ländern gibt, die derzeit 
schon österreichischen Studenten und über­
haupt ausländischen Studenten ein kosten­
loses Hochschulstudium ermöglichen - von 
den europäischen Ländern etwa Finnland, Nor­
wegen, Schweden, zum Teil auch Deutschland, 
die meisten Staaten des Ostblocks et cetera -, 
und daß sich Osterreich hier angleichen soll. 

Trotzdem war die Frage der Studiengebüh­
ren für Ausländer ein heißes Eisen, und der 
Nationalrat hat, wenn ich ganz ehrlich sein 
darf, den SChwarzen Peter im Dezember 1 910 
zunächst einmal der Frau Bundesminister Dok­
tor Firnberg zugespielt, indem wir nämlich 
eine Entschließung beschlossen haben, in der 
das Wissenschaftsministerium aufgefordert 
wurde, einen Entwurf vorzulegen, der die Ab­
schaffung der Hochschultaxen - und nun hat 
es wörtlich geheißen - "zumindest für öster­
reicher" verlangte, sodaß das Wissenschafts-

ministerium j etzt überlegen mußte, ob es die­
ses "zumindest" so verstehen soll , daß es auch 
für Ausländer gelten soll oder nicht. 

Frau Minister Firnberg hat eine Regierungs­
vorlage vorgelegt, in der ein Mittelweg be­
schritten wurde, nämlidl an sich die Aufrecht­
erhaltung gewisser Taxen für ausländische 
Hochschüler in pauschalierter Form, aber mit 
MögliChkeiten für eine starke Ermäßigung bei 
Vorliegen bestimmter Voraussetzungen. Und 
ich freue mich sehr, meine Damen und Herren, 
daß es im Wissenschaftsaussdluß bei der 
Debatte gelungen ist, hier eine noch stärker 
differenzierte Lösung zu finden, sodaß nun­
mehr nach der Vorlage, wie sie dem Hohen 
Haus vorliegt, Ausländer keine Taxen zahlen, 
wenn sie erstens entweder sechs Jahre in 
Osterreich steuerpflichtig sind, oder zweitens, 
wenn sie aus Ländern stammen, die ihrerseits 
österreidlischen Studierenden ein kostenloses 
Studium ermöglichen, oder drittens, wenn 
diese Ausländer von österreichischer Seite ein 
Stipendium bekommen, weil es ja sinnlos 
wäre, dieses Stipendium in die eine Tasche 
hineinzugeben und es aus der anderen Tasche 
als Taxe herauszunehmen, und viertens - ein 
solcher gemeinsamer Antrag wird im Verlauf 
der heutigen Debatte nom eingebramt wer­
den -, wenn es sich um Studierende aus Ent­
wicklungsländern handelt, deren Zahl viel 
weniger groß ist, als vielfach angenommen 
wird, wo das wirklich ein sinnvoller Beitrag 
zur Entwicklungshilfe wäre. 

Hohes Haus l Lassen Sie midl zum Abschluß 
noch folgendes sagen, was über die Verab­
schiedung des Hochschul-Taxengesetzes hin­
ausreicht. Wenn wir dieses Gesetz heute be­
schlossen haben, dann wird es im 'Wissen­
schaftsausschuß des Nationalrates keine uner­
ledigte Vorlage mehr geben, was deshalb be­
sonders begrüßenswert ist, weil wir, und das 
ist meine Meinung, uns nun in besonders 
hohem Maße auf ,die große bevorstehende 
Reform der Hochschulorganisation konzentrie­
ren können. Eine Aufgabe, wo die Verantwor­
tung des Nationalrates umso größer ist, als 
die Beratungen in der parlamentarischen Hoch­
schulreformkommission bekanntlich trotz der 
Bemühungen der Frau Bundesminister Firn­
berg zu keinem absChließenden Ergebnis ge­
langten. 

Die Frau Bundesminister hat nunmehr einen 
realistischen Zeitplan erstellt, auf Grund des­
sen wir erwarten können, daß etwa zur Jahres­
wende der Entwurf für ein Universitäts-Orga­
nisationsgesetz im Nationalrat liegen wird. 
Wir werden uns dann auf diesem widltigen 
Gebiet um eine parlamentarische Beratung 
bemühen, die in gleicher Weise zügig, sach-
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lieh und gründlich sein soll. Eine Beratung, 
die auch im Dialog mit allen Beteiligten ge­
führt werden soll, ohne Fixierungen, ohne 
Prestigeerwägungen, wo wir aber dennodl 
keine Zweifel lassen wollen, daß wir uns zu 
einer grundlegenden Modernisierung und 
Demokratis ierung der Strukturen unserer Uni­
versitäten bekennen, zu einer Reform, die 
- wie das als größter gemeinsamer Nenner 
erarbeitet wurde - allen am Wissenschafts­
prozeß Beteiligten ein angemessenes Recht 
der Mitsprache und der Mitentscheidung 
sicherstellt, wie das auch in der Regierungs­
erklärung in Aussicht genommen wurde. Denn 
wir stehen auf dem Standpunkt, daß die Fra­
gen der Hochschulen aufs engste miteinander 
verbunden sind, daß diese Reformvorhaben 
aufs engste miteinander zusammenhängen, 
und wir nehmen mit Genugtuung zur Kenntnis 
und stellen mit Genugtuung fest, daß die Ver­
wirklichung der Regierungserklärung auf die­
sem Sektor planmäßig, zügig und erfolgreich 
vor sich geht. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident : Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Scrinzi. Ich bitte. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO) : Herr Präsi­
dent! M,eillte Damen und Herren! Wi·e 'schon 
aus der von meinem Vonedner züierten g,e­
meiIlJsamen Resolution des Hohen Hauses vom 
Jahm 1 970 hervOl'geht, bestlelht j'a Wlmell's­
üher,e'i'll\stimmung, daß dUTch den heute zu 
unteiinehmenden SchIlitt der B'efr'e'iung, ,einer 
weH'gehend ,genereHen Be,f!'eiung, von d,en 
Hochschultaxen die ChCl!noenglletichheit 'im Bil­
dungsprozleß gefördert werden ,soll. Es i'st kein 
siehr entscheidender Schr:itt, 'ahe'r es .j,gt ,immer­
hin elin Schritt ,auf diesem Gebi'et, und kh darf 
es m'ir also 'erspar.en, über Idas hinaus, was die 
beiden Vorroedilier '9'esalgt hahen, noch sehr aus­

fühdich zu werden. Aber ,eLn pa:ar Dinge sol­
len bei dieser Gelegenheit ooch angemerkt 
werden.  (Präsident Dr. M a l  e t a übernimmt 
den Vorsi tz.) 

W'enn oder Herr KoUegle Dr. Fi'sche'f 'gemeint 
hat, im W,iissenschaftsa'llIS'schuß hätten w:i'f j etzt 
fDeie Ba1hn und könntien UlliS nun der zwetifellos 
sehr wic:htJilgen Auf,gahe der Ber,a:tung e,iner zu 
erw,artenden Regierungsvorla'g,e über die Uni­
v,ersitätsorgaIlJiJsIabion zuwenden, ,so hoffe ich, 
Si,e wolluen damit IlIicht lSa'gen, daß wür ein 
'ebenfaHs 's'ehr dringl:iches Anlliegen dadurch 
Viernachläs:slig,en oder zurücks'uellen : da:s sind 
di'e noch ausstehenden speZ'iellen Studien­
g'esetze. I ch möchte ganz besonders ,auf d1ie 
DI1ingltkhikle it des 'S,pez.j'eUen Studti,eofiJgesetzes 
für ,dJi'e MediZiin hinwei's,en, weil die Reform 
de,s MediZlüllstudiums von 'einer we:ittragen­
den, prakti'schen Bedeutl\lng für uns ,alle ist; 
ebenso dillS ,spezieU,e Studieng,elsetz für das 
Rechi's'studJi'um .  

Wlir werden :UIlJS ·also ü ber  Arbeitsmangel 
in diesem Ausschuß Jn den nächsten Monaten 
oder v!i'eUe'icht Jahr'en nicht zu beklagen 
haben. 

N ach eine 'ganz kl,eine Anmerkung: So pes­
simistisch möchte kh daJS durch:aUls nicht zu 
eine.m ahge,rundeben Erg,eib'nils gekommene 
Iang'e Bemühen der pa.rlamentarischen Hoch­
schull1efon:nkommi'S:5Iion nicht ,selh,en, denn 
immerhin war es m6gHch, lin Isehr ,aUlsg,ede'hn­
ten und llIicht immer ,s'ehr pwdukt'irven Bera­
tungen doch die ganZie ProbltemaN'k in einem 
Struktur aufriß von den unmittelbar Betroffe­
nen dal1gestellt zu bekommen. Wir Wli,ssen 
heute, wo es einv'srlllehmllich,e Lösungen mit 
den in Frage kommenden Gruppen der Uni­
velisitäten ·gibt od,er geben !wird, wir koennen 
·auch Jene besonde'f1en Konfli'ktspunkre, bei 
denen eis am Hohen Haus lli,egen WÜ1d, letzten 
Endeis 'e'ine uni'V'ersitätJspolit'ilSche Enuseh,eidung 
tmffen zu müss,en, :die vüeUeicht nur bei ,einem 
T'eH d'er Betroff.enen Zus'bimmung - v.ielleicht 
a:uc:h bei niemandem dort - findet, WalS wir 
nicht 'hoff,en wollen. 

Wenn man s'ich die Kostenberechnung noch. 
,einmal ver,g,egenwärti'gt - was kostet uns 
ein Ausbildungsplatz an einer Hochschule? -, 
'so würde ich meinen, daß di,e Kostenberech­
nung eher noch zu nied!'ig 'g,ehalten list, daß 
di,e tat:s äc:h�ichen Kosten w.ahrschelinHch noch 
höher Hegen und daß, ,g,emessen an d'iesl€n 
Kosten, selbs,t w.enn man von dem genannten 
Betrag ausgeht, ,die Hochschultaxen ta1Jsäch­
lkh im BeDelich 'eiiner QuantHe negltigea:ble 
Hegen. 

W'ir WaDen aber der Mednung, ,daß von der 
Kostendeckungsfr alg'e ahge&ehen noch ein 
eund'erer Gesichtspunkt zu betmdüen wäre : deus 
i!st di'e anzuZ'ielentde V,erwaltungsveT,e!in­
f.ac:hullig. In dem Punkt muß ich allerdings 
sagen, daß der vorlli'egende Gesetzestext, .der 
zum Telil Sinstimmi'g, zum Teil meIu'hleiitlich 
ang'enomm,en wurd'e, Ul1is€m Wünsche und 
VOllst,ellungen nicht 'in jeder Richtung befrie­
di'gt. Ich gl'aube nicht, daß eis zu vertret,en :ist, 
daß man heute, a:us welchen ps-eudosachlichen 
UberleguIlJgen ,auch immer, Beiträg,e im Aus­
maß von 5 und l O S 'einhebt , denn ,eine Be­
l'echnung würde sehr rlasch ergeben, daß von 
diesen kleinen 'Und unbedeutenden Beiträgen 
wiederum ,ein Teil von vomhere!in für Ver­

waltung verlorengeht. 

Wir hätten a,lso die F,assUfi'g der heiden 
§§ 5 und 6 etwas anders gesehen - wir 

konnten uns damit nicht durchset:z,en -, aber 
ich betone, .daß, gemessen ·am Ges'amtanlie­
gen, d'a1s nicht 'selhr 'entsch'eidend,€ Din'ge &inid, 
we·sihalb wir auch heute zu di'elS'en heiden 
Pairagfiaphen keine 'geso1l!dert'e Abstimmung 
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heantragen werden. Es wird Fr,age der sich 

ergeberuien PraJGis sein, danJIl vi,el}e'icht das 

Gese1z auf Grund der Erfahrungen, die , 

glaube ich, 'UIlISeTen StaD!dpuntkt belS tätigen 

werden, zu verbessern. 

Wir telilen die Bedenk>en, die auch die 
anidJer-e OppO'Sitionspart>eli zur FalSSung de's 
§ 1 hier geäußert hat, und werden bei ge­

trennter Abstimmung diesen § 1 von uns aus 

gleichfalls ablehnen. 

Mit Recht iiSt darauf hingewiesen worden, 

daß ,die M'emungen über ,die Frage der gene­

reHen oder partieUen Befreiung der ausländi­

Ischen 'Studierenden von diesen Taxen quer 

durch aUe Parteien g:ingen und daß nunmehr 

le,ine Lösung gefunden W1lrde, die, s.a'gen wir, 
akzeptabel i,st, vor al,lem wenn sie durch 'int'en­
siv,e und ,erf.olgre'iche Bemühung,en des Wis­
senschaftsmini;st'eriuIDls, die noch ,ausstehen­
den GegeTIlSe�ti9keitsabkommetIl zu erre:ichen 
und zu ratifiz,i,er'en, unterstützt werden !Sollte. 

Wenn man mit Recht, ,auch von ,ooiten der 
Homschmersmaft, ,darauf hingewilesen und 
die rFoI1deTung 'erhoben hat, di,e TaxienbefIlffi­
ung für Studierend>e ;al\lJs den Entwicklungs­
l ändern mit einzubauen, 'Was Ja heute dann 
in e:inem g,emei'nsamen AbänderU'll'gsa!Iltfialg 
geschehen ,soll, iSO muß natürllich auch hier 
ang,emeTkt werden, daß das eine etwas über 
den Daumen 'gepe'ilte Lösung 'ist, denn unter 
dem subsumier-enden Tüel "Studi'emnder aus 
,einem Entw:ickluIlJgslaoo" älst natürlim noch 
nichts über ,seline ZaJhlungsfäh:i'gk,elit 'Und über 
setine lso�i,ale Lag'e ges'agt. Aber auch hier 
haben wir u'l1:s schHeßHch dazu heka'IllIlt, daß 
wir ,e'ine GeneraUösung aus Gründen der Ver­
waltungsvereinfachung lanlstI1eben Isollten und 
vielleich t ,den €linien oder den anderen Sohn 
eines MultJimillionäns - Isolche gibt es näm­
lich in Entwdcklungsländem auch - dabe1i He­
,ber durchrutschen lassen, ,a1s durch 'Sehr kom­
pliz.i,erte Erhebungsverfahren, die ja zum TeH 
auß!erordenHich schwie:rig sind - v,ielfach 
wäre man darauf angewileSlen, eidesstaatliche 
oder .anJdelle

· 
Erkläru'll'g'en dJile5ler Stud�erenden 

zu ak�eptieren üd,er ,ahzul'ehn'elIl -, die Tax.en­
befr,eiung fetstzUisteUen. Diese Uberlegrung'en 
haben es vorgezogen, mit dieser generellen 
Taxenbefrei'lliIl'g für Studilellende aus den Ent­
Wliddungsländem ,einen .auch, im mömte 
sagen, lim Bewußts'ein der o ffentLichkeit gut 
zu verkauf,enden Heitra'g zur Entwicklung's­
htilfre zu l'e�sten. 

Ich möchte 'bieT anmerken, daß WÜ'I nicht 
nur durm Taxenbeffleiung, Isondern auch Idurch 
einte verstärkte Berei�stlellung von Förderungs­
mitbeln für Studi,e:rende 'a'UJS Entwicklungslän­
dern einen sehr zweckmäß:igen und notwendli­
gen Beitrag für Entwlick,}ung;s'Mlfe leilsten 

kÖ1liIltelJl, und zwar zweckmäßlige'I ,aIs manche 
Form der Entwticklrungsih'ilf,e , W1i'e WliT ,sie heute 
in dien EntwicklungsläDJde·m unmittelha'I lei­
sten. Bei andefler Gele�genhetit 'WIi'rtd gerade .auf 
Grund des ErgebnJilsses 'e:iner InformatiolllSre'iS'e 
'in Entwlicklungsläruder eind'ges ,anzuregen und 
vorzU'sdllagen ,sein. 

Wlir begrüßen vor ,aUem diese Tax'enbetfrei­
ung für ausläIlidiJsme Studen:ten aum aus dem 
Grunde ,einer Intensivierung des Studenren­
austa'1.lSches, obwohl Is'e'lbstv,efoständHch, welIln 
wir hier Kostenr,echnungen machen, die Be­
lastung des ,ausländ:ilschen StudJier,enden in 
Ost,erreich und umgekehrt j ene des Osterre�­
che'rs lim Ausl,and, wo 'es diese Taxenbefrei­
U!Il'g be,r,eits 'gibt - 'ets gibt ja 'einige Länd'er,  
wo wir ,schon Gege'll's,edtJi'gk'eitsabkommen 
'haben -, nur 'einten Brucht'elH ider tatsächlichen 
Kost'en ,aulsmacht. 

Nun zum Probllem de'f Chance'IlJglleiichhetit, 
das vor aUem Kolleoge Dr. P.�scher mit €linern 
Slehr klallen poHtiischen BeikenntnJi!S ventiliert 
'hat.  Dazu wäfle ei'Ille M'engte zu IS,agien. Es 
gäbe durchaus ,andeI1e We'g,e , wie man die 
Chanoe'Illgl'eich'h·eit her'stJellen kann. Meine 
P,aTbei bek,ennt !Stich k,eineswegs zu di'eser Auf­
fassung, die in den Ausfü'hrungen des Herrn 
Dr. Fi'smer durchgeklufligten �!St, ,daß es ZtieJ 
sein müßte, letzten Endies dJie Chancengl,eich­
heit Ismon dadurch alb ovo sozusagen herbei­
zufü'hl'en, daß man j,edern UntJer.sch1ed �1Il Be� 
,sHz und Vel'mögen durch ,eine wleHel1e Diffe­
renz'ilerung und Inte'IlJSi'vierung des Umverttßli­
lungsproze,sses au.s der Welt !Smafft. 

Wlir sind der Meinung, daß d:i,es·e Unter­
'scMede 'in einer modemen Ge'seUsdlaft auch 
lin Zukunft beistehen bleiben werden und be­
,stehen bleiben !Sollen und daß nur j,ene Unter­
schiede 'bes'eitJi'gt od,eT auslgegHch!en werden 
soHelll, di1e sich nicht auf odalS Er'gebn�s von 
Le'i:sturug'e'll stützien. 

Wenn wir - 'U'IlId d-i'e'Sler Oedank..e wär,e 
drurcha'UJs mI über1eg€n - dier Auffassung sind, 
daß die InanJspruchnahme tdielser kostspieligen 
Bildungse'lllT,ichtung,en nicht grundsätzlim 
kostenlos sein 'Sollte, dann wäre eis uns'ere 
Aouf,gabe, durch Idie Gewährung von Studien­
förderutlJgs- und -ooi'hilfienmit:beln zUIDIündest 
den Zuglang für aUe ·gleich zu mamen. 

In diesem ZUls,ammen:hang möchte im ,em'eut 
fin Erinnerung ruf,en, was ich nameIlJS meiner 
Partei :smon bei den StudlienbeibJHfen- und 
StrudienfördJerull'gtsy,esetZlelll gesagt habe und 
was mit di,eser g'a!nzen Trueffilat,ik tse'hr eng zu­
,sammenhängt : Man .sollte den Gedanken nicht 
ganz ,aus dem Aug,e ve'rl!iteOOIl, den Studier,en­
den Darlte'hen he r-eitzus beUern , ,di,e unt,er Slehr 
gürustJi'gen Bedi:ngung,en mit l,ang,en Rück.za'h­
lUiIlgsfliiisben bei allfäH'iger Ube'rnahme der 
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VierZiinsuny dureh <die AUgremein'heit und unter 
Berück:Siiehhl'gung der Erleichterung der Rück­
zahlung bei bestimm.ten iSomalen Gesichts­
punkten gewährt würden. 

Zusammenfassend : Wlir kDi1'iJSlLeren an die­
ser Regi'erungsvoTla'ge jirn einzoel'IlJen eine 
ganz'e RJeilhre von kl,ed'llJeIl Dingen, und zwar 
nicht , wie Dr. Filscher .gemeint 'hat, aus Prinzip, 
um darzutun, daß ,das , w.as von der Roeg,j'eru'Il'g 
ode'r von ,der RJegilerungspar1le,i kommt, von 
vornherein kl'itils'i'ert sein muß, weil es grund­
sätzlich nicht ,gut s'elin könnte, sondem wir 
tun dals, weH WiT merinen, daß dri,es,es Gesetz 
in . einer Rleihe von kl'eineren Dimgen taltsäch­
llich nkht optimal 1Ist. WiT weDdJen 'aber davon 
absehen, zu ,einer Rleihre von ParClJgr,ap'hen 
solche :k:leine A'bänldeTu1l!glsanträge zu stellen. 
Wir werden dem § 1 insgesamt nicht zustim­

men, ,das Gesetz aber im gesamt,en a'Il'neihmen 
und den 'eling,ebrachten RlesolutioIlJsantrag 
unteIlstütZlen. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ilst der Abgeol1dnet e  Dr. Gruber. Ich eTteilre 
es lihm. 

Abgeordneter Dr. Gruber (OVP) : Hohes 
Haus!  MeiIlJe Damen und Herl1en ! Der Herr 
Kollege Dr. Hscher hat besondrer:s hervoTge ­
hoben, daß die Regierungspartei hier eine Zu­
sa'ge der Regilerungs'e rklärung elinlöst. 

Dazu wäre doch zu Isayen, daß di'e R,elgilerung 
einrer Aufforderu1l!g 'des Na'trional:r:ates na'eh­
gekommen ,iJst und nicht in 'elmter LiIlJie einer 
ZUJsag·e der RJegieI1unrgserklärung. (Zustim­
mung bei der OVP.) Der Nat�onalr,at hat sehT 
e1in,deut.'ig ,e1ine WillenSlmndg,e'bung abgegeben. 
Und rich 'glaube, daß es eine Se lbstrvefistä1l!d­
Hch�eit 'ist, daß dli'e R'eg;ierung einer solchen 
Auff.orderung nachkommt. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Fischer hat dann 
geme.imt, man sei mit d1,erser Vorlage :sogar 
pl,anmäßli.g gekommen. Ich muß dhm beschJed­
ni'gen : Ja, zeitmäßig lil!1lsofern, ·als doch noch 
-das J,alhr 1971  dazu benützt wurde, dieiSe 
Rlegierungsvor lag:e einzu bri1l!gen. 

Was aber .den Wirksamk'eitstermin anlangt, 
Herr Kollege Dr. Fischer, so sind wir durchaus 
nicht der Melinung , daß die R,eg1ierung zu dihren 
eigenen ZUrSagen rge'st'Clinlden dlst. Di,e Frau Bun­
desmirllJ�ster, deren Fernsedn ich heute sehr 
bedaure, \Vleil ich natürlich auch kritische Be­
merkunrg€lIl 'in ihrer Anwesenheit machen 
würde 'Und ,eilg.entHch ldeber in. �hI'er An.wesen­
heit allS in ·ihrer Abwesenheit, 'hat ,erklärt, daß 
di'elses Gesetz mit ,dem SommeI1semesller 1972 
in Kl'\aft treten könnte. 

Von 'einem IIl!kfiafttl1ei'en mit dem Sommer­
SieInest,er i:st nun k'eliDJe Rrede mehr, Isoooem dlie 
Homschultaxen Wlerdern mit dem "WiirrrtefiSieme­
ster 1972/73 abgeschafft sein. 

Ich habe das der Frau Bundesminister im 
Ausschuß auch vorgehalten und habe midl auf 
eine Zusage im "jour fixe" berufen, die sie 
den Studenten gegenüber gemacht hat. Sie 
hat aber gesagt, so deutlich habe sie das 
ja nicht ausgesprochen. 

Ich muß darauf zurückkommen, daß ich im 
Vorjahr mit einer schriftlichen Anfrage die 
Frau Bundesminister gefragt habe, wann denn 
dieses Gesetz in Kraft treten soll. Sie hat mir 
schriftlich bestätigt, daß dieses Gesetz mit 
dem Sommerseme ster 1972 in Kraft treten 
könnte. Also das kann die Frau Bundesmini­
ster wohl nicht mehr abstreiten, daß sie zu 
dieser Zusage nicht gestanden ist. 

Herr Kollege Fischer I Sie haben gemeint, 
w,ir machten hioer ·eine Pflrichtübung in Kritik. 
Wir hätten ,an und für lS'ich mur ,elin bißchen 
zu nör'geln. 

So ,i'st ·es wi,edeT nicht, Herr KoUege Fi!schelrl 
Wir haben U!IlS 'schon sehr wohl überlegt, 
warum Wlir zu lelinZlelnen Oe,setzen Ja sag,en , 
auch wenn da und dort 'Mänge,l vorhanden 
sind, u1l!d warum wir zu al!1lde!l1en Gelsetzen 
nein 'sag,en, w.ei,l wir ,gllauben, daß die Mängel 
zu groß slind oder daß 'grun.dlsätzl.ich,e Beden­
kren bestehen. 

Weil Sie in diesem Zusammenhang auch das 
Ges,etz über dile SchüllerfDeHahTt lerwähnt 
haben, darf ;ich Ihnen ,sagen - ich br:audre 
Ihnen das nicht zu lSa:g.en, SiJe :WlisSI€IIl es !Selbst 
ganz '9'enalll -, daß odri'els,es Ge'setz wJTk�ich ISO 
V1iel,e Mängel rent!hält, sOIdaß Iliicht nur wegen 
der Befri,stung dJi'e5e5 Ges'etzes eiIli€ Neu­
fassung notwendig ist, sondern auch deshalb, 
weil es iin dile1sler Form .ab'solut nlicht weiter­
belStelh,en kann. W,ir wel1den tClJgtäg�ich !in der 
Ofientliichk'elit mit den Mängeln di,esels Ges'et­
ZielS konfrontilert. 

Da dürfen Si,e UIlJS doch nJicht vorhalten, wir 
st,immten 'gegen ,eim Gesetz, dClJS rschlecht kon­
z1ipiert :irst. Wir wärern sehr rglüddich, reinem 
gut konzipi!ertren Gelsetz, ,auch wenn es von 
deT Itegi1erung kommt, die Zu:stdmmung geben 
zu können. 

Aber gerarde bei diesem Gesetz haben wir 
fest'ges1:JeUt, daß Iliicht nur Isamliche Mängel 
enthal ten wa:roern, ,so1l!dern auch viele , vie1<e 
legiJsti'sche Mängel . Sie gehen zu, daß wir UIlJS 

als Oppositionspartei auch redlich bemüht 
haben, d�e's€lS Gesetz Wlirk�ich zu verbessern. 

Wo Sie uns nicht .gefolgt Isind, dClJS war Ischon 
§ 1 Absatz 1. Herr Kollege Scrinzi hat bereits 
darauf hingewiesen und hat dem seine Zu­
stimmung gegeben, was Herr Professor Erma­
cora angeschnitten hat. 

In § 1 Absatz 1 eine Aufzählung j ener 
Taxen vorzunehmen, die durch das Gesetz 
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Dr. Gruber 

abgeschafft werden, ist doch -ein völliges No­
vum in der Legistik. Ich glaube nicht, daß Sie 
mir ein anderes Beispiel bringen können, wo 
man so vorgegangen wäre zu sagen, das und 
das existiert rechtlich jetzt nicht mehr, denn 
das existiert deshalb rechtlich nicht mehr, weil 
wir das Hochschultaxengesetz 1953 durch 
ein neues Gesetz ablösen. 

Das ist jetzt nicht ein Standpunkt, den etwa 
nur die Opposition vertritt, sondern - weil 
Sie, Herr Kollege Dr. Fischer, heute aus ver­
schiedenen Stellungnahmen zitiert haben, ge­
statten Sie mir, daß ich auch aus Stellung­
nahmen zitiere - diesen Standpunkt, daß 
es unsinnig ist, ein Gesetz so zu beginnen, 
vertritt auch die Wiener Landesregierung, das 
hat auch "Ihr" Finanzminister gesagt, wenn 
ich Ihre Formulierung verwenden darf, und 
das hat auch "Ihre" Burgenländische Landes­
regierung gesagt. Der Landesamtsdirektor des 
Burgenlandes schreibt sogar, daß das rechts­
logisch nicht vertretbar wäre. 

Sie haben das aber trotzdem durchgedrückt, 
weil Sie sagen, Sie brauchen irgendeine 
deklamatorische Erklärung : "Was sind wir für 
gute Leute, wir schaffen die und die Taxen ab '"  
Nur a'llJS di,es,em GI1lIIlId 'habe'Il Sie dil€iSte le'gi­
sti'sch·e Unmögliichkeit lim Qels'etz belassen. 

Säle Iwerden daher v€'Tlstehern, daß wir den 
Amtr.ag 'steHen, daß ·der Ab&atz 1 dies § 1 zu 
streichen sei. 

Ich stelle daher den 

A b ä n d e r u n g s a n t r a g  

1 .  Der Absatz 1 des § 1 hat zu entfallen. 

2. Der Absatz 2 wird nunmehr zum § 1 .  

Ich bitte den Herrn Präsidenten, darüber 
eine getrennte Abstimmung durchzuführen. 

Wir haben uns auch mit anderen Fragen 
sehr ausführlich auseinandergesetzt, und hier 
steht natürlich die Regelung der Hochschul­
taxen für Ausländer im Mittelpunkt des Inter­
esses, und sie stand auch im Mittelpunkt der 
Beratungen im Wissenschaftsausschuß. 

Ich brauche zum anderen Inhalt des Gesetzes 
sicherlich nichts mehr zu sagen. Es ist auch 
über die bildungspolitischen Aspekte genug 
gesagt worden. Ich möchte nur noch wieder­
holen, was ich bereits bei der Budgetdebatte 
des vergangenen Jahres gesagt habe: daß ich 
mich mit Argumenten, die etwa die Bundes­
handelskammer zu dem Gesetz vorgebracht 
hat, nicht identifiziere. Aber es ist doch das 
Recht einer Interessenvertretung, ihre Vor­
stellungen zu entwic:keln, und man kann hier 
nicht einfach sagen: Da untersteht sich irgend­
j emand, an unserer Intention Kritik zu übenl 

- Ich glaube, es ist doch normal, daß eine 
Regierungsvorlage oder ein Gesetzentwurf 
auch kritisch beleuchtet wird. 

Ich sage nochmals : Ich bekenDJe mich zu den 
bildungspolitischen Erwägungen, die be­
relit's lin dem Entsdll'i'eßunYIS·antpag vom De­
z'ember 1 910 ihren Nileiderschlag gefundlen 
haben. Für uns 1st auch klaT, daß eine Befre.i­
UTIJg von den Ho cbs ch'1.l:1 taxen in lerster Linie 
- ich ,betone noch €Iinnl'a,l : 'in erster Li'Iüe -
für die in1än'dilSchen IStUidiereooen etilne For­
derung darstellt. DalS ISdl'llileßt micht ,aus, daß 
wir auch überlegen, inwiewelit auch a'UlSlän­
dJisme St'udli:erende von der HochJSchlUltMre 
befpeit und den Inländern gl'eichgestellt wer­
den kÖ1l'Il!en. 

Dile Regilerungsvorlag,e war ;in dJilesem Punkt 
für UI1!S joedenf.aHs 'e'IlUäU!sc:hend, dias muß ich 
stehr derunich sagen. Die Regierungsvorlage 
hat Ausnahmen schon enthalten - Herr Kol­
l'eg,e Fii'scher -hat ,sjle erwähnt -, ,aber gerade 
hinsichtlich der Entwicklungsländer war nicht 
ein Ans,atz drinn'en, um lauch den Studierenden 
aiUlS Entwicklungsländern die GI€licbst'el'1ung 
mit oden Inländern zu gewähiien. 

Auch daTüber ließ·e sich dehattie'fen, wenn 
man sagt : Das :s'ind au:sländliJSche Studiepenlde, 
wtir können nJidlt ,aUen da1s Hochschulstudium 
graNIs Ige'ben, wir wenden 'so viele Mill!ioll'e'Il 
und MilJi.apden ScbiUing für unse·pe Hoch­
schulen auf, wir müssen darauf s,ehen, daß in 
erster Linie unsere eigenen Studierenden 
·einen Studitenplatz ha:betnl 

Aber dioe RoegierungsvOl,I,a,ge hart ja ISchon 
eine ganz,e Reihte von Ausna'hmen enthalten. 
Die'Ste Ausnahmen - man kann da:rüber 
peden - wapen :insorem nicht befriedilg'eIJlId 
'9,er,eg,elt, al,s die Gegelll'seliti'gkJedt, die hier 
postuluert w,kd, Studiüelrenden. ,aus r,elichlen 
IrndUlst:rtieländem, aber ,auch ,aUlS ande'l1en Lm­
'dem, wo wir nicht immer dals Gefühl haben, 
daß 'es sich um echte EntWlic:klunglsländer han­
delt, eingeräumt wird und diesen ausländi­
schen Studierenden das Hochschulstudium 
kostenlos gewährt wird. Auf der anderen Seite 
läßt man Studierende aus echten Entwick­
lungsländern die Hochschultaxe bezahlenl Ich 
bin daher sehr froh, daß es im letzten Augen­
blick noch möglich war, hier eine Regelung zu 
treffen. 

Ich ,sbeUe daher einen 

A b ä n d e r u n g lS a n t r a g  

der Abgeordneten Dr. Heinz Fischer, Doktor 
Gruber, Dipl.-Ing. Hanreich und Genossen. 

Der Nationa1lmt wolle lin zweiter Lesun'9 
belschrHeßen : 
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Dr. Grober 
1 .  Im § 1 1  .A!bs. 1 des genannten Gesetzes 

hat die lit. b wie folgt zu lauten: 

"b) Studierenden, die aus Mitteln 
einer Gebietskörperschaft oder einer Kör­
schaft des öffentlichen Rechtes ein Stipen­
dium zum Studium an einer österreichischen 
Hochschule erhalten, das nicht g eringer ist 
als das Mindeststipendium gemäß den Be­
stimmungen des Studienförderungsgesetzes 
in der jeweils geltenden Fassung; "  

2.  Eine neue lit. d hat zu lauten : 

"d) Studierenden 
dem". 

aus Entwicklungslän-

Damit haben wir dem 'berechtigten Anliegen 
Rechnung getragen, daß Studierende aus Ent­
wicklungsländern generell von der Hochschul­
taxe befreit sind, weil ja schon durch die 
Regierungsvorlage ein sehr beträchtlicher Teil 
der ausländischen Studierenden ohnehin be­
freit wird. 

Ich darf ein paar Ziffern nennen, wie viele 
ausländische Studierende in Osterreich derzeit 
inskri'biert haben. Dabei ist zu beachten, daß 
die Zahl der ausländischen Studierenden rück­
läufig ist, und zwar seit Jahren. Wahrschein­
lich hängt das auch damit zusammen, daß wir 
an bestimmten Fakultäten schon seit geraumer 
Zeit einen Numerus clausus für ausländische 
Studierende haben. 

Wenn etwa noch im Studienjahr 1 960/6 1  
von insgesamt 40.81 5  Studierenden 1 0.806 
Ausländer waren, so bedeutet das, daß damals 
mehr als ein Viertel aller Studierenden in 
Osterreich Ausländer gewesen sind. Im Stu­
dienjahr 1 969170 w.aren es nur mehr 9704 und 
im Wintersemester 1970/7 1  8085. Hier ist also 
ein beachtlicher Rückgang zu verzeichnen. 
Dabei sind wesentlich mehr als die Hälfte der 
ausländischen Studierenden aus Europa und 
nur ein geringer Teil aus den übrigen Ländern. 

Wir haben auch gehört, daß zum Beispiel 
die Länder Deutschland, Griechenland und 
Iran das weitaus größte Kontingent an aus­
ländischen Studenten stellen. Aber gerade 
diese Länder haben ein Gegenseitigkeitsab­
kommen, und alle diese Studenten sind ohne­
hin von der Hochschultaxe ausgenommen. 

Ich glaube, daß man der nunmehr vorge­
schlagenen Regelung mit gutem Gewissen die 
Zustimmung geben kann, weil wir damit -
wie schon ausgeführt wurde - auCh einen 
echten Beitrag zur Entwicklungshilfe leisten. 
Ich darf also alle Damen und Herren herzlich 
einladen, diesem gemeinsamen Abänderungs­
antrag die Zustimmung zu geben. 

Zum Abschluß darf ich noch einmal betonen : 
Wir führen mit diesem Gesetz eine liberale 

Regelung auCh in bezug auf das Ausländer­
studium einer Beschlußfassung zu. Diese libe­
rale Regelung soll aber doch nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß es für unsere eigenen 
Studierenden immer schwieriger wird, an den 
Hochschulen einen Studienplatz zu bekommen. 

Ich möchte also sagen: Bei .allem Verständ­
nis auch für die Ausländer müssen wir doch 
einen primären Anspruch für die inländischen 
Studierenden aufrechterhalten ! (Beifall bei der 
OVP.) Ich hitre also, ,daß man auch ä,n der 
OffentHchkieit Vel1stänldni'S dafür hat, wenn 
wir einem Numerus claJU!sU'S, ,e:twa bei der 
Medizin, das Wort reden müssen, solange 
'Un'8ere eigenen Studier€lIlId'ell Sch'Wlierigketirten 
haben, dort einen Platz Z'U finden. Wenn es 
auch auf anderen F,akuH ätleIl. zu solchen 
SchWlierli'gkeiten kommen IsolHe, müssen wir 
daTa'llf hestehen, daß die Ostoerneich'er den 
Vorzug vor den AU'slänJd€lrn haben. 

Wile 'iJst es denn, meine Dame·n und Herren, 
'in der Praxlis? Auch andre re I€uropä'i'sche Länder 
gehen so vor, und ,es i:st 'gar iIl!idlt ·so ,einfach ,  
als Os1Jerrelich€T einen StUidienplatz zu he­
kommen. Im Gegent'siI ,  Wlir IDlachen die- Er­
falhrung, daß etwa die Bumidesmpubllik oder 
Schweden für :die ,eigeIlJen Studenten ,einen 
NumerUis da'U'sus einführen, illldem ein be­
'stimmlle!s A:usleseV'erfahren vorges'ehen ilst, 
sod,aß ein Teil iihTier eilgeIl.'en Leute 'ahwandern 
muß. Die ,gehen doann nach Ostenelich und 
IstJudJileren hier, und wir würden untier Um­
ständen soog'ar so großzügilg 's'ein, daß wir 
'ihnoen ,elinen Vorzug einräumen. Ich 'glaube, 
das 'g,eht denn doch auch nicht. 

. 

Ich rede also noch elinmal I€dTIJer Isehr groß­
zügi'getIl Lösung daJs Wort, :ich 'habe mich ·auch 
per:sönlich dafür sehr eling'es.etzt, 'ich muß aber 
noch e.inmal s,ag:en, daß natürlich der pflimäre 
Anspruch der Osterreic1rer 'g'ßwahrt !Sein mußt 
(Beiiall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Der Abänderungs­
antrag ,der Abgeordnet'en Dr. Gruber und 
GenOissen sow,ie drer gemeinlsame Abände­
rllrugsantrag der Abgeordneten Dr. Helinz 
FUscher, Dr. Gruber, Dipl.-Ing. Hanreich und 
Genossen. ,S'ind beide genügend untenstützt 
und 'stlehen daher mit ·in Verhandlung. 

Zum Wort ,ist niiemand IDJelhr 'gemeldet. Die 
Debatte ist geschlossen. - Der Herr Bericht­
'enstatter 'hat das Schlußwort. 

Berichterstatter Wuganigg (Schlußwort): Als 
Berichterstatter kann ich den Anträgen der Ab­
geordneten Dr. Ermacora und Dr. Gruber nicht 
beitreten. Dem gemeinsamen Antrag der Ab­
geordneten Dr. Fischer, Dr. Gruber und Dipl.­
Ing. Hanreich trete ich bei. 
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Präsident Dr. Maleta: Wir kommen nun- Ich bitte somit jene Damen und Herren, die 
mehr zur A b  s t i m  m u n g. Da Abänderungs- dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in drit­
anträge vorliegen, werde ich getrennt ab stim- ter Lesung ihre Zustimmung er�eilen, sich von 
men lassen. den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die E i n-

Zu § 1 liegt ein Antrag der Abgeordneten s t i m  m i g k e i t fest. Der Gesetzentwurf ist 

Dr. Gruber und Genossen auf Streichung des somit auCh in dritter Lesung a n  g e n  0 m­

Absatzes 1 vor. Ich kann nur positiv abstim- ! m e n. 

men lassen. Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 

ICh bitte jene Damen und Herren, die den 
Ubersduiften zu Abschnitt I sowie dem § 1 
Abs. 1 in der Fassung des Ausschußberichtes 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Ange­
nommen. Damit ist der Streichungsantrag ge­
fallen. 

Zu § 1 Abs. 2 bis einschließlich § 1 1  Abs. 1 
lit. a liegt kein Abänderungsantrag vor. 

Ich bitte somit j ene Damen und Herren, 
die diesen Teilen des Gesetzentwurfes in 
der Fassung des Ausschußberichtes . ihre Zu­
stimmung geben, sich von den Sitzen zu er­
heben. - Einstimmig angenommen. 

Zu § 1 1  Abs. 1 lit. b liegt ein Abänderungs­
antrag der Abgeordneten Dr. Heinz Fischer, 
Dr. Gruber, Dipl.-Ing. Hanreich und Genossen 
vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
§ 1 1  Abs. 1 lit. b in der Fassung dieses Ab­
änderungsantrages ihre Zustimmung erteilen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Einstim-
mig angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über § 1 1  Abs. 1 lit. c in der Fassung des 
AussChußberichtes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Es liegt nunmehr ein Antrag der Abgeord­
neten Dr. Heinz Fischer, Dr. Gruber, Dipl.­
Ing. Hanreich und Genossen auf Einfügung 
einer lit. d im § 1 1  Abs. 1 vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über die restlichen Teile des Gesetzentwurfes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sen restlichen Teilen des Gesetzentwurfes so­
wie Titel und Eingang in der Fassung des 
Ausschußberichtes ihre Zustimmung erteilen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Einstim­
mig angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die so­
fortige Vornahme der dritten Lesung. - Ein­
wand wird nicht erhoben. 

über den EntsChließungsantrag der Abgeord­
neten Dr. Ermacora und Genossen betreffend 
Abgeltung von HochsChultaxen naCh Wegfall 
derselben. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Entschließungsantrag Ermacora ihre Zu­
stimmung geben, sich von den Sitzen zu er­
heben. - Das ist die Minderheit. A b  g e­
l e h n t. 

3. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (38 der 
Beilagen) : Vertrag zwischen der Republik 
Usterreich und der Italienischen Republik zur 
Regelung finanzieller und vermögensrecht-

lieher Fragen ( 195 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
3. Punkt der Tagesordnung : Vertrag mit der 
Italienischen Republik zur Regelung finanziel­
ler und vermögensrechtlicher Fragen. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Lukas. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Lukas: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Auf Grund des Friedensvertra­
ges von St. Germain, der die Grenzen zwi­
schen Italien und Osterreich festlegte, karnen 
Grundstücke, deren Eigentümer Osterreicher 
waren, auf italienisches Staatsgebiet. 

1939 hat das Königreich Italien die öster­
reichischen Grundstückbesitzer enteignet, doch 
wurden die Entschädigungsbeträge von den 
Osterreichern als unzureichend abgelehnt. 

In der Zeit der Zweiten Republik fanden 
diesbezügliche Verhandlungen in den Jahren 
1 963 und 1966 statt, sie führten -jedoch zu 
keinen Ergebnissen. 

Erst nach den vereinbarten Südtirolregelun­
gen wurden die darauffolgenden Verhandlun­
gen verständiger und aufgeschlossener ge­
führt, bis schließlich bei den Verhandlungen 
in Rom im März 1 97 1  eine Einigung über 
eine globale Lösung gefunden wurde. 

Am 2. April 1 97 1  konnte in Rom ein Ver­
tragsentwurf samt Anlagen und Briefwechsel 
paraphiert werden. Die endgültige Unter­
zeichnung erfolgte nach Regelung der rest­
lichen Fragen am 17 .  Juli 197 1  in Rom. 

Zum Ausgleich der mit diesem Vertrag ge­
regelten gegenseitigen Forderungen erbringt 
die Republik Italien folgende Leistungen: 
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Barzahlung 480 Millionen Lire und Sachlei­
stungen, für die bei Vorliegen gewisser Um­
stände eine Barablöse von insgesamt 150 Mil­
lionen Lire vorgesehen ist. Somit kann von 
einer Gesamtleistung in Höhe von 630 Mil­
lionen Lire ausgegangen werden. 

Die Vorlage besteht aus dem eigentlichen 
Vertrag, drei Anlagen und drei Briefwechseln. 
Da der Vertrag gesetzändernden beziehungs­
weise gesetzesergänzenden Charakter hat, 
bedarf er gemäß Artikel 50 Bundes-Verfas­
sungsgesetz der Genehmigung des National­
r ates. 

Der Finanz- und Budgetausschuß behandelte 
am 9. Februar 1972 in Anwesenheit des Herrn 
Bundesministers Dr. Androsdl die einge­
brachte Regierungsvorlage. Die Beratung 
nahm folgenden Verlauf: 

Abgeordnete der Oppositionsparteien kriti­
s ierten den Vertrag wegen der Ubersetzung 
und wegen der Entschädigungen. In der 
Debatte meldeten sich zu Wort die Abgeord­
neten Suppan, Dr. Broesigke, Dr. Mussil, Dipl .­
Ing. Dr.  Leitner, Lanc, Dr. Haider, Dr.  Koren 
und der Herr Bundesminister für Finanzen 
Dr. Androsch. Aufklärende Erläuterungen gab 
ein Beamter des Ministeriums. 

Der Finanz- und Budgetausschuß ist der 
Meinung, daß in diesem Falle die Erlassung 
eines Bundesgesetzes - im Sinne des Arti­
kels 50 Abs. 2 B-VG in der geltenden Fas­
sung - zur Uberführung des Vertragsinhaltes 
in die innerstaatliche Rechtsordnung nicht not­
wendig ist. 

Der Ausschuß stellt somit durch mich den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem Vertrag 
zwischen der Republik Osterreich und der 
Italienischen Republik zur Regelung finanziel­
ler und vermögensrechtlimer Fragen samt An­
l agen und Briefwechseln (38 der Beilagen) die 
verfassungsmäßige Genehmigung erteilen. 

Ich wurde beauftragt, für den Fall, daß 
Wortmeldungen vorliegen, zu beantragen, 
General- und Spezialdebatte unter einem ab­
zuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Der Herr Bericht­
erstatter beantragt, General- und SpeziaI­
de batte unter einem vorzunehmen. - Ein­
wand wird nicht erhoben. 

Wir gehen somit in die Debatte ein. Als 
erster zum Wort gemeldet ist der Abge­
ordnete Dr. Scrinzi. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO) : Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Die Freiheit­
liche Partei wird den vorliegenden Vertrag 
38 der Beilagen ablehnen. 

Wir haben wohlerwogene Gründe für diese 
unsere Ablehnung. Wenn in der Präambel 
dieses Vertrages steht, daß der Vertrag " im 
Geiste der zwischen den beiden Staaten beste­
henden Freundschaft" abgeschlossen wird, 
so möchte im im Interesse der beiden betrof­
fenen Völker nur wünschen, daß dieser Geist 
der Freundschaft besser ist, als in diesem 
Vertrag zum Ausdruck kommt. 

Es nennt sich zwar die vorliegende Verein­
barung Vertrag, aber wenn man sie auf ihr 
inhaltliches Ergebnis prüft, ist es eine harte, 
inhumane Erpressung des großen Staates Ita­
lien gegen die kleine Republik Osterreich. 
Alles das, was man dort, wo Freundschaft 
wirklich besteht, 'erwarten und fordern darf, 
vermissen wir hier, besonders wenn man sich 
vor Augen hält, daß es sich dabei um 
das Schicksal von vielen Menschen handelt, 
denen man durch Jahrzehnte Unrecht 
angetan hat, das man ohnedies auch 
durch eine optimale Lösung kaum gut­
machen kann. Man kann also wirklich nur 
sagen: Die Auffassungen darüber, was Freund­
schaft und freundschaftlicher Geist sind, 
scheinen sehr unterschiedlich zu sein. 

Wir haben das Hohe Haus im Zusammen­
hang mit der Frage der Entschädigung der vor 
nunmehr 33 Jahren rechtswidrig, völkerrechts­
widrig geschädigten Eigentümer schon wieder­
holt befaßt; wir wurden immer wieder ver­
tröstet. Als die Verhandlungen jahrelang ins 
Stocken geraten waren, ja als Italien im Zu­
sammenhang mit den Vorgängen um Südtirol 
weiteres Verhandeln überhaupt abgelehnt hat, 
haben wir die im unkündbaren Sdmtzüberein­
kommen des Jahres 1 925 vorgesehene Ein­
berufung des Schiedsgerichtes verlangt. Mit 
Rücksicht auf die damals laufenden Ge­
spräche - Verhandlungen waren es j a  nach 
italienischer Rechtsauffassung nie - im Zu­
sammenhang mit der Frage Südtirol wurde die 
Einberufung dieses Schiedsgerichtes unter­
lassen. 

Wir erleben es nun, daß ein eindeutiges, 
klares völkerrechtliches Unrecht, das Italien 
gesetzt hat und das sogar durch italienisches 
höchstgerichtliches Urteil als Unrecht statuiert 
wurde, nämlidl die völkerrechtswidrig erfolgte 
Enteignung, durch einen zwisdlenstaatlidlen 
bilateralen Vertrag sozusagen sanktioniert 
wird. Es wird nicht etwa um einen Preis 
sanktioniert, der annähernd so angemessen 
ist, daß man sagen könnte: Wir wollen in 
Kauf nehmen, daß solches Unrecht sanktioniert 
wird, weil wenigstens eine vertretbare und 
angemessene Entschädigung gewährleistet ist. 
- Nein. wenn man die Ansprüche der Be­
troffenen vergleicht mit dem, was nunmehr 
in diesem Vertrag an Entschädigung geboten 
wird, so kann von angemessener, ja auch nur 
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annähernd angemessener Entsmädigung nimt 
die Rede sein. Dies gilt für den Fall, daß Sie 
das nun orientieren an den in langen und 
gewissenhaften Samverständigenuntersumun­
gen errechneten Entsmädigungsbeträgen. Aber 
aum dann, wenn Sie die von österreimischen 
Samverständigen errechneten Entschädigun­
gen korrigieren und unter Heranziehung der 
von italienischer Seite angestellten Berech­
nungen auf ein Mittelmaß bringen, ist die 
gebotene Entschädigungssumme nur ein 
Brumteil dessen, was den widerrechtlich Ent­
eigneten zusteht. 

Aber auch, was sehr viel eindrucksvoller 
1st, wenn man sich auf Grund der Entschädi­
gungssummen die Hektar-Preise ausrechnet, 
die zum Teil für wertvolle landwirtschaftlidl 
nutzbare Gründe oder für wertvolle Wald­
gründe und auch für durchaus beträchtliche 
Alm- und Weidegründe gewährt werden, wird 
man sich des schreienden Unrechtes bewußt: 
daß hier einfach nicht nach dem Maßstab von 
Billigkeit und Gerechtigkeit, geschweige denn 
nach den Maßstäben der Völkerfreundschaft 
vorgegangen wurde, sondern einfach mit der 
Gewalt des Stärkeren Unrecht durchgesetzt 
wurde. 

Ich will auf die tragische Vorgeschichte, 
die zu dieser Situation geführt hat, nicht im 
einzelnen eingehen, obwohl es sich lohnen 
würde, sich wieder einmal vor Augen zu 
führen, was alles möglich ist an Unrecht -
ja man muß, wenn man das vom einzelnen 
Fall her sieht, sagen: an Unmenschlichkeit -, 
während man zu gleicher Zeit die Vokabel 
von Völkerfreundschaft, von Völkerverständi­
gung, von europäischer Zusammenarbeit und 
Einigung strapaziert. 

Denn viele dieser Enteigneten können 
heute, nachdem sie 30 Jahre lang vergeblich 
gewartet haben, gar nicht mehr in den Genuß 
der Entschädigung kommen, weil sie nicht 
mehr unter den Lebenden sind. Die anderen 
haben dieses Unrecht damit bezahlen müssen, 
daß sie durch Jahrzehnte das Dasein von 
Befürsorgten, von Fürsorgeunterstützungs­
empfängern mit allen Begleiterscheinungen in 
Kauf nehmen mußten. Das kann auch durch 
eine nachträgliche Entschädigung in gar keiner 
Weise gutgemacht werden, wobei ich mir bei 
der fiskalistischen Einstellung, wie sie noch 
auf weiten Gebieten unserer Verwaltung 
lebendig ist, durchaus vorstellen könnte, daß 
ein Findiger daraufkommt, man könnte ja jetzt 
unter dem Titel, daß sie nunmehr eine Ent­
schädigung erhalten haben, die Rückzahlung 
dieser bisher bekommenen Fürsorgeunter­
stützungen verlangen. Auch darauf bin ich 
bei alldem, was wir im Zusammenhang mit 
dieser Sache erleben mußten, noch gefaßt. 

Ich will das Hohe Haus, wie gesagt, nicht 
mit der historischen und juristischen Vor­
geschichte befassen, weil damit leider nicht 
geholfen wird, daß wir die Dinge jetzt über 
Gebühr traktieren. Ich glaube nur, daß es 
dann, wenn wir aus vielfachen Gründen und 
Uberlegungen das diesen Betroffenen wider­
fahrene Unrecht im Rahmen dieses Vertrages 
im materiellen Sinn nicht einigermaßen aus­
gleichen und wettmachen können, unsere 
Schuldigkeit diesen Staatsbürgern und Mit­
bürgern gegenüber ist, daß wir aus einem 
anderen Titel versuchen, ihnen wenigstens 
einen Teil dessen, was ihnen durch diesen 
Vertrag vorenthalten wird, der ihnen zugleich 
ihre bisher bestandenen Rechtstitel zumindest 
praktisch, wenn auch nicht formaljuridism 
nimmt, einen Teil dessen, was ihnen vorent­
halten und genommen wird, materiell zu ent­
schädigen. 

Die Freiheitliche Partei hat im Zuge dieser 
langwierigen und immer wieder stockend�n 
Verhandlungen schon wiederholt die For­
derung nach einer diesem Personenkreis zu 
gewährenden Zwischenentschädigung erhoben. 
Ich appelliere nunmehr an alle Frauen und 
Männer dieses Hohen Hauses, daß. sie in 
Anbetradlt des Unrechtes, das hier geschieht, 
die entsprechende Haltung an den Tag legen; 
die Befürworter des Vertrages werden sagen: 
geschehen mußI ,  weil es sozusagen das 
Maximum dessen war, was in diesen 
bilateralen Verhandlungen erreidlbar war, 
wobei es uns immer unverständlich bleiben 
wird, warum man nicht von der Möglidlkeit 
der Anrufung des Schiedsgerichtes Gebrauch 
gemacht hat. Wenn wir uns aber so verhalten, 
dann müssen wir auf der anderen Seite zumin­
dest bemüht sein, materiell einen gewissen 
Ausgleich zu geben. 

Es kommt ja noch folgendes dazu: Wie in 
einem Konkursverfahren wird man an Hand 
der nunmehr erreichten Entschädigungs­
summen ausrechnen, welchen Perzentanteil die 
einzelnen Geschädigten aus dieser Summe 
erhalten. Mit dieser perzentmäßigen Ent­
schädigungsrechnung wird natürlidl für den 
einzelnen das materielle Unrecht noch poten­
ziert. Es wäre nur ein schwacher Trost, wenn 
man darauf hinweisen würde, daß es in jedem 
Konkursverfahren etwa nicht anders wäre. 

Der Unterschied ist ja der :  Konkurs ange­
meldet hat mit diesem Vertrag nach unserer 
Auffassung die Republik Osterreich, und die 
Republik Osterreich müßte in der Lage sein, 
den Geschädigten wenigstens die paar Mil­
lionen zu reichen, mit denen wir in etwa 
dieses Unrecht gleichmachen beziehungsweise 
beseitigen können. (Beitall bei der FPO und 
bei Abgeordneten der OVP.) 
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Ich appelliere deshalb auch an den Herrn 

I 
unter Mißachtung der völkerrechtlichen Ver­

Bundesminister für Auswärtige Angelegen- pflidltungen die Enteignungen durdlgeführt 
heiten, der j a  der Vollstrecker eines Erbes hat. 
oder eines Konkursverfahrens war - im 
Augenblick ist er nicht da, wie ich sehe -, 
eines Konkursverfahrens, das schon lang vor 
ihm angemeldet wurde, daß er nun jene grund­
sätzlich bekundete Bereitschaft verwirklidlt, 
die er aus Anlaß einer Anfrage, die ich im 
Jahre 1970 an ihn gerichtet habe, zum Aus­
druck gebracht hat, denn auch in dieser dritten 
in dieser Sache von uns Freiheitlichen gestell­
ten Anfrage habe ich damals darauf gedrängt, 
eine Zwischenentschädigung beziehungsweise 
eine Ausgleichsentschädigung zu zahlen. Der 
Herr Bundesminister für Auswärtige Ange­
legenheiten war in dieser Frage wie übrigens 
auch sChon einer seiner Vorgänger durdlaus 
der Auffassung, daß man diesbezüglich zur 
gegebenen Zeit an das Finanzministerium 
herantreten könnte. 

-

Da der Herr Finanzminister das PeCh hat, 
in diesem Augenblick den Außenminister zu 
vertreten, in dem ich mit diesem Appell auf 
EntsChädigung an das Hohe Haus herantrete, 
möChte ich diesen Appell auch an Sie, Herr 
Bundesminister für Finanzen, ganz persönlidl 
richten: Es würde sich wirklich lohnen, ein­
zelne dieser Sdlicksale zu verfolgen, um zu 
sehen, was sich da an Ungerechtigkeit, an 
Unmenschlichkeit, muß man schon sagen, 
abgespielt hat. Ich glaube, daß im Rahmen 
eines 1 1 4-Milliarden-Budgets auch noCh jener 
Betrag drinnen sein sollte, der notwendig ist, 
in dieser S ache eine gewisse GereChtigkeit 
herbeizuführ en. 

Wenn wir nun schon, aus welcher poli­
tischen Räson auch immer, kapitulieren, dann 
aber - damit schließe ich - haben wir die 
Verpflichtung, die finanziellen Konsequenzen 
auf uns zu nehmen und dafür zu sorgen, 
daß wir G ereChtigkeit herstellen. 

Und noch einmal: Herr Finanzminister! Ich 
weiß, Sie sind mit größeren und mit anderen 
Sorgen besChäftigt. Das sollte Sie aber nicht 
davon abhalten, wirkliCh einmal in dieser 
Chronik zu blättern und zu sehen, was sich in 
diesem Grenzraum auf Kosten dieser betrof­
fenen MensChen abgespielt hat. 

Meine Damen und Herrenl Das waren die 
Gründe, warum wir trotz der hochtrabenden 
Präambel von einem im Geiste der Freund­
sdlaft geschlossenen Vertrag seitens der Frei­
heitliChen Partei ihm nicht beitreten konnten 
(Beifall bei der FPtJ.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Suppan. Idl erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Suppan (OVP) : Herr Präsi­
dent! Hohes Harws ! Die OsterredChdlSche Volks­
paTtei wird dem vodie'genden Verty.a'g ihre 
Zustrimmullig 'e'rteüen. Wir wollen mit dieser 
Zustimmung dokumenti'e'ren, daß wir die so 
'e'ffollgI1�ich edngeleitete EntspannunglSpoHtik 
mit ItaNlen nidlt durch die Ablehnung dieses 
V,ertrages Istören wollen. 

Dj,e Zustimmu!llg he:ißt a'ber niCht, daß wir 
.dJi,esen Vertroa'g kommentarlos zur Kenntnds 
nehmen. Wir 'haben herei tIS !im Finanz- und 
Budg,et,auSlsdluß auf V1erschliederue Mängel die­
ses V,ertrag,es hilIl.geWliesen. Ich ,gestatte mir, 
,diese Mängel noch ei!llmal kurz zusammenzu­
fdlSlS€n: 

Wlir s,ehen den. <eDst,en Mangel darin, daß 
dile Grundstücke, ,di1e ,siCh ,auf österre1idlilSme'f 
Sedte befinden, ,in ,den Anl,agen angeführt sind, 
daß aber j'oo.e Grundstücke, die sich dn Italien 
befinden , UllJS Abg,eordnet'en durch diese 
Regd,erungsvorlage niCht mitgeteHt werden. 

Ich kann nämlich den Hinweis, der mir im 
Zusammenhang damit sChon einmal von der 
Regierungsbank aus vorgehalten wurde, nicht 
gelten lassen, daß es viele Millionen ähnlich 
gesdlädigter Mensdlen in Europa, aber auch 
Hunderttausende in OsterreiCh, wenn ich an 
die vielen Heimatvertriebenen denke, gebe. 
Der Unterschied gegenüber jenen, die un­
mittelbare Opfer von Kriegsereignissen 
wurden - womit allerdings das Leiden und 
die subjektive Ungerechtigkeit nicht kleiner 
geworden ist  -, gemessen zu den hier Be­
troffenen, ist  ja der, daß es in diesem Fall 
klare zwischenstaatliche Vereinbarungen gab, Woir sehen 'ednen we'sentllichen Mangel in 

Vereinbarungen zum Teil im Friedensvertrag, ·dieser Reg.j,eruIl!gSVor1a'9le in dem Umstand, 

Vereinbarungen, die dann durch weitere Ver- daß es !in de!ll Erläuternden Beme�kungen 

träge, wie die Schutz bestimmungen, noch ge- helißt, daß die betroff,e!llien Geschädu.'gt€'n ihre 

stützt wurden, und daß dann völkerredlts- Zustimmung zu di'esem Vertfalg <e,rte'iolt hätten. 

widrig die Enteignung mitten im Frieden Wlir haben schon ,im Finan�a'USISchuß darauf 
erfolgte, wenngleich vom Standpunkt der bi!llg-eiWÜ1ets,en, daß di1e Geschädigten in einer 
heute im freien Europa praktizierten Demo- Denkschflift ,am 19.  September 1 970 und am 

kratie allerdings unter anderen inner- 8. März 1 97 1 ,  aJoso unmitteJbar naCh den KIa­
politischen Vorauss

.
etzun�en i� Italien, aber I genfurter V,erhan.dIUliligen '�nd U!IlIIniu.e�bar v�r 

trotzdem w ar es mItten 1m Fneden, als man Abschluß des V'ertr,ages m Rom, emdeuhg 
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e,rklärt ha'b€'Il, daß sie auf dieseT BasiJs den ling und einen Nutzungsentgang - wieder ein 
Vtertrag nicht ,akzeptiteflen kOnneIl. Minimalwert - von 24 Millionen Schilling. 

Ich möchte noch darauf h:inwe'iSle'Il, daß es 
dite R'egierung unterlassen bat, das Haus auch 
über das Schätzungsgutachten vom 21 . Jänner 

. 1 965 zu informieren, näml:ich über j enes 
Schätzunglsgutachtlen, das eiThe ös1lerreichJilsche 
KommilSsion über Auftflag der österreichJilschen 
Bundesreg,ierung e11stellt hat. 

Das waresn die WJeSientHchen Mängel, die wir 
im Flinanz- und Hllidg,et,aUisschuß aJufg,eze�gt 
haben. Wir versuchten, die Verhandlung über 
diesen Vertrag in Form eines Zurückstellungs­
antrages im Ausschuß zu vertagen und die 
Re'güterung ,aufzufoTdtern, ein ,i'Illl'eI1staatlich€lS 
Entschädi'gunglsg,els'etz vorZ'Ulegen. Beide An­
träg1e wurden von dter Mehrlle,it !im F1nanz­
a:uslschuß abgel,ebnt. 

Ich möcht'e 'auch nicht ·eine geschichtliche 
Betrachtung dieses Probltems a'llJSteUoo. Aber 
ich glaube : Werun der Herr Abgeordnete Dok­
tor SCI'lin�i von einer "Erp.relS'sung" gesprochen 
hat, so kann kh :ihm h'i:er Illicht 'g,anz fol'g'en. 
Das Ratd der Geschichte läßt sich natürldch 
IlIicht zurückdrelh'en. Wir ,aUe wissen, daß �m 
Jahre 1 925 zwilschen der Republik Osbetrredch 
und dem Königrelich Itallien 'elin in dieser Be­
zli,e!hung für di,e Betroftlenen tak�eptablter Vier­
trag abg'€lschlostsen wurde, aber daß dann ,auf 
Grund eine,s UbereinkommeIlls zwi'schtelIl Hitle'r 
und Mussolini eben diese Grundstücke ent­
eignet wurden. 

Es hat sehr lange gedauert, bis Verhand­
lungen in Fluß gekommen sind. Ich möchte 
auch sagen, daß die Enteignungen des Jahres 
1 939 rechtswidrig waren. Aber wenn wir nun 
von diesen Enteignungen vom Jänner 1 939 
ausgehen und vor allen Dingen von dem 
damals von der italienischen Regierung bereit­
gestellten Geldbetrag von 4 Millionen Schil­
ling - spridl 4 Millionen Mark - und wenn 
wir den Valorisierungsfaktor in Anwendung 
bringen, dann würden wir auf alle Fälle mit 
einem Faktor von 1 1 ,6 Prozent auf 46,7 Mil­
lionen Schilling kommen. 

Es ist bedauerlich, daß der Herr Bundes­
minister für Finanzen im Finanzaussdluß er­
klärt hat : Mehr als diese 26 Millionen Schil­
ling wären eben nicht erreichbar gewesen, 
und innerstaatlich · sei eigentlich gar nidlt 
daran gedacht, eine höhere Entschädigungs­
summe seitens des österreichischen Staates 
für die Geschädigten zur Verfügung zu stel­
len. 

Ich verweise noch einmal auf das Gutachten 
der österreichischen Expertenkommission vom 

Davon ist heute natürlich keine Rede mehr. 
Ich habe schon ausgeführt, daß hier eben in 
der Regierungsvorlage ein Mangel vorliegt, 
daß das Parlament, daß die Abgeordneten 
über die Phase der Verhandlungen überhaupt 
nicht oder wenn schon, dann mangelhaft infor­
miert werden. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Scrinzi hat j a  
schon ausgeführt, daß sich nicht nur das Hohe 
Haus schon wiederholt mit diesem Problem 
beschäftigt hat, sondern auch der Kärntner 
Landtag hat in einer sehr denkwürdigen Sit­
zung am 1 9. Juli 1956 dieses Problem behan­
delt und in einer einstimmig gefaßten Resolu­
tion eben beschlossen, daß die Bundesregie­
rung für den eingetretenen Schaden aufzu­
kommen hätte. 

Ich darf nur einen Satz des damaligen 
Berichterstatters und des heute hier anwesen­
den Abgeordneten Dr. Kerstnig aus dieser 
denkwürdigen Sitzung zitieren. Er hat gemeint : 
"Jedenfalls bin ich der Meinung, daß für alle 
Ansprüche, auf deren Erfüllung durch Italien 
die Bundesregierung trotz der eindeutigen 
Rechtslage etwa aus irgendwelchen Gründen 
verzichten sollte, der österreichische Staat ein­
treten und Entschädigung in vollem Werte 
leisten müßte." (Beifall bei der OVP.) 

Ich glaube, diesen Ausführungen des Kol­
legen Dr. Kerstnig, der ja dann in der Folge­
zeit doch eine sehr wichtige Funktion inner­
halb der Kärntner Landesregierung eingenom­
men hat und der nun als Spitzenkandidat des 
Wahlkreises Kärnten hier im Parlament sitzt, 
ist ja nichts hinzuzufügen. (Abg. Dr. H a i  d e r: 
Er darf nicht mehr!) Wir sind derselben Mei­
nung. 

Ich möchte dann noch auf einen einstimmi­
gen Beschluß des Kärntner Landtages vom 
3. Mai 1 967 hinweisen, wo ebenfalls der Herr 
Landeshauptmann aufgefordert wurde, bei der 
Bundesregierung seinen Einfluß geltend zu 
machen, daß durch die Enteignungsgesetze den 
Betroffenen voller Ersatz gewährt wird. 

Der Herr Finanzminister hat eigentlich in 
der Sitzung des Finanzausschusses gemeint, 
er hätte bei der Amtsübernahme nichts vor­
gefunden, was darauf hinzielen würde, daß 
die Bundesregierung, die die Osterreichische 
Volkspartei von 1 966 bis 1 970 gestellt hat, 
Vorkehrungen getroffen hätte, daß den Ent­
eigneten höhere Entschädigungen zuerkannt 
werden sollten. 

21. Jänner 1 965, die Minimalwerte für diese Der damalige Abgeordnete Frühbauer hat 
Grundstücke festgelegt hat, nämlich Minimal- am 9. Juli 1969 an den Herrn Außenmini­
werte von 58 Millionen österreichische Schil- ster eine diesbezügliche Anfrage gerichtet. 
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Der Außenminister Dr. Waldheim hat am 
22. August 1969 dem Abgeordneten Frühbauer 
geantwortet und unter anderem erklärt: "Am 
20. Mai 1969 wurde der italienischen Botschaft 
mitgeteilt, daß zur Regelung der diesbezüg­
lichen vermögensrechtlichen Forderungen von 
Italien eine Summe von 60 Millionen Schilling 
zu leisten wäre." 

Es ist also nicht so ,  Herr Bundesminister, 
daß über diesen Fragenkomplex noc:h nicht 
gesprochen worden s e i  oder daß Sie keine 
Unterlagen vorgefunden hätten. 

Hohes Haus! Auch ich möchte mich in dieser 
Angelegenheit, die leidvoll ist, nicht weiter 
verbreiten. Im glaube : Gegenüber den Be­
troffenen haben wir die moralische Verpflim­
tung, vollen Ersatz für die Enteignung ihrer 
Grundstücke zu leisten ! (Beifall bei der OVP 
und bei Abgeordneten der FPO.) 

Zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
pr. Tull. Idl erteile es ihm. (Allgemeine Un­
ruhe.) 

Abgeordneter Dr. TuU (SPO) : Herr Präsi­
dent! Sehr geehrte Damen und Herren I Die 
Behandlung vermögensrechtlicher Verträge 
stellt zweifelsohne für den Nationalrat immer 
gewisse Schwierigkeiten dar, Schwierigkeiten 
insofern, als erstens die Situation des kon­
fiszierenden Staates aus gewissen realpoliti­
schen Uberlegungen heraus stärker ist als die 
Situation des anderen Beteiligten. 

Damit zusammenhängend ist auch zu erklä­
ren, daß solche Verhandlungen nimt nur mate­
riell gesehen außerordentlich kompliziert und 
smwierig sind - es bedarf hier unzähliger 
Gespräche, Erhebungen, Smätzungsgutachten 
usw. müssen eingeholt werden -, sondern sie 
ziehen siCh in der Regel auch meistens über 
sehr lange Zeitläufe hinweg. 

Und zum dritten - und das ist menschlich 
nur allzu verständli ch  - ist die größte Schwie­
rigkeit darin zu erblicken, daß die Geschädig­
ten kaum das erhalten können, was sie sich 
vorstellen, was sie glauben, billigerweise für 
sich in Anspruch nehmen zu können. 

Das war bisher bei allen vermögensrecht­
lichen Auseinandersetzungen so. Ich erinnere 
nur die Kolleginnen und Kollegen, die schon 

der Abgeordneten Suppan, Dr. Scrinzi, Dr. Leit- mehrere Jahre diesem Hause angehören, an 
ner und Genossen betreffend Entschädigungs- die Verhandlungen beispielsweise mit Rumä­
gesetz als Folge des Vertrages von Italien nien oder aber an die außerordentlich zäh-

Im erlaube mir daher, dem Hohen Haus 
einen Entsmließungsantrag vorzulegen. Ich 
hoffe, daß speziell die Kärntner Abgeordneten 
der Regierungspartei diesem Entschließungs­
antrag beitreten werden. (Abg. Dktm. G o  r­
I o n: Wenn er nicht dar!!) Dieser Entschlie­
ßungsantrag hat folgenden Wortlaut: 

E n t s c h l i e ß u n g  s a n t r a g  

mit der Republik Osterreich. flüssigen Auseinandersetzungen mit Ungarn. 

Der Nationalrat wolle beschließen: Der gegenständliche Vertrag beinhaltet die 

Der Bundesminister für Finanzen wird 
Verrechnung gegenseitiger Forderungen der 

ersucht, dem Nationalrat ehebaldigst ein 
b��den St�aten. Die Ausgleichssumme be­

Entschädigungsgesetz als Folge des Vertra- tragt - wle aus den Ausführungen des Be­

ges von Italien mit der Republik Osterreich 
ri

.
chterst�tters 

.
zu ersehe�

. 
i�t - 630 Mi!lionen 

(38 der Beilagen) auf der Basis des Experten- ' 
Llfe� F�r dl� Entschadlgu�� entelgnet:r 

gutachtens 1965 mit einer entsprechenden G
.
rundstuck: �md rund 30 MI1�lOnen und fur 

Valorisierung zuzule · ten. dIe Entschadlgung der Antellsrechte rund 
1 

5 Millionen, also insgesamt zirka 35 Millionen 
Hohes Haus I Um für eine gewisse Trans- Schilling, vorgesehen. 

parenz zu sorgen, stelle ich im selben Atemzug 
den Antrag, daß über diesen Entschließungs­
antrag n a  m e  n t  l i  e h  abgestimmt wird, da­
mit wir den Betroffenen klar sagen können, 
wer sich echt dafür verwendet, daß das Un­
recht, das an ihnen begangen wurde, nun doch 
- zumindest materiell - einigennaßen be­
seitigt wird. 

Ich hoffe, daß die Kärntner Abgeordneten 
der Regierungspartei diesem Entschließungs­
antrag auch ihre Zustimmung geben werden. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta :  Der Entschließungs­
antrag der Abgeordneten Suppan, Dr. Leitner, 
Dr. Scrinzi und Genossen ist genügend unter­
stützt und steht daher mit in Verhandlung. 

Ich möchte aus Gründen der Objektivität 
ausdrücklich feststellen und hier eindeutig 
herausstellen, daß die Entschädigungssumme, 
welche im Zuge der in den letzten Monaten 
intensiv geführten Vermögensverhandlungen 
mit Italien erzielt werden konnte, wesentliCh 
höher gewesen ist als die Entschädigungs­
sätze, die in den letzten Jahren bei vermögens­
rechtlichen Gesprächen und Verhandlungen 
mit den Ostblockstaaten erzielt wurden. 

Heute wurde hier vom Herrn Abgeordneten 
Dr. Scrinzi erklärt, die Freiheitlic:he Partei 
könne sich diesem Vertrag nicht anschließen, 
denn er stelle in WirkliChkeit nichts anderes 
a.ls eine Kapitulation vor den erpresserischen 
Methoden Italiens dar. In einem Atemzug 
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erklärte er aber auch, daß es Leute gibt, die treffen müssen, um entsprechende Beträge zu 
nun schon 30 Jahre lang auf eine bescheidene bekommen. 
Entschädigung warten. 

Ich möchte nunmehr an den Herrn Abgeord­
neten Dr. Scrinzi die Frage richten: Wollten 
wir diesen Vertrag ablehnen, was würde sich 
dann ändern? (Zwischenruf des Abg. Doktor 
S c  r i n z i.) Herr Abgeordneter Dr. Scrinzil 
Glaubt man wirklich, daß neuerliche Verhand­
lungen, neuerliche Gespräche mit Italien 
höhere Beträge zustande brächten? 

Ich möchte in diesem Zusammenhang, aber 
auch darüber hinaus die Frage, die die Oster­
reichische Volkspartei im Zusammenhang mit 
diesem Vertrag im Ausschuß angeschnitten 
hat und auch heute hier nur ganz kurz streifte, 
aufgreifen, nämlich ob man nicht die Behand­
lung des Vertrages vertagen könnte, um wei­
tere Erhebungen durchzuführen und um wei­
tere Unterlagen bereitzustellen. 

Meine Damen und Herren! Ich erinnere mich 
in diesem Zusammenhang an etwas, was sich 
vor einigen Monaten in Ost erreich abgespielt 
hat und was gerade von der Osterreichischen 
Volkspartei hochgespielt wurde, nämlich die 
Anrufung des Schiedsgerichtes im Zusammen­
hang mit dem sogenannten Bad KreuznaCher 

Heute liegt der Schiedsspruch vor, und wir 
sind jetzt dort, wo wir im Grunde genommen 
vor drei Jahren gestanden sind. Ähnlich würde 
es uns auch ergehen, wollten wir nunmehr in 
neue Gespräche, in neue Verhandlungen mit 
Italien eintreten oder aber neue Erhebungen 
durch das Bundesministerium für Finanzen 
veranlassen. (Zwischenruf des Abg. S u p­
p a n.) 

Sie haben sich heute genauso wie im Aus­
schuß beklagt, daß noch kein Verteilungs­
gesetz vorliege. Herr Kollege Suppan und 
meine Damen und Herren der Osterreichischen 
Volkspartei! Wenn wir diesem Entschließungs­
antrag, den Sie heute eingebracht haben, nicht 
zustimmen, so einfach deswegen, weil es bis­
her gang und gäbe gewesen ist (Abg. S u p­
p a n: Sie haben nicht wollen! - weitere Zwi­
schenrufe), daß zuerst der VertrCllg lhi1e'r im 
Parlament behandelt und verabschiedet wird 
und daß in der Folge das Verteilungsgesetz, 
das für die Durchführung des Vertrages ent­
scheidend ist, gesondert besprochen, verhan­
delt und verabschiedet wird. (Abg. S u p p a n : 
26 Millionen, Helr Tulll) 

Abkommen. Es war im Jahr 1969 - einige Meine Damen und Herren! Nun zum Pro­
Wochen, ehe sich die Legislaturperiode zu blem : mehr Mittel. Herr Kollege Suppan, Sie 
Ende neigte -, als man d em betroffenen Perso- unterliegen offenbar einem Irrtum. Ich will 
nenkreis schnell eine Beruhigungspille ver- mich sehr vorsichtig ausdrücken und will Ihnen 
abreichen wollte, indem man gesagt hat: Wir keine böse Absicht unterstellen. Aber Sie 
rufen nunmehr das Schiedsgericht, das im Bad haben heute hier etwas behauptet, was Sie 
Kreuznacher Abkommen vor-gesehen ist, an. nicht beweisen können und was tatsachen­
Man tat dies in der Erwartung, daß man damit widrig, wahrheitswidrig ist. 
neue Wege für eine Besserstellung der Hei-
matvertriebenen in Osterreich erreichen Der Herr Finanzminister Dr. Androsch hat 
würde. im Finanz- und Budgetausschuß nicht das er-

Wir haben damals vor diesem We-g gewarnt. klärt, was Sie hier jetzt ausgeführt haben, 
sondern der Herr Finanzminister hat dezidiert Wir haben damals aufgezeigt, daß es sich in 

Wirklichkeit nur um eine Verschleppung, um gesagt und festgestellt, daß seinen Erhebun-

eine Verzögerung handelt und daß in Wirk- gen zufolge bei seiner Amtsübernahme keiner­

lichkeit nichts anderes bezweckt werden soll, lei Unterlagen im Bunqesminis�erium für Fi­

als die Leute einfach hinwegzutrösten und sie nan�en
. 

vorgef�nden worden s�len, aus denen 

bei guter Stimmung zu halten, um sie vor I 
S<:hIUSSl� ?eWleSen werden konnt� , d�ß der 

den bevorstehenden Nationalratswahlen nicht I 
Fmanzmmlster der OVP-Allemreglerung 

zu vergrämen. 

Meine Damen und Herren! Nun liegt der 
Schiedsspruch des Schiedsgerichtes vor. Der 
Schiedsspruch besagt nichts anderes als das, 
was wir von der sozialistischen Fr·aktion 
damals wiederholt hier in diesem Hause er­
klärt haben, nämlich daß der Hebel woanders 
anzusetzen ist, und zwar beim Reparations­
schädengesetz, daß die dort vorgesehene Dis­
kriminierung der in Osterreich lebenden Hei­
matvertriebenen völkerrechtswidrig ist und 
daß wir daher in entsprechenden Verhandlun­
gen mit der Bundesrepublik Vorkehrungen 

bereit gewesen sei, über den im Vertrag zu 
vereinbarenden Entschädigungsbetrag hinaus 
zusätzliche Mittel bereitzustellen. (Abg. S u p­
p a n: Anfrage Frühbauer - Dr. Waldheim!) 
Das und nichts anderes hat der Herr Finanz­
minister Dr. Androsch festgestellt. 

Die Anfrage an den Herrn Dr. Waldheim: 
Herr Kollege Suppan! Ich stelle gar nicht in 
Abrede, daß anläßlich des Beginns der Ver­
handlungen von uns 58 Millionen Schilling 
begehrt worden sind. Aber nennen Sie mir 
einen Vermögensvertrag, der in der Zeit von 
1962 bis heute dieses Haus passiert hat, bei 

24. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)38 von 98

www.parlament.gv.at



Nationalrat XITI. GP - 24. Sitzung - 15. Feber 1972 1839 

Dr. Tull 

dem Osterreich den gesamten Betrag, den es 
vefl.angt hat, lerhaIten hätte ! 

Meine Damen und Herren ! Noch etwas in 
diesem Zusammenhang. Wir müssen doch 
eines bedenken: Natürlich wäre es theoretisch 
denkbar und vorstellbar, daß man aus Budget­
mitteln zusätzliche Beträge zur Aufstockung 
des Entschädigungsbetrages bereitstellt. Aber 
glauben Sie nicht, meine Damen und Herren, 
daß das präjudizierend wirken würde? Stellen 
Sile 'skh doch einmal vO!r, wie würde sich 
das . . .  (Zwischenruf des Abg. Dr. B a u  e r.) 

Ich möchte feststellen, daß . es wohl richtig 
ist und verhandlungstechnisch auch einsidltig, 
daß man versucht hat, das herauszuholen, was 
herausholbar ist, und darauf bezog sich ja  
auch offensichtlich die Anfragebeantwortung 
des damaligen Außenministers Dr. Waldheim. 
Denn es ist ja nicht die Problemstellung: 
verlangen und bezahlen, sondern : verlangen 
und bekommen. Und was zu bekommen war, 
das wurde im Jänner 1910 - ich betone: 
Jänner 1 910 - fixiert, also von der damaligen 
Regierung, die Sie gebildet haben, von mei­
nem Amtsvorgänger, wo man gesagt hat, daß 

Aber Kollege Dr. Bauer ! Wir haben doch 30 Millionen Schilling ein akzeptables Ergeb­
den schwersten vermögensredltlichen Brocken nis sind. 
noch vor uns. Das sind die Verhandlungen , 
Iilit der Tschechoslowakei. Diese Verhandlun­
gen bereiten uns so viel Sorge, weil es doch 
dort um Milliardenbeträge gegangen ist. Daher 
nur allzu verständlich, wenn Sie heute von 
Androsch nicht mehr verlangen können, als 
Sie Koren in der Zeit von 1966 bis 1 970 zuge­
mutet hätten. (Beifall bei der SPO. - Zwi­
schenrufe bei der avp. - Präsident Doktor 
M a l  e t a gibt das Glockenzeichen.) Meine 
Damen und Herren! Man kann nicht mit 
zweierlei Maß vorgehen und es sich so rich­
ten, wie man es gerade braucht. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube fest­
stellen zu können, daß dieser Vertrag auf 
Grund der gegebenen Verhältnisse das Opti­
mum des Erreichbaren darstellt. 

Weil Sie gerade gesagt haben, Herr Kol­
lege Suppan: Kärntner Landtag ! - Ja, dort 
waren es die Sozialisten, dort waren es sozia­
listische Abgeordnete Kerstnig und 
andere -, die sich besonders eingesetzt und 
exponiert haben. Ihnen gebührt daher unser 
besonderer Dank, und deswegen freuen wir 
uns, daß wir heute diesen Vertrag verabschie­
den können. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Finanzminister. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsdl: 
Herr Präsident! Hohes Haus l Ich möchte zuerst 
hervorheben, daß es sich um die vorletzte die­
ser Entschädigungsmaterien handelt, die mit 
diesem Vertrag einer Regelung zugeführt 
werden kann. Die letzte und zugleiCh größte 
und schwierigste ist leider noch ausständig, 
nämlich die mit der Tschechoslowakei. 

Ich möchte hervorheben, daß für alle diese 
Regelungen eines gilt : daß damit in keiner 
Weise das persönliChe Schicksal, das die Be­
troffienlffil hdnnelhmen muß'ben, auCh nur annä­
hernd abgegolten werden kann oder konnte. 

Aber ich möchte auch hervorheben, daß es 
sich hier im Vergleich zu den anderen Rege­
lungen um die relativ günstigste handelt. 

Die im Finanz- und Budgetausschuß aufge­
stellte Behauptung, daß es eine Zusage gege­
ben hätte, daß über diesen Betrag hinaus und 
in einer anderen Vorgangswei se als bei den 
anderen Verteilungsregelungen Budgetmittel 
bereitgestellt würden, ist nicht belegt. Das 
scheint mir das Entscheidende zu sein. 

Daher haben wir diesen Vertrag geschlos­
sen, der durch die Entscheidung unserer Amts­
vorgängerin als Regierung vorgezeichnet war. 
Er 1;i1egt heute zur Beschlußf1d!s'Sung vor, und 
wir werden nach den entsprechenden Erhebun­
gen - wie das bei allen anderen Vertrags­
und Verteilungsregelungen der Fall gewesen 
ist -, nachdem die Vorarbeiten abgeschlossen 
sein werden, auch das entsprechende Vertei­
lungsgesetz dem Hohen Haus zur Beschluß­
fassung vorlegen und damit auch die inner­
staatliche materiell-rechtliche Voraussetzung 
schaffen, daß die Betroffenen, deren schweres 
Schicksal gar nicht in Streit gezogen werden 
kann, wenigstens in dem Rahmen, der ver­
wirklichbar war, eine materielle EntsChädi­
gung bekommen. (Beifall bei der SPtJ. - Zwi­
schenrufe bei der tJVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen 
(anhaltende Zwischenrufe - Präsident Doktor 
M a l  e t a  gibt das Glockenzeichen) - samt 
ZwisChenrufen! (Heiterkeit.) 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das 
Schlußwort. (Berichterstatter L u  k a s: Nein!) 
Bitte. 

BeriChterstatter Lukas (Schlußwort): Als Be­
richterstatter trete ich dem Antrag des Abge­
ordneten Suppan nicht bei. (Abg. M i t t e  r e r: 
Da werden sich die Kärntner aber freuen!) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Wir gelangen nunmehr zur A b­
s t i m m u n g. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, dem 
vorliegenden Vertrag samt Anlagen und 
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Briefwechsel die Genehmigung zu erteilen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
Mehrheit. A n  g e n  0 m m e n .  

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den E '11 t s c  h l oi ,e ß oll n 9 ,s a  n t :r  a 9 der 
AbgeoTdnet€n Suppan, Dr. 'Sc:rlin�i 'Und Ge'll05-
sen betreffeml EntsChooigu'llgsgesetz taLs Folge 
des VeTt!1a'9'e5 von Ibalien mit de,r Republik 
Osberreich. 

Es ist namentliche Abstimmung verlangt 
worden. Die namentliche Abstimmung ist von 
25 Mitgliedern des Nationalrates verlangt 
worden. Ich habe sie daher durchzuführen. 

Die Stimmzettel, die zu benützen sind, tra­
gen den Namen des Abgeordneten und die 
BezeiChnung "Ja" oder "Nein". 

Ich bitte jene Abgeordneten, die für den 
Antrag der Abgeordneten Suppan, Dr. Scrinzi 
und Genossen stimmen, "Ja"-Stimmzettel, 
jene, die gegen den Antrag stimmen, "Nein"­
Stimmzettel abzugeben. 

ICh bitte die Abgeordneten, ihre Plätze ein­
zunehmen. Die Beamten des Hauses ersuChe 
ich, die Stimmzettel in den ihnen zugewiese­
nen Bankreihen einzusammeln. 

(Nach Einsammeln der Stimmzettel:) 

Die Abstimmung ist beendet. ICh ersuche 
die Beamten des Hauses, jeder für siCh die 
Stimmenzählung vorzunehmen und mir das 
Ergebnis mitzuteilen. 

(Nach Auszählen der Stimmen:) 

Ich gebe das Abstimmungsergebnis bekannt: 
Abgeyehene Sbimme!I1 168 ;  davon Jla-St!im­
men 79, Nein-Stimmen 89. Damit ist der An­
tOO9 Suppan !a Ib 'g 'e 1 e !h n t. .(Ruf bei der OVP: 
Da werden sich die Kärntner freuen!) 

Mit "Ja" stimmten die Abgeordneten 

Bauer, Bayer, Blenk, Brandstät ter, Breiten­
eder, Broesigke, Brunner, Burger, Ermacora, 
Fachleutner, Fiedler, Fischer Rudolt Heinz, 
Frauscher, Gasperschitz, Glaser, Gorton, Gra­
dinger, Graf, Gruber, Hagspiel, Hahn, Haider, 
Halder, HarwaJik, Helbich, HietJ, Hofstet ter 
Karl, Huber, Hubinek, Josseck, Karasek, Kaul­
mann, KeimeI, Kern, Kinzl, Kohlmaier, Koller, 
König, Koren, Kotzina, Lanner, LeHner, Let­
maier, Marwan-Schlosser, MeißI, MeIler, Min­
kowitsch, Mitterer, Mock, Moser Eduard, Mus­
sil, Neumann, Neuner, Olenböck, Pelikan, 
Prader, Regensburger, Sallinger, Sandmeier, 
Scheller, Schlager Anton, Schleinzer, Schmidt, 
Schmitzer, Schrotter, Schwimmer, Scrinzi, Stau­
dinger, Steiner, Stix, Stohs, Suppan, Tschida, 
Vetter, Wedenig, Westreicher, Withalm, Zeil­
linger, Zittmayri 

mit "Nein" stimmten die Abgeordneten 

Albrecht, Androsch, Babanitz, Benya, Blecha, 
Brauneis, Broda, Czernetz, Dobesberger, Egg, 
Fischer Heinz, Fleischmann, Frühbauer, Gratz, 
Haas, Haberl, Hager, Häuser, Heinz, Hell­
wagner, Hobl, Holsteiter Erich, Horejs, Horr, 
Jungwirth, Kerstnig, KittI, Kostelecky, 
Kreisky, Kriz, Kunstätter, Lane, Lehr, Ubal, 
Lukas, Luptowits, Maderthaner, Maier, 
Marsch, Mayr, Metzker, Mondl, Moser Josel, 
Mühlbacher, Müller, Murowatz, Neuhauser, 
Nittel, Ortner, Pansi, Pay, Pfeifer, Pi chI er, 
Pölz, Probst, Radinger, Reinhart, Robak, Rösch, 
Sam wald, Scheibengraf, Schieder, Schlager 
Joset, Schnell, Schranz, Seda, Sekanina, Skri­
tek, Staribacher, Steinhuber, Steininger, Stög­
ner, TeschI, Thalhammer, Tonn, Treichl, Troll, 
Tull, Ulbrich, Veselsky, Weihs, Weisz, Wie­
landner, Wille, Willinger, Winkler, Wuga­
nigg, Zankl, Zingler. 

4. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (133 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das Ver­
tragsbedienstetengesetz 1948 geändert wird 
(19. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle) ( 196 

der Beilagen) 

5. Punkt : Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (134 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das Doro­
theums-Bedienstetengesetz geändert wird (197 

der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen nun­
mehr zu den Punkten 4 und 5, über die die 
Debatte unter einem abgeführt wird. Es sind 
dies die BeriChte des Finanz- und Budgetaus­
sChusses über die 

19. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle und 

die Änderung des Dorotheums-Bedienste­
tengesetzes. 

BeriChterstatter zu Punkt 4 ist der Abge­
ordnete Ortner. ICh bitte ihn um seinen Be­
richt. 

BeriChterstatter Ortner: Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Die Bundesregierung hat am 

23. Dezember 1 97 1  den obgenannten Gesetz­
entwurf im Nationalrat eingebraCht, durch 
welChen eine Neuregelung der Berechnung 
des Entgeltes für eine Wochentagsarbeits­
stunde im Hinblick auf die Herabsetzung der 
wöchentliChen Arbeitszeit von bisher 43 auf 
42 Stunden für die Vertragsbediensteten des 
Bundes erfolgen soll. 

Der Finanz- und BudgetaussChuß hat den 
von der Bundesregierung vorgelegten Ge­
setzentwurf am 9. Februar 1 972 in Gegenwart 
des Bundesministers für Finanzen Dr. An­
drosch sowie des Staatssekretärs Dr. Veselsky 
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Ortner 
der Vorberatung unterzogen und nach einer 
W ortmeldung des Abgeordneten Dr. Bauer so­
wie einer Stellungnahme des Staatssekretärs 
Dr. Veselsky unverändert mit Stimmeneinhel­
ligkeit angenommen. 

Der Ausschuß stellt somit den A n  t r a g, 
der Nationalrat wolle dem von der Bundes­
regierung vorgelegten Gesetzentwurf (133 der 
Beilagen) die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die so­
fortige Vornahme der dritten Lesung. - Kein 
Einwand. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die d e m  
vorliegenden Gesetzentwurf auch i n  dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die E i  D­

s t i m  m i g k e i t fest. Der Gesetzentwurf i st 
somit auch in dritter Lesung a n  g e n  0 m­
m e n. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie- Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
gen, bin ich beauftragt zu beantragen, Gene- über den Entwurf, mit dem das Dorotheums­
ral- und Spezialdebatte unter einem vorzu- Bedienstetengesetz geändert wird. 
nehmen. 

ICh bitte jene Damen und Herren, die dem 
Präsident Dr. Maleta: Berichterstatter zu vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 

Punkt 5 ist der Abgeordnete Nittel. Ich bitte Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
um den Bericht. den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange-

Berichterstatter Nittel: Hohes Haus! Ich be-
nommen. 

richte im Auftrage des Finanz- und Budget- Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
ausschusses über die Änderung des Doro- Vornahme der dritten Lesung. - Kein Ein-
theurns-Bedienstetengesetzes. wand. 

Durch die Herabsetzung der wöchentlichen 
Arbeitszeit ist eine Änderung des den nicht 
vollbeschäftigten Bediensteten des Doro­
theums für eine Wochentagsarbeitsstunde ge­
bührenden Teiles des Monatsbezuges erfor­
derlich geworden. 

Die Regierungsvorlage wurde im Finanz­
und Budgetausschuß am 9. Februar 1972 in 
Gegenwart des Herrn Bundesministers für 
Finanzen und des Herrn Staatssekretärs Dok­
tor Veselsky beraten und unverändert mit 
Stimmeneinhelligkeit angenommen. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die 
E i n  s t i m  m i g k e i t fest. Der Gesetzentwurf 
i st somit auch in dritter Lesung a n  g e n  0 m­
rn e n. 

6. Punkt: Beriebt des Justizausscbusses über 
die Regierungsvorlage (31 der Beilagen) : Bun­
desgesetz über die Tilgung von Verurteilun­
gen und die Beschränkung der Auskunft (TU-

gung,sgesetz 1971) ( 187 der Beilagen) 
Der Ausschuß stellt d.aher den A n t r a g, der 

Nationalrat wolle dem von der Bundesregie- Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 

rung vorgelegten Gesetzentwurf (134 der Bei- 6. Punkt der Tagesordnung : Tilgungsgesetz 

lagen) die verfassungsmäßige Zustimmung er- 1 97 1 .  
teilen. Berichterstatter ist die Frau Abgeordnete 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie- Herta Winkler. Ich bitte um den Bericht. 

gen, bin ich ermächtigt vorzuschlagen, Gene- Berichterstatterin Herta Winkler: Hohes 
ral- und Spezialdebatte in einem vorzuneh- Haus ! Ich bringe den Bericht des Justizaus-
men. 

schusses über das Tilgungsgesetz 1 97 1 .  Der 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie- vorliegende Gesetzentwurf stellt an die Stelle 

gen keine vor. der Straftilgung auf Antrag und durch Richter-
spruch. den Grundsatz der Tilgung von Amts 

Wir gelangen somit zur A b s t i m  m u n g, wegen oder kraft Gesetzes. Die Tilgungsfrist 
die ich über beide Vorlagen getrennt vor- selbst beginnt mit dem Zeitpunkt der Straf­
nehmen werde. verbüßung beziehungsweise der Rechtskraft 

Wir gelangen zuerst zur Abstimmung über des Urteils. 
den Entwurf der 19. Vertragsbediensteten-
gesetz-Novelle. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange­
nommen. 

Ebenso wie das Tilgungsgesetz 1 95 1  knüpft 
auch der Entwurf die Tilgung an den Ablauf 
bestimmter Grundfristen, die sich im Fall des 
Vorliegens mehrerer Verurteilungen verlän­
gern. Bei Verurteilungen zu lebenslanger Frei­
heitsstrafe ist die Tilgung ausgeschlossen. 
Unberührt bleibt natürlich die Befugnis des 

24. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 41 von 98

www.parlament.gv.at



1 842 Nationalrat XIll. GP - 24. Sitzung - 15. Feber 1972 

Herta Winkler 

Bundespräsidenten, auch in diesen Fällen 
Gnadenakte zu setzen. 

Sobald eine Verurteilung getilgt ist, darf 
sie in Auskünfte aus dem Strafregister nicht 
mehr aufgenommen werden. 

gende Delikte handeln, die in einem so gro­
ßen Ausmaß von der Auskunftspflicht ausge­
nommen werden. Die Grenzziehung für die 
Auskunftspflicht soll daher bei einer Verurtei­
lung zu einer Freiheits- oder Ersatzfreiheits­
strafe von drei Monaten erfolgen. 

Weiters hat der Ausschuß ausdrücklich er­
klärt, daß im Hinblick auf die Neugestaltung 
des Tilgungsrechtes allfällig zweckmäßig er­
scheinende Änderungen anderer Gesetze, zum 
Beispiel Finanzstrafgesetz, möglichst schon 
während der Frist zum Inkrafttreten des Til­
gungsgesetzes am 1 .  Jänner 1 974 vorbereitet 
werden sollen. 

Zu § 9:  

Der Justizausschuß hat in seiner Sitzung 
am 24. Jänner 1972 nach Durchführung einer 
Generaldebatte, in der die Abgeordneten Dok­
tor Blenk, Dr. Gaspersdütz, DDr. König, Skri­
tek, Dr. Hauser und Dr. Schnell sowie der 
Bundesminister für Justiz Dr. Broda und der 
Ausschußobmann Abgeordneter Zeillinger 
sprachen, einen Unterausschuß eingesetzt. Der 
Unterausschuß, dem die Abgeordneten Anne­
liese Albrecht, Dr. Reinhart, Skritek, Herta 
Winkler, Dr. Blenk, Dr. Gasperschitz, 
DDr. König und Zeillinger angehörten, hat die 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung 

Die in der Regierungsvorlage im § 9 Abs. 3 
enthaltene Bestimmung wurde im Hinblick 

am auf § 5 der Regierungsvorlage als entbehrlich 
angesehen. 8. Februar 1972 beraten. 

Der Justizausschuß hat in seiner Sitzung 
am 8. Februar 1 972 den von der Berichterstat­
terin erstatteten Bericht des Unterausschusses 
entgegengenommen und die Regierungsvor­
lage mit den vorn Unterausschuß vorgeschla­
genen Abänderungen in Beratung gezogen. 

Die Beratungen im Justizausschuß hatten 
folgendes Ergebnis : 

Zu § 1 Abs. 2 :  

Der Ausschuß stellte fest, daß die Regelung 
der Rechtsfolgen einer Verurteilung im Zuge 
der Beratung der großen Strafrechtsreform 
noch eingehend zu erörtern sein wird. 

Zu §§ 6 und 7:  

Nach § 7 der Regierungsvorlage soll sich 
die Beschränkung der Auskunft nur gegenüber 
Privatpersonen auswirken, denn alle Stellen, 
die nam § 9 des Strafregistergesetzes 1968 
eine Str0-fregisterauskunft erhalten - es sind 
dies vor allem die inländismen Behörden -, 
sollen auch weiterhin über die von § 7 der 
Regierungsvorlage erfaßten Verurteilungen 
Auskünfte erhalten. Eine solche Bevorzugung 
der staatlichen Dienststellen gegenüber Privat­
personen und privaten Unternehmungen ist 
nimt geremtfertigt. Es soll daher der Kreis 
der Auskunftsberechtigten für die Fälle des 
§ 7 der Regierungsvorlage in gleicher Weise 
abgegrenzt werden, wie dies im § 6 der Regie­
rungsvorlage der Fall ist. Das bedeutet, daß 
im wesentlimen nur für Zwecke eines gerimt­
limen Strafverfahrens Auskünfte aus dem 
Strafregister erteilt werden. Unter diesen Um­
ständen geht es allerdings niCht an, die im 
§ 7 der Regierungsvorlage vorgesehene Be­

Da es einige Fälle geben kann, in denen 
Verurteilungen nach den derzeit geltenden 
Tilgungsvorsduiften im Zeitpunkt des Inkraft­
tretens der neuen Regelungen in Kürze tilgbar 
gewesen wären, die Tilgung nach den neuen 
Vorschriften j edoch erst später eintreten 
würde, empfiehlt der Ausschuß, die Anwen­
dung des Gnadenrechtes des Herrn Bundes­
präsidenten in diesen Fällen zu beantragen. 

Der Justizausschuß hat nach einer Debatte, 
an der sim die Abgeordneten DDr. König und 
Dr. Hauser sowie der Bundesminister für 
Justiz Dr. Broda und der Aussmußobmann 
Abgeordneter Zeillinger beteiligten, die 
Regierungsvorlage unter Berücksichtigung der 
vorn Unter ausschuß vorgeschlagenen Abände­
rungen mit Stimmeneinhelligkeit angenom-
men. 

Der Justizausschuß stellt somit den A n­
t r a g, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(3 1 der Beilagen) mit den dem Aussmußbericht 
angeschlossenen Abänderungen die verfas­
sungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie­
gen, beantrage ich, General- und Spezial­
debatte in einern abzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Die Frau Berimt-
erstatterin beantragt, General- und Spezial­
debatte unter einem vorzunehmen. Ein­
wand wird nimt erhoben. 

Wir gehen somit in die Debatte ein. Als 
erste zum Wort gemeldet ist die Frau Abge­
ordnete Anneliese Albremt. Ich erteile es ihr. 

grenzung der Verurteilungen mit sems Mona- Abgeordnete Anneliese Albredlt (SPO) : 
ten Freiheitsstrafe oder Ersatzfreiheitsstrafe Herr Präsident! Hohes Haus! Meine Damen 
bei erwamsenen Rechtsbremern aufrechtzuer- und Herren! Ich habe die Freude, heute zu 
halten. Es würde sich dabei um zu smwerwie- einer Regierungsvorlage zu spremen, die be-
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reits einhellige Zustimmung im Ausschuß ge­
funden hat. Wie Sie dem Bericht der Frau 
Berichterstatterin entnehmen konnten, wurde 
die Regierungsvorlage mit einem gemein­
samen Antrag ergänzt und liegt nun dem Ple­
num des Nationalrates zur Beschlußfassung 
vor: es ist die Regierungsvorlage zum Til­
gungsgesetz 1 972. 

Bei der Tilgung werden zwei Uberlegungen 
anzustellen sein: Einerseits sollen demjenigen, 
der bereit ist, sich wieder voll in die Gesell­
schaft einzug liedern, volle Resozialisierungs­
chancen gegeben werden. Andererseits ist es 
notwendig, doch eine Ubersicht über die Ver­
urteilungen zu wahren, notwendig besonders 
dann, wenn es zu einer neuerlichen Verurtei­
lung kommt und die Persönlichkeit des 
Täters entsprechend beurteilt werden soll . 

Der Makel der Vorstrafe ist ein Hemmschuh 
der gesellschaftlichen Integrierung, und daher 
ist die Rehabilitation in der modernen Straf­
rechtspflege außerordentlich bedeutsam. 

Die Art und Weise, wie nun die Tilgung 
gesetzlich gehandhabt wird, ist sehr bezeich­
nend für die gesellschaftliche Entwicklung, für 
das verstärkte soziale Denken und für ein 
gewisses Umdenken, eine veränderte Einstel­
lung zu verschiedenen Dingen. 

In diesem Zusammenhang ist es auch recht 
aufschlußreich zu erfahren, was Rechtsexper­
ten zur Tilgung, zur Rehabilitation zu sagen 
haben. Mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten 
möchte ich aus dem Heft 89 "Das Recht der 
Arbeit" zitieren. Es heißt hier: 

"In der Vergangenheit wurden Verbrecher 
gebrandmarkt, den falschen Zeugen wurden 
die Zungen abgeschnitten, den Dieben die 
Hände abgeschlagen. Trotz Uberwindung die­
ser Greuel könnte aber ein drakonisch gehand­
habtes Strafregister, mit zwar subtileren Mit­
teln, dennoch die mittelalterliche Gepflogen­
heit der B randmarkung von Verurteilten per­
petuieren. Man hat daher sehr sorgfältig von 
kriminalpolitischen Gesichtspunkten aus zu 
prüfen, welche Folgen beziehungsweise Nach­
wirkungen einer Verurteilung nach Ver­
büßung einer Strafe unerläßlich erscheinen." 

Vielleicht ist auch ein kurzer historischer 
Rückblick auf die allerdings noch nicht sehr 
lange Geschichte der Tilgung ganz interessant. 

Das römische, das altdeutsche und das fran­
zösische Recht schlossen den Verbrecher end­
gültig aus der bürgerlichen Gesellschaft aus. 
Später beschränkte man siCh dann darauf, ihm 
die bürgerlichen Ehrenrechte zu entziehen. Es 
folgten w eitere Lockerungen, aber erst Ende 
des 18.  Jahrhunderts trat man dem Gedanken 
der Tilgung, der Rehabilitation näher. Unter 

Kaiserin Maria Theresia und J oseph II. gab 
es diesbezügliche Dberlegungen, in Frankreich 
179 1 .  Aber dann herrschte langes Schweigen. 
Erst zu Beginn des 20. Jahrhunderts begann 
man wieder dem Gedanken der Tilgung 
näherzutreten. Es gab Regierungsvorlagen, die 
sich besonders auf den jugendliChen Rechts­
bredler bezogen, aber diese Vorlagen wurden 
niemals G esetz. 

Die erste eingehende gesetzliche Regelung 
der Tilgung findet sich im Gesetz vom Mai 
1 9 1 8, und dieses Gesetz galt, abgesehen von 
der Zeit des nationalsozialistischen Regimes. 
bis 195 1 .  1 95 1  begann man die Tilgungsbestim­
mungen zu überlegen und neu zu formulie­
ren. Sehr bezeichnend ist, daß sich in diesen 
neuen Bestimmungen wieder die gesellsChaft­
liche Entwicklung spiegelt. Das Tilgungsgesetz 
195 1  sieht schon wesentlich großzügigere Til­
gungsbedingungen vor. Hat es 1 9 1 8  noch ge­
heißen, der Verurteilte müsse sich die Bewäh­
rung verdienen, begnügte man sich 1 951 schon 
mit der legalen Bewährung, das heißt, er 
durfte nicht mehr straffällig werden. Eine 
Dbereinstimmung gibt es allerdings in den 
beiden G esetzen, und zwar das Prinzip der 
Tilgung auf Antrag und durch Richterspruch. 
Schon 1 9 1 8 stellte man allerdings Uberlegun­
gen an, ob es denn nicht möglidl wäre, doch 
auch die Tilgung kraft Gesetzes durchzufüh­
ren, aber man hatte damals die durchaus be­
redltigte Angst, es wäre ein Heer von remts­
kundigen Beamten notwendig, ein riesiger 
Verwaltungsapparat, um diese Tilgung kraft 
Gesetzes durchzuführen, und man schreckte 
eben davor zurück. Erst der Computer macht 
es nun möglich. Erst jetzt ist es also möglich 
geworden, die Tilgung kraft Gesetzes durch­
zuführen, wie es diese Regierungsvorlage vor­
sieht. (Präsident P r o  b s t übernimmt den Vor­
sitz.) 

Dazu war es notwendig, die Tilgung pro­
grammierbar zu machen. Das wurde gemadlt, 
und die Vereinfachungen, die dabei notwen­
dig gewesen sind, sind durchaus im Sinne 
einer modernen Strafrechtspflege und werden 
von den Experten auch begrüßt. Außerdem 
sind ja trotz datengerechter Vorarbeiten die 
notwendigen verästelten Bestimmungen ge­
blieben. 

Die automatische Tilgung hat vielerlei Vor­
teile. Einmal wahrt sie zwangsläufig die Ein­
heit der Tilgbarkeit und der Tilgung, und 
dann ist sie günstiger für den Verurteilten, 
der oft nicht wußte, daß er überhaupt einen 
Antrag stellen kann, wohin er sich wenden 
soll und wann er das machen soll. Durch 
Unkenntnis und Nachlässigkeit sind sehr viele 
Tilgungsanträge unterlassen worden. Daher 
ist es immer wieder vorgekommen, wenn doch 
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ein Sittenzeugnis gebrauCht wurde, daß - ob­
wohl die Tilgungsfristen abgelaufen waren -
längst vergangene und vielleicht längst ver­
gessene Strafen zum NaChteil des Verurteil­
ten wieder aufsChienen. Aber auCh für das 
Gericht war die Tilgung auf Antrag umständ­
licher. Es mußten recht komplizierte und zeit­
raubende Erhebungen gemacht werden, um 
die Tilgung auf Antrag wirksam werden zu 
lassen. 

Die Tilgung durCh die elektronische Daten­
verarbeitung hat etwas Bestechendes. ICh hatte 
Gelegenheit, mir diese elektronische Daten­
verarbeitungsanlage anzusehen. Es war sChon 
sehr eigenartig, wie da diese kalten, seelen­
losen Computer emsig arbeiteten und wie mit 
Geisterhänden tippten und eintrugen. In die­
sem Augenblick hatte ich irgendwie das Ge­
fühl einer lebendigen Beziehung zu dem schon 
angebrochenen und uns in vielem noch so 
fremden elektronischen Zeitalter. Die Com­
puter arbeiten korrekt, sie arbeiten dann ohne 
Fehl und Tadel, wenn sie riChtig gefüttert 
werden. Die Kontrollen sind - auCh das habe 
ich mir angeschaut - sehr genau, damit Feh­
ler nach MögliChkeit ausgeschaltet werden. 

Um einen Begriff davon zu geben, wie die 
Leistung dieser Datei aussieht, möchte iCh ein 
paar Zahlen nennen. Im EDV-Strafregister 
sind zurzeit rund eine Million Personen mit 
1 ,9 Millionen aufreChten Verurteilungen er­
faßt. Im Jahre 1 97 1  wurden 880.000 Aus­
künfte erteilt, davon fast 1 30.000 fernsChrift­
lich. Im selben Jahr wurden über 228.000 Neu­
zugänge und Änderungen verarbeitet. Am 
Rande möchte iCh noch erwähnen, daß seit 
1 97 1  auch die polizeiliche Kriminalstatistik, 
die Anzeigenstatistik, vom elektronischen 
Datenzentrum aus berechnet wird, und seit 
gestern, seit dem 1 4. Februar, wird dort auch 
die bargeldlose Einhebung von Organman­
daten bearbeitet. 

Das ist alles sehr imponierend, aber es er­
gibt siCh in diesem Zusammenhang doch die 
Frage : Was kostet denn das alles, was kostet 
die automatische Tilgung? Es wurde errech­
net, daß die Einführung der automatischen 
Tilgung Einmalkosten von 2,5 Millionen Schil­
ling erforderlich mach.en wird. Die laufenden 
Kosten ab Inkrafttreten des Gesetzes werden 
sich. nach den BereChnungen auf rund 1 Mil­
lion SChilling belaufen, aber demgegenüber 
entsteht bei den Gerichten eine Personalein­
sparung von 3 Millionen SChilling. So ge­
sehen ist die automatisChe Tilgung auCh billi­
ger. 

Die Einführung der automatischen Tilgung 
hat es auCh möglich gemadlt, sie mit dem 
zweiten wesentliChen Teil des Tilgungsgeset-

zes 1 972, nämliCh mit der beschränkten Aus­
kunft, aus der großen Strafredltsreform her­
auszunehmen und vorzuziehen. Ursprünglich 
war ja d�e Til'g'tmg Um AUgemelinen Teil des 
Strafgesetzes zu finden. 

Die Beschränkung der Auskunft gibt es bei 
uns bereits im Jugendgerichtsgesetz, und sie 
bewährt sich dort hervorragend. Nun soll auCh 
den Erwachsenen der Vorteil dieser be­
schränkten Auskunft zuteil werden. Es gibt 
hier schon ausgezeichnete Erfahrungen aus der 
Bundesrepublik und der SChweiz, wo diese 
beschränkte Auskunft schon seit Jahrzehnten 
besteht. Wir finden die beschränkte Auskunft 
sogar sChon im Tilgungsgesetz aus der Wei­
marer Republik, und in der Bundesrepublik 
ist j etzt vorgesehen, die besChränkte Auskunft 
weiter zu beschränken. 

Die beschränkte Auskunft - das, glaube 
ich, kann man nicht oft genug unterstrei­
chen - bringt vor allem denen, die mit unbe­
deutenden Vorstrafen belastet sind, echte Vor­
teile. Sie wird denen helfen, die es einer 
Kette unglücklicher Zufälle und unglücklicher 
Umstände verdanken - wenn man "verdan­
ken" sagen kann -, daß sie mit dem G esetz 
in Konflikt gekommen sind, genauso, wie es 
andere gibt - audl das soll man überlegen -, 
die es nur einer Kette glückliCher Zufälle und 
Umstände verdanken, daß ihre Weste weiß 
geblieben ist. 

Wie Sie schon den Ausführungen der Frau 
Berichterstatter entnommen haben, soll bei 
Bagatellvergehen ledigliCh für Zwecke eines 
Strafverfahrens Auskunft aus dem Strafregi­
ster erteilt werden. Die Grenzziehung liegt 
hier bei einer Verurteilung von drei Monaten. 
Ursprünglich war sie mit seChs Monaten fest­
gesetzt, aber das wurde reduziert, da, wie Sie 
bereits gehört haben, die beschränkte Aus­
kunft nun nicht mehr für Privatpersonen allein 
gilt. Bagatelldelikte sollen vor allem im be­
rufliChen Fortkommen kein Hindernis mehr 
sein, und das ist in AnbetraCht der enormen 
Zunahme unbedeutender Delikte außerordent­
lidl wichtig, denn unverhältnismäßig mehr 
Menschen als früher sind heute von dem 
Makel der Bescholtenheit betroffen. Die Fach­
leute weisen warnend darauf hin, daß die 
Schwierigkeiten, mit denen wegen gering­
fügiger Delikte Verurteilte besonders im Be­
rufsleben zu rechnen haben, ungeheuer zu­
genommen haben und in ihrem Umfang noch 
gar nicht richtig erkannt worden sind. Man 
führt es auf die Zunahme der Verwaltungs­
etinl1ichtungen der öf1ienniCh-rechtl�chen Kör­
perschaften sowie auf den Konzentrationspro­
zeß in der Wirtschaft zurück. Heute ist es 
kaum mehr so,  daß sich der Arbeitgeber oder 
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sein Vertreter ein persönliches Bild von dem 
macht, der sich um einen Posten bewirbt, son­
dern er wendet sich vermeintlidl obj ektiveren 
Kriterien zu. Läßt sich die Unbescholtenheit 
nachweisen, dann wird er den Bewerber an­
stellen, scheint eine Vorstrafe auf, dann wird 
er von der Anstellung sehr wahrscheinlich 
Abstand nehmen. Es liegt auf der Hand, daß 
dadurch sehr tüchtige und fähige Menschen 
nicht dort eingesetzt werden können, wo sie 
wirklich Tüchtiges und vielleicht sogar auch 
Großes leisten können. Die beschränkte Aus­
kunft wird sich aber nicht nur für diejenigen 
auswirken, die direkt von ihr betroffen sind, 
sondern sie wird sich überhaupt auf den gan­
zen Wirtschaftsprozeß zweifellos günstig aus­
wirken. 

Ausgeschlossen von der Tilgung - auch 
das haben wir heute schon gehört, aber das 
zu wiederholen ist sicherlich nicht schädlich -
ist der Schwerkriminelle, um es mit einem 
Fachausdruck zu sagen : ist die Hochkriminali­
tät. Ein lebenslang V erurteilter wird nicht 
damit rechnen können, daß seine Strafe ge­
tilgt wird; und wer insgesamt mehr als drei 
Jahre Freiheitsstrafe zu verbüßen hat, wird 
das auch nicht können. Allerdings gibt es im 
letzteren Fall Ausnahmen. 

Bei der Bemessung der Grundfristen hat das 
vorliegende Tilgungsgesetz einen Zeitraum 
von fünf Jahren angesetzt, das ist etwas län­
ger als ursprünglich, aber in Anbetracht der 
vielen Vorteile, die die beschränkte Haftung 
den Verurteilten bringt, wohl angemessen und 
auch zu begrüßen. 

Die Beschränkung d e r  Auskunft und die 
automatische Tilgung sind zweifellos dazu 
angetan, auch persönliche Schicksale leichter 
ertragen zu helfen, kleine Tragödien, die für 
den Betreffenden ja gar nicht so kleine Tra­
gödien sind, aus der Welt zu schaffen. 

Wir bekommen manchmal Briefe in die 
Redaktion, in denen Menschen ihr Herz aus­
schütten, in denen sie mehr sagen, als sie in 
einem Gespräch sagen würden. Ich erinnere 
mich da an den Brief einer jungen Frau, der 
von der Angst diktiert wurde, ihr Mann 
könnte von einer kleinen Vorstrafe erfahren. 
Sie hat ihrem Mann d iese kleine Vorstrafe 
verschwiegen, weil sie Angst hatte, ihn zu 
verlieren; eine Schwäche gewiß, aber vielleicht 
eine verzeihliche Schwäche. Die Frau ist Mut­
ter von zwei Kindern und führt ein ordent­
liches Leben. Hier wird manches, hier wird 
vieles gutgemacht werden können. Manches, 
vieles, aber nicht alle s !  Denn es gehört zu 
diesen besseren gesetzlichen Bedingungen 
sicherlich auch ein Umdenken. 

Hören wir uns an, was bedeutende Rechts­
gelehrte dazu zu sagen haben. Ich darf wie­
der mit Erlaubnis des Herrn Vorsitzenden den 
Rechtsgelehrten Dr. Ferdinand Kadecka zitie­
ren, was er zur Tilgung und zu den anderen 
Begriffen, die sich um die Tilgung ranken, zu 
sagen hat. Er meint: 

"Der Staat kann v ergessen, aber er kann 
niemanden zwingen, seinem Beispiel zu fol­
gen. Er kann höchstens tatsächlich auf das 
Vergessen hinwirken, indem er verschweigt, 
was nur ihm bekannt ist, und indem er die 
seiner Gewalt Unterworfenen mit Strafe be­
droht, wenn sie ohne Not wieder ans Licht 
bringen, was der Vergessenheit anheimfallen 
soll. Aber er kann Personen, die schon um 
eine Verurteilung wissen, nicht verbieten, sich 
ihrer zu erinnern und dieser Erinnerung Ein­
fluß auf ihre privaten Entschlüsse einzuräu­
men. Und die Rechtsordnung kann wohl einem 
bestimmten Ereignis alle oder einzelne Rechts­
wirkungen absprechen, das Ereignis selbst 
aber bleibt ihren Normen unzugänglich. Sie 
kann die Verurteilung ebensowenig ungesche­
hen machen wie das Verbrechen." 

Diese Feststellung ist eine kritische Fest­
stellung. Wenn man den einen Satz heraus­
streicht: Der Staat kann auf das Vergessen 
hinwirken, so kann man das wohl dahin 
gehend auffassen, daß der Staat ein Umden­
ken einzuleiten vermag, daß er zum Abbau 
von Vorurteilen beitragen kann. Das ist auch 
die große Hoffnung, die dieses Gesetz beglei­
tet. 

Das Tilgungsgesetz 1 972 wird auch Bedeu­
tung für die große Strafrechtsreform haben. 
Es ist von einer Humanisierung durchzogen, 
die nicht gleichzusetzen ist mit einer unge­
rechtfertigten Milde. 

Das Tilgungsgesetz 1972 liegt nun vor. Es 
macht Ubergangsbestimmungen und Adaptie­
rungen notwendig, vorwiegend im Verwal­
tungsrecht; das Strafregistergesetz ist ihm ja 
bereits angepaßt worden. Mit dem Inkraft­
treten dieses Gesetzes kann mit 1 .  Jänner 
1 974 gerechnet werden. 

Das Tilgungsgesetz 1 972 vereinfacht, er­
leichtert und verbilligt die strafrechtliche 
Praxis, und es ist die berechtigte Hoffnung 
vorhanden, daß es Einfluß auf die Bildung 
eines fortschrittlichen Gesellschaftsbewußt­
seins haben wird. Es verdient Anerkennung, 
die über die bloße Zustimmung hinausgeht. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. König. Er hat das 
Wort. 
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Abgeordneter DDr. König (OVP) : Herr Prä­

sident ! Hdhes Ha'Uls I M'edne sehr ,geehrten 

Damen uIll!1 Herren I Meine VOIiredDJemn hat 
iihr€ Ausführungen da'ID:it begonnen, daß 'sJie 
ihl1er Ffieude darüber AlUJSdruck veTlieh, daß 
dieses Gesetz im J ustiZJa'UlSlSdl:uß einhem·gte 
Zustimmung fand und einhel,ug durch einen 
Dmiip'arteienantra!g ergänzt wurde. Ich muß 
sti,e ,hier 'ein klein WlenJig berichtJigen: Beli dem 
DI1eip:arteiienantr.atg haooelt es sich nlich1: um 
eine Ergänzung, Frau Abgeordnete Albrecht, 
Isonde'rn - wie dl€r Herr Jus'IlizminJilsber sicher 
betstätilgen wird - um eine sogar sehr ent­
·schelidende Abänderung. Ich glaube, daß ge­
rade due parlamentaJI'i<sche Debatte lim Justiz­
aUJsschuß gez1eigt hat, wie notWJenidJig eis J1st , 
daß lSich die Abg·eord'11l€ren ,Siehr eingehend 
unter Beiz:iehung von Experten 'lNld unteif 
Heranzielhung j'ene'r Erfahrußiglen, die sie 
selbst .gewonnen haben, mit der Materie be­
fassen, weil ein Gesetz, das von der Regierung 
noch. ISO ,gut durchdacht lins Haus kommt, 
immer noch verbesserungsfä1hJilg 'i/st. Ich 'gl'alllbe, 
daß di'e;,Stes Gesetz ein BeweiJs dafür ist, daß 
hi,er ·ech.'te, vorbildltiche paTlamenttarlische Ar­
beU ge1el]stet wurde. Ich wlelI1d'e ,auf dJi,eS€n 
AbänderuIl!gsantl1aJg noch nähe'! zu spr,echen 
kommen, welil !ich meine, daß er j'e7llef ent­
'Schleidende Punkt 'jlSt, über den man ,s�ch pold­
Nisch bei di,es'em Ges1e1z 'einigen mußte. 

Zunächst aher daiff lich - denn ;ich möchte 
Prau Abg,eordne'be Albr,echt nicht Wlieder­
hollen - j ene Punkte el'gänZlen, die mir 
welsentltich el1sch!elinen, noch näher a'Uls'geführt 
zu werden. 

Meine VorrednerTin hat ISchon dallauf h1irnge­
wi'eSlen, daß durch dieses Gesetz dr-ei wesent­
Iliehre NeiUJeru.n:g·en gelschaffen wurden: Die 
Einführung der Datenrv'eI1arbeitungslanlarge, 
Ider€iIl Kosteneinsp:a:ruTIJg,en, die Sie, F!1au Ab­
'9Ieorcllllete A.Jbrecht, IfrngeJührt hatben, aller­
dti'ngls nur unter der VorauStsetzußig WiTkHch­
k!eit welI1den können, daß auch. !in. Zukunft in 
Amnestiegesetzen die Tilgungsbestimmungen 
beooirtJs compute:r.geI1edrt, 'alJso automatlisch, ge­
staltet werden. Zum zweitte!Il die ,automatiISche 
TIHgung mit dem Isehr 'großen VortelH für j,ed:en 
ein2Jelnen, daß er nicht selbst um Tagung 
:e!inreich,en muß, etwa's, Wo(\JS die meilSten. Leute 
g,ar nicht W1isSlen, und ,schliießltich der dritte 
entsdle'idendte Punkt Ider belSchränkten AU!S­
kunftspflicht , die ,edeichterte Arbe!itSISuche . 

Diese drei Neue,rungen haben 'g,anz ent­
,scheidende KOTIlSIequen:�en. Sie, Flr:au Abge­
ordnete Albl1echt, haben einte davon 9MrZ kurz 
·erwähnt, dlIldiem Sie sagten, tdalS Gesetz mußte 
programmie'l1b<l.'r, computeI1gerecht 'getstaHet 
weroen. Ich möchte ,ein kl,einl€lS Beli'splil€'l hin­
�ufü9'en, weil es 2Je�gt, daß die Ubert:r:aYUJng in 
die Computel1sprache glleich�elitig alUch die 

politilschte iEntscheidung lin tRichtung auf 'elinen 
Verzicht bedeutet, nämlich Iden Verzicht auf 
-die Nuanoierung der Sp'Ilachl€, die man nidlt 
übertragen kann 'in die nüchternen Zeichen 
und Zalhlen des Computers. Wenn -es früher 
,etJw,a lbiieß , daß ein.e Vlerurl:Jeiilung "den Um­
ständen nach Ige·J1intgfüg1ig" sei oder daß "sie 
nicht auf der gleichen ISchädllichen NeigtIDJg" 
beruhe , so fällt 'dills nun weg . .A:ber 'im glaube , 
daß man dals bewußt - 'lNld das haben wir -
'in K,auf nehmen kann um der Vortedl,e wäHen , 
di.te mit der ComputerilS4e!rung Vl€rbunden sind. 

Auch die Fe!stle1gung 'eliTI'heIiHiche� Frli:sten, 
W1i,e sie für den Compute[" vOl1gesehen wurde, 
bedeubet in GrenzbeIlelichen Veränderungen 
g,eg'enüoer der bi,shel1igen Antsmau'll'Thg. Wir 
haben nun nicht mellu die DiffoerenZiierung in 
Arrest , strengen Arl'lest, Ke'Ikter. So list etwa 
di,e hishefli'ge 1 0jähnilge 11i'lgungtSfI"ilst für elin­
jähfli'goen schwer,en �erk,er VieTkürzt wonden, 
aber nur deishalb, weil wir Idi'e Untersch;ffidung 
in die ver:sdrieden1en IFreihleiitslstrafen nicht 
mehr k·ennen, weil wi'I eben compute:r1us:ilert 
und ·auch ,schon auf ,die UbeTl,e:gungen zur 
großen StrafIiechtsreform Rücksicht 'genommen 
haben. 

Dile entscheidende KOIllsequte!Ilz UM die 
weserrmche pol'itischoe BnlJschJ€liduIl1g :lag taUer­
!dinglS dn der Frage deT obe'schränkten AUIS­
kunftspflicht. DaJS, glaube lich, sollte man doch 
,aufzeigen, weil um diese FI1age, zuminJdelSt !in 
unSterer Fr.aktion , ehrlich .ge'rungen wurde. 

Hi,er g'eht es um dals Abwä!gen zwelier Uber­
lletgungen : eä:ner·seits dem einzelnen dlie MÖ'g-
1ichkeiii der leichter'en Eingllilederung rin den 
Arbeitsprozeß zu blieten, ,andererseits dem 
Di1erusbgeb:eor, dem öfiientliche!l1 me ;dem priv.a­
ben , die Sicherheit zu ,gehen, d�ß 'er für jetn:e 
PO'sli·tJionen, für dJi,e eline besondere Verläßl.idl­
kte:it gefoI1dert wil1d, ,auch 'tatsäch�ich verläß­
hch'e Leute bekommt, WieiN von [ihrer Ver­
läßNch:keit unter UmständJen n.icht nur de:r 
Be:tri'eb , sondern auch Isehr v,ie'le andere Men­
schen albhängi,g 'sein kÖD!Il:en. Hier diie I1echte 
Gr,enzZliehung zu treffen, lilst, 'glaube lich, ein 
entscheddendJes politilsches Anlieg,en ,gewesen, 
das U!IlS lim Aus'schuß belSchäftJigt hat. 

Hil€r lSetztoe auch der AbändeTungsantrag an, 

den wir .mg!eregt haben. Ich freue mich, d·aß 
auch ,die ·anderen FraktioIl1en .ai,eISte Abände­
rung :aIUfgegmffen Itraben und daß es zu diesem 
gemeinsamen AbänderUlll9'santf;C�g kam. 

W·alS hat er zum Inhalt? Zunäch,st einmal 
wufldoe dJil€ Wiidel1SprüchJichkeit betseit1igt , die 
d.n der Reg1i.I€I'UIlIgsvorLillge 'enthalten war, d1aß 
nämlich Straftaten bi:s zu ISiedls Monaten FI'Ied­
heitlsentzug noch aLs beschränkt aulSlkunfts­
pßichtig beh'andelt werden sollten. Selbst in 
den Erläuterungen zur Regierungsvorltage wa'r 
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bererits der Satz enthalten, daß es sich da:OOi 
doch schon um ,ein Straf,ausmaß 'handJelt, das 
bedenkMch 'üst, ,insbesonde,re WalS dli'e VeTläß­
llichkedt 'anlanigt, und .aaß m.an es daher der 
Behörde TIlicht ruID'uten könne, bei Emennun­
g:en, V,erleilhung,oo, aher auch ;be,i Postenbe­
setzuIltg,en ,hier nicht B�scheid zu w.iISls,en. J;·s 
sollte al'so hier TIlach deT Regierunglsvor1:age 
�war 'eliIlle belsduänktle A'Ulskunfbspflicht elin­
geführt werden, aber nicht für d!ie Behörden 
alls Dien:stge ber, iSOiIldern nur für den pru,y.,ten 
DiellJstgeber. Da, glaube tich' illst UIlIS eine 'Stehr 
wertvolle, ientJschelidende Veränd1erung ,gelun­
gen, entscheidend ,delShia,lb, weH wir tn der 
Abwägung des Sicherheitsinteresses und der 
Erleidüerung de,r Wü,ederelilD.!gllüedelrung in den 
ArbeitspI"oz,eß Ihiermit doch Ie'iTIJe V€fiantwor­
tungsvoUere Lösung tg'efunden haben, .a}s es 

die Regierungsvor,lia>ge zunächst vOflsa'h, d'er 
offenbar sielbst nicht g,anz wohl wal!' dlabe'i, 
wi1e m.an aus den Erläuterungen ,schlließ1en 
mußte. Das AbSienken di�s'er Fr.ilst ,auf dre'i 
Monatoe he,seiti�gt den Binwand, daß es 'sdch 
hier doch um Straftaten handel'te, be'i dienen 
die V'erläßl:ichk'eit nicht mehr ·angenommen 
werden kann. 

Die Gltelichiste.JluIltg des öff.enHichen Di,elJ1!st­
geberls mit ,dem privat,en Dien!Stg,eber -in die­
sem Fall h'insichtl:ich doe'f belschränkten A'llIs­
kunft.spflicht - dals sollte, über den Anl'aßfall 
hinaus, e:in Grundsatz sein, von dem wir in 
einer demokr,altiJschen RepuMik ni,e und nie­
mals ,abwelichen sollten! 

W.ir haben 'etne Konsequenz nicht 'gezog,en. 
Di,es'e Konsequenz wurde 'aber lim AUisschuß 
eI1k:annt und �lSt da>heT ,auch 'im AU'Slschußbe­
r:icht von der Frau Berichtlerost,atteI1in ,allS ge­
meinsames Anliegen des AUIS,schUlslsels aufge� 
Z)e1i'gt worden, Ich möchte darauf noch heson­
d:e-r,s zurückkomm'en, w,elil lSIi,e mir welsootlich 
eDscbeint, weil daJS Nichtziehen dtiteJser Kon­
,gsequ'enz neue Ungel1ech1Ji:gketiben schaffen 
würde, Es handelt sich dabei vor taUem um 
die Anogl1elichung de's VerwaHuIllgiStstrafverf<ah­
I1eJl:S, vor 'aUem im F:1Iltanz:strafrecht. Es wäre 
Ja wideIisinIllitg, würd€ man für da's ger:icht­
lliche Strafv:eTfahren ,automatliJsch'e l1i1gungs­
fristen und beschränkte Auskunftspflichten 
schaUen und gl'eichze!ftiig lim verw,altungsbe­
hördl'ichoen Strafverfahren, wie es derzeit 'im 
Finanz,str.a-frecht der Fan 'ist, ketinerleli TU­
gun<glSfI1iJs'ten k,ennen, von der beschrälnkten 
Auskunft überhaupt nicht zu reden. Ich gltaub€, 
daß Ihier der Ges,etZ)g:e'ber ein sehr dringendes 
Bedürfnis nach 'glelichler Beih!andhmg erfüllen 
muß, Ich bin über21e'ugt, Heu Mi,nDste'f, daß 
Sie -di'eis'er Aufforderuilig .delS Ausschu:ssles 
Rechnung tr,agen we-rden und noch blis zum 
Inkmfttret'en des THgun'g's'gte'setze's die R:echtJs-

gleichheit für alle Staatsbürger he'flSteHen wer­
den. 

Ich möchte mich dn odJite:S€iIIl Zusammenhang 
auch noch ganz kurz mit einigen Punkten der 
Kritik auseinandersetzen, wie sie vor allem 
tin ,der Presse zu di'esem Gesetz aiUfgeworfen 
.wurden :  

Zunächst ednrnal dile Fra'ge nach de r  V,er­
längerung der THgungsf:I1ist von bisher 'Chei 
J'a!hnen ,auf fünf Jahre für einf,ache Uhertre­
tungen. Ich glaube, odaß odas s'eine Begründung 
schon darin hat - wie die ,Erläuterungen 1;um 
Ausdruck. 'bringen -, daß WJir e'ben di,e be­
schränkte A'UJskunftspfl1cht e�il1'geführt ihlaoben, 
dJi!e dii'ese Verlängerung deT Tdlog:run'gsfrlilst ja 
nur mehr im Strafverfahren, aLso be� neuoer­
}lichem 'StI1affäUigwellden, wirk,slam werd1e!Il 
läßt. Darüber hin,aulS aber - und das €I1scheoi1l't 

mir w,es entlich - ist ,auch €Iine weüere Be­
gründung daIlin 'g,e1egen, daß wiT 'glem€'msam -

so sCheint es mir - der Auffassung sind, daß 
die Entkriminalisierung des Strafrechtes in 
allen Bereichen - und wir haben damit beim 
Militärstrafrecht begonnen und über OVP­
Initi'atoive das Vlerk,ehrsstrafrecht !lllaCh die's,en 
Grundsätzen durchgekämmt -, das heißt das 
Hinüberschieben leichter Delikte ins Verwal­
tunrgsstrafrecht, ein GrundanHe1gen uuse'reT mo­
dernen Zeit sein müßte und daß eben dann, 
wenn diese leichten Delikte in Verwaltungs­
strafverfahren hinübergeschoben werden, nur 
mehr die gewichtigeren Delikte im Strafrecht 
verbleiben, sodaß auch aus dieser Uberlegung 
her eine Verlängerung der Tilgungsfrist auf 
einheiUich fünf J'dlhre bis zum €linjähI1igen 
Freihe/i'bSientzug vertl1etbar eIiSchreint, 

Der zweite Punkt der KIlitJik IstJieß Isich an 
der Tatsache, daß nicht voryeJs:ehen �st, d:i'e 
TilguIl!gsbeschoeide zuzulst'elloen. Die T'Hgung 
erfol.gt ,automatisch, ,aheT der ,elinzelne 'be­
kommt über diesen V,erwa'ltungsakt der Be­

'hÖI1de k:e�nen Bescheid. 

ZunäChst einmal ist wohl zu Is,ageu, daß die 
RechtsSricherheit schon dadurch ge'geben iiSt, 
daß der ,einzeIne lin ,der Lag'e lilst, 'e1ine RegtiJstier­
hesd:H:�inigung j\ederzeit anzufol1dem und da­
mit Auskunft von der Belhörode über seine 
Strafk,arbe, Se/in Stnafreg�s·ber zu e'rh alten. , 

Es hat aber noch einen Grund, und ich 
gl'aube, er sollte nJicht unerwähnt ble1ben. 
Er IÜSt 'im AUSIsch'1lß genalJ1!fit woroen. Ich 
gl,aube, es war der Betr AbgteoIldnete SkI1ibek, 
der dar,auf hingew.iles'en halt: - und lich te:ile 
d�'else iMeinUTI!g -, daß es manchem nicht 
,ang,enerun ,sein mag, wenn plötzl1ich ein Be­
'sche/id über ·eine le'rfol,gbe Td19'llng 1DJS Haus 
flatbert. Ich ,glaube, daß dals in Verbindung 
mit ,der Mögl,ichkeH, j-ede;r�elit teline R'egiJSter­
be'scheiilITiguntg zu erhalten, dem R.oechtsan-
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spruch des einzelnen Genüge tut und uns nicht 
um di,e Früchte der V,e:rwaltuIl!91sYereinfiadmng 
bringt, die mit der ComputelI1iJsierulJlJg V1e�bun­
den sinKl und die durch BinZielZ'UJSbe}illlIDg deT 
Betschedde anlg,esichts von 30.000 WohIlJSitz­
V1eränderungan !im Jahre zW1ei�enos gefährdet 
wären. 

Bin dI1itber Binwand - rieb harbe vor mir 
"nie Presse" vom 5./6. Februar - ging dahin, 
daß der Computer natürlich nicht unfehlbar 
ist. Abgesehen von technischen Gebrechen 
ist natürlich viel häufiger menschliches Ver­
sagen, das falsche Einspeichern in den Com­
puter anzutreffen. Und unter dem Titel "Com­
puter amtiert als Gnadeninstanz" wurden nun 
eine Reihe von Fällen zitiert, die in der Praxis 
vorgekommen sind. Ich glaube, es wäre leicht­
fertig gewesen, hätte sich der Ausschuß nicht 
mit diesem Problem der Praxis befaßt. 

Aber es kann heute festgestellt werden, daß 
derartigen Irrtümern, sei es durch mensch­
liches oder technisches Versagen, im Gesetz 
hinreichend Rechnung getragen ist. Sowohl 
für den Fall, daß der einzelne zu Unrecht in 
seiner Strafkarte belastet ist, steht ihm die 
Möglichkeit der jederz·eitigen Einleitung eines 
amtswegigen Verfahrens offen, das heißt, daß 
die Behörde von sich aus verpflichtet ist, die 
notwendigen Erhebungen zur Berichtigung 
einzuleiten, ferner auch die Möglichkeit, im 
Wege eines Wiederaufnahmeverfahrens nach 
der Strafprozeßordnung - so wie das auch 
schon bisher der Fall war - nach § 410 eine 
Wiederaufnahme zu verlangen. 

Und das Umgekehrte : Wenn dem einzelnen 
im Prozeßfall keine Vorstrafen, also eine reine 
Weste bescheinigt wird und es sich dann doch 
herausstellt, daß er Vorstrafen hat, dann 
gelten gleichfalls die 'bisherigen Bestimmun­
gen der S1'I1afproz'eßordnung, :<1i,e, allerdings 
nur für den Fall, daß es sich nidlt bloß um 
Erschwerungsgründe handelt, sondern um eine 
echte andere Gesetzesbestimmung des Straf­
rechtes, die Möglichkeit der Wiederaufnahme 
geben. 

Es hat sich hier somit nichts daran geändert 
- ob nun Irrtümer bisher händisch erfolgten 
oder ob sie in Zukunft durch den Computer 
erfolgen. Die Rechtssicherheit und die Mög­
lichkeit, den richtigen Zustand wieder her­
stellen zu lassen, ist die gleiche geblieben. 

Ein letztes noch: Es ist von berufener und 
erfahrener Seite eingewendet worden, daß im 
Falle der bedingten Verurteilung die Tilgungs­
fristen nicht mit Rechtskraft der Verurteilung 
zu laufen beginnen. Es konnte im Ausschuß 
eindeutig dargetan werden, daß diese Kritik 
nicht zutrifft, daß nach Ablauf der Bedingungs­
frist selbstverständlich rückwirkend ab ReChts-

kraft des Urteils die Tilgungsfrist berechnet 
wird. 

Ich kann abschließend feststellen, daß auch 
ich mich freue, daß es im Aus·schuß möglich 
war, j enen Einwänden Rechnung zu tragen, 
die es uns möglich machten, aus der Verant­
wortung um dieses Problem ja zu diesem 
Gesetz zu sagen. Ich bin überzeugt, daß dieses 
Gesetz in der nun vorliegenden Fassung eine 
fortschrittliche und eine ver.antwortungsvolle 
Lösung dar·stellt. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Als nächstem Redner er­
teile ich das Wort dem Herrn Abgeordneten 
Zeillinger. 

Abgeordneter Zeillinger (FPO) : Herr Präsi­
dentl Hohes Hausl Die freiheitlichen Abgeord­
neten werden dem vorliegenden Tilgungs­
gesetz ihre Zustimmung geben, weil es, wie 
schon die Vorredner ausgeführt haben, einen 
Fortschritt bringt und weil zweifellos trotz 
gewisser Bedenken - wir müssen Erfahrungs­
werte sammeln - die Vorteile, die damit für 
die Verwaltung und für unsere Staatsbürger 
verbunden sind, eindeutig überwiegen. 

Wenn hier davon gesprochen worden ist, 
daß im Justizausschuß ein gemeinsamer An­
trag der drei Fraktionen wesentliche Abände­
rungen gegenüber der Regierungsvorlage ge­
bracht hat, so spricht das nicht von vorn­
herein etwa gegen die Arbeit des Ministe­
riums, sondern für die eingehende Beratung 
im Justizausschuß, der eben in einer anderen. 
Weise, als es das Ministerium ursprünglich 
vor·gre,sehetn. hat, in ei'llZJerlrllffil 'f,elillösrungen: ,sei­
nen Willen kundgetan hat. 

Nun zum Gesetz selbst: Wir dürfen nicht 
übersehen, daß durch dieses Gesetz ein Per­
sonenkreis in unserem Staat betroffen ist, den 
man zwar nie genau zählen kann, der aber 
sicher weitaus größer ist als die Zahl jener, 
die bisher von der Möglichkeit, über Antrag 
eine Tilgung durchzuführen, Gebrauch ge­
macht haben. Es waren etwa 60.000 Anträge 
pro Jahr; also etwa 60.000 Personen haben 
von der Möglichkeit, ihre Vorstrafe tilgen zu 
lassen, auf Grund des bestehenden Gesetzes 
Gebrauch gemacht. Dem stehen aber - wieder 
nur global gesprochen - rund 1 00.000 Verur­
teilungen gegenüber; ein Beweis dafür, daß 
ein erheblicher Teil der Staatsbürger - ich 
darf feststellen, das sind nicht nur Verbrecher, 
das sind Gesetzesübertreter, da ist derjenige, 
der eine Ehrenbeleidigung beging, genauso 
dabei wie derjenige, der ein Verkehrsdelikt 
begangen hat -, daß also fast die Hälfte von 
der Möglichkeit nichts wußte oder jedenfalls 
nicht von ihr Gebrauch gemacht hat, sodaß 
die Strafe daher ständig in Vormerk geblieben 
ist. 
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Wir schalten mit diesem Gesetz in der 
Rechtspflege nun den Computer ein - ich 
möchte fast sagen, ein Weg, der sich nicht 
aufhalten läßt. Aber gestatten Sie mir, daß 
ich bei dieser Gelegenheit auch gewisse Be­
denken gegen diese Entwicklung insofern 
anmelde, als wir zu diesem Zeitpunkt bereits 
darangehen, den Computer auf allen Gebieten 
einzusetzen, ohne die Gefahren, die damit ver­
bunden sind, voll erfassen zu können. Es ist 
heute hier sChon von den Fehlern gesproChen 
worden. Kollege König, Sie haben recht, auch 
die menschliche Bearbeitung eines Aktes 
bringt Fehler mit sich, nur sind diese Fehler 
leichter erfaßbar als irgendeine Fehlspeisung 
eines Computers, bei dem, wenn eine von 
20 oder 30 Ziffern falsCh gedrückt wird, wahr­
scheinlich niemand auf diesen Fehler darauf­
kommen wird, es sei denn durch irgendeinen 
Zufall. Wir wissen auch gar nicht, wie weit 
mi t dieser Maschine eines Tages - ich denke 
j etzt nicht nur an die Strafregister - Miß­
brauch getrieben werden kann. Ich glaube, es 
wird notwendig sein, daß sich dieses Haus 
in Kürze einmal mit einem Gesetz befaßt, 
durch das die Offentlichkeit auch vor dem 
Computer, der immer stärker in unser Leben 
eindringt und der bei aller Anerkennung sei­
ner Vorteile auch gewisse Gefahren mit sich 
bringt, geschützt wird. Denn niemand kann 
s agen, wer etwa wo auf einen Knopf drückt 
und damit Auskünfte über irgend jemand be­
kommt, die ihm nicht zustehen. 

Das ist also eine Entwicklung, die wir 
gehen müssen, weil sie eine wesentliche Ver­
e infachung in der Verwaltung bringt, aber 
auCh eine Entwicklung, die zweifellos für uns 
und ganz besonders auf dem Gebiete der 
ReChtspflege mit gewissen Bedenken verbun­
den ist. 

Es sind eInIge Einwendungen angeführt 
wor:den, die wir alle im Justizausschuß ge­
meinsam überlegt haben und wo wir der An­
s icht waren, daß trotzdem die Vorteile über­
wiegen ; etwa daß man nun keine Rechtsmittel 
h at, wenn der Computer falsch gespeist 
wurde. ICh darf gleich sagen, Herr Minister, 
ich bin nach wie vor nicht überzeugt, daß 
die Auskünfte unserer Computerfachleute, die 
sehr optimistisch waren, richtig warenj wir 
sind leider noch nicht so weit. Ich habe aber 
mittlerweile festgestellt, daß die Fehlerquelle 
1 5  Prozent beträgt, j a  manchmal bis zu 20 Pro­
z ent geht, und das ist schon ein Prozentsatz, 
der bedenklich erschelint. DennoCh, gl,au'be, ich, 
muß man auch di1e5e OefaJluenqueUe 'im 
Moment mit in Kauf nehmen. 

Ich bin auch nicht so optimistisch wie der 
Kollege König, daß also jeder hergehen und 

s agen kann, er möchte eine Computerauskunft. 
Erstens bekommt er sie in den meisten Fällen 
g ar nicht, und es hatten, wie Sie schon ge­
s ehen haben, schon bisher die meisten Staats­
bürger gar nicht das Interesse, einen Antrag 
zu stellen, das heißt zur Behörde, zu Gericht 
zu gehen und die Tilgung einer Vorstrafe z u  
b eantragen. Jetzt aber werden noch weniger 
s agen: Ich gehe jetzt hin und. bitte um e in e  
Auskunft, nur um z u  sehen, ob diese Com­
putereintragung letzten Endes richtig ist. I ch  
glaube also, hier nehmen wir im Moment 
eine gewisse Fehlerquelle mit in Kauf. Und 
iCh möchte gleich sagen, es ist eben ein neue r  
Weg, den wir jetzt gehen und den wir beob­
achten müssen, und wenn sich dabei Mängel 
einstellen, so müssen diese eben so rasch als 
möglich abgestellt werden. 

Es ist sicher auch bedauerlidl - und hier 
teile ich nicht ganz die Meinung der Vor­
redner -, daß eine Verständigung über die 
Tilgung nicht möglich ist. Denn damit tritt 
etwas ein, was wir in der Praxis nicht anstre­
ben. Wir wollen ja den Verurteilten - wobei 
ich immer wieder betone : nieht nur den Kri­
minellen, sondern überhaupt den Verurteil­
ten - wieder behutsam in die Gesellschaft 
zurückführen. In der Praxis ist es ja dann 
so, daß er auf die Frage : Sind Sie vorbestraft? 
gar nicht weiß, was er antworten soll. Sicher, 
im Gesetz steht drinnen, er braucht keine Aus­
kunft zu geben, aber in der Praxis wird er 
natürlich bei jeder Behörde, die ihm die Frage, 
ob er vorbestraft ist, vorlegt, auch dann diese 
Auskunft geben, wenn bereits eine Beschrän­
kung der Auskunftspflicht vorliegt, wenn er 
also die Auskunft gar nicht mehr hätte geben 
brauchen beziehungsweise also auch dann, 
wenn getilgt ist. Denn bis jetzt hat er einen 
Antrag gestellt und dann erfahren :  Meine 
Strafe ist getilgt, meine Weste ist weiß. 

Aber ich bin überzeugt, daß von den 
1 00.000 Verurteilten im Jahr keine 500 in 
Zukunft wissen, ab wann ihre Strafe tatsäch­
lich getilgt ist. Ich darf daran erinnern, daß 
wir selbst im Justizausschuß bei der Berech­
nung, ab wann der Termin gilt, einige Kom­
plikationen zu überwinden hatten. 

Hier ist also die Sache für den Staatsbürger 
etwas unübersichtlicher. Es würde mich freuen, 
wenn es eines Tages möglich wäre, daß der 
Staatsbürger, der etwa ein Verkehrsdelikt 
begangen hat, auch weiß, welche Auskunft 
er zu geben hat, falls er einmal von der 
Behörde gefragt wird, und ich habe mir vor­
genommen, sobald das Gesetz in Kraft ist, 
einmal im Testweg durch Anfragen und Stich­
proben wirklich festzustellen, wie hoch der 
Prozentsatz der Staatsbürger, aber auch. der 
Beamten wirklich ist, die dieses Gesetz tat-
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Zeilllnger 

sächliCh handhaben können. Das dürfen wir 
bei allem niCht übersehen. 

Ein SCh.önheitsfehler, den wir überaus be­
dauern, ist der, daß gerade bei kleinen Delik­
ten, die bisher naCh. drei Jahren getilgt wur­
den, die Tilgungsfrist nun auf fünf Jahre ver­
längert worden ist, während bei gewissen 
sCh.wereren Delikten sogar eine Verbesserung 
eingetreten ist. Wenn wir FreiheitliCh.en nun 
dem Tilgungsgesetz zustimmen, so stimmen 
wir auch dem zu, obwohl wir gerade diese 
Entscheidung niCh.t begrüßt haben. Wir müs­
sen uns aber darüber im klaren sein, daß 
die Offentlichkeit in der gegenwärtigen Situa­
tion dafür kein besonderes Verständnis auf­
bringen wird. 

Ein weiterer Schönheitsfehler betrifft einen 
anderen Tagesordnungspunkt, nämlich das 
Strafregistergesetz. Es ist bedauerlich, daß der 
Verfassungsausschuß das Strafregistergesetz 
nicht parallel mit dem Tilgungsgesetz fertig­
gestellt hat. Es könnte nämlich jetzt die Panne 
eintreten, daß das Strafregistergesetz im Ver­
fassungsausschuß aus irgendeinem Grunde 
nicht oder nicht in der notwendigen Form 
erledigt wird, sodaß dann die Durchführung 
des Tilgungsgesetzes, das wir j etzt beschlie­
ßen, problematisch wird. Wir Freiheitlichen 
haben hier im Hause immer wieder darauf 
hingewiesen, daß durch eine gewisse Hudel­
arbeit laufend Fehler im Parlament passiert 
sind. Hier ist nun durch den Druck, unter 
dem die Ausschüsse und das ganze Haus ste­
hen, zweifellos im Moment eine Situation ent­
standen, die nicht erfreulich ist. Denn geplant 
war, Tilgungsgesetz und Strafregistergesetz 
gleichzeitig abzuführen, aber infolge der Ter­
minnot - wir werden von Termin zu Termin 
gejagt - haben wir nun kein Strafregister­
gesetz, und die DurCh.führung des Tilgungs­
gesetzes hängt damit weitgehend in der Luft. 

In dem Zusammenhang möchte ich auf etwas 
hinweisen, was noch nicht besprochen wor­
den ist. Das Gesetz tritt am 1 .  Jänner 1 974 
in Kraft. Es ist nun so, daß die Offentlichkeit, 
wenn das Parlament ein Gesetz nur zur Dis­
kussion stellt und erst recht, wenn es be­
schlossen wird, zum überwiegenden Teil an­
nimmt, das Gesetz sei damit in Kraft, jetzt 
brauche man nichts mehr zu unternehmen. Ich 
glaube, wir müssen gerade jetzt verstärkt 
- und wir müssen diese Mehrarbeit der Ver­
waltung in Kauf nehmen - die Offentlichkeit 
aufmerksam machen, daß das Gesetz erst in 
zwei Jahren in Kraft treten wird und bis 
dahin natürlich noch Tilgungsanträge gestellt 
werden müssen. 

Es soll siCh. also jeder, der irgendwann ein­
mal in den letzten Jahren, der im Laufe seines 

Lebens verurteilt worden ist, davon überzeu­
gen, ob die Strafe getilgt ist. Wenn er keinen 
Antrag gestellt hat, kann man ihm gleidl. 
sagen, daß die Strafe eben noch nicht getilgt 
ist und nach wie vor im Strafregister auf­
scheint. Das soll nicht heißen, daß diese Strafe 
dann in den Computer gespeist wird, obwohl 
ich noch einmal sage : auch hier werden Irr­
tümer passieren, auch hier sind Irrtümer nicht 
auszuschließen. Aber in diesen zwei Jahren 
haben wir noch den bisherigen gesetzlichen 
Zustand, und es müssen daher die Anträge 
noch eingebracht werden. 

Nun noch ein Letztes:  Wir haben im Begut­
achtungsverfahren von vielen Ministerien eine 
Reihe von Bedenken vorgebracht erhalten. Ich 
muß ehrlich sagen, Bedenken, wo ich geglaubt 
habe, das Gesetz kann in dieser Form nicht 
den Ministerrat passieren. Wir haben dann 
erlebt, daß im Ausschuß die Vertreter der 
Ministerien plötzlich wieder auf diese Beden­
ken zurückgekommen sind und mehr oder min­
der nachgewiesen und behauptet haben, daß 
eine Fülle von bestehenden Gesetzen nicht 
mehr - bitte, ich drücke das jetzt vielleicht 
sehr deutlich aus - oder nur zum Teil durch­
führbar sind, wenn das Tilgungsgesetz in die­
ser Form beschlossen wird. 

Nun möchte ich hier wiederholen, was der 
Standpunkt der FreiheitliChen bereits vorher 
und im Ausschuß war: Das müssen sich die 
Minister innerhalb der Regierung ausmachen 
und überlegen. Wenn ein Minister im Mini­
sterrat seine Zustimmung zu einem Gesetz 
gibt - jeder einzelne von ihnen hätte ja 
das Gesetz aufhalten, verzögern oder viel­
leicht auch eine Abänderung erstimmen kön­
nen -, in dem Augenblick, wo die Minister 
im Ministerrat das Gesetz durchlassen, keinen 
Einspruch erheben, können wir natürlich an­
nehmen, daß auch die übrigen Ministerien 
ihre Bedenken zurückgezogen haben. Es ist 
für das Parlament überaus überraschend, und 
eis zed.gt von Wlell'ilg KoonclinlB:tion oder auch 
von der Tatsache, daß mancher Minister nicht 
weiß, was innerhalb seines Ministeriums oder 
bei seinen Beamten vorgeht, wenn ein Mini­
ster im Ministerrat zustimmt und dann der 
Sektionschef in die Sitzung kommt und sagt: 
Das Gesetz kann nicht beschlossen werden, 
sonst können wir Gesetze nicht durchführen I 

Um einige Beispiele nur im Telegrammstil 
zu erwähnen: Das Finanzstrafgesetz bringt 
also jetzt eine Diskriminierung derjenigen, 
die nur Verwaltungsdelikte begehen. Es ist 
gesched.ter, leiS macht leinJer gleich ein großes 
Delikt und kommt vor Gericht, dann ist er 
besser dran wie etwa in der Verwaltung. Es 
sagt das Innenministerium : Mit diesem Til-
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Zeillinger 
gungsgesetz ist das Staatsbürgerschaftsgesetz 
nidlt mehr durc:hführbar. Es weist darauf 
hin, daß das Fremdenpolizeigesetz in der be­
stehenden Form nicht mehr durchführbar ist. 
Ich muß offen ge stehen, ich weiß selber nicht, 
wie es jetzt mit dem Wahlgesetz in bezug auf 
dieses Tilgungsgesetz aussieht. Es weist das 
Ha:ndeII5Uliiniisterti.'um idal'aruf hin, idaß das Til­
gungsgesetz die Durchführung der Gewerbe­
ordnung in Ider bisherigen gesetzlichen Form 
nicht mehr ermöglicht. 

Wenn wir alle diese Bedenken gehört 
haben, dann haben wir - ich möchte es 
öffentlich sagen, vor allem einmal auch, weil 
der eine oder andere Minister anwesend ist -
im Justizausschuß gesagt: Wir haben als Ge­
setzgeber nur mehr zu prüfen, ob dieses Ge­
setz nach unserer Ansicht und nach den Ab­
änderungen, die wir beschlossen haben, dem 
Willen der Mehrheit dieses Hauses, in dem 
Fall aller drei Fraktionen, entspricht, das 
heißt, ob wir die Lösung für richtig halten. 

Ich muß also für die Zukunft die Herren 
Minister bitten, im Ministerrat etwas besser 
aufzupassen und dort ihre Bedenken vorzu­
tragen und nicht im Ministerrat zuzustimmen 
und dann nachher die Sektionschefs und die 
Beamten in die Ausschüsse zu setzen und dort 
die vorher vorgebrachten Bedenken wieder 
neu vorzubringen. Das erschwert die Arbeit 
unerhört und könnte eines Tages in einem 
Fall dazu führen, daß ein Gesetz nicht be­
schlossen wird. Denn nur dadurch, daß alle 
drei Fraktionen gesagt haben : Wir setzen uns 
über die Einwände der Beamten hinweg, das 
hätten die Mini ster im Ministerrat wahrneh­
men sollen, konnte das Tilgungsgesetz den 
Justizausschuß einstimmig passieren. Das ist 
aber ein Vorfall gewesen, der zwar mit dem 
1iilgungsg,esetz zUlsammenhängt, 'aber 1JIichts 
mit dem Inhalt des Tilgungsgesetzes selbst 
zu tun hat. 

Ich darf abschließend noch einmal wieder­
holen, daß wir Freiheitlichen diesem Gesetz 
unsere Zustimmung geben werden, wenngleich 
wir die Entwicklung weiterhin aufmerksam 
beobachten werden. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht die Frau Berichterstatter 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

ein 

Wir gelangen 
m u n go 

nunmehr zur A b  s t i  m-

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden G esetzentwurf samt Titel und 
Eingang in der Fassung des Ausschußberichtes 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 

zu erheben. - Danke. Das ist die einstimmige 
Annahme.  

Die Frau Berichterstatter beantragt die so­
fortige Vornahme der dI1itten LetSUlIl<g. - Bin­
wand wird keiner erhoben. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Z ustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - D anke. Ebenfalls e i  n­
s t i m  m i g e A n n a h  m e des Gesetzentwur­
fes in der dritten Lesung. 

7. Punkt: Bericht des Justizausschusses über 
die Regierungsvorlage (90 der Beilagen) : Bun­
desgesetz über den Ubergang der Zivil- und 
Strafsamen und die Änderung der Zuständig­
keit bei der Auflassung oder der Zusammen­
legung von Bezirksgerichten (188 der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 
7. Punkt der Tagesordnung : Bundesgesetz 
über den Dbergang der Zivil- und Strafsachen 
und die Änderung der Zuständigkeit bei der 
Auflassung oder der Zusammenlegung von 
Bezir ksgerich.ten. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Luptowits. Ich bitte ihn zu berichten. 

Berichterstatter Luptowits: Hohes Haus! 
Worum geht es in dieser Regierungsvorlage? 
Es geht um den Dbergang der Zivil- und 
Strafsachen und die Änderung der Zuständig­
keit bei der Auflassung oder der Zusammen­
legung von Bezirksgerichten. 

Es ist bekannt, daß die Einrichtung, die 
Auflassung oder die Zusammenlegung von 
BezirksgeriChten, soweit sie mit einer Ände­
rung der Sprengel verbunden sind, nur durch 
eine Verordnung der Bundesregierung mit 
Zustimmung der Landesregierung verfügt wer­
den kann. 

Bei der Auflassung oder Zusammenlegung 
kann der Ubergang der

· 
Rechtssachen, die bei 

einem aufgelassenen oder dem mit einem 
anderen zusammengelegten Bezirksgericht an­
hängig sind, auf ein anderes Gericht als Maß­
nahme der Feststellung der Zuständigkeit von 
Gerichten nur durch einen Akt der Bundes­
gesetzgebung geregelt werden. 

Es ist nicht zweckmäßig, in jedem einzel� 
nen Anlaßfall einen Gesetzgebungsakt zu set­
zen. Es soll daher mit dem vorliegenden Ge­
setzentwurf in allgemeiner Weise die dem 
Gesetzgeber vorbehaltene Regelung ange­
strebt werden. 

Ubel'dies wurde eine Anordnung eingebaut, 
die im Zuge einer zukünftigen Raumordnung 
sich ergeben könnte : nämlich die Frage der 
Regelung der Sprengel. Gerade im Zuge 
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Luptowits 
der derzeitigen Gemeindezusammenlegungen Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
und der Schaffung von größeren Verwaltungs- Dr. König. Ich bitte ihn zu berichten. 
einheiten ist dies vorausschauend notwendig 
und auch richtig. 

Der Justizausschuß hat den erwähnten Ge­
Iset�entwurf in :5leÜlleT Sitzurug am 8. Februar 
1 972 der Vorberatung unterzogen. Nach einer 
Debatte, an der sich außer dem Berichterstat­
ter der Abgeordnete Kern sowie der Bundes­
minilSter für J'Ulst!iz Or. Broda um deT Aus­
schußobmann Abgeordneter Zeillinger betei­
ligten, wurde der Gesetzentwurf mit der bei­
gedruckten Abänderung ei�stimmig angenom­
men. 

Berichterstatter DDr. König: Hohes Hausl 
Ich berichte über die Regierungsvorlage ( 1 15  
der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das Bun­
desgesetz über die Zahlung einer Pauschal­
vergütung für die Tätigkeit von Rechtsanwäl­
ten als Armenvertretern in gerichtlichen Ver­
fahren geändert wird. 

Da durm das Inkrafttreten des Strafrechts­
änderungsgesetzes 1 97 1  in Zukunft von den 
Gerichten in noch größerem Maß als bisher 
Armenvertreter zu bestellen sein werden und 
überdies seit der letzten Erhöhung eine be-

Der Justizaussmuß stellt somit durm mim trächtliche Geldwertverdünnung erfolgt ist, er­
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem von gibt sich die Notwendigkeit, die dafür an die 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzent- Rechtsanwaltskarnmern zu zahlende Pauschal­
wurf (90 der Beilagen) mit der dem schrift- vergütung aufzustocken. 
lichen Aussmußbericht angeschlossenen Ab-
änderung die verfassungsmäßige Zustimmung Die Gesamtsumme der Aufstockungsbeträge 
erteilen. wird für das Jahr 1972 1 ,25 Millionen Schilling 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie- und für die folgenden Jahre 2,5 Millionen 

gen, bin ich ermächtigt zu beantragen, Gene- Schilling j ährlich betragen. 

ral- und Spezialdebatte unter einem durchzu- Ein Teil dieser Aufstockungsbeträge, näm-
führen. lieh im Jahr 1 972 bis zu 250.000 S und in den 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand folgenden Jahren jeweils bis zu 500.000 S, ist 
gemeldet. zur Unterstützung bedürftiger emigrierter 

Wir gelangen zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang in der Fassung des Ausschußberichtes 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sit­
zen zu erheben. - Danke. Das ist die einstim­
mige Annahme. 

Der Ber.idrberstJatter be,antr,agt die Isoforti1ge 
Vornahme der dnitten Lesung. - Es w1if.d kein 
Einwand lerhoben. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Der Gesetz­
entwurf ist auch in dritter Lesung e i n  s t i m­
m i g a n g e n  0 m m e n. 

8. Punkt: Bericht des Justizausscbusses über 
die Regierungsvorlage (1 15 der Beilagen) : 
Bundesgesetz. mit dem das Bundesgesetz über 
die Zahlung einer Pauscbalvergütung für die 
Tätigkeit von Rechtsanwälten als Armenver­
tretern in geriddlichen Verfahren geändert 

wird (189 der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 
8. Punkt der Tagesordnung: Änderung des 
Bundesgesetzes über die Zahlung einer Pau­
schalvergütung für die Tätigkeit von Rechts­
anwälten als Armenvertretern in gerichtlichen 
Verfahren. 

Rechtsanwälte oder deren Hinterbliebenen zu 
verwenden. 

Der Justizausschuß hat den erwähnten Ge­
setzentwurf in seiner Sitzung am 8. Februar 
1972 der Vorberatung unterzogen. Nach einer 
Debatte, an der sich außer dem Berichterstatter 
die Abgeordneten Dr. Halder und Dr. Hauser 
sowie der Bundesminister für Justiz Dr. Broda 
und der Ausschußobmann Abgeordneter ZeH­
linger beteiligten, wurde der Gesetzentwurf 
mit Stimmeneinhelligkeit angenommen. 

Der Justizausschuß stellt somit den A n­
t r a g, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
( 1 1 5  der Beilagen) die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie­
gen, bin ich beauftragt und ermächtigt, Gene­
ral- und Spezialdebatte unter einem zu be­
antragen. 

Präsident Probst: Es ist beantragt, General­
und Spezialdebatte unter einem durchzufüh­
ren. Wird ein Einwand erhoben? - Das ist 
nicht der RaU. 

Wir beginnen die Debatte. Als erster zum 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Dok­
tor Broesigke. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsidentl Meine Damen und Herrenl Lassen 
Sie mich mit wenigen Worten zu dieser Re-
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Dr. Broesigke 

gierungsvorlage Stellung nehmen, wobei kh 
auf das verweisen darf, was ich schon in der 
Debatte zum Budget am 9. Dezember 191 1 zu 
diesem Thema gesagt habe. Nur elmges 
Wenige sei hier in einigen kurzen Sätzen 
zusammengefaßt. 

Es gibt, soviel ich weiß, keinen anderen Be­
rufsstand in Osterreich, der kraft Gesetzes ver­
pflichtet ist, unentgeltliche Arbeit zu leisten. 
Beim Armenrecht und der Verpflichtung des 
Rechtsanwaltes, bei Erteilung des Armen­
rechtes kostenlos zu vertreten, handelt es sidl 
zweifellos um eine segensreiche Einridltung, 
die in Osterreich schon viele Jahrzehnte alt 
ist. 

Das ändert aber nichts an der Tatsadle, daß 
es falsch wäre, .wenn man das, was der Staat 
hier zahlt und was auf Grund der Regierungs­
vorlage erhöht werden soll,  als eine Art von 
Almosen betrachtet, das einem Berufsstand 
zugewendet wird. Davon ist keine Rede. 

Vielmehr ist es so, daß die österreichisdle 
Bundesregierung in einem Verfahren vor der 
Menschenrechtskommission in Straßburg zu­
gegeben hat, daß die Summen, die in den bis­
herigen Gesetzen festgehalten waren, nur ein 
Drittel der tarifmäßigen Entlohnung darstel­
len. Dabei ist noch diese Ziffer ziemlich um­
stritten. Es ergibt sidl also,  daß die Gesamt­
anwaltschaft für Standeszwecke ein Drittel 
dessen erhält, was leistungsmäßig der Arbeit 
des einzelnen Anwaltes in Armenrechtssachen 
entspridlt. 

Dazu kommt noch, daß bezüglich der 
Armenvertretung in Zivilrechtssachen ein Ver­
fahren beim Verfassungsgerichtshof anhängig 
ist, das der Verfassungsgerichtshof bereits 
unterbrochen hat, um die Verfassungsmäßig­
keit des § 66 der Zivilprozeßordnung zu über­
prüfen. 

Ein weiteres Verfahren b ezüglich der Straf­
verteidigung ist vor der Mensdlenrechtskom­
mission in Straßburg anhängig, wobei die Be­
schwerde für zulässig erklärt wurde. Würde 
in diesem anhängigen Verfahren eine Ellt­
scheidung im Sinne der Besdlwerdeführer er­
folgen, dann müßte zweifellos auch hier 
neuerlkh eine gesetzliche Regelung erfolgen. 

Es ist also nicht so, wie die Begründung 
vermuten läßt, daß damit die Sache für viele 
Jahre oder endgültig geregelt ist. Vielmehr 
möchte ich hervorheben, daß das, was hier 
gemadlt wird, keine zufriedenstellende Rege­
lung ist. Wenn man jemandem nur ein Drittel 
des Wertes seiner Leistung vergütet, so kann 
auch nach eingetretener Erhöhung die Gegen­
leistung nicht als zufriedenstellend angesehen 
werden. Noch dazu bei einem Berufsstand, der 

einer der wenigen in asterreich ist, der vorn 
Staat nichts verlangt, auch für seine Alters­
versorgung vom Staat nichts bekommt, son­
dern vielmehr alles aus eigenem trägt und mit 
seinen Steuergeldern noch sehr wesentlich 
zu den allgemeinen Staatslasten beiträgt. 

Es ist zugegeben, daß es sich um einen klei­
nen Berufsstand handelt .  Das bringt es eben 
auch mit sich, daß dessen Interessen in der 
Offentlichkeit nicht so lautstark vertreten wer­
den, als wenn es um Berufsstände ginge, die 
wählermäßig mehr ins Gewicht fallen. 

Dessenungeadltet sind wir der Meinung, 
daß es geradezu ein Maßstab für das Funk­
tionieren der Demokratie in einem Lande ist, 
wie unabhängig und frei in der Vertretung 
sich die Rechtsanwaltschaft dieses Staates be­
findet. Weil diese Novelle einen kleinen 
Schritt auf diesem Wege bedeutet, eine kleine 
Besserstellung, wenn auch, wie ich noch ein­
mal betonen möchte, noch keine zufrieden­
stellende, werden wir unsere Zustimmung 
geben. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundesminister Dr. Broda. Er 
hat das Wort. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Ich möchte dem Herrn Abgeord­
neten Dr. Broesigke erklären, daß sich die 
Bundesregierung und d as Bundesministerium 
für Justiz vollauf bewußt sind, daß das viel­
schichtige gesellschaftliche Problem des 
Redltsschutzes für minderbemittelte Rechts­
sdlutz Sudlende durdl die gegenwärtige Rege­
lung und auch durdl diese Novelle nidlt gelöst 
wird. 

Das Regierungsprogramm der Bundesregie­
rung hat sich zu einer Erweiterung dieses 
Rechtsschutzes bekannt. Wir arbeiten im 
Bundesministerium für Justiz im Einverneh­
men mit den Standesvertretungen der Rechts­
anwälte und anderer R edltsvertretungsberufe 
an einer umfassenden Neuregelung des ge­
samten Komplexes, der unzeitgemäß noch 
immer das "Armenrecht" heißt. Wir hoffen, 
in der zweiten Hälfte dieser Gesetzgebungs­
periode so weit zu sein, legislative Vorsdlläge 
machen zu können. 

In der Zwisdlenzeit werden wir selbstver­
ständlich, Herr Abgeordneter Dr. Broesigke, 
die von Ihnen hier angeführten Verfahren, 
die derzeit in dieser komplizierten Rechts­
materie sowohl vor dem Verfassungsgerichts­
hof als audl vor der Europäischen Mensdlen­
rechtskommission anhängig sind, sehr genau 
verfolgen und, den Ergebnissen entsprechend, 
weitere legislative Vorschläge vorlegen. Ich 
danke, Herr Präsident. 
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Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Wünscht der Herr Berichterstatter ein Schluß­
wort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s t i m­
m u n go 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf !,)amt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist ein­
stimmig. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle den Ein­
undzwanzigsten Bericht des Bundesministers 
für F:inanzen an den NatiOIlJalr,at gemäß § 1 
Abs. 2 des Bundesgesetzes vom 9. September 
1 966, BGBl. Nr. 207 (Katastrophenfondsgesetz), 
betreffend das vierte Kalendervierteljahr 1971  
(III- 16  der Beilagen) zur Kenntnis nehmen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
bin ich beauftragt zu beantragen, General- und 
Spezialdebatte unter einem durchzuführen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige Präsident Probst: Es ist beantragt, General-
Vornahme der dritten Lesung. Einwand und Spezialdebatte unter einem durchzuführen. 
wird nicht erhoben. - Einwand wird nicht erhoben. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter gelangt Herr Abgeordneter Dipl.-Ing. Doktor 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von Leitner. Er hat das Wort. 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Der Gesetz-
entwurf ist auch in dritter Lesung e i n  s t i  m­
m i g a  n '9 ,e n 0 m !ffi e· n. 

9. Punkt: Bericbt des Finanz- und Budgetaus­
schusses über den Einundzwanzigsten Bericht 
des Bundesministers für Finanzen an den 
Nationalrat (111-16 der Beilagen) gemäß § 1 
Abs. 2 des Bundesgesetzes vom 9. September 
1966, BGBI. Nr. 207 (Katastrophenfondsgesetz), 
betreffend das vierte Kalendervierteljahr 1 97 1  

(1 98 der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 9. Punkt 
der T,aye:sordnum'g : EiTIU:IlJdzwanZli'gsber Bericht 
des BUIl!dJesministells für Flin,an1len g.emäß Kata­
'Strophenfonlds-g:eJsetz betl'leff.end daJs v,i'e,rte 
K,al'ende,rv,ierbeljahr 197 1 .  

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Hietl. Ich bitte ihn zu berichten. 

Berichterstatter Hietl: Herr Präsident ! Hohes 
Haus ! Der Bundesminister für Finanzen hat am 
19.  Jänner 1972 den Einundzwanzigsten Be­
richt gemäß dem Katastrophenfondsgesetz vor­
gelegt, dem unter anderem zu entnehmen ist, 
daß im vierten Kalendervierteljahr 1911  an 
Beiträgen 197,876.769 S eingegangen sind und 
190,627.803 S verausgabt wUl'lden. Der Stand 
auf den einzelnen Subkonten hat sich von ins­
gesamt 485,246.385 S am Ende des dritten Vier­
teljahres 197 1  auf 492 ,495.351 S am Ende des 
vierten Kalendervierteljahres 1 97 1  erhöht. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den Be­
richt des Bundesministers für Finanzen in sei­
Il!er Sitzun-g am 9. Ftebrua'T 1 972 de,r Vorbera­
"bUIl!g unterzocgen und nach le'in'er Wor.tmelldung 
dies Abgeordnie1l€iIl Dipl.-lnig. Dr. Le:i1ner lSowüle 
einer Stellungnahme des Bundesministers für 
Finanzen Dr. Androsch hiezu einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause die Kenntnis­
nahme des Berichtes zu empfehlen. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Leitner (OVP) : 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herrenl Als das Parlament 
1966 das Katastrophenfondsgesetz beschlossen 
hat, war es nach meiner Meinung sehr gut 
beraten, den Vierteljahresbericht über die Ge­
barung des Fonds zu verlangen. Dadurch hat 
das Parlament vierteljährlich eine Kontrolle 
über die Eingänge. Es gibt aber auch eine 
Kontrolle der Regierung über die Verwendung 
der Mittel, und zwar der Verwendung der 
Mittel dem Sinne des Gesetzes nach. Immerhin 
handelt es sich hier um beträchtliche Summen; 
im letzten Quartal 197 1  sind 198 Millionen 
Schilling eingegangen, insgesamt waren es 
1971  740 Millionen Schilling. 

Ich habe bei der letzten Novelle gesagt, 
daß nach unserer Auffassung der Katastro­
phenschutz eine echte Ordnungsaufgabe des 
Staates ist. Das heißt also, rechtzeitig vorbeu­
gen, das heißt, rechtzeitig die Maßnahmen 
setzen, um Katastrophen zu verhindern. Nach 
einer Katastrophe soll den Betroffenen Hilfe 
zuteil werden. Ich glaube, auch das ist eine 
notwendige Leistung, wenn man das Bewußt­
sein der Solidarität in unserer Gesellschaft 
hochhält. Der Fonds soll nun als zusätzliche 
Leistung für diese zwei Teilaufgaben gelten 
und dazu sollen eben auch diese Sonder­
steuern, die 3 Prozent Zuschlag zur Einkom­
men-. zur Körperschaft- und zur Vermögen­
steuer, v,erwendet W1e'TidJen. 

Wenn man den vierten Quartalsbericht 197 1  
genau anschaut und wenn man außerdem den 
Voranschlag 1972 auf diese Verhältnisse hin 
überprüft, dann muß man feststellen, daß diese 
selbstverständlichen Grundvoraussetzungen 
von der sozialistischen Regierung leider nicht 
erfüllt werden, daß sie andere Vorstellungen 
entwiCkelt, die dem Sinn des Katastrophen-
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fonds und des Katastrophenfondsgesetzes nicht l lich, daß der Bund Vergütungen von 1970 noch 
entsprechen. nicht geleistet hat, obwohl er sich Sonderein-

., " nahmen verschafft hat. 
Ich mochte nur zwel wesentlIche Punkte 

herausgreifen: einmal die rasche Hilfe für die Nun hat sich der Herr Minister im Aussdmß 
Geschädigten. Das Subkonto A hatte Ende auf den Finanzausgleich berufen und mitge-

1971  einen Stand von 318 Millionen Schilling ; teilt, daß der Katastrophenfonds ja dem 
die Ausgaben für private Sdläden betrugen Finanzausgleich nicht unterliegt und daher hier 
im Laufe des Jahres 1971 nur 1 4,2 Millionen der Finanzausgleich nicht Anwendung finden 

Schilling, obwohl nach den Eingängen, nach soll. Aher ,in d1er Begründung, daß keine Vor- . 
dem Voranschlag 109 Millionen Schilling vor- schüsse gegeben werden, beruft sich der 
gesehen waren. Man könnte nun sagen :  Gott gleiche Minister sehr wohl wieder auf den 
sei Dank, es gab eben 1971 keine großen Kata- Finanzausgleich. Denn hier heißt es : 

strophen, keine wesentlichen Schäden, daher 
wurde der Fonds nicht in Anspruch genom-
men. 

Gott sei Dank gab es wenig Schäden, trotz­
dem aber wird in der Praxis Klage geführt 
über eine schleppende Entschädigung der Be­
troffenen, über eine ungenügende Entschädi­
gung der Betroffenen, und man hört auch, daß 
es Streit gibt, ob das ein 10- oder ein 1 5jähri­
ges Hochwasser war. Denn wenn es ein 10jäh­
riges Hochwasser ist, dann hat die Finanz­
behörde die Auffassung, daß es keine Ent­
schädigungsleistungen gibt. Wenn es ein 
1 5j ähriges Hochwasser wäre oder als solches 
eingestuft wird, dann soll es eine Ent schädi­
gung geben. 

Weiters wird Klage geführt, daß das Finanz­
ministerium aus dem Fonds zur raschen Be­
hebung der Schäden keine Vorschüsse an die 
Länder gibt. Und das ist unverständlich. Der 
Bund hat sich nämlich durch diese Sonder­
steuer Sondereinnahmen geschaffen, und die 
Länder müssen aus ihrem Normalbudget ihren 
50prozentigen Anteil leisten und dazu den 
Bund nodl vorfinanzieren. Daher folgende For­
derungen: 

Erstens: Der Bund hat entsprechende Vor­
schüsse an die Bundesländer gegen spätere 
Abrechnung zu leisten, damit die Auszahlung 
an die Privaten rasch und reibungslos erfolgen 
kann. In den Bundesländern gibt es Kommis­
sionen zur Erhebung und Schätzung der Schä­
den am privaten Vermögen. Diese Schätzun­
gen sind vom Finanzministerium anzuerken­
nen. Es ist doch interessant, daß es im Land 
Tirol 1971 nur eine Schadenshöhe von 4 Mil­
lionen Schilling gegeben hat, also insgesamt 
eine Beihilfe von 2 Millionen Schilling in 
diesem Fall. Eine 50prozentige Schadensver­
gütung ist relativ hoch, weil ein Jahr vorher 
diese Schadensvergütung nur 40 Prozent be­
tragen hat. Das heißt also, der Bund muß 
1 Million Schilling leisten. Trotzdem war am 
Ende des Jahres 1971  ein Betrag von 6 Mil­
lionen Schilling vom Bund noch ausständig. 
Ich glaube, das ist eine Methode, die nicht 
mehr zu verantworten ist. Das bedeutet näm-

"Die Gewährung von Vorschüssen auf allen­
falls zu gewährende zweckgebundene Bundes­
zuschüsse ist nach den Bestimmungen des 
§ 18 . . .  Finanzausgleichsgesetzes 1967 nicht 
vorgesehen und ist somit, wie für Schäden der 
Jahre 1965, 1966 und 1970, nur mit besonderer 
Ermächtigung möglich." 

Der Herr Finanzminister muß sich also dar­
über klar werden, was jetzt gilt: ob der 
Finanzausgleich Anwendung findet - ich 
werde im zweiten Punkt noch darauf zu 
sprechen kommen -, oder ob er nicht Anwen­
dung findet. Wenn er nicht Anwendung findet, 
dann kann der Minister ohne weiteres ent­
sprechende Vorleistungen erbringen, und 
sollte er Anwendung finden, dann wäre es 
notwendig, daß der Herr Finanzminister ent­
sprechende Novellierungen veranlaßt. Der 
Bund hat sich nämlich Sondereinnahmen ge­
schaffen, er legt aber jetzt das Gesetz sehr ein­
seitig aus, und zwar zum Schaden der ge­
schädigten Bürger und zum Schaden der Län­
der und Gemeinden. 

Die zweite Forderung. Die Schadensvergü­
tung ist oft nur ein Drittel bis 50 Prozent, und 
der Schlüssel für die Entschädigung ist SO : SO 
zwischen Bund und Ländern. Ich glaube, daß 
dieser Schlüssel ungerecht ist, und zwar wegen 
der Sondereinnahmen, die sich der Bund ge­
sChaffen hat. Es wäre doch notwendig, den 
Schlüssel auf zwei Drittel Bund und ein Drittel 
Länder abzuändern, weil dann auch noch ge­
währleistet ist, daß keine falsChe Großzügig­
keit bei der SChätzung der Schäden und bei 
der Vergütung an Private an den Tag gelegt 
wird. ICh hoffe, daß der Herr Finanzminister 
bereit ist, bei der nächsten Novelle - und 
eine solche kommt siCher, weil siCher wieder 
Mittel vom Subkonto A auf das Subkonto E 
übertragen werden - entsprechende Vorsorge 
zu treffen und entspreChende Novellierungs­
vorschläge zu machen. 

Die zweite Aufgabe des Katastrophenfonds 
ist es, zusätzliChe Mittel für den Schutzwasser­
bau als Vorbeugungsmaßnahme vor Katastro­
phen zur Verfügung zu stellen, denn Vorbeu­
gen ist billiger als die Beseitigung der Kata-
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strophenschäden und das nachträgliche Ver- obwohl sehr viele dringende und wichtige Vor­
bauen, und Vorbeugen ist sicher auch zweck- haben im Schutzwasserbau zu bewältigen sind. 
mäßiger als das Heilen. 

Die normalen Budgetmittel im Bereich des 
Osterreich ist Gott sei Dank ein wasser- Bundesministeriums für Land- und Forstwirt­

reiches Land, und wir wissen fallweise diesen schaft für die WildbadJ.- und Lawinenverbau­
Wasserreichtum zu sdJ.ätzen. Es gibt ung, für die Bundesflüsse und für die Kon-
1 00.000 km Wasserläufe. Wo aber Wasser ist, kurrenzgewässer haben im Jahre 1969 3 1 1  Mil­
da sind audJ. Gefahren; besonders in den Ber- lionen SdJ.illing betragen. Sie sind im Jahre 
gen kennen wir die Wildbäche und die Lawi- 1 97 1  bereits auf 221 Millionen Schilling abge­
nen. Unsere Bevölkerung mußte seit j eher den fallen, also um 90 Millionen Schilling, und sie 
Lebensraum gegen Hochwasser, gegen Lawi- sind im Jahre 1 912 auf 171 Millionen Schilling 
nen und gegen Muren verteidigen. Diese weiter gefallen. Es fehlen somit beachtliche 
Naturgewalten haben heute weit mehr An- Mittel für die Vorbeugungsmaßnahmen aus 
griffsmöglichkeiten als früher: das infolge der dem Bundesbudget. 
Bevölkerungszunahme, infolge der Industria­
lisierung und infolge des Ausbaues des Frem­
denverkehrs und der VerkehrseinridJ.tungen. 

Im Gegensatz dazu stammen die Mittel im 
Bereich des Landwirtschaftsministeriums in 
diesen drei Bereichen Wildbachverbauung, 
Bundesflüsse und Konkurrenzgewässer heute 
mit starker Zunahme aus dem Katastrophen­
fonds, Es muß aber festgestellt werden, daß 
trotz dieser ,starken Zunahme der Mittel aus 

Die Regierung hat diesem Schutzbedürfnis 
der Bevölkerung Rechnung zu tragen. Das Par­
lament hat das mit der Beschlußfassung über 
das Katastrophenfondsgesetz getan und wollte 
damit zusätzliche Mittel für den Schutzwasser­
bau bereitstellen. Die Regierung Kreisky tritt dem Katastrophenfon?s die insgesamt zur Ver-

j etzt als die große Umfunktioniererin des füg�ng stehenden MIttel heuer geri�ger sind 
. . . als 1m vergangenen Jahr. War-en es '1m Jahre Katastrophenfondsgesetzes auf. SIe gIbt Immer 
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Dazu ist dann noch interessant, daß der 
Bund mit den Sondereinnahmen aus dieser 
Sondersteuer seine Leistungen erbringt, daß 
aber Länder und Gemeinden ihre Leistungen 
für den Schutzwasserbau aus den normalen 
Steuermitteln zu erbringen haben. Ich möchte 
nur einige Zahlen zum Beweis dafür anführen, 
weil sie sehr beweiskräftig sind. 

Die Mittel für die Maßnahmen des Schutz­
wClJs,serbaules ·allS Vorbeug:ung,smaßnahmen 
stammten im Jahre 1969 mit 306 Millionen 
Schilling aus dem Katstrophenfonds, im Jahre 
197 1  mit 523 Millionen Schilling, und im 
Jahre 1912 sind sie mit 552 Millionen Schilling 
präliminiert; das ist eine Zunahme um 
246 Millionen Schilling, 

Wenn man heuer auch wieder eine allfällige 
Ubertragung vom Subkonto A auf das Sub­
konto E in Rechnung stellt, dann sind diese 
Mittel aus dem Katastrophenfonds für den 
Schutzwasserbau seit dem Jahre 1 969 um 
1 00 Prozent gestiegen, Der Fonds könnte also 
seine Aufgabe trotz der stark gestiegenen 
und weiter stark steigenden Baukosten gut 
erfüllen, wenn die Regierung die Finanzie­
rung aus dem eigentlichen Budget nicht so 
stark drosseln würde. So kann aber das Bau­
volumen im Schutzwasserbau weder nominell 
und schon gar nicht dem Volumen nach auf­
rechterhalten werden, wie es während der 
Zeit der OVP-Alleinregierung der Fall war, 

1 IOnen 1 mg, gegenu er em 
Vorjahr sogar 90 Millionen Schilling. 

Daher hat der Wasserbau im Lande Tirol 
bezüglich der Bundesflüsse und der Kokurrenz­
gewässer heuer gegenüber dem Vorjahr nur 
ein Drittel der vorgesehenen Summe zur Ver­
fügung. Früher waren es noch mehr Mittel, 
die ihm zur Verfügung gestanden sind. 

Mit diesen Mitteln können die Arbeitskräfte, 
die bei den Dienststellen der Wildbachverbau­
ung, des Wasserbaues angestellt sind, nicht 
das ganze Jahr 1912 über beschäftigt werden. 
Es ist aber notwendig, eine Vollbeschäftigung 
sicherzustellen, denn wenn diese Arbeitskräfte 
- sie arbeiten ja im Wasser und in Hoch­
lagen - einmal abgewandert sind, dann wer­
den sie nicht mehr zur Verfügung stehen, 
werden sie nicht mehr zurückkommen. Wir 
sollen diesen Arbeitskräften sehr dankbar sein, 
daß sie sich diesen schweren Aufgaben unter­
ziehen, daß sie dabei Leistungen für die Ge­
sellschaft erbringen. Wir haben in den ver­
gangen Jahren und gerade auch während der 
Zeit der OVP-Alleinregierung sehr oft dar­
über gesprochen und haben den Leuten ge­
dankt, und es hat auch die sozialistische Frak­
tion immer wieder behauptet, daß die notwen­
digen Mittel von der Regierung bereitgestellt 
werden müssen. Jetzt aber ist es Aufgabe der 
Opposition, aufzuzeigen, daß die Regierung 
hier versagt. 
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Das Budget für den Schutzwasserbau ist 
nach m einer Meinung eines der schleChtesten 
im gesamten Haushalt. Wir hören natürlich 
Ausflüchte, und zwar den Hinweis auf das 
Eventualbudget. Das haben wir im Jahre 1971 
auch gehört. Es ist aber nicht zum Tragen 
gekommen. Das Bauvolumen ist zurückgegan­
gen. 

Man hört, daß weitere Mittel vom Sub­
konto A: Behebung der privaten Schäden, auf 
das Konto der Vorbeugungsmaßnahmen über­
tragen werden sollen. Das ist an sidl zweck­
mäßig, aber gerade durch diese ständige Uber­
tragung tritt eine weitere Verfälschung des 
FliTI!8JIlZlarusgle1.i'ch€ls zuungunsten :der LäIllder lIDd 
Gemeinden ein. Aber der Herr Finanzminister 
sieht da keinen Konnex, keinen Zusammen­
hang mit dem Finanzausgleich. Dureh welche 
Brille schaut der Herr Finanzminister? - Er 
ist nicht hier, er hat keine Zeit gefunden, bei 
einem solchen Bericht, der ihn angeht, im 
Haus anwesend zu sein. - Ich glaube, es ist 
weder die Brille der Gerechtigkeit noch die 
Brille der Klugheit, denn eine gute Regierung 
hat wie ein guter Hausvater vorzusorgen und 
nicht Maßnahmen zu setzen, die eine man­
gelnde Vorsorge bedeuten. 

Meine Aufgabe ist es also, auf die man­
gelnde Leistung der Regierung Kreisky auf 
diesem Gebiet immer wieder hinzuweisen und 
diese Mängel immer wieder aufzuzeigen. Der 
Katastrophenfonds ist nämlich dazu da, den 
geschädigten Mitbürgern - die sind arm ge­
nug! - rasch und wirksam zu helfen, aber 
197 1  erfolgte diese Hilfe nicht rasch und nicht 
wirksam. Und der Katastrophenfonds ist dazu 
da, zUlsätzHchleill SchrutzWlClJSISIerbaJU zu ermög­
lichen und die Sicherheit vor Naturkatastro­
phen zu erhöhen. Diese Aufgabe wird durch 
die Regierung Kreisky systematisch ausge­
höhlt. Hoffen wir, daß diese Regierung nicht 
erst durch eine Katastrophe auf ihre Fehler 
und Unterlassungen aufmerksam gemacht 
wird, weil dann wieder sehr viele Osterreicher 
zu leiden hätten. Wir wollen vorbeugen und 
nicht nur heilen. Ich hoffe daher, daß die Regie­
rung in Zukunft ihre Aufgaben gerade auf 
diesem wichtigen Gebiet besser erfüllt als 
bisher und als es in diesen Berichten zum 
Ausdruck kommt. (Beifall bei der tJVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
WünsCht der Herr Berichterstatter ein Schluß­
wort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s t i m­
m u n go 

Ieh bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, den 
gegenständlichen Bericht zur Kenntnis zu neh-

men, sich von den Sitzen zu erheben. 
Danke. DillS :i!St e Ij n s t i m  m !i 'g erfol,gt. 

10. Punkt: Beridtt des Finanz- und Budget­
ausschusses über den Antrag 18/A (11-292 der 
Beilagen) der Abgeordneten Lane, Dr. MussU. 
Dipl.-Ing. Hanreich und Genossen, betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Ausfuhr­
förderungsgesetz 1964 geändert wird (199 der 

Beilagen) 

1 1 .  Punkt: Beridtt des Finanz- und Budget­
ausschusses über den Antrag 19/ A (11-293 der 
Beilagen) der Abgeordneten Dr. Tull, Doktor 
Gruber. Dr. Broesigke und Genossen auf 
Novellierung des Bundesgesetzes vom 5. Juli 
1962 betreffend die Durchführung des 
Artikels 21 § 2 des Staatsvertrages, BGBL 
Nr. 195/1962 (1 1 .  Staatsvertragsdurchführungs-

gesetz) (200 der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen nunmehr zu 
den Punkten 10 und 1 1 , über die die Debatte 
unter einem abgeführt wird. 

Es sind dies die Berichte des Finanz- und 
Budgetausschusses über 

den Antrag 18/A (II-292 der Beilagen) der 
Abgeordneten Lane, DI. Mussil, Dipl.-Ing. 
Hanreich und Genossen betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Ausfuhrförderungsgesetz 
1 964 geändert wird ( 199 der Beilagen), und 

den Antrag 19/A (II-293 der Beilagen) der 
Abgeordneten Dr. Tull, Dr. Gruber, Doktor 
Broesigke und Genossen auf NoveIlierung des 
Bundesgesetzes vom 5. Juli 1962, betreffend 
die Durchführung des Artikels 27 § 2 des 
Staatsvertrages, BGBl. NI. 195/1 962 ( 1 1 .  Staats­
vertragsdurchführungsgesetz) (200 der Bei­
lagen) . 

Berichterstatter zu Punkt 10 ist der Herr 
Abgeordnete DI. Fleischmann. Ich bitte ihn 
um seinen Berimt. 

Berichterstatter Dr. Fleisehmann: Herr 
Präsident! Hohes Haus! Ich bringe den Bericht 
des Finanz- und Budgetausschusses über den 
Antrag der Abgeordneten Lane, DI. Mussil, 
Dipl .-Ing. Hanreich und Genossen, betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Ausfuhr­
förderungsgesetz 1964 geändert wird. 

Die Abgeordneten Lane, . Dr. Mussil, Dipl.­
Ing. Hanreich und Genossen haben am 
2 1 .  Jänner 1972 den ob genannten Antrag im 
Nationalrat eingebracht, der dem Finanz- und 
Budgetausschuß zur Vorberatung zugewiesen 
wurde. 

Der Ausschuß hat diesen Initiativantrag am 
9. Feber 1 972 in Gegenwart des Bundes­
ministers für Finanzen Dr. Androsm der Vor-
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beratung unterzogen. Nach dem Beridlt- Anmeldefrist ergibt sich die Notwendigkeit 
erstatter ergriffen Abgeordneter Dr. Mussil der Abänderung weiterer Vorschriften. 
sowie Bundesminister Dr. Androsch das Wort. 
Der ,im Antrag 1 8/A enthaltene Gesetzent­
wurf wurde unverändert mit Stimmenein­
helligkeit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanz- und Budgetausschuß den A n  t r a g, 
der Nationalrat wolle dem dem Ausschuß­
beriCht angeschlossenen Gesetzentwurf die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
bin ich ermächtigt, zu beantragen, daß 
General- und Spezita:llClJebatte runteT eiTIleIll ,ab­
geführt werden. 

Präsident Probst: Berichterstatter zu 
Punkt 1 1  ist der Herr Abgeordnete Ortner. 
Ich bitte um seinen BeriCht. 

BeriChterstatter Ortner: Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Ich berichte im Auftrag des 
Finanz- und Budgetausschusses über den 
Antrag der Abgeordneten Dr. Tull, Dr. Gruber, 
Dr. Broesigke und Genossen auf Novellierung 
des Bundesgesetzes vom 5. Juli 1 962 betref­
f'end d.li'e Durch fü'h ru'lltg des A:r1liklells 27 
§ 2 tdels S1laa1JsVlertl'ilIgIes, BOBI. Nr. 1951 
1962 (1 1 .  SbaatJsvtertl1atg;sdrurchführungSigelS,e1z) 

(1 9/A) . 

Die Abgeordneten Dr. Tull, Dr. Gruber, 
Dr. Broesigke und Genossen haben am 
2 1 .  Jänner 1 972 den obgenannten Antrag im 
Nationalrat eingebracht und folgendermaßen 
begründet: 

"Wie aus Berichten der österreichischen 
Vertretungsbehörden in Jugoslawien hervor­
geht, wurden österreichischen Staatsbürgern 
gehörige Vermögenschaften in Jugoslawien, 
gestützt C'uf die j ugoslawische Vollzugsanwei­
sung SI 1 .  4./58 nach Artikel 27 § 2 des öster­
reichischen Staatsvertrages, mit Bescheiden 
rückwirkend enteignet. Die Bescheide wurden 
erst lange naCh Ablauf der Anmeldefrist 
des 1 1 .  StaatsvertragsdurChführungsgesetzes 
(3 1 .  Dezember 1 963) ausgefertigt oder zuge­
stellt. 

Jene OsterreiCher, denen die Enteignung 
erst naCh dem 3 1 .  Dezember 1 963 (Ende der 
Anmeldefrist) deklariert wurde, haben nach 
der bisherigen Regelung im § 8 des 1 1 .  Staats­
vertragsdurchführungsgesetzes den Entschädi­
gungsanspruch unverschuldet verloren. 

Nach der gegenwärtigen Rechtslage besteht 
keine Möglichkeit, in solchen Härtefällen Ab­
hilfe zu schaffen. Eine Abhilfe kann nur im 
Wege einer Novellierung des 1 1 . Staatsver­
tragsdurehführungsgesetzes erfolgen. Im Zu­
sammenhang mit der Wiedereröffnung der 

Die Kosten der Novelle werden mit rund 
sechs Millionen Schilling geschätzt. Die Durch­
führung wird etwa drei Jahre in Anspruch 
nehmen. Für die voraussichtliCh 1972 anfallen­
den Kosten wird im Kapitel 57 des Bundes­
finanzgesetzes 1 972 Vorsorge getroffen. Die 
in den Jahren 1 973 und später anfallenden 
Kosten belasten ebenfalls diese Budgetmittel. 
Eine Erhöhung des Personalaufwandes oder 
der saChliChen Verwaltungskosten ergibt sich 
nicht." 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
erwähnten Initiativantrag am 9. Feber 1 972 in 
Gegenwart des Bundesministers für 
Finanzen Dr. Androseh der Vorberatung unter­
zogen und unverändert mit Stimmeneinhellig­
keit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanz- und Budgetausschuß somit den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem dem 
Ausschußberieht angesehlossenen Gesetzent­
wurf die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Ich bin ermächtigt, falls Wortmeldungen 
vorliegen, zu beantragen, General- und 
Spezialdebatte unter einem durchzuführen. 

Präsident Probst: Es ist beantragt, General­
und Spezialdebatte unter einem durch­
zuführen. Wird ein Einwand erhoben? - Das 
ist nicht der Fall. 

Wir beginnen die Debatte. Als erster ge­
langt der Herr Abgeordnete Lane zum Wort. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Lane (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus !  Der vorliegende Dreiparteien­
Initiativantrag, eingebracht von den Herren 
Abgeordneten Dr. Mussil, Dipl.-Ing. Hanreich 
und mir, sieht eine wesentliche Verbesserung 
der bestehenden Ausfuhrförderungsbestim­
mungen vor. 

Es ist eine Tatsache, daß die Exportwirt­
schaft zu allen Zeiten gewissermaßen gefähr­
lich lebt. Diese gefährlichen Zeiten sind in 
den letzten Jahren auf Grund weltweiter Wirt­
schafts- und Währungsereignisse noch gefähr­
licher geworden. Vor allem haben sich für die 
Exportwirtschaft dabei neue Risken ergeben, 
und wir waren der Auffassung - ich bin 
froh, daß hier das österreichische Parlament 
einmütig so rasch reagiert hat -, daß diese 
neuen Risken für unsere Ausfuhren auch neue 
gesetzgeberische Maßnahmen nach sich. ziehen 
müssen, die die Ausfuhrförderungsbestim­
mungen der Republik Osterreieh für ihre 
Exportwirtschaft entsprechend adaptieren. 
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Ich darf daran erinnern, daß sdlon vor 

Jahren im Zuge der damals heraufdämmern­
den Währungskrise sich manchmal über Nacht 
die Probleme der österreichischen Exportwirt­
sdlaft ganz neu dargestellt haben, daß ganz 
wesentliche Erschwernisse für unsere Aus­
fuhren eingetreten sind. Ich erinnere hier nur 
an die erste große Pfund-Krise und an die im 
Gefolge - wenn auch zeitlich beschränkt, so 
doch, wenn ich mich recht entsinne, auf mehr 
als ein Jahr - e ingeführte 15prozentige Im­
portabgabe Großbritanniens. Das ging dann 
so weiter bis zu den Ereignissen des ver­
gangenen Jahres ,  in dem sich bekanntIidl die 
Vereinigten Staaten veranlaßt und genötigt 
gesehen haben, die sogenannte Surdlarge im 
Ausmaß von 10 Prozent einzuführen, das heißt, 
alle Wareneinfuhren in die Vereinigten 
Staaten mit ein e r  solchen Einfuhrsteuer zu 
belegen, was natürlich nicht nur für die öster­
reichischen Exporte, aber doch auch für diese 
eine entsprechende Belastung um zehn Pro­
zent, praktisch über Nacht, mit sich gebracht 
hat. 

Die bevorsteheIl!de, bereits beschlossene, 
aber erst am 1. Jänner 1973 in Kraft tretende 
Erweiterung der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft von bisher sechs auf zehn euro­
päische Industrienationen bringt ja auch nicht 
gerade neue Sicherheitsfaktoren in den öster­
reichischen Export. Schließlich und endlich 
geht diese Erweiterung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft Hand in Hand mit der 
Auflösung der Europäischen Freihandelszone, 
der wir bisher angehör� haben, und zu unseren 
Exportproblemen in die Europäische Wirt­
schaftsgemeinschaft bekommen wir jetzt noch, 
wenn nicht mittlerweile vertraglich etwas 
geregelt wird, Exportprobleme dazu, die wir 
eigentlich hinsichtlich der Zollbarrieren bereits 
überwunden glaubten, weil ja die Zölle inner­
haJ.b de,r EFT A total ahgehaut wa:J1en. Jetzt 
aber, käme leIS zu keinem A!IJ1a!I1!gement Oster­
reichs mit der neuen erweiterten Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, würde dies bedeuten, 
daß wir in vier der gerade nicht unbedeu­
tendsten der bisherigen sieben EFTA-Staaten 
ab 1 .  1 .  1973 mit Exporterschwernissen zu 
rechnen hätten, darunter in keinem geringeren 
Absatzland für den österreichischen Export als 
Großbritannien. 

Ich möchte bei  dieser Gelegenheit nur 
nebenbei, aber doch sehr eindringlich darauf 
hinweisen, wie wichtig und lebensnotwendig 
daher alle Verhandlungen und Bemühungen 
der Republik Osterreich um eine freihandels­
zonenähnliche Regelung mit der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft im Zeichen von deren 
Erweiterung sind. 

Meine Damen und Herren! Wohl ist mittler­
weile die Surcharge in den Vereinigten Staa­
ten weggefallen, wohl hat man sich inter­
national auf eine Dollar-Abwertung gegenüber 
dem Gold, die allerdings im amerikanischen 
Kongreß legislativ noch nicht vollzogen ist, 
aber immerhin doch auf eine De-Facto-Dollar­
Abwertung, die ja in der Praxis längst in 
Kraft getreten ist, geeinigt. Aber j edermann 
wird zustimmen müssen, wenn ich sage, daß 
diese Regelung noch lange nicht als endgültig 
bezeichnet werden kann und daß mit der 
Wiederherstellung einer derartigen Wäh­
rungsstabilität, wie sie in mehr als 20 Jahren 
nach dem zweiten Weltkrieg aufgebaut wor­
den ist und bestanden hat, noch lange nicht 
zu rechnen sein wird. Es ist daher zu allen 
bisher üblichen Exportrisken noch ein neues 
Risiko für die österreichischen Ausfuhren 
dazugekommen, nämlich das KursriJsiko. Daher 
steht im Mittelpunkt des nunmehr vorliegen­

detIl Initi1ativa'I1hages Lane, Dr. MUSJsil und 
Dipl.-Ing. Hanreich die Hereinnahme einer 
Kursrisikoabsicherung für unsere Exportwirt­
schaft in die bisherigen Ausfuhrförderungs­
bestimmungen. 

Diese Kursgarantie hat eine eminente Be­
deutung. Ich glaube, es ist in diesem Zu­
sammenhang auch nicht unwesentlich, einige 
Worte darüber zu sagen, in welcher Richtung 
sich diese Kursrisikominderung, diese Kurs­
sicherung in den adaptierten Bestimmungen 
des Ausfuhrförderungsgesetzes bewegen soll. 

Wir haben bisher ein Devisen-Termin­
geschäft, das nach den Usancen unseres 
Kreditapparates bis zum Ausmaß von 
180 Tagen abgeschlossen werden kann. Dann 
gibt es die Fremdwährungsfinanzierungen für 
180- bis 360-Tage-Geschäfte, also halbjährig 
bis ganzjährig. Nun geht es darum, eine 
darüber hinausgehende Sicherung der Kurse 
vorzunehmen, ohne zu riskieren, daß es unter 
Umständen in der Fristigkeit der Kurs­
sicherungen eine Lücke gibt, etwa dann, wenn 
durch Beschlüsse der Notenbank die Fremd­
währungsfinanzierungen zwischen 180 und 
360 Tagen in Frage gestellt werden würden. 

Analog der systematischen Regelung des 
Ausfuhrförderungsverfahrens soll bei den 
Kurssicherungen der Kurs vom Tage vor der 
Antragstellung auf Erteilung einer Promesse 
oder Garantie der Kurssicherung zugrunde 
gelegt werden. Damit ist auch eine gewisse 
Konformität zu den bisherigen Verfahrens­
regelungen im Ausfuhrförderungsverfahren, 
soweit sie nicht Kurssicherungen betreffen, 
gesichert. 

Das zweite ist die Frage der Kosten der 
neuen Währungsriskenabsicherung, also der 
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Kurssicherung. Hier ist an ein zusätzliches 
Haftungsentgelt von 0,5 Prozent per anno 
gedaCht - das ist der übliche Haftungssatz, 
wie wir ihn auch in anderen einschlägigen 
gesetzlichen Bestimmungen kennen - und 
dazu ein 5-Promille-Satz für Promessen. 

Nun noch einige Worte über die Wirksam­
keit der Kurssicherung. Wir hätten bei Be­
schlußfassung über die heutige Novelle zum 
Ausfuhrförderungsgesetz Devisenterminge­
schäfte bis 1 80 Tage gesichert sowie durch die 
Fremdwährungsfinanzierungen auch im kurz­
fristigen Bereich Geschäfte zwischen einem 
halben Jahr und einem Jahr. Wenn die Haf­
tung bei einem Ausfuhrförderungsgeschäft auf 
die Deckung des Kursrisikos ausgedehnt wird, 
sollen nur die Fälligkeiten, welche nach 
360 Tagen eintreten, gedeckt werden. Im Falle 
eines Bedarfes der Absicherung kürzerer 
Fälligkeiten durch Änderung der derzeit bis 
zu einern Jahr gültigen Bestimmungen 
könnte - so ist es vorgesehen - auch eine 
kürzere Absicherung des Kursrisikos in die 
Deckung einbezogen werden. 

Schließlich und endlich noch etwas zur 
RJisikoooilung beß. der KiUflSiSlicherung ,selbst :  
Hier ist daran gedacht, daß der Exporteur 
Kursverluste bis zu einem angemessenen Pro­
zentsatz sozusagen als Selbstbehalt selber 
tragen soll. Wenn hingegen bei einer Kurs­
sicherung, für die die Haftung nach diesem 
Bundesgesetz übernommen werden soll, ein 
Kursgewinn eintritt - was ja aum der Fall 
sein könnte -, dann soll dieser den Rück­
stellungen der Kontrollbank A.G., die diese 
Dinge abwickelt, zugeführt werden und in 
erster Linie in Fällen, wo die Haftung in 
Anspruch genommen wird, zur Abdeckung 
dieser InansprudJ.nahme verwendet werden. 
Das ganze ist also eine Art Ab schöpfungs­
verfahren beziehungsweise hat es bis zu 
einem gewissen Grad aum Ausgleimskassen­
marakter, wobei allerdings diese Bezeichnung 
in einer Richtung vielleicht etwas übertrieben 
ist, weil kaum mit einem Ausgleich dieser 
Kassa aus Devisenüberschüssen zu redlnen 
ist. Dort, wo das Risiko gering ist, wird ja  
der Exporteur diese Haftung nicht in  Ansprudl 
nehmen. Es wird daher relativ weniger Fälle 
geben, wo etwas abgesmöpft werden kann, 
als Fälle, wo ein Kursrisiko zum Tragen 
kommt und der Haftende, der Bund bezie­
hungsweise das von ihm eingesetzte Kontroll­
organ, nämlidl die Kontrollbank, in Vorlage 
treten muß, das heißt, für die Haftung in 
Anspruch genommen wird. 

Meine Damen und Herren! Der vorliegende 
Initiativantrag sieht aber auch noch weitere 
wesentlidle Verbesserungen gegenüber dem 
bisherigen Ausfuhrförderungsregime vor, vor 

allem eine Gebührenbefreiung für Wechsel­
bürgschaften. Bisher hat es noch immer ge­
wisse Fälle gegeben, für die solche Gebühren 
zu entrichten waren. 

Im ganzen gesehen, ist die Novellierung 
des Ausfuhrförderungsgesetzes eine ziemlich 
prompte und beispielgebende Anpassung des 
Ausfuhrförderungsverfahrens und der Aus­
fuhrhaftungen, die der Bund für die öster­
reichische Exportwirtschaft übernimmt, an die 
Risken, die neu im internationalen Handels­
und WährungsgesChehen auf unsere Export­
wirtschaft zukommen. 

Vielleicht klingen die Ausführungen in der 
Sache selbst etwas trocken; für denjenigen, 
der mit der Materie beruflich oder von der 
Interessenvertretung her nicht vertraut ist, 
vielleicht sogar uninteressant. Aber bei dem 
hohen Anteil, den die Exportwirtschaft an der 
WertsChöpfung der gesamten österreichischen 
WirtsChaft hat, haben natürlich solChe Bestim­
mungen auch eine hohe volkswirtschaftliche 
Bedeutung und tragen vor allem wesentlich 
zur Erhaltung und zur Sicherung gerade der 
wertvollsten Arbeitsplätze in unserer Wirt­
sChaft bei. 

Meine Damen und Herren! Unter einem 
mit diesem Initiativantrag wird auch ein An­
trag diskutiert, der es ermöglichen soll, daß 
jene österreichischen Staatsbürger, die in 
Jugoslawien erst in jüngerer Zeit enteignet 
wonden sind, durch Wiedereröffnung einer 
Frist im 1 1 .  Staatsvertragsdurchführungsgesetz 
ebenfalls aus diesem Titel Entschädigungs­
ansprüche geltend mamen können. 

Hier ist bei der legislativen Bearbeitung 
dieses Anliegens eine Kleinigkeit übersehen 
worden. Ich gestatte mir daher einen dies­
bezüglichen Abänderungsantrag zu der 
Fassung, die Sie im Ausschußbericht vor­
finden, vorzulegen, und zwar den 

A n t r a g  

der Abgeordneten Lanc, Dr. Gruber, Doktor 
Broesigke und Genossen zum Initiativantrag 
1 9/A in der Fassung des Ausschußberichtes. 
(200 der Beilagen.) 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung 
beschließen: 

1 .  Im Titel ist der Klammerausdruck 
, , ( 1 1 .  StVDG .. NoVleUe 197 1 ) "  zu stl'1e'ichen. 

Sie werden hier erkennen können, warum: 
Die VerabsChiedung erfolgt erst 1972, und 
daher wäre 1 97 1  irreführend beziehungsweise 
falsCh. 

Zweitens soll es in diesem Abänderungs­
antrag heißen : 
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2. Artikel II Z. 4 ist zu streichen. 

Hier handelt es siCh um das Inkrafttreten 
dieses Initiativantrages beziehungsweise 
dieses Gesetzes. Es war der 1 .  Jänner 1972 
vorgesehen, und zwar auf der Basis, daß 
darüber schon 191 1  verhandelt und 
beschlossen wird. Da erst 1972 - genau: 
heute - darüber beschlos s en werden soll, 
wäre eine rückwirkende Inkraftsetzung not­
wendig gewesen. Das ist also, rein rechtlich 
gesehen, unrichtig. Daher kann diese Ziffer 4 
des Artikels 11 des Initiativantrages gestrichen 
werden. Es ist eine Inkrafttretensbestimmung 
ja  überhaupt nicht mehr notwendig, sondern 
mit der Verlautbarung im Bundesgesetzblatt 
tritt dann automatisCh die Inkraftsetzung in 
Wirksamkeit. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Danke. Der Gesetz­
entwurf ist auch in dritter Lesung mit der 
erforderlichen Zweidrittelmehrheit a n  g e­
n o  m m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über die Abänderung des  1 1 . Staatsvertrags­
durchführungsgesetzes. 

Da Abänderungen beantragt sind, werde ich 
getrennt abstimmen lassen. 

Ich lasse zunächst bis einschließlich 
Artikel II Z. 3 abstimmen und bitte jene 
Damen und Herren, die diesen Teilen des 
Gesetzentwurfes in der Fassung des Aus-

Scblti€ß1ich der PU:Ilik.t 3 .meinles A'bände- schußberichtes ihre Zustimmung geben, sich 
rungsantrages : von den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist 

3. Die bisherige Ziffer 5 des Artikels II einstimmig angenommen. 

erhält die BezeiChnung Ziffer 4. HilIlis:ichtlü:h des Artikels II Z. 4 liegt ein 

Das ergibt sich aus der Streichung der Stl1elichu'llIgsaJIlt,r'aog de-r AbgeoT1dnJeben L,anc, 

Ziffer 4. Dr. Gruber, Dr. Broesigke und Genossen vor. 

Ich bitte, diesen Abänderungsantrag mit in 
Verhandlung zu ziehen, und ich bitte, ihm 
zuzustimmen. (Beifall bei der SPO.) 

Ich kann nur positiv abstimmen lassen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Artikel II Z. 4 in der Fassung des Ausschuß­
berichtes ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist abgelehnt. Präsident Probst: Der Antrag, den die Abge­

ordneten Lanc, Dr. Gruber, Dr. Broesigke und 
Genossen vorgelegt haben, ist genügend ,oamit list dem St'f'E!lichu'Iligs1anJ1!fag €nbspro-

unterstützt und steht ebenfalls mit in Ver-
chJen. 

handlung. Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 

Zum Wort ist aber niemand mehr gemeldet. über Artikel 11 Z. 5, die nunmehr die Bezeich-

Die Debatte ist geschlossen. nung Ziffer 4 erhält. 

Wünscht einer der Herren Berichterstatter Ich bitte jene Damen und Herren, die dieser 

ein Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. Ziffer in der Fassung des AussChußberiChtes 
ihre Zustimmung erteilen wollen, sich von den 

Wir gelangen nunmehr zur A b  s t i m- Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist ein­
m u n g, die ich über beide Vorlagen getrennt stimmig angenommen. 
vornehmen werde. 

Wir gelangen zuerst zur Abstimmung über 
den Gesetzentwurf, mit dem das Ausfuhr­
förderungsgesetz 1964 geändert wird. 

Da der vorliegende Gesetzentwurf Ver­
fassungsbestimmungen enthält, stelle iCh die 
gemäß § 61 Abs. 2 der Geschäftsordnung zur 
Abstimmung erforderliche Anwesenheit der 
Hälfte der Mitglieder fest. 

HinsichtliCh des Titels des Gesetzentwurfes 
ist die StreiChung des Kurztitels beantragt. 

ICh bitte jene Damen und Herren, die dem 
Titel des Gesetzentwurfes in der Fassung des 
Abänderungsantrages der Abgeordneten Lanc, 
Dr. Gruber, Dr. Broesigke und Genossen sowie 
dem Eingang des Gesetzentwurfes ihre Zu­
stimmung erteilen wollen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Das ist einstimmig 
angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Der BeI1ichte'l1s'batber beantI1ClJgt ,dile sofortig,e 
Vornahme der dritten Lesung. - Einwand 
wird nicht erhoben. 

ICh bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf sowie Titel und 
Eingang in der Fassung des AussChußberichtes 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Das i s t  die erforderliche 
Zweidrittelmehrheit und damit angenommen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Der BeI1ichtenstatber bea'l1tI1ilJgt die Isofortige vorliegenden Gesetzentwurf auCh in dritter 

Vornahme der dritten Lesung. - Einwand Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
wird nicht erhoben. Sitzen zu erheben. - Danke. Der Gesetzent-
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wurf ist auch in dritter Lesung e i n  s t i m­
m i g a n g e n  0 m m e n. 

12. Punkt : Beriebt des Justizausscbusses über 
den Antrag 4/A (11-17 der Beilagen) der Abge­
ordneten DDr. König und Genossen betref­
fend die Einsetzung eines parlamentariscben 
Untersuchungsausschusses gemäß § 33 Abs. 1 
der Gesdläitsordnung des Nationalrates 

(190 der Beilagen) 

13. Punkt: Bericbt und Antrag des Justiz­
ausschusses über eine Entsdlließung betref­
fend Berichterstattung über Probleme des 

Strafvollzuges (191 der Beilagen) 

Geschäftsordnung des Nationalrates bradlten 
die Abgeordneten Skritek, Dr. Hauser, 
Zeillinger und Genossen einen Antrag ein, 
der Justizaussdluß möge gemäß § 1 9  Abs. 1 
Gesdläftsordnungsgesetz dem Nationalrat die 
Annahme einer Entschließung betreffend 
Berichterstattung über Probleme des Straf­
vollzuges empfehlen. 

Dieser Antrag wurde mit Stimmeneinhellig­
keit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Justizausschuß den A n  t r a g, der National­
rat wolle besChließen: 

De,r Bundesmi'll'ilstler für J'U!stiz wioo lersucht, 
dem Nationalrat bis Ende Mai 1972 einen 

Präsident Probst: Wir gelangen nunmehr Bericht 
zu den Punkten 12 und 1 3  der heutigen Tages­
ordnung, über die die Debatte unter einem 
abgeführt wird. 

Es sind dies : 

BeriCht des JustizaussChusses über den 
Antrag der Abgeordneten Dr. König und 
Genossen betreffend die Einsetzung eines par­

. lamentarischen UntersuchungsaussChusses ge-
mäß § 33 Abs. 1 der Geschäftsordnung des 
Nationalrates und 

BeriCht und Antrag des Justizausschusses 
über eine EntsChließung betreffend Bericht­
erstattung über Probleme des Strafvollzuges. 

Ich ersuche den Obmannstellvertreter des 
Justizausschusses, Herrn Abgeordneten 
Skritek, für den nicht anwesenden BeriCht­
erstatter Abgeordneten Dr. König die beiden 
Berichte zu erstatten. 

Berichterstatter Skritek: Hohes Haus ! Der 
Justizausschuß hat den Antrag der Abgeord­
neten DDr. König und Genossen betreffend 
die Einsetzung eines parlamentarischen Unter­
suchungsausschusses gemäß § 33 Abs. 1 der 
Geschäftsordnung des Nationalrates in seiner 
Sitzung am 8. Feber 1 972 der Vorberatung 
unterzogen. 

An der Debatte beteiligten siCh die Abge­
OIidneten Dr. Hauser, Zeillinger und Skritek 
sowie der Bundesminister für Justiz Doktor 
Broda. Bei der Abstimmung fand der Initiativ­
antrag nicht die Zustimmung der Mehrheit des 
Ausschusses. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Justizausschuß somit den A n  t r a g, der 
Nationalrat wolle diesen BeriCht zur Kenntnis 
nehmen. 

Hohes Hausl Im Zuge der AussChußberatun­
gen über den Antrag der Abgeordneten 
DDr. König und Genossen betreffend die Ein­
setzung eines parlamentarischen Unter­
suchungsausschusses gemäß § 33 Abs. 1 der 

1 .  über den bauliChen Zustand der Straf­
vollzugsanstalten in allen österreichisChen 
Bundesländern, vor allem im Hinblick auf 
deren Ausbruchsicherheit, 

2. über die personelle Ausstattung der 
Strafvollzugsanstalten im Verhältnis zum 
Häftlingsbelag, 

3. über die Ausbildungsmöglichkeiten der 
österreiChischen Strafvollzugsbediensteten ge­
messen am Grundgedanken eines modernen 
und humanen Strafvollzuges und am Sicher­
heitsanspruch der Offentlichkeit, 

4. übler daJS Ausmaß, dn dem der vom Gels'eiz­
geber angestrebte Resozialisierungseffekt in 
der Regel erreicht wird, sowie 

5. über die Möglichkeiten der psycho­
logischen und psychotherapeutischen Behand­
lung von Rechtsbrechern 
vorzulle9loo. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bin iCh 
ermächtigt, zu beantragen, General- und 
Spezialdebatte unter einem durchzuführen. 

Präsident Probst: Wir gehen nunmehr in die 
gemeinsame Debatte über beide Tagesord­
nungspunkte ein. 

Als erster zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Hauser. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Hauser (OVP) : Hohes 
Haus!  Meine Fraktionskollegen Dr. König und 
Dr. Kranzlmayr haben am 12. November 197 1  
einen Antrag eingebracht, der auf die Ein­
setzung eines parlamentarischen Unter­
suchungsausschusses zu gewissen Problemen 
des Strafvollzuges gerichtet war. 

Anlaß für diesen Antrag boten die Aus­
brüche aus Strafvollzugsanstalten, die in der 
Regel geglückt waren und erst nach mühsamen 
Aktionen der Sicherheits behörden wieder ins 
rechte Lot gebracht werden konnten. Es ist 
noch in Erinnerung, daß in der letzten Zeit 
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Ausbrüche von Gefangenen aus dem Landes­
gerichtlichen Gefangenenhaus Wien I und aus 
der Klagenfurter Strafvollzugsanstalt gesche­
hen sind. Aufsehen erregte auc:h jener Flucht­
versuch, der gelungene Versuch der Flucht, 
der anläßlich der Vorführung eines Strafge­
fangenen für eine Verhandlung im Justizpalast 
passiert ist. Die jüngste Ausbruchsaffäre in 
Stein war wohl die spektakulärste, da sie mit 
dem neumodisc:hen Delikt der Geiselnahme 
verbunden war. Wir kennen diesen Fall. 

All diese Vorfälle haben ganz gewiß die 
Offentlichkeit beunruhigt. Das war der äußere 
Anlaß für den Antrag meiner Fraktionskol­
legen. 

Der Antrag auf parlamentarische Unter­
suchung dieser Umstände und Verhältnisse 
geht eigentlich auf zwei Gründe zurück: 
Erstens einmal auf die sc:hon erwähnte Beun­
ruhigung der Bevölkerung, die wohl ein Par­
lament respektieren muß, wenn sie so auf­
fallende Vorfälle zum Anlaß hat. Zum zweiten 
ist es auch der Umstand, daß wir als parlamen­
tarische Gesetzgeber erst kürzlich ein moder­
nes Strafvollzugsgesetz beschlossen haben und 
daher zunächst annehmen durften, daß diese 
größte Reform, die bisher im Bereich des Straf­
rechtswesen beschlossen wurde, nun die Ver­
hältnisse doch saniert haben sollte. 

Wenn also solche Mängel auftreten, ist es 
doch wohl gestattet, daß der parlamentarische 
Gesetzgeber untersucht, wieso es trotz einer 
so umfassenden Reformgesetzgebung zu sol­
chen Mängeln kommt. 

Unser Antrag zielte in zwei Hauptrichtun­
gen. Wir wollten bei der Gelegenheit prüfen, 
wieso ersichtliche Mängel in den Resoziali­
sierungsbestrebungen beim Strafvollzug Platz 
greifen können. Die zweite Hauptrichtung geht 
selbstverständlich dahin: Worin liegen die 
Ursachen, daß unsere Gefängnisse nicht mehr 
ausbruchssicher sind? 

In unserem Antrag haben wir im einzelnen 
Formulierungen in der Prüfungsrichtung ge­
troffen gehabt. Wir wollten den baulichen Zu­
stand unserer Strafvollzugsanstalten, insbe­
sondere auf die Ausbruchssicherheit, prüfen, 
auch die personelle Ausstattung der Strafvoll­
zugsanstalten, die AusbildungsmögliChkeiten 
im österreichischen Strafvollzug für die Be­
diensteten, gemessen an den Zielen eines 
Strafvollzuges, und die Ursachen, warum der 
Resozialisierungseffekt nicht im gewünschten 
Maße erreicht werden kann. Schließlich woll­
ten wir jene Mängel untersucht haben, die in 
psychologischer und psychotherapeutischer 
Hinsicht bei abnormen Rechtsbrechern einen 
nicht zufriedenstelIenden Erfolg im Strafvoll­
zug verursachen. 

Die Ablehnung dieses parlamentarischen 
Antrages, den wir im Justizausschuß gestellt 
haben, war für unsere Fraktion eine - wie 
ich sagen muß - herbe Enttäuschung : ange­
sichts der Umstände, die wir untersuchen 
wollen, angesichts der Beunruhigung, die in 
der Bevölkerung herrscht, aber auch angesichts 
jener programmatischen Ziele der Regierungs­
partei, die sehr viel von Transparenz zumin­
dest in der Offentlichkeit spridlt. Diese Frak­
tion, die heute die Mehrheit besitzt, hat, als 
sie noch Oppositionspartei war, auch sehr viel 
von parlamentarischer Kontrolle und ihrer 
Stärkung gesprochen. Heute sdteut sie sich, 
eine parlamentarische Untersuchung in einem 
Bereich zuzulassen, der ganz gewiß an sich 
keineswegs parteipolitischen Sprengstoff be­
inhalten kann. 

In diesem Zusammenhang darf ich auf etwas 
zu sprechen kommen, was wir, so glaube ich, 
grundsätzlich bedenken sollten. Nach unserer 
Verfassung hat jeder Minister als Hauptauf­
gabe die Durchführung der bestehenden Ge­
setze übertragen. Er hat die Ministerverant­
wortlichkeit uns gegenüber als Parlament. Und 
es ist sicherlich diese seine Aufgabe, oberstes 
Organ der Vollziehung zu sein, eine wesent­
lime. 

Meine Damen und Herren ! Machen wir uns 
aber bewußt, daß in bezug auf den Justiz­
minister unseres Staates - ich meine jetzt 
den Minister als salmen, nimt etwa den heute 
amtierenden Herrn Justizminister - eine Be­
sonderheit vorliegt. Im Bereich des Justiz­
ressorts liegen j a  die Dinge so, daß zwar eine 
umfassende Zuständigkeit gegeben ist, die 
aber den Minister in einem wesentlichen Teil 
entlastet, nämlich in bezug auf die ganze Ge­
richtsbarkeit. In bezug auf die Gerichtsbarkeit 
ist dem Minister von Verf.assungs wegen ein 
konkreter Eingriff oder gar ein Weisungsrecht 
verboten. Er ist insofern - wenn wir von den 
Justizverwaltungsagenden absehen - sicher­
lim ein Minister, der weniger für die Durch­
führung von Gesetzen zuständig ist, weil für 
die Durchführung der gerichtsförmigen Voll­
ziehung der Gesetze ausschließlich die Ge­
richte tätig zu sein haben. 

Umsomehr verbleibt einem Justizminister 
- so müßte man meinen - Zeit für jenen 
Teil seines Ressorts, in dem sich diese Beson­
derheiten der verfassungsrechtlichen Lage in 
bezug auf die Gerichtsbarkeit nicht finden. 
Er ist wie jeder andere Minister gewiß auch 
für die Vollziehung des Strafvollzuges zu­
ständig. Es ist kein Zufall, daß die Strafvoll­
zugssektion im Rahmen des Justizministeriums 
eine der größten ist und auch die wirtschaft­
lich größte Bedeutung innerhalb des Ressorts 
hat. 
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Wenn wir nun auf den heute amtierenden 
Herrn Minister Dr. Broda zu sprechen kommen, 
müssen wir eben doch feststellen, daß er seinen 
Fleiß mehr in die Richtung der Reform be­
stehender Gesetze legt und offenbar nicht so 
viel Zeit hat oder sich nicht soviel Zeit nimmt, 
sich für die Vollziehung der bestehenden Ge­
setze genauso zuständig zu fühlen. Es ist ein 
Kennzeichen des Herrn Ministers Dr. Broda, 
daß er die Reform unserer Gesetzgebung als 
eines seiner Hauptziele betrachtet. Er ist ge­
wissermaßen laufend bemüht, die Verwal­
tungsgrundlagen seines Ressorts ständiger 
Veränderung zu unterwerfen. 

Sie die fünf Punkte unseres Antrages ver­
gleichen mit dem Inhalt jener fünf Punkte, 
die im Entsmließungsantrag vorgeschlagen 
wurden, so ist es praktisch fast wortwörtlich 
dasselbe. Sie haben sich nur in kosmetisCher 
Hinsicht vielleicht um manche Abmilderungen 
der Ausdrucksweise bemüht. 

Das mamt deutlim, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, daß die Ablehnung unse­
res Antrages durCh die sozialistische Mehr­
heitsfraktion offensimtlich fadensmeinig ist, 
denn es ist erwiesen, daß Sie sich selbst identi­
fizieren mit den Zielsetzungen unseres Antra­
ges, was Aufklärung betrifft. 

In diesem seinen Reformeifer unterstützt ihn 
sogar das Parlament, insoweit wir in Ent- Der Unterschied besteht jetzt nur darin, 

schließungen zum Ausdruck gebracht haben, daß wir diese Ziele, diese Aufklärungsziele, 

daß wir solChe Reformvorlagen wünschen. Ich gemeinsam als parlamentarischer Unter­
glaube aber doch, daß sein Eifer in gesetzes- suchungsausschuß erarbeiten wollten und 
reformatorischer Hinsicht ihn doch etwas von ihnen nachgehen wollten, während nun zu­

seiner sonstigen normalen Ministertätigkeit nächst ein einseitiger Bericht des Herrn Justiz­
ablenkt, die jeder andere Minister selbstver- ministers Aufklärung geben soll über eben 

ständlich hat, nämlich sich dafür zuständig zu jene aufklärungsbedürftigen Umstände. 
fühlen, wie die bestehenden Gesetze durch- Um uns die Ablehnung aber jetzt noch 
geführt werden und welche Sicherheiten das schmackhafter zu machen, hat der Herr Justiz­
Parlament hat, daß sie korrekt durchgeführt minister, dem ich bescheinige, daß er ja ein 
werden. geschickter Minister ist, aum von sich aus 

Als wir im Ausschuß über unseren parla- gleich angeboten, daß ihm selbstverständlich 

mentarischen Untersuchungsantrag beraten nichts ferner liege, als etwa den Abgeordneten 

haben, hat die Regierungsfraktion angekün- oder einer Fraktion zu verwehren, sich an Ort 
digt, daß sie diesen Antrag ablehnen müsse. und Stelle in den Strafvollzugsanstalten Kennt­

Sie hat die Ablehnung mit der Sorge begrün- nisse zu verschaffen, Besuche der Anstalten 
det, hier würde ein uferloser Untersuchungs- vorzunehmen, um an Ort und Stelle zu prüfen, 

antrag gestellt, weitläufige Zielsetzungen hät- ob irgendwo Smwächen und Mängel in unse­
ten offenbar nicht so sehr das Untersuchen rem Strafvollzug vorliegen. 

dieser Vorfälle vor, sondern man wolle gleich- Wir haben aum gegen eine solche Einladung 
sam die Arbeiten des Justizausschusses lahm- begreiflicherweise nkhts, aber wir müssen uns 
legen, indem man sich jetzt in Form einer dann umsomehr wundern, was denn dann 
Untersuchungskommission in die Lande be- eigentlich der Grund sein soll, der noch übrig 
geben wolle und dadurch zu den Arbeiten nicht bleibt, der Sie hindert, einen solChen Unter­
mehr käme, die nun dem Justizausschuß in · suChungsausschuß einzusetzen. 
bezug a

.
uf

. 
die Reformgesetz�ebung,

. 
die sChon Wir wollten nichts anderes, als den Mängeln 

zum �eIl In Gang gebramt 1st, .. ob�legen. Das nachgehen und das gemeinsam als parlamen­
war Jedenfalls der vordergrundige Anlaß, tarisches Organ tun. Die Mehrheit lehnt das, 
unseren Antrag abzulehnen. wie der Herr Berimterstatter soeben berimtet 

Ganz wohl scheint es aber der sozialistischen 
Fraktion bei dieser Ablehnung nimt gewesen 
zu sein, denn vorsorglich haben die Herren 
uns glekhzeitig eingeladen, einen Entsmlie­
ßungsantrag mitzubeschließen, den die soziali­
stische Fraktion bei dieser ablehnenden Hal­
tung bezüglich unseres Antrages uno actu 
gleich vorgelegt hat. 

Da fällt nun auf und fiel uns sofort auf, 
daß in dem Entschließungsantrag ein Bericht 
vom Herrn Justizminister erbeten wird, der 
sim fast wortwörtlich mit den gleichen Fragen 
zu befassen hat, die wir in unserem p arlamen­
tarischen Untersuchungsantrag stellten. Wenn 

hat, ab. Das müssen wir zur Kenntnis nehmen. 
Wir nehmen sicherlich gleichzeitig Ihre Be­
reitschaft zur Kenntnis, in Form der Entsmlie­
ßung ähnliches oder fast dasselbe zu wollen. 

Wir wollen aber dom bei der Gelegenheit 
betonen, meine sehr geehrten Herren, daß wir 
keine Smeu haben werden, aufzuzeigen, wenn 
Mängel in der VerantwortliChkeit des Mini­
sters festzustellen sein sollten. 

Wir werden auch keine Scheu haben, es auf­
zuzeigen, wenn vielleimt dieses Parlament 
selbst - das muß man offen aussprechen -
auch eine gewisse Mitschuld an diesen Zu­
ständen hat. Denn denken wir aum daran 
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- das muß man objektiverweise auch dem 
Herrn Bundesminister zubilligen -: Nicht für 
alles kann der Justizminister verantwortlich 
sein, auch vielleicht kein früherer Justizmini­
ster. Vielleicht hat sich das Parlament auch 
selbst an die Brust zu klopfen. Ich möchte 
durchaus auch das feststellen. 

Aber wann immer und wo immer wir Män­
gel erkennen, wird es die gemeinsame Aufgabe 
dieses Parlaments sein, hier Abhilfe zu schaf­
fen. 

Wir werden also, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, uns in einer wirklichen, 
großen parlamentarischen Auseinandersetzung 
erst dann befinden, wenn der Bericht, der nun 
in dem Entschließungsantrag aller drei Frak­
tionen angefordert wird, vorliegt. 

Abschließend möchte ich nur sagen: Be­
trachten Sie unsere Bitte um einen solchen 
parlamentarischen Untersuchungsausschuß 
nicht als einen billigen Gag der Opposition. 
In diesen Fragen hat die Bevölkerung sehr 
viel Gespür, ob hier ernster Wille vorhanden 
ist oder nur Gag. Und wir sollten es uns alle 
miteinander nicht leicht machen. Gerade in 
diesen Fragen, wo es um Sicherheit vor dem 
Rechtsbrecher geht, hat die Bevölkerung eine 
bestimmte Meinung. Wir spüren das aus Zu­
schriften, die wir wahrscheinlich alle mitein­
ander bei irgendwelchen Gelegenheiten be­
kommen. 

Es geht nicht um Gags billiger Oppositions­
strategie, sondern es geht darum, hier die 
notwendigen Untersuchungen anzustellen, 
weil die Bevölkerung - niCht nur wir als Par­
lament, sondern die ganze Bevölkerung - ein 
Recht auf Information hat, welche Umstände 
es denn eigentlich sind, die unser Strafvoll­
zugswesen in seinem Ergebnis vielleicht noch 
immer mangelhaft erscheinen lassen. Gerade 
jetzt, wo wir vor den großen Verhandlungen 
über die Strafrechtsreform stehen, glaube ich, 
sollten wir uns diese Klarheit verschaffen. 
(Beifall bei deI OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete SChieder. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Sdlieder (SPO) : Herr Präsi­
dent! Hohes Haus I Der Abgeordnete Dokt,or 
Hauser hat ,skh Melr [loollich bemü'!rt, einen 
AntI1a.g, oden er, wie dch Vlernommen hahe, 
weder verfaßt noch, wie lich geSle'hien 'halbe, 
gest'ellt hat, vor dlem HaU!s hier �u 'V'erteidli'gen. 
Er hat im Rahmen lS,einer Ausfü'hfUlIlig . . .  
(Abg. Dr. H a u  s e  r: Nur weil ich krank war, 
habe ich ihn nicht unterzeichnetl) Ich habe 
nicht über den Grund 'gesprochen, ich habe 
nur fest'gestellt: Si,e Ihaben lihn weder V'er-

f,aßt - dals habe lich erfahren - noch einge­
bracht - das babe ich gesehen. 

Er hat hi'er im Rahmen seiner Ausführungen 
gesagt, daß die "Bevölkerung ein sehr feines 
G'spür für die Dinge hat. Hier bin ich voll­
kommen :seine,r Mein'll.lJllg, u:nd dch gl,aube, 
>g,eraJelJe aus diesem Grund wird man verste­
hen, wa:rum wir hiler einoo UntersuchunQlsau!s­
'schuß 'abg,ellehnt hahen und für 'einen Bericht 
,ei1l'getI1et,en ,sind. 

Was list da's Wesen 'etinl€S UntensuChung:s­
,ausischusses, meärue -Dam'en ulI1d Herren? -
DaJS Wesen ,eines UnteliSuchurngsausschusSIe,s 
"ist, Di,nge zu erforschen, -die nJi'cht klar zutag'e 
tI1eten, Unliegelmäß!i'gokeitelll, str,afbaI1en Hand­
,lungen auf die Spur zu kommen (Zwischenruf 
des Abg. DI. B a u  e I) - zur FJlage der TI1ans­
parenz, Herr Kollege BaueT, komme ;ich dann 
später noch -, ,dJ1es'en Dingen auf dJi,e Spur zu 
kommen, di'e ffim nicht !SeIhst seihen k,ann, 
die nicht '€'insicht�g sind. Das ,ist del'S Wesen 
eirnels UntJelisuchll'Iligs,alUS'sch'li's:sels . 

Es ,gibt joa noch anJdeTie Möglichkeiten der 
parlamentarischen Arbeit. Es vollzieht sich 
Ja nicht aUes 'im PadMnent in Untersuchungs­
ausschüssen. Man hat lin der GeschäftlsoTld­
nung adäquate MÖogllic:hJkJetiten für das, was 
man will. Man hat adäquat'e parI:amentar,i:sche 
M,aßn:alhmen, um €Iirue Sache zu behandeln. 
Wenn man ,etwa,s Wi1ss€Ill wHl, :steUt man eine 

Anfrage, wenn m'an es Isofort Miss'en wMI und 
darüber 'elill'e Dehattle führen wäll, iStellt man 
teine dringliche Anfr,age , wie les heute auch 
witeder der Fall list. Wenn man einen Bericht 
hör,en wHI, fordert man den Mini'ster auf, 
einen Be'IIicht über ,eine Sache zu g,eben, wie 
es 'gesche'hen 'ist, und wenn etwa:s zu untJe'I­
Isuchen i'st, wenn der V,eroacht besteht, dJaß 
etwa,s v,eIlSreckt 'ist, daß ,sich ügendwo Unre­
gelmäßigk,eiten befinden, daß ,eine strafbaI1e 
Handlung wo sein könnte, darul setzt man 
'einen U n te'I1suchu1l!gsauslsChuß lein. 

Meine Damen und Heriien I Bs könnte auch 
,der Grund sein, ,einen Unte,I1S'UchungsaUislschuß 
einzusetzen, daß man sagt: Die Dinge, die 
behandelt w,e!rden iSolLen, IsinJd für den StaJat 
von :solchem Intel1ess!e, und es iJSt notwendig, 
daß ,sie :nicht vor der breiten Offientl.i<:frkeit 
behandelt werden, weil ,es ISO deliikate Pro­
Meme isind oder vie'Heimt Dinge behandelt 
weIlden, wo .man ,großen Schaden anr.ichten 
könntJe i :aus dieslem 'Grund mame dch einen 
Unte,rsuch'llIllQlsaiUSschuß, damdt }}Iier Geheim­
ha'ltUIlJg list, und diskutJi'eI1e nicht alles im Ple­
num. 

Das, meine Damlell und Hemen, trifft bei 
dieser FrCltge !SicheT nicht zu. Denn daß -die 
ProMeme des Strafvollzuges 'hier behandelt 
WI€'rden, dagegen hat iIl!i!emanid etwaIS. Jla E'S 
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list ISogar unser Irnteresse, dl(lß all die Fragen, 
die damit zU!sammJenhäTI!gen, nicht geheim­
gehaltoen werden, ,so:nJdem öffenHlich beih,andelt 
weIden, weil man j a  gerade .beim Strafvoll­
zug ·auch darum wirbt, daß diJe Offentldchkeit 
,ein 'größere-s VienständnJiJs füT diejl9nJigern auf­
bringt , di'e !im Gefäng;n!iJs 'gIeWle!5eIIl sind. 

Wir haben odals zum Beilspiel ,auch heute beoi 
der Behandlung dies TdlgunglSgesetzes gese'hen. 
Auch die Sache der Geheimhaltung list kein 
Grund, den Sie anführen könnten - den Sie 
auch nicht angeführt haben -, hier einen 
UnteI1Suchull'gsau:sschuß ,elinzUJsletz,en. 

M,an könnte ·aher audl sagen, man muß 
einen UnteT!sudnIDIgsla'll'sschuß 'einsetzen, weil 
es Dinge rsind, die der einZleine AJbgeürdne1e 
OdeT 'edn AusoSchuß, ein normaller parlamen­
ta'flilsmer Ausschuß als GafioZlelS, lSielhst ni'cht 
'Slehen kann. Idl setze. lalso ,einen Unter­
sudluugsa'tUs:schuß leIin, weiH res !sidl um Unte;r­
l,a,gen han!delt ,  wire zum HenlSpi1el beim SAAB­
AUSIsehuß, di,e der 'eiinZlelne' Isidl nJicht a'Il'schauen 

klann. 
Oder ich s,alg.e, -ich glebe dals Besuchsrecht be'i 

,gewlils'SJen T,eHen nur beistimmten Gruppen, 
zum Bei'Sp'iel beim BundoeSlheler für beistimmte 
Kaserruen, weil man Isich !dIaIS nur allS Ganz'es , 
als Ausschuß alllSchauen kann. Nur de'f, der 
in diesem Aus'schuß :iJst - weil lich nicht jedem 
einzelnen dieses Recht geben kann -, kann 
sich -an Ort und SteHe von den Dingen über­
z,eug,en. Das könnte ein Grund für die Ein­
'setZling einoels UntelI"suchuTIlg.saUls:schfUislsels sein, 
daß !ich 'sag,e, man kann die D:inJge nicht jledem 
ednz'elnoen ,a1nschauen tlaJss'eTI, leiS k,ann nur di'e­

's,em UntlerlSuchunglsarwsschuß , delr w,ie e,in Ge­
,rlicht a9liert, vorbehalten 'Soe'in, mese Dinge zu 

betr,achten . 

Auch das, meine Damen und BeTTlell, trifft 
in di'eser konkre,ben M'a·t:eflie nicht zu. Ganz 
im Geg'ent1e:il: hier Iha't Ide'f Herr Minister Isog,a'r 
eingeladen, daß der JusmZlausschuß aLs Ganze,s , 
daß jede'f einz,elne Abgeordnet;e, dels Justiz­
aiussc'hUlS'S'eg - und ,siche,r, nehmle ich an, j'st 
deT Herr MinJilst'er auch bereit, ifigelIlJdeinem 
anderoen Abgeordnet'en , dm nicht Mitglied 
oder Ersatzmitglied des Justizausschusses ist, 
dJileses Recht 'einzuräumen - sich ,an Ort 
und Stel,le von den Dingen überz'eugt, daß 'er 
in die StrafvollzugsaTIlst'al1Jen ge'ht und sich 
über�eUJgt, wie dlile Di'lllg,e H'e gen , daß er sich 
an Ort und SteHe ru lelIDem Zelitpunkt, der 
ihm bellile'bt, di'e Ding,e Iselbst lanschaJUt .  Also 
,auch der Grun!d, den m'an für die Einsetzung 
elines UntersuchungS'a'lllSschUlSses lanführen 
könnte, dlaß dem ein�el:nen eiben nicht ,die 
MögHch'kleiiten 'geg,e:ben ISlind, ,sidl dieiSle Dinge 
an Ort und StelLe ,anzusehen Ulnd man des!JJ:alb 
einen Isoldlen A'UlSischuß machoen müßte, auch 

dJiese Argumentation tpifft hier nicht zu. Aus 
diesem Grund i'st ein Unter1SuchungsauSischuß 
lin ,dieser Materie '!timt notW€lJldlig. 

DaJS sind die Gründe, die unIS zu der A'llf­
f,alslSUIllg geführt haben, das iSeli keoiIlJe Sache, 
ddJe man durch ,einen Untlerisuchun:gsa!UJSschuß 
pTÜflen 'laJSiSen müsse. naß man da-rüber natür­
lich diskutieren soH, daJS lilSt Ihr guteis Recht, 
und dem Ischließen wiT U!IlIS ·m. Deshalb d'St 
,es für mich nicht VleTWUIlldlerldch, daß unser 
Er,sucben, 'ennen Bericht zu geben, fast wort­
wörtlich den,s'elben Inhalt 'hat wie Ihr Antrag, 
,einen UIl!tenSouchun.gs,aUlSschuß einz'UTlicht'en, 
weil Wlir ja tilll ,der Sache -bere:it slind, dafür 
'Slind, daß über di'9se DilllJge meT im Hohen 
Haus Id�skuHert Wlil1d, und wei,l iWi'f j a tin'halt­
}tich nicht's dagegen h'ahen, daß diese pr;argen 
behandeolt we'rden, sondern :sog,ar Iselhr d,afür 
is:i'llJd ; nur di,e Form halben. wi;r a'lls für diese 
Mat,eroie nlicht adäquat gehalten. 

Und noch ,ein,es , dalS mir oS'eihr bedeutend 
-scruelin1:, Herr KoUege Dr. Hauser, kommt hieT 
,dazu. IhTle beiden HeH,en KolLegen. 'haben d:iie­
,sen Antrag lim Nov,ember 1911  ,eingebIlacht . 
Si,e w�SSJen .ganz 'g,en:au, daß die derzelitige 
Lage des österrelimi,smen StrafvoHZluges !durch 
das neue Str;afvollzu9lsgeseoiz IgepTägt ist, wl€,l­
ches hilsher in zWe'i lEtlappen, nämlich am 

1 .  Jämner 1970 und ·am 1 .  Jänner 1972, in 
Kraft getreten ist. Sie hatten Ihren Antrag 
am 12.  Nov:ember 1971  ,gestellt. Eineinhalb 
Monate Ispäter sind ,er,st einige bedeutende 
GesetzeiSoaufträge lauf diesem Sektor ,in Kraft 
'getreten. Sile 'b'ahen ,also etinlelinhalb Monate 

vorher Vle.rlta!ngt, daß man is:idl 'etwaIS ,ans'i:elht, 
was 'eIlst le'i1lJe'i'll'halb 'Monate 'IlJachher v:erwirk­
licht wurde. 

Ich eI1inne'roe nur an die Einl1ichtung de,r Son­
deranlst.a1ten zur Durchführung des EI'IStrvoll­
zuges, zur Durchführung des StrafvollzugeIS 
an Gefangenen, die weg'en eineT fahrlässlig 
beg.angenen str,afbaT'en Handlung verurteilt 
wOHlen iSlin:d, ,al'so idie rum Bted'spoiel Verk:ehns­
de'hkte be'ga!lligen Ihaben, oder I(ln solche zur 
Dur·chfü'hnmg des Stnafvollruges an Stnaf­
gefangenen, die an Lungen-Tbc erkrankt sind 
oder die sich wegen ihrer psychischen Beson­
derheiten nicht für den allgemeinen Vollzug 
e!ign:en. (DeI P I ä s i d e n  t übernimmt wieder 
den Vorsitz.) 

Herr Dr. Hauser, 'erst !ooit 1 .  JäntnJer 1972 -

Sile rw�ssen daJS }a Igen'au, dch möcht'e Sie und 

die anderen Damen und Herren nur daroan 
erinnern - ist vorgesch'liiieben, daß die Bewe­
gun.g ,im F'feien ,auch an Sonn- und LFedertagen 
durchzuführen d,st. ;(Abg. Dr. H a u  s e r: Nur 
die, die aus Stein ausgebrochen sind, haben 
nicht das Kalendarium des Strafvollzuges ge­
kannt!) Darauf komme dch noch zu Isprechen! 
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Schieder 
- Auch das ,ist eI1st �u di,esem Zeitpunkt in weitere Schwerpunktbildung, die gerade auf 
Kraft getret'6Il. diesem Gebiet vom Herrn BundesmiDlister VOT-

Die Swafvollzugskommi!SlSlionen - und ich 
gl,aube, das 'iJst lsehr bedeutend - haben e!ine 
ganz speZlifisdle Aufgabe. Sie IS'ind Kommdls'si'Ü­
nen, dlie nicht dem Mini,ster unbeIlStehen und 
die ihm ,als eine neue unabhängJi'ge Institu­
tion über Unzukömmlichkeiten Jim Strafvoll­
zug 'bel1ichten. Auch di'etse Kommi'Slsionen, dlie 
,es nun gibt, sind am 1 .  Jänner 1 972 lin Kraft 
'g,etreten. 

Sie WJeIid'en mir zugestehen, Herr Kollege 
Dr. Hauser, daß man das 'eI'!stents :berüc:ksich­
t�gen soll, und zw'eiten<s könnte man .sagen, 
nun ,sind Slie ja schon ,ein:eiinhalb Monate in 
Kraft, jetzt könnte man sie lSiich schon an­
'seharuen. Da wird jedermarnn zugeben, daß das 
eine ,sehr kurze Ze'i t ist, daß man !hier wirk­
Hch ein bißchen 'abwart,en muß, wie lSiich die 
Dinge ,einspi,eIen. 

genommen worden ist. 
Meine Damen und Herl1'6Il! Dei,e Regirerrungs­

fraktion bekeTIlllt sidl dazu, daß über diese 
Dinge hier ,in diesem Ha'llJS g€lspromen werden 
ISol,l : über den hauHChen Z'UJstand der AIlISbal­
ten, über die peI!sonelle Ausstattung, über dde 
Ausbildungsmöglkhik,eibe!Il der StI'lafvollzug,s­
bediensteten, über das Ausmaß des vom 
Gesetzgeber angestrebten RJesoziaHJSfierungs­
,effekt'es und aueh über die, Mög�ichke<iben deT 
psycholo.gilsehen und psychotiheTarpeu1:!i!schen 
Be1ha'IlldIung. WÜ :sind der Me.immg, oda'ß ,das 
bier !in .aUer Offem:heit lauf Grund lerinelS BeriCh­
tes des Herrn Bundesminii'sbeTis bespro chen 
weIiden kann und daß das IlJicht un der gehe,i­
men K,ammer 'eines UnteIlsuChun91Sa'ULS1SdlUSSeS 
g'eschelhen soll. Herzlichen Dank. (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
Sie sind Ja der '9lieichen Melinung, denn Sie, ist der Herr Abgeordnete Zeillinger. Bitte. 

Herr KoUege Dr. HaUiser, sind es Ig'eW€1SlelIl, de� 
dm Ausschuß ,gesagt hat: Beim Beruch,t 's'et�en 
wir doch Imine FriJst bis M�tbe März ! W,arten 
wir doch ein bißchen, bis IDIaJIl !Sich ,an Ort und 
SteHe über�eugen konnte, birs sich das iaHe's 
ein bißmen 'eing,e,spielt 'hat, warten. wir doch 
hils Ende Mai, damit wir dann sachlich fundiert 
über diese Dinge ,J'leden können I Sie :s'ind es 
doch g,ewesen, der ,ges'agt hat: Brechen wir 
'IlIi eh t di'e Dinge über daJS Knie, wal1ten wlir zu!,  
Sie lSind 'es 'g.ewe,s,en, der mir ei'Q'enU.ich damit 
ein weiteIi€1s Argument ,gegeben. [hat, gegen 
den UnteI1suchungs,aUls'Schuß, delIl IhI1e Partleli 
Vlerl.angt 'hat, ,aufzutreten. (Abg. Dr. H a u  B e r :  
Der UntersuchungsauBschuß wäre auch nicht 
gestern fertig gewesen, der hät te auch bis 
Mit te Mai gedauert!  Das ist auch kein Argu­
mentl) J,a, gen:au, jla daJs ilst sogaT, glaube rrch, 
ein. ,sehr gut'es Argumelllt, Heu KoUe,ge Hau­
ser! Aber wir können. 'etS den Damen und He'r­
I1en überlassen, ob das ein Al1gument ist oder 
nicht. 

Abgeordneter Zeillinger (FPO) : Herr Präsi­
dent! Hohe,s Ha,li's ! Ich möchte mit weni'gen 
SätwIll den Standpunkt der fooi'heiltl'ich,en Ab­
geonmeten zu den heiden zur Debatte st,ehen­
den Punktlen daTilegen. 

Beim AIl'tr,ag Köni;g ,(l!uf Eins'etzung eines 
parlamelIlta'Di'schen UnteDsuchung.saJUSSchu!Sses 
stehen wü Fmiheitlrichen auf dem Standpunkt, 
daß wir diesen AntTaig 'll.Thterstütz'ffil; dahe,r 
I'ehllien wlir den A'Ulsschußbenicht ab. Dü!elS aus 
einer grundsätzlliebJen Uoodegung heraUrS : Es 
']st bek<arunt, daß wir Frelilh'elitl�chen dil€ Me�­
nung v,ertreten, auch leilIle Min!derheit soll in 
dilesem Haus Unter:suchung,sa'U!ssChüs�s,e vedan­
'gell be�iehung'sw,ei's'e durch,setz,en könnlelIl. Das 
ist leliIlie Forde'run;g, di'e w.ir 'auCh hei de,r 
GeschäftJsordnungsdJilSkus'Slion Viertreten. Wir 
Isind daher i;n Verfol'gung dil€lS'es grundsätz­
lichen Standpunkte,s der Ansicht, daß ein An­
tmg ,auf Unt,ersuch'lliIlQ, den eine Parteli steHt, 
uooere Unt€'rstützuny zu fill1lden hat. 

Ich möchte noch lauf etwaJS ,emg!ehen. Sie Beda,uerldcherweise hat die Mehrhetitsfrak-
haben lauch ,gesagt, HeI'lr Dr. HaUiser, daß der tion einen Unt'ersuchul1'gsa'Ulsschuß ahg,elehnt. 
Herr BundtesminJilst'er sieh um 'dile:se Din'ge zu- Ich lege hiebei delIl Schwerpunkt des Bedau­
weIl'1g kümmern wÜl1de. :Sie dürftien üoo,rsehen 'eros daJ'lauf, daß ISlich tdara'l1!s möglikherweiJSe 
haben, daß gerade auf dieSiem Gebilet wtilede;r dile Verhärtun:g eiDJelS hestdmmtelIl StancLpunk­
'am 1 .  Järnner 1972 letwas NeUle,s 'geschelhl€n ilst, tles ,er,gi<bt, nämliCh daß Slile lauch bei der 
daß :im Bundesmi:ni'strel1i'Um für JUistiz eine GesChäftJsordnun'g grundsätzlrich de:r AIlJSIiCht 
Abt<e!il<ung für GrunlClJs'atzffaigte'll im Sbr:a-fvoll- sind, eine Minderheit dürfe nicht leine Unter­
zug 'g,esmaffien worden diSt. Deler Abteilung 'sudmng ver,}.ang'en. Ich ,gllaube, daß w:ir !damit 
obhe'gt die FODSchun.g lauf dem Gehi'et des den Gedanken dels Urrter:suelrens wed,tg.ehend 
Strafvoll�uges :sow1ile d'i,e InspektJion de,r Stref- ad labsur,dum fühI1oo. Ich hoffle ;aber, daß sich 
vollzugsanstalten. Von dtiletser kbteihmg wird bier di'e Standpunkte nicht V1erhärten und sich 
der vom JustizauSischuß gefordte'rt<e Bericht doch noch ,eine 'g'emeunS<aJme Lösung ergibt, 
siebeT, nehme ich an, nicht :auSlge'arbeit<et, abe,r düe les ,auch -ermögHdlt, daß eline M'inldeTheit 
sie wil1d Me'r mtt,a:rberi.ten, WiIld dem AU:SIschuß g'ruTI!dJsätzlich - lich Is,eihJe TIlUn von dJilels'em F'all 
RatsChläg'e geben können. UIlJd dtaJS list <eline 'ab - eine Untersuchung �m Hausie durchJS'etzt. 
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Zeillinger 

Im Moment Is'tellien wiir leinen J{!ampf um die 
o,ptik �est :  Eine Bart'e1 i'St der Ansicht, es sei 
opti!sch wliTkungJsvoll, 'lllU!Il ·d!re Untersuchung 
�u 'beantmglen, 1d:iJe ,anJde,re P,arteli, die RegJie­
rungsparted, Isieht daI1in eine u1ngümti,ge Optik. 
DClJS 'steht dabei im Vordergrund. 

W,enn. man ·aber den zweiten Antr.ClJg an­
'S,iieht - da,s Ihaben ja beidie Vorooooe·r 
betont -, muß man festsbeUen, daß ,er 'im 
wes'entlicben daJSls,e,lbe 'enthält. 'Das heißt : Hs 
sind pr-ak1liJSch taUe drei' PtalTf!eilffil d:arübe,r einJig, 
wa's g'eschJEfu'en Isoll, nur über den Weg, wtie es 
g,esmehen :sol1,  besteht k'eine EiinJi'gkeit. 

Eine Dehatte ,im HaU!5 gi'bt es :sowähl nach 
Abschluß der Täti,gk,eit leines UnteJ1suchu!Il'91s­

aoUisschUis,s,els, wlie 'es eJirne Isolche auch auf Grund 
eineiS Heflichres ,gtbt. Hiler Ihandelt 'es ISlich allso 
um eine Zeitfr6!gle , die 'sich lin heiden Fällen 
Ileguld!emn läßt. Dile DeJbatte list 'in ooeJi!IlJeIIl der 
belid,en Fälle vermeidbar, lsie list notwendi'g . 

W'iT weJ1den daber ,dem zweiten Tagesofld­

nUThglspunkt - hver handelt 'eiS sich j:a um 
einen Dreipa,rtelienantI1ag - zustimmen. Ich 
möcht,e MeT betonen, daß die dI"ei FI'IaktiollJen 
übereingekOlll1'll1en 'sind, daß wir v,eTlsucben 
soUen, dJi'e V,erhälbnJisse dn dien StrafalllJstaltJen 
durch Besuche an o,rt und Stelle kieuIlIOO:zu­
I'erilien. Das war der StaJndpunkt der frelthedt­
Nchen Ahgeord'llle'ben von odem Moment an, in 
dem djles,e bedaueplicbe Entwliddung sozllJs'agen 
optisch in di,e Off,entHdllmit 9letra9len wurde. 
W-ir Ihaben 'g,esagt : Nun ;flasch in ,die Stl1af­
anstalt::en hina'lils ! Wlir A:bgeol1dTIJetJen müssen 
uns Iselbst 'ein Bild mach,en, 'cHes nicht zuletzt 
deswegen, um die OffentbichJkeit objektiv 
informi'eI"en zu können. Mit Ve,rzögerung wird 
es nun dazu kommen. 

Ich 'g,ebe namens deIT fI"eiheitldchen FraktiOlll 
der Hoffnung Ausdruck, daß Wlir diese Besuche 
in den Straf,anstalten mögllichlst bald werdJen 
durchführen körmen. DClJS I�st ,in emtJer Linie 
eine Fmge des T'eJ1IDlirrJ.kialerudeT5. Es kommt 
dabei weniger damuf 'an, daß der Schwarze 
P'eter beziehUIlJgsweise die Schuld von deT 
,eiIlJen Seite iffuf die ,andere 'gelSchoben Wlird , es 

kommt uns 'g,emeinsam v:1elmehr daiIia'llf ian, 

möglichist rasch aUe notwendligen Elem.e'll'te 
und F'6!kten zu erf·assen und .alle jene Maß­
n:�hmen zu heIiaten, die 'IlotwenidJig 151m, um 
der Bevölkierun,g 'in Ostermich dClJS Gefühl zu 
g'eben, daß si'e in SimeTh!ent vor den Rechbs­
brechern liehen k'OOll. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Herr 

Präsident I Hohes Haus I Wlie der Herr Vor­

sitz,ende d·es Justiza'llissch'Ulsses �utIleffend ·aus­
geführt 'hat, 'silllid ·die drei Parteien nUlll über 

die Vorg'angswed:se enlg. Ich dalff der ,guten 

o,rdnung halbe·r hinzufügen, daß sich oder 

Ressortleiter , ,de'r Bund€/SlIIliinJister für Justiz, 

von Anf'ang an !immer bere,it erklärt bat, dem 

Padament vol1stänldig und U'IIl�Cl!S'Slend zu be­

I1ichten, und auch dlie Damen und Herren ,aels 

Hohen HauS1e:5 j-ederzefiot 'eingeladen !hat, si'ch 

'an Ort uilid StelLe über Idlie V'eiflhä.}m�S'se Iim 
Strafvollzug zu ,informiellen. 

Im Hinblick 'auf die AUlsfühI1U'fiigen dies Herrn 
Abgleordneten Dr. HafUis'er möchte Iich abeir 
doch - Herr Abgeordneter Dr. Hauser möge 
mir das nachsehen - ein paar grundsätzliche 
Bemerkungen machen. 

Man hätte den AusfiihruIlJglen des He·rm 
Abgeordneten Dr. Haus'er vielleicht entneh­
men können , er wäre der Meinung, daß man 
mit dem Inkrafttreten des einstimmig hier 
beschlossenen Strafvollzugsgesetzes am 1 .  1 .  
1 970 hätte erwarten können, daß mehr oder 
minder im Strafvollzug alles in o,rdnung 

kommen würde. 

Nun, Hohes Haus 'lind Herr AbgJeordneter 
Dr. Ha'lils,er, di'ese Illusion haben wir wohl 

M'er nJiemCl!Ls geb!abt, ,als wir Idals Strafvoll­
z,ugs'gesetz beschloS!slen haben. Damals /haben 
wir ein Programm des GetStetzgebens be­

,schlos'sen und hahen 19'es1a,gt : Nach diesem 
Prog'Ilamm woUen wir }etzt den ö:sl:Jerredchi­

schen Stmfvollzug modemiJsie3:ien, zeitgemäß 

,gesbaUen und Wlir woUen vor allem ja!hr­

Z1ehntellange Ve'Ilsäum.:IliisSie - die Gründe hJie­

für iSt'eh'en ja beute lhJiler nicht zur Debat1Je -

,aufholen . 

Herr Abgeordne't:er Dr. HauSierl Ich möchte 
j'etzt nicht mit I!ooen lin eitre Diskussion 
darüber eingehen, ob :ich zu'V!iJeiI lJegislartiv­
minilSte:r hin, ob lich noch mehr neU ,auf die 
Vollziehung der Gesetze in dem ureigensten 
Bereich der Vollziehung des JUI5tizffilin;�sters, 
nämlich 'im Str.afvoUzug, li!ll der Sach­
veIIWaltlu1nJg, !illl. der Poe:r:sonalV'erw,alt'lllIl.lg al\l·f­
wenden möchte. 

Al'so ·ein Nein zum Beriicht, weil Mr 'grunrl­
Isätz1ich der A:nsicht tSilllid, daß auch 'Minder­
heHen Untersuchungen ibeW1iriken kÖ1liIlIBIl 501-
'len, ein Ja zum 'g,emein:samieIl Antrag auf 
VodClJge eines IBeI1i.chtes. (Belfall bei der FPtJ.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesminister Dr. Broda. Bitte. 

Siie halben das Wort des Kalendar.iuIIllS bier 
geprälgt und dn die Debatte ,geiWorlen. Darf 
,ich diem Hohen Haus tUnd auch der Offentlli<:h­
kleit doch für ,einen A'UJgenbLick oda·s Kalen­
daI'lium der Vorber,ei.tuIl!g der Durchfülhrung 
des Strafvollzu,g:sgesetzes und der Durch­
führung lin iEI1i'll'!Illerung rufen: "v;ier Jahre hin­
durch, von 1966 bts 1970, wa'I es nJicht dielSe 
RessorUeitung und mcht di'e ihe'llbilge BUilldes­
regi'eI1ufilg, wie "für die Vopbereithmg dies 'IlJe'UJen 
Stllafvollzli'91sgesetzes v'era!lltwortillich 'gewesen 
iiJst. Diese Verallltwortuny trägt tdtile BunJdes-
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Bundesminister Dr. Broda 

mgierung und trägt der Ju:stdZIIlliniste:r erst 

seit noch nicht 9anz zwei J,ahren. Und in 
,diesen f,a'st zwei J ahrelJl. lIloch nicht ,ganz zwei 

J,ahren li,st ung,eheuer Vliel zur Auflholung -

di(iJS muß .im 'schon sagen - des Nachhol­

bedarf<es ,im öst,erreicMsm,en Strafvollzug ge­
sme'henl 

Noch ni'emal,s hatten Wlir ISO hohe Budget-
7Jiffe,m zur V,erfügung wi'e 1 972, Mitte'l für d€[l 
P,eTson:al- und Sam,aufwand , die wir bJ'lauchen , 
noch ni'e,ma'l's. Herr nr. Hauser. wla.ren die 
Bemühungen um d'i!e ModeI\l1Jils.i:e.runy. um die 
zelitgemäß.e Gestaltung dlels östermich,ismlOO. 
Strafvollzug:swetSlens lin der Pnaxils so groß 
und umfasslend wie jletzt. Und noch nliermals 
wurde auch sov,iel Z'elit dafür aufge,wend,et, 
LSov'iel Ener'gie auf'gewendet wj:e jetzt, Herr 
Abgeordneter Dr. Hauser ! 

Hinsichtlich ,der v�er J'ahfle 1 966 bils 1970 
düden Sie dte ,gegenwärb�ge BundelSTlelgli'erung 
und den Le'iter des JUJsNzTl€tSsorts für d'aJS, walS 
,im österrekhJi,smen Str,afvolilzug ver,säumt 
worden ist , n:icht v>er,alrtwort:lich machen ! 
(Beifall bei der SPtJ.) 

Ich hät1Je diese Diskussion Illicht begonnen . 

Aber der Leiturug des JustJizre:ssortJs vorzu­
haUen, daß wir zuwe'l1'i'g Zieli! und Ener>gie 

linvelSberen, Herr Dr. Hauser, darauf mußte 

ge,antwor1:!et werden. 

Zur Frla:ge der TranspaTenz. Meine :s'ehT 'ge­
ehrten Damen und HerDen ! Ich wiederhole, 
:was -ich ISchon elirnnal von Idi'eser Stelle a'li/S 
sagte : AUe Damen und Her,ren .des Hohen 
Ha�oos, nicht nur dJi'e Mit.gHeder dels Justiz­

aUSiSchusses , ;sin:d uns j,elder�elit willkommen, 

:sich ,an Ort UDJd St'ene über ,alles �u v,er­
gewilssenl. 'alle's das zu ,sehen, walS eben 

ges'ehen werden muß , damit da's PaTlament 
auch di'e Mitverantwortung. dllJe ,es tra'gen will,  
für die Vollz�ehung der von ihm beschlossenen 
GeS'et�e wlirklich voll iU!llId 'ganz trag€lIl kann. 

Im übri,g1en glaube ich, daß Ja 'gelr:ade dle 
Armegungen des Herm Ur. HaU/S'er ,im JUJstiz­
ausschuß ,einen gangbaren WeIQ g'e�ei.gt haben, 
wie man jetzt Bericht rund EillJscharu an Ort 
und SteHe - wenn ich :so lSaJgen d,arf - durch 
{he Abgeordneten v>erbindJen kann. WÜ wer­
den daiheT ,sowohl mit j'enlßn Damen und 
Henen Abge0 rdne'ten, die s'ich uns zur Vier­
fügung iSt,ellen, :in den nächst1elIl Wochen 'diese 
Einschau ,an Ort und Stelle gerne 'durchführen 
und bi's Ende Mai die:ses J;ahres, wie ,es der 
Entschließungs'anlflaog, der jetzt einJStimm1g. 
elinhelHg, beantragt wird, will , Ul(lJSIeI1en Beflicht 
zur weite,ren D�skll\Slslion 'im Hohen Haus �ur 
vollständJi'gen Informierullig der OffentHchkeit 
vorLegen. 

Hohes Haus ! Meine sehr g eehrten Damen 
und Herren ! Ich möchte noCh ein abschließen-

des Wort sagen : Ich bin dafür. daß Sie sich nun 
mit vel'lStärkter Akti'V1ität dem Ölst'errelich:iJSchen 
StI1afvoll�ug und 'seiIlJen Problemen widmetn 
wollen und Ihr Inbe'resse diesen Problemen 
ruw1enden wollen, sehr dankbaT. Ich gl'aube, 
Sie werden sehr V'ireles von unseren S chwde­
r.i!gkeiten s'ehen, Isehr V1il€l€1S von unseren 
Problemen , Isehr vieles von UinlS!eren M1ß­
erfolgen iS€hen, a.be,r auch - :ich bin dessen 
ganz 'glewiß - 'schon m'a!Ilches von unseren 
Erfolgoo feststellen . Und ,darÜ'ber hin 'ich sehr 
froh, vor 'allem lim Inte'fleSse, des Ansehens 
der 3000 ö:5�erTIeimiischen JUJSt!izwachebedien­
sterten, die ta.gtäglich ,eine s'ehr schwere und 
Vierantwortun.gsvolle ·PIHcht erfüllen. (Beifall 
bei der SPtJ.) 

Präsident: Zum Wort hat sich niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Wünscht der Herr Berichterstatter ein Schluß­
wort? - Das ist nicht de'r Fall. 

Wir '91€'langen nunmehr zur A b  s t i  m­
m u n 'g, die ich über j'eden der heiden T,ages­
oron'U!Il'gspunkte getrennt vomehane. 

Wir gellang:en vorerst zur Abstimmung über 
den AntHI!g des JusbiZla'Uls!schusses, seinen 
Bericht über den Antrag 4/A der Abgeordneten 
Dr. König und Genossen betreffend die Ein­
setzung eines parlamentarischen Unter­
suchungsausschusses gem äß § 33 Abs .  1 der 
Geschäftsordnung des Nationalrates zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die den 
vorliegenden Bericht des Justizausschusses zur 
Kenntnis nehmen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist die Mehrheit. A n g e­
n o m m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über die E n t s c h I  i e ß u n 9 betreffend 
Berichterstattung über Probleme des Straf­
vollzuges . 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dieser 
Entschließung ihre Zustimmung erteilen. sich 
von den Sitzen zu erheben. - Das ist e i  n­
s ti m m :i g ,a n g l€ ll o llll rn :e n. tE 8). 

14. Punkt: Erste Lesung des Antrages 16/A 
(11-260 der Beilagen) der Abgeordneten Ing. 
HelbidI und Genossen. betreffend ein Bundes­
gesetz über die Beseitigung von Gefahren­
stellen im österreichischen Bundesstraßennetz 

(Gefahrenstellenbeseitigungsgeselz) 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zum 
14. Punkt der Tagesordnung : Erste Lesung 
des Antrages 1 6/A (II-260 der Beilagen) der 
Abgeordneten Ing . Helbich und Genossen. 
betreffend ein Bundesgesetz über die Beseiti­
gung von Gefahrenstellen im österreichischen 
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Bundesstraßennetz 
gungsgesetz) . 

(Gefahrenstellenbeseiti- für 1 972 ist kein einziger Schilling aus dem 

Wir gehen in die Debatte ein. Zunächst 
erteile ich gemäß § 41 Abs. 2 Geschäfts­
ordnungsgesetz dem Antragsteller, Herrn Ab­
geordneten Ing. Helbich, das Wort zur Begrün­
dung. Bitte, Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Ing. Helbich (OVP) : Hohes 
Haus l Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Idl bin sehr traurig, daß wir noch einmal 
veranlaßt werden, über diesen Antrag zu spre­
chen, weil er in der vergangenen Legislatur­
periode keine Mehrheit gefunden hat. 

Wie ist also nun die Situation? Es kommt 
,eine Welle deir MotO'DiJsilerung ,auf uns Z'll . Zur­
Zleit haben w1ir 2,2 MilLionen KraHfahrz€ll'ge 
und davon 1 ,2 Millionen Personenautos. 
72 Prozent der Besitzer der PKWs sind Unselb­
ständige. 1982 bis 1 985, also in rund zehn 
Jahren, werden wir in Osterreich die Voll­
motoriJslil8rung haben, das heißt, wJir werden 
doppelt soviel Kraftfahrzeuge haben als heute. 
Wir werden nie mehr so gut auf den Straßen 
fahren wie heute, weil der Verkehr, wie ich 
vorhin gesagt habe, von Jahr zu Jahr steigen 
wird. Die Gefahren auf den Straßen werden 
daher immer größer werden. 

Der Herr Bundeskanzler hat in der Regie­
rungserklärung gesagt : 

"Ohne Zweifel gehört zum Kampf gegen 
das ,Sterben vor der Zeit' auch der Kampf 
gegen den täglichen Tod auf Osterreichs Stra­
ßen. Es ist doch eine erschütternde Tatsache, 
daß allein in den letzten fünf Jahren 
10.467 Menschen durch Verkehrsunfälle ums 
Leben gekommen sind. Dies entspricht der Ein­
wohnerzahl der Hauptstadt des Burgenlandes, 
Eisenstadt . . .  

Der Herr Bundeskanzler hat dies i n  der 
Regierungserklärung gesagt. Er stellt dies fest, 
aber die Regierung hat keine Veranlassungen 
getroffen. 

Der Herr Innenminister Rösch hat erklärt: 
In zehn Jahren 22.000 Tote auf Osterreichs 
Straßen ! Rösch hat einen Appell an die Exe­
kutive gerichtet, in dem er sagt, es muß alles 
unternommen werden, damit die Zahl der Ver­
kehrsunfälle kleiner wird. Der Herr Innen­
minister hat dies erklärt - und von der Regie­
rung sehen wir keine Maßnahmen. 

Di,e "Arbei'ter-Zeitung" hat ,am 20. JunJi 1971 
geschrieben : "Aktion gegen Verkehrstod 
nötig: In ze1hn J'a:hneD IStaTb ei!I1e Stadt." - All 

das wurde erklärt, j edoch haben wir keine 
Aktivität der Regierung. 

Das ist also die Situation, meine sehr geehr­
ten Damen und Herren. Und auch im Budget 

allgemeinen Budget zusätzlidl für den Straßen­
bau vorgesehen. Sie werden sagen : Na j a, 
früher hat es ja das auch nicht gegebenl -
Das ist nicht richtig. In den Jahren zwischen 
1 954 und 1 968 wurden rund 6,3 Milliarden 
Schilling aus dem allgemeinen Budget für den 
Straßenbau ausgegeben. 

Der motorisierte Verkehr bringt viele Mil­
liarden zusätzlich für das allgemeine Budget. 
Es sind rund 9 Milliarden Sdlilling, die aus 
Steuern der motorisierten Wirtschaft in Form 
von Zöllen für Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeug­
steuern und so weiter für das allgemeine Bud­
get eingehen, und kein einziger Schilling ist 
aus dem allgemeinen Budget für den Straßen­
bau vorgesehen. 

Wissenschaftler haben in Form der Wege­
kostenrechnung festgestellt, daß die Straße 
nicht nur eine zweckgebundene Aufgabe hat, 
'sondern daß sie auch für die Allgeme1inheiit 
hier ist, und so sollten für den Autobahnbau 
10 Prozent und für die Bundesstraßen B 20 
bis 30 Prozent aus dem allgemeinen Budget 
zugeschossen werden. Wollte man diese fach­
liche Empfehlung voll erfüllen, so wäre das 
aus dem allgemeinen Budget rund 1 Milliarde 
Schilling. 

Wir konnten ferner feststellen, daß auf aus­
gebauten Straßen bedeutend weniger Unfälle 
passieren. Auf unausgebauten Straßen entste­
hen fünfrnal ISO wlel UnfäUe wie iaillf au>sge­
bauten Straßen, das heißt also, unausgebaute 
Straßen sind gefährlich, und ausgebaute Stra­
ßen sind bedeutend sicherer. 

197 1  war wieder ein schweres Jahr für den 
Straßenverkehr. Es hat über 72.000 Verkehrs­
unfälle mit 74.000 Verletzten und 2400 Toten 
gegeben. 

Der volkswirtschaftlidle Schaden, der jähr­
lich auf den Straßen entsteht, ist ein Betrag, 
der in die Milliarden Schilling geht. Idl glaube, 
wir sollten doch etwas tun, damit sich diese 
volkswirtschaftlichen Verluste verringern. 

Wir haben in Osterreidl rund 120 Gefahren­
steIlen. Diese Gefahrenstellen sind über ganz 
Osterreich verteilt. Das Kuratorium für Ver­
kehrssicherheit und die Osterreichisme Gesell­
schaft für da!S StI'laßenwesen haben eine Unte'f­
suchung gemacht. Die Untersuchung wurde 
zum Beispiel jetzt in der Steiermark abge­
schlossen und der Offentlich.keit übergeben. 
Die nächste Untersuchung wird in Tirol statt­
finden, dann folgt Oberösterreicb. Es werden 
alle Bundesländer genau nach fachlichen Rich­
tungen untersucht. Es ergeben sich sehr wich­
tige Erkenntnisse, an denen wir nicht vorbei­
gehen können. 
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Bei der Untersuchung in der Steiermark 
konnte man zum Beispiel feststellen, daß bei 
der Bunde,sstI1aße B 70, 76 im Li'e!boch eine 
Straßenkreuzung mit 17 Unfällen ist; die Be­
seitigung der Gefahrenstelle kostet 3 Mil­
lionen Schilling. Die Rentabilität, wenn ich. das 
so sagen darf - wenn wir für alle Unfälle 
in Osterreich sowohl hinsichtlich der Verletz­
ten als auch hinsichtlich der SachsChäden und 
so weiter einen Schnitt annehmen, so kommt 
man pro Autounfall auf rund 50.000 S -, die 
Rentabilität also - und ich bin traurig, das 
sagen zu müssen, ich bin traurig, daß ich mit 
Rentabilitätsberechnungen kommen muß - er­
gibt sich bei dieser Gefahrenstelle in 42 Mona­
ten. 

Zweite Gefahrenstelle in Trieben, Kreuzung 
B 1 14 bei Kilometer 49. Dort gab es im Jahr 
1 970 1 1  Unfälle. Die Beseitigung würde 1 ,5 Mil­
lionen Schilling kosten. Rentabilität in 
36 Monaten. 

Dritte Gefahrenstelle B 67, Laufnitzdorf, 
1 1  Unfälle, die Beseitigung kostet 1 ,2 Millionen 
Schilling, Rentabilität in 24 Monaten. 

Bundesstraße B 67, Kaisdorf bei Graz, 1 2  Un­
fälle im Jahr 1970, Beseitigung 1 Million Schil­
ling, Rentabilität in 20 Monaten. 

Bundesstraße B 67, St. Margareten - Leib­
nitz, Kilometer 83/84, 34 Unfälle, Beseitigung 
2,4 Millionen Schilling, Rentabilität in 
18 Monaten. 

Bundesstraße B 17 ,  Judenburg, Kreuzung 
Hauptplatz, 12 Unfälle, Beseitigung 850.000 S ,  
Rentabilität in 1 5  Monaten. 

B 70, Voitsberg, Kreuzung Hauptplatz, 
23 Unfälle, Beseitigung 800.000 S, Rentabi lität 
in 8 Monaten. 

B 1 13, Gaishorn, 10 Unfälle, Beseitigung 
400.000 S, Rentahilität in 10 Monaten. 

wird, dann wird dadurch doCh keine neue 
Gefahrenstelle geschaffen ! Wenn gefragt wird, 
wo das Geld herkommt, muß ich sagen: Bei 
einem Budget von über 100 Milliarden Schil­
ling wird doch der Herr Finanzminister für die 
Beseitigung derart katastrophaler G efahren­
steIlen - wo wir doch die Wegekostenrech­
nung haben und wissen, daß aus dem allge­
meinen Budget zumindest ein kleiner Beitrag 
geleistet werden soll - aus dem allgemeinen 
Budget in einern Vierjahresprogramm rund 
100 Millionen Schilling aufbringen können! 
Der Zuwachs ist ja sehr bedeutend, und da 
muß man eben auch einmal der Beseitigung 
von Gefahrenstellen einen Vorrang geben. 

Es ist eine erschütternde Lage, die wir nun 
haben, und ich würde das Haus sehr höflich 
bitten, daß wir uns hier doch zu einer gemein­
!Samen Aktion entJschheßen können. Das geht 
doch weit darüber hinaus, daß man sagen 
könnte, es wäre Lizitation, oder daß man 
fragen könnte, wo das Geld herkommt. Ich 
glaube, bei den aufgezeigten Gründen ist es 
keine Frage, daß hier etwas geschehen soll. 

Ich bitte also, daß hier politische Vernunft 
eintritt. Es soll nicht so sein, daß das ein 
OVP-Antrag ist und daß man ihm daher nicht 
zustimmen kann oder daß sonst irgend welche 
Uberlegungen in den Vordergrund treten. Alle 
Organisationen erheben ihre Stimme. Der Herr 
Bundeskanzler sagt: Furchtbar, was da ge­
schieht! Der Herr Innenminister ruft seine 
Exekutive auf: Furchtbar, was da geschieht ! 
Die "Arbeiter-Zeitung" schreibt :  Furchtbar, 
was da geschieht! - Nun ist ein Antrag hier, 
und ich würde sehr bitten, daß das Hohe Haus 
diesem Antrag die Zustimmung gibt. Es muß 
alles getan werden, damit diese Gefahren­
stellen beseitigt werden, es soll alles getan 
werden, damit an diesen Gefahrenstellen in 
Osterreich nicht weitere Unfälle passieren ! 

Bundesstraße B 1 1 2, St. Martin am Grim- Ich bitte daher die Mehrheit des Hohen 

ming, 14 Unfälle, Beseitigungskosten 300.000 S, Hauses und die Freiheitliche Partei, daß sie 

Rentabilität in 5 Monaten. unserem Antrag im Ausschuß die Zustimmung 
geben. (Beifall bei der OVP.) 

Und als letztes, wenn ich das noch sagen 
darf, Bundesstraße B 1 12, westliche Ausfahrt 
Wörschach, 39 Unfälle, Beseitigungskosten 
350.000 S, Rentabilität in 2 Monaten. 

Wie wir also sehen, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, :ist es doch wrirkHch volk:s­
wirtschaftlich sinnvoll, hier etwas zu tun, da­
mit diese Gefahrenstellen beseitigt werden 
können. 

Es wird gesagt : Wenn man eine Gefahren­
stelle beseitigt, entsteht irgendwo eine andere. 
Dieser Argumentation kann ich mich nicht an­
schließen: Wenn eine Gefahrenstelle, an der 
10, 20, 30 und 40 Unfälle passieren, beseitigt 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Babanitz. Ich erteile 
es ihm. - Herr Abgeordneter ! Ich möchte Sie 
darauf aufmerksam machen, daß ich Ihre Rede, 
falls sie bis dahin noch nicht beendet ist, fünf 
Minuten vor fünf unterbrechen werde. Bitte. 

Abgeordneter Babanitz (SPO) : Herr Präsi­
dentl Hohes Haus ! Meine Damen 'lind Herren! 
Ich werde mich bemühen, VOT dieser Zelit zu 
Ende zu sein. 

In der iheu,ui1g·en ,eIlsten Lesung des Antrages 
drer Abg·eo:rdnreten Ing. Helbich, RegeIllS,ourge-r 
'lind Genas'sen betr.effend ein BU'Il!d1esgesetz 
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über d�e Beseitigung von Gefiah'rensteHen dm 
östeneticbilschen BUlIldes!stmßennetz - Gefiah­
renstellenoolS€liti'9'Un'9'sgesetz genannt - wj'rd 
von den AlIltfiag.steHem unter ,anderem auch 
ein Tedl aus der RlegIi'erungserlkläru!Ilg des 
Herm Bundeskianzlens Dr. Kreilsky vom 
5. NOViember 1971 nach deT Neuwahl des 
Nati-onalmtes vom 10. Okto'ber 1 97 1  Z'it1ert. 
Ich Ikenne nicht dile Absicht bei dieser Zitd'e­
rung, nehme ,aher an, daß IS1eIit'eIlJS der :antrag­
steHendelll Abgeordneten die ,Melinung ver­
treteiIl wind, daß, WJeIIln sie '.a'lI's'gerechnet di,ese 
eine Stelle ·arus der Rede des HeTm Bundes­
kanzllers zitieren , runt,er Umständen dam�'t der 
Eindruck erweckt werden kan!Il, daß aruch die 
sozi'aHistilsche Bundesfiegiierung 9'alIlZ hesorndeTIS 
an diesem AlIltnag 1ntere:SlSdert sei!Il müßte. 
(Abg. Dr. M u s s i 1: Hoffentlich!) Darf ;ich ·aber 
zur �laT!Stellu!J1ig f,eiststeUen, daß d1eISeT Ab­
satz, der im Antrag 1 6/A zitiert wird, als aus 
dem Gesamtkonzep t de:r Bundesr'egierung 
be�iehungswei'Sle .des Bautenminis te·ni ums 
heraUlS'9'ezogen zu he trachten dst. 

Es 'ist iSelbstv'eIlStändl'ich, daß auch die 

lSozllaliJstilSme Bundelsrlegierung bemüht 's,e�n 
wird (Abg. DI. M u s s i 1 :  Selbstverständlich 
ist gar nichts!), diJelse Prob}leml€ dl€JS Straßen­
V'eIikehl'!s iim 20. Jahrhundert heZlilehunglSweise 
'in der auf uns zukommendelll Vollmotom,gie­
ruug zu bewältigen . Es ist l'eider ,eline Tat­
sache - das möchte ich biler deutliich fest­
steHen -, daß durch die V,elrme!hrung .des 
Kr,aftfa'hrz,eugbestandes 'in Osterne:ich, <l!ber 
auch durch Idelll 'immer ,stärkeI1en Zustrom von 
aUlSländii!schen Gäst'en die V'erk'ehlls:Slitu,ation 
auf den Str.aßen welsentllich venschärft wird. 
In d�ese'r Hinsicht muß �ch dem Herrn .A:bge­
ordneten Helbich vollinhaltlich recht geben. 
Ich hin ,a:ber nicht der Mejn'lIng, daß -diese 
Probleme , Wlie sie ,in dem uns vorHeoge!Ilde'll 
AntI1a·g dar'gesteUt W!efiden, durch lein der­
arti.gels Ges,etz 'alle'in 'gelöst we,rdelll können . 
Ich möchte damit von vornherein zrum Aus­
druck br:ingen, daß wir SoZ'i'a�ilSten ke'inetSwe'glS 
gegen eine Beseitigung die,sieT Gef.alh.J1e!IlSteUen 
si!Ild, dile 'sich :immer lWIiede·r ergeben, d1aß 
wir 'abe,r der Mlein'Ung ,sind, daß e�n deooTtigelS 
Gesetz ·aHe:in IlJicht ,ausmicht und nicht ziel­
führend selin kann. Wi;r 'glauben V1ielmehr, 

daß elS notwendi,g selin wird, mese' Probleme 
im Igesamtösberreicbilsch:en St'ooßen'bau zu he­
rücksichtJigelll bez'iehung,swei.1S,e· be'Vorz'll'gt zu 

behande'ln. 

Darf ich nun, meine Damen 'lInd Herren, 
etwas näher -auf den Antr,ag ,eingehen. Es list 
jla Il'icht der ens'te Antfiag tiJn dJielsie[" M'aterie'. 
Es i'st beZ'elichnJen:d, daß die gelllla!Il:Tht€n Antrag­
s'teller 'e[lst, !Il!achdem d1e Soz'ialliJsten nach der 
Neuwahl des NatJiO\l]ö.llfial'es Ihn März 1 970 :die 
n€'Ue BundesI1egi:erung ,g,eblildet haben, mit 

ihrem ensten dler.artigen Antrag, dem 
Antrag 34/A vom 30. Oktober 1 970, heraus­
gekommen lS<iIl'd. Ich möchte gar nicht weiter 
nachforschen, wieweit im Bundesministerium 
für ,Bauten und T,edmik, aLs es noch VOlll der 
OsteTreich<ilschen Volkispar1le!i. (Abg. 
Dr. Z i t t m  a y r: Das is t ein alter Schmäh! 
Die alte Walze!) Wenn das ein ,altieT Schmäh 
ist, frlaJg€ iich mich, warum es imme'r Wlieder 
h;ervofigebfia·ch t Wlifid I 

Eine!S möchte lid! felshsteUen : In de,r Zeit der 
OVP-AHeinregieruug und unter dem Herrn 
BauDenmi'nii.,gtelf Kotzina äst nichts 19'Ieschlehen! 
Da 'haben :sich dile HeHelll nticht heraus'getraut 
mit di'esen Probloemen l (Beifall bei der SPO. -
Abg. Dr. M u s  s i 1 :  Er hat es allein getan, 
ohne Aufforderung!) Wo? ·(Abg. Dr. M u s  s i 1 :  
UberalJl) Da war eis lIlIicht -einmal mögHch, die 
j1e,tzt V!edangten hundert Millionen zu 
hekommlen. 

Ich möchte aber lauch noch dana'lIf hinweisen, 
daß diese-r Antrag 34/A vom Oktober 1 970 
im neuen Bundesstraßengesetz mitverarbeitet 
wurde. Etwas verwunderlich ist es daher, daß 
dieser Antrag kurz vor der Beschlußfassung 
neuerlich eingebracht worden ist. Er wurde 
dann auch einer ersten Lesung unterzogen. 
Nach der Beendigung der Frühjahrssession 
und Auflösung des Nationalrates war dieser 
Antrag naturgemäß erledigt, und es ist daher 
richtig, daß er neu eingebracht werden muß. 
Wenn heute dieser Antrag nach der Neu­
konstituierung des Nationalrates zur ersten 
Lesung in Behandlung steht, bedeutet das 
meiner Meinung nach doch keineswegs, daß 
sich das zuständige Bautenministerium -
schon unter sozialistischer Führung - in der 
Zwischenzeit nicht mit den Problemen der 
Beseitigung von Gefahrenstellen auf Grund 
des seinerzeitigen Antrages befaßt hat. (Abg. 
K i n  z 1: Zwei Jahre ist nichts geschehen!) 

Ich möchte sagen, daß sich das Bautenmini­
sterium unter Bundesminister Moser mit den 
Dingen beschäftigt hat, und ich habe hier 
einige Berichte der zuständigen Sektionen, die 
sich sehr ausführlich mit den Problemen be­
schäftigt haben. Ich darf vielleicht zur all­
gemeinen Information darauf verweisen, unter 
welchen Voraussetzungen die Berichte, die 
vom Herrn Abgeordneten Helbich zitiert wur­
den, zustandekommen und was in der Zwi­
schenzeit von seiten des Bundesministeriums 
für Bauten und Technik im Einvernehmen 
mit den Landesbaudirektionen der Landes­
regierungen geschehen ist. 

Es gibt nach den Berichten der zuständigen 
Stellen - wobei vor allen Dingen das Kura­
torium für Verkehrssicherheit diese Gefah­
rensteIlen mit Recht publizistisch aufgezeigt 
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hat - 1 22 Unfallhäufigkeitsstellen, an denen 
zehn oder mehr Unfälle pro Jahr erfolgen. 
Diese Zahl für 1970 ergibt sich dadurch, daß 
die Gendarmerieposten die Unfälle erfassen 
und über die Landesgendarmeriekommanden 
an das Bundesministerium für Inneres weiter­
melden. Dieses teilt die Ergebnisse dem Kura­
torium für Verkehrssicherheit und dem Bun­
desminis terium für Handel, Gewerbe und 
Industrie mit. Das Bundesministerium für 
Handel, G ewerbe und Industrie schickt sodann 
diese Berichte an die einzelnen Landesregie­
rungen, um von diesen Stellen zu erfahren, 
welche Maßnahmen für die Entschärfung die­
ser Gefahrenstellen bereits durchgeführt wur­
den. Die an das Bundesministerium für Han­
del, Gewerbe und Industrie gelangten Be­
richte erhält auch das Bundesministerium für 
Bauten und Technik zur Kenntnis .  

Aus diesen letztgenannten Berichten der 
Gendarmerie geht nach AußeraChtlassung der 
Unfall stel len auf Landstraßen und jener Stel­
len, an denen keine Mängel der Fahrbahn, der 
SiChtverhältnisse oder Anlageverhältnisse 
festgeste l l t  wurden, hervor, daß die folgen­
den Gefahrenstellen mit mehr als 10 Unfäl­
len im Jahr vorhanden sind. Dementsprechend 
reduziert siCh die Anzahl sehr rigoros, denn 
an wirklichen Gefahrenstellen bleibt eigent­
lich nur die Hälfte übrig, nämlich in Kärnten 
10, in Niederösterreich 3, in Oberösterreich 13, 
in Salzburg 6, in der Steiermark 1 1 ,  in Tirol 21 
und in Vorarlberg 2.  

Diesen Berichten ist aber auCh zu entneh­
men, daß die Mehrzahl der Unfälle an diesen 
"Unfallhäufigkeitsstellen" auf menschliches 
Versagen zurückzuführen ist und keine Bau­
maßnahmen seitens der Bundesstraßenverwal­
tung erfordern. Soweit nach den Angaben der 
Gendarmerie bei den meisten der angegebe­
nen Unfallstellen einfache Maßnahmen zur 
Entschärfung, wie zum Beispiel Fahrbahn­
deckenerneuerung, Sichtverbesserung, Anord­
nung einer Leitschiene, eines Verkehrszei­
chens oder einer Bodenmarkierung und andere 
Maßnahmen, ausreichen, sind sie in den letz­
ten Jahren durch den Erhaltungsdienst der 
Bundesstraßenverwaltung j eweils selbst 
durchgeführt worden. Es wurden immerhin 
j ährlich 2 0  Millionen Schilling dafür aufge­
wendet. 

Die bisher gemachten Erfahrungen haben 
aber auch gezeigt - das hat Herr Ing. Helbich 
schon ausgeführt -, daß, wenn solche Maß­
nahmen zum Erfolg führen, sich an anderen 
Stellen die Unfälle häufen und neuerlich Vor­
kehrungen erfordern. Es ist daher meiner Mei­
nung nach dort, wo mit einfachen Maßnahmen, 
wie ich sie vorhin geschildert habe, nicht ent-

sprechende Abhilfe geschaffen werden kann, 
notwendig, durCh großzügige Umbauten oder 
Trassenverlegungen Abhilfe zu schaffen. 

Auch. hier war das Bundesministerium für 
Bauten und Technik bereits bemüht, im Rah­
men der Bauprogramme Mittel für diese 
Zwecke im besonderen aufzuwenden. So sind 
im Jahre 1971 2 10  Millionen Schilling für der­
artige Maßnahmen in den einzelnen Bundes­
ländern aufgewendet worden, und im Bau­
programm für 1972 sind ebenfalls 266 Mil­
lionen Schilling für diese Zwecke veranschlagt. 

Ich glaube, ich darf daher feststellen, daß 
schon j etzt seitens des Bundes beträchtliche 
Mittel zur Beseitigung dieser UnfallsteIlen 
aufgewendet werden, im Gegensatz zu der 
Behauptung des Herrn Ing. Helbich, daß die 
Regierung niChts tut. Ich möchte aber ebenso 
klar festhalten, daß auch meiner Meinung 
nach. diese Maßnahmen nicht ausreichend sind. 
Nur scheint mir die unbedingte Loseisung von 
1 00 Millionen Schilling aus Budgetmitteln 
nicht die geeignete Maßnahme für eine ver­
stärkte Beseitigung von Unfallstellen zu sein. 
Ich bin eher der Meinung, daß es notwendig 
ist - und ich habe bereits bei der Budget­
debatte im Rahmen des Kapitels Bauten und 
Technik für das Jahr 1 972 darauf verwiesen -, 
neue Möglichkeiten für die rasche Durchfüh­
rung b eziehungsweise für den Ausbau des 
Straßennetzes auf Grund des im Jahre 197 1  
und m i t  1 .  Jänner 1972 i n  Kraft getretenen 
Bundesstraßengesetzes zu finden. 

Im Rahmen des Berichtes über die Dring­
lichkeitsreihung im Straßenbau, der, wie iCh 
annehmen darf, in allernächster Zeit fertig­
gesteIlt und dem Hohen Hause zugeleitet wer­
den wird, wird nach Beschlußfassung durch 
das Hohe Haus sicherlich im verstärkten Aus­
maß auch an die Beseitigung von Gefahren­
stellen auf Bundesstraßen, die zu größeren 
und mehr Unfällen führen, herangegangen 
werden können. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herrenl 
Ich w ollte mit diesen Ausführungen keines­
wegs das Problem der Beseitigung von Gefah­
I1eIllSt'ellren ba'gateHliJsileflen, dch möchte llI11'r 
nochmals wiederholen, daß der hier zur 
Debatte stehende Antrag allein keine Lösung 
sein kann. 

Darüber hinaus darf ich aber auch darauf 
aufmerksam mamen, daß der Gesetzesantrag 
keinen Vorschlag enthält, wie der Mehrauf­
wand von 1 00 Millionen Schilling zu decken 
ist. Gemäß § 21 Abs. 1 der Geschäftsordnung 
des Nationalrates müssen selbständige An­
träge, nach welchen eine über den Bundes­
voranschlag hinausgehende finanzielle Be­
lastung des Bundes eintreten würde, zugleich 
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Vorschläge darüber enthalten, wie der Mehr- ' Gefahrenquellen im österreichischen. Straßen­
aufwand zu deCken ist. Wenn auch gemäß dem netz. Man kann natürlich einwenden, daß die 
Kommentar zur Geschäftsordnung des Natio- Beseitigung ohnehin im Rahmen des Straßen­
nalliates, der von den He'l'I1en Dr. C:z;erny und ausbaues geschieht, wie es der Kollege Baba­
Dr. Fischer herausgegeben wurde, eine wört- nitz hier gesagt hat. Das stimmt schon, aber 
liche Interpretation des § 21 feststellt, daß man muß mehr sagen: Man muß auch sagen, 
dieser § 21 nur auf eine über das jeweils gel- daß wir uns manche Sanierung von Gefahren­
tende Bundesfinanzgesetz hinausgehende stellen heute ersparen könnten, hätte man in 
finanzielle Belastung des Bundes anzuwenden der Vergangenheit mit mehr Sorgfalt beim 
wäre, so darf ich doch bemerken, daß die Straßenbau gearbeitet, hätten die zuständi­
Präsidialkonferenz in ihrer 7. Sitzung vom gen Landesreferenten, die zuständigen Lan-
20. Juni 1966 zu diesem § 21 der Geschäfts- despolitiker in Planung und Ausführung des 
ordnung folgende Auffassung vertritt: Es wird Bundesstraßennetzes bessere Arbeit geleistet. 
festgestellt, daß auch für Initiativanträge, die Ich glaube, in dieser Hinsicht kommt der An­
Gesetzentwürfe zum Gegenstand haben, die trag zu spät. 
erst im folgenden Jahr in Kraft treten sollen, 
ein Bedeckungsvorschlag im Sinne des § 2 1  
Abs. 1 Geschäftsordnungsgesetz erforderlich 
ist.  

Dieser Bestimmung der Geschäftsordnung 
des Nationalrates trägt der vorliegende Ge­
setzesantrag j edoch nicht Rechnung, weil er 
keinerlei Bedeqmngsvorschlag enthält. 

Im übrigen, Hohes Haus, werden wir, so 
glaube ich, noch im Bautenausschuß Gelegen­
heit haben, über die im Antrag aufgezeigten 
Probleme zu reden. ICh glaube aber, daß die­
ser Antrag nicht nur im Bautenausschuß, son­
dern auch im Finanzausschuß bezüglich der 
Bedeckung einer Behandlung zugeführt wer­
den müßte. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Ich unterbreche nun diesen Punkt 
der Tagesordnung, um in die Behandlung der 
dringlichen Anfrage einzutreten. 

Es ilst 1<eider !der Herr Schr:iftfühfler, A'bge­
ordnet'er Z,eIilHng·er, momentan IlJicht .im HauSIe. 

Wir nehmen vielleicht noch den Herrn Dok­
tor Schmidt zur Debatte. Herr Abgeordneter, 
ich möchte Sie nur aufmerksam machen, daß 
ich Sie einige Minuten vor 17 Uhr unterbre­
chen werde. 

Abgeordneter Dr. Scbmidt (FPO) : Hohes 
Haus ! Ganz kurz, in wenigen Sätzen: 

Meine Fraktion begrüßt den Gedanken, der 
in ,dem vorliegenden Antrag der Kollegen Hel­
bich und Regensburger enthalten ist, weil wir 
j ede Initiative unterstützen, die darauf ab­
zielt, die Ursachen des Unfallgeschehens auf 
unseren Straßen abzubauen, weil wir j ede 
Initiative begrüßen, die darauf abgestellt ist, 
Leben zu erhalten und Sachwerte zu schützen. 
Der Trend zur weiteren Motorisierung auf 
unseren Straßen ist nun einmal nicht aufzu­
halten, ob uns das paßt oder nicht paßt; wir 
sollten die Augen davor nicht verschließen. 

Ich glaube, der Antrag ist in seinen Grund­
gedanken gut, er dient der Beseitigung der 

Man könnte auch sagen: Bei dem künftigen 
Ausbau, in der Zukunft werden wir diese Ge­
fahren stellen beseitigen. Nun glaube ich aber, 
dem Kollegen Helbich kommt es darauf an, 
nicht darauf zu warten, bis einige gefährliche 
Stellen im Zuge des Ausbaues beseitigt wer­
den, sondern er möchte ad hoc eine Art Paral­
lel-Aktion haben. Ich meine, in dieser Hin­
sicht sollten wir in Anbetracht der Unfall­
häufigkeit diesem Antrag nähertreten. 

Kollege Helbich hat hier schon auf die 
Expertise der Osterreichischen Gesellschaft für 
Straßenwesen verwiesen. Ich muß aber sagen, 
aus dieser Expertise geht hervor - es ist 
auch heute schon erwähnt worden -, daß es 
nicht nur Baurnaßnahmen sein müssen, die 
gefährliche Stellen entschärfen. 

Es genÜJgten laJuch .da und dort 'eine beSlseI1e 
Verkehrsregelung, die Anbringung von Ver­
kehrs streifen, Signalampeln; für diese Maß­
nahmen ist der Bautenminister gar nicht zu­
ständig. Daher glaube ich, daß es falsch ist, in 
der Vollziehungsklausel dieses Antrages und 
des künftigen Gesetzes nur den Bautenmini­
ster damit zu befassen. Ich glaube, es müßten 
hier mehr Bundesbehörden befaßt werden. 

Mir :sche'int ü'berhaJupt - und :daJS muß 'ich 
zu meinem Bedauern sagen, Herr Kollege Hel­
bich - der Antrag etwas oberflächlich bear­
beitet worden zu sein, wenn man zum Beispiel 
die Straßenverkehrsordnung im Bundesgesetz­
blatt falsch zitiert und wenn man vergißt, die 
letzte Fassung des § 96/ 1 ,  die doch durch das 
Verkehrsrech ts-Anpassungsgesetz geändert 
worden ist, hier in den Gesetzesantrag aufzu­
nehmen. Denn dadurch, durch das Verkehrs­
rechts-Anpassungsgesetz, BGBL 274/197 1 ,  be­
kommt ja der § 96/1 erst die j etzige gültige 
Fassung. Das steht gar nicht im Antrag drin; 
ich glaube, hier hätte man etwas sorgfältiger 
arbeiten müssen. 

Wir vermissen auch in dem Antrag die Aus­
sage, woher die 100 Millionen Schilling kom­
men sollen. Es wurde hier allerdings näher 

24. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)74 von 98

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 24. Sitzung - 15. Feber 1972 1875 

Dr. Sdunidt 

erläutert, daß es sich nicht um zweckgebun­
dene Mittel aus d er Bundesmineralölsteuer 
handeln soll. Aber ich .glaube, das hätte mit 
einem Bedeckungsvorschlag - und da stimme 
ich in der Kritik mit meinem Vorredner über-
ein - in den Antrag mit hineinkommen müs-
sen. 

Meine Damen und Herren! Uber eines soll-
ten wir uns keiner Täuschung hingeben: Wir 
können von hier aus mit einer Aktion nur die 
eine Seite des Unfall geschehens beeinflussen, 
die andere Seite lie gt beim Kraftfahrer, die 
liegt beim Menschen. Selbst wenn wir Kreu­
zungen sanieren mit viel Geld, mit viel Auf­
wand, die Menschen aber weiter verantwor­
tungslos, weiterhin gedankenlos fahren und 
die Verkehrsregeln mißadlten, nützt die 
Aktion des Gesetzgebers gar nichts. 

Ich glaube, auch hier muß man warnen und 
appellieren, daß von seiten des Kraftfahrers 
alles getan wird, um die Unfallhäufigkeit hint­
anzuhalten. Dem G rundgedanken des Antra­
ges stimmt meine Fraktion zu. (Beifall bei der 
FPO.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Im Sinne des gestellten Antrages nehme ich, 
falls kein Widerspruch erhoben wird, die 
sofortige Zuweisung des Antrages 1 6/A an 
den Bautenausschuß vor. - Widerspruch wird 
nicht erhoben. Der Antrag 1 6/A ist somit dem 
Bautenausschuß zugewiesen. 

DringlicheAnfragederAbgeordnetenDr.Eduard 
Moser, Dr. Broesigke und Geno.ssen an den 

Bundeskanzler betreffend UNIDO-Projekt 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur Be­
handlung der dringli chen Anfrage. 

Ich bitte zunächst den Herrn Schriftführer 
Abgeordneten Zeillinger, die Anfrage zu ver­
lesen. 

Schriftführer Zeillinger: Dringliche Anfrage 
der Abgeordneten Dr. Moser, Dr. Broesigke 
und Genossen an den Bundeskanzler betref­
fend UNIDO-Projekt. 

Zunächst wurde eine Internationale Amts­
sitz- und Konferenzzentrum Wien, Aktien­
gesellschaft (IAKW) gegründet. 

Obwohl ein diesbezüglicher Gesetzentwurf 
vom Bundesministerium für Finanzen erst am 
1 8. November 1 97 1  zur Begutachtung ausge­
sendet worden ist, h at sich diese Gesellschaft 
schon durch einen s ogenannten Koordinator­
vertrag gegenüber einer ebenfalls neu gegrün­
deten "Arbeitsgemeinschaft Wien" verpflich­
tet. Diese Arbeitsgemeinschaft, der die gesamte 
Koordination und Uberwachung, die Ablauf-, 

Termin- und Kostenplanung, die technisch­
gesdläftliche Oberleitung, die Kostenabrech­
nung und auch d i e  örtliche Bauaufsicht über­
tragen wurde, besteht aus folgenden Firmen: 

a} DrAng. Walter DIWI KG , Essen 

b) Austroplan, Osterreichische Planungsges. 
m. b. H., 

c) Siemens AG Osterreich, Wien. 
Hiebei liegt die Federführung bei der 

Dr.-Ing. Walter DrWI KG. Dieses Unternehmen 
ist mit dem UNIDO-Projekt in seltsamer Weise 
mehrfach verknüpft. 

Das Büro DrAng. Walter war als Gut­
achter bei der Vergabe des Architektenauf­
trages, durch Erstellung des Wirtschaftlich­
keitsgutachtens entscheidend tätig, wirkte für 
das Staber-Proj ekt durdl Ausarbeitung des 
Makro-Netzplanes mit und ist nun hauptver­
antwortliches Aufsichtsorgan für die Ausfüh­
rung des Vorhabens. 

Einen weiteren mysteriösen Vorgang stellt 
die Vergabe des Planungsauftrages für alle 
technischen Einrichtungen (Elektro-, Maschi­
nenbau, Klima, Kommunikation) an die Firma 
ALLPLAN dar. Der Geschäftsführer dieser 
Firma ALLPLAN, Prof. Dipl.-Ing. Nikolaus 
Amiras, ist nicht nur gleichzeitig Geschäfts­
führer der Ausführungsfirma ZENTI, sondern 
spielte im Zuge der Vergabe des Architekten­
auftrages eine ähnliche Rolle wie Dr.-Ing. Wal­
ter. 

In einer entscheidenden Sitzung des zustän­
digen Ministerkomitees vom 1 3. Juli 1 970 
waren als Experten neben Professor Roland 
Rainer nur Prof. Amiras und Dr.-Ing. Wal­
ter beigezogen. 

Es ist bemerkenswert und aufklärungs­
bedürftig, daß gerade die Weichensteller bei 
der Entscheidung über die Vergabe des Archi­
tektenauftrages nun bei diesem lukrativen 
Auftrag Hauptnutznießer sind. Unter Ausschal­
tung der österreichischen Ziviltechniker geht 
jetzt durch die Betrauung der Dr.-Ing. Walter 
DIWI KG nicht nur ein bedeutender Auftrag 
an eine ausländische Firma, sondern man 
setzte sich auch bei den Firmen Austroplan 
und Siemens über das Fehlen einer entspre­
chenden Berechtigung hinweg. 

Das ist auch der Grund, weshalb sich die 
unterzeichneten Abgeordneten heute zur Ein­
bringung einer weiteren dringlichen Anfrage 
an den Herrn Bundeskanzler ver anlaßt sehen. 
Diese Anfrage richtet sich an den Bundes­
kanzler, weil er im Gegenstand stets feder­
führend agiert und seine Zuständigkeit in die­
ser Frage auch vor dem Parlament (Steno·· 
graphisches Protokoll, XII .  GP, 33. Sitzung 
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vom 3. Februar 197 1 ,  Seite 2690) mit Nach- dere die Grundsätze der ONORM A 2050 
druck unterstrichen hat. Beachtung gefunden? 

Auch aus den Uberlegungen, die dem 
UNIDO-Untersuchungsausschuß des Parla­
ments zur Verfügung stehen, geht mit aller 
Deutlichkeit hervor, daß der Herr Bundeskanz­
ler in dieser Frage äußerst aktiv gewesen ist. 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen 
daher an den Herrn Bundeskanzler folgende 

A n f r a g e : 
1 .  Wann und von wem wurde der "Inter­

nationales Amtssitz- und Konferenzzentrum 
Wien AG" (im folgenden kurz "IAKW-AG" 
bezeichnet) die Planung, Errichtung, Erhaltung, 
Verwaltung und Finanzierung des als Bundes­
gebäude zu errichtenden Internationalen Amts­
sitz- und Konferenzzentrums Wien übertra­
gen? 

2. Wann und auf wessen Veranlassung 
wurde zwischen der IAKW-AG und der "Ar­
beitsgemeinschaft Wien", welche sich aus den 
Firmen 

Dr.-Ing. Walter DIWI KG, Essen 
Austroplan. Osterreichische 

ges. m. b.  H., Wien 
Planungs-

Siemens AG Osterreich, Wien 
zusammensetzt, der sogenannte "Koordinator­
vertrag" abgeschlossen? 

7.  Wodurch ist nadlgewiesen, daß die drei 
in der "Arbeitsgemeinschaft Wien" zusam­
mengefaßten Unternehmungen tatsächlich be­
fugt sind, die ihnen übertragenen Leistungen 
in Osterreich zu erbringen? 

8. Welche zwingenden Gründe haben es ver­
hindert, österreichische Ziviltechniker, die 
nach dem Willen des Bundesgesetzgebers 
gerade zu den im Koordinatorvertrag ange­
führten Treuhänderaufgaben eigens berufen 
und deswegen auch vereidigt und im Inter­
esse der Offentlichkeit einem strengen Diszi­
plinarrecht unterworfen sind, zu diesen Auf­
gaben heranzuziehen? 

9. Welche konkreten Versuche wurden 
unternommen, gesetzlidl zu solchen Aufgaben 
eigens bestellte österreichische Ziviltechniker 
mit den in Rede stehenden Aufgaben des 
Koordinatorvertrages zu betrauen, und was 
war allenfalls der Grund dafür, weshalb es zu 
einer solchen Auftragserteilung nicht gekom­
men ist? 

In formeller Hinsicht wird beantragt, diese 
Anfrage gemäß § 13 der Gesdläftsordnung des 
Nationalrates dringlich zu behandeln und dem 
Erstunterzeichner Gelegenheit zur Begründung 
zu geben. 

Präsident: Danke. 
3. Wann und auf wessen Veranlassung 

wurde zwischen der IAKW-AG und der Firma Ich erteile nunmehr dem Herrn Abgeordne­
ALLPLAN, Wien, deren Geschäftsführer und ten Dr. Eduard Moser als erstem Anfrage­
Gesellschafter Prof. Amiras, Wien, ist, steIler zur Begründung der Anfrage gemäß 
welcher gleichzeitig Geschäftsführer der § 73 der Geschäftsordnung das Wort. 
Firma ZENTI, Zentralheizungsgesellschaft 
m. b.  H., Wien, ist, welches Unternehmen wie­
der zu 50 Prozent im Besitz der Osterreichi­
schen Rohrbau Ges. m. b.  H. steht, welche 
ihrerseits wieder Gesellschafter der Firma 
ALLPLAN ist, ein Vertrag abgeschlossen, mit 
welchem die ALLPLAN mit der Planung tech­
nischer Einrichtungen des UN-City-Vorhabens 
beauftragt wurde (Zentralheizung, Elektro­
Maschinenbau etc.) ?  

4. Stimmt es, daß die Gutachten von DrAng. 
Walter und Prof. Amiras zur Entschei­
dungsfindung bei der Vergabe des Architek­
tenauftrages beigetragen haben? 

5. Wann wurde von wem und zu welchen 
Kosten der Firma Dr.-Ing. Walter OIWI KG 
der Auftrag zur Erstellung des Makro-Netz­
planes erteilt, der dem nunmehrigen "Koordi­
natorvertrag" gemäß dessen § 2 zugrunde 
liegt? 

6. Haben bei der Beauftragung der soge­
nannten .. Arbeitsgemeinschaft Wien" die für 
Bundesbauten geltenden Richtlinien, insbeson-

Abgeordneter Dr. Eduard Moser (OVP) : 
Hohes Haus! Es erscheint mir zweckmäßig, 
vor allem auch mit Rücksidlt auf jene Damen 
und Herren, die mit der Materie nicht so ver­
traut sind, kurz auf die Entwicklung einzu­
gehen, die zu dieser dringlichen Anfrage ge­
führt hat. 

Uber ein Jahr besdläftigt sich das Parla­
ment nun bereits mit den Vorgängen um das 
Milliardenprojekt eines Internationalen Amts­
sitz- und Konferenzzentrums in Wien. Dort, 
wo jetzt der Donauturm etwas einsam aus 
der Stromniederung ragt, soll ein gewaltiger 
Gebäudekomplex dem Stadtbild eine neue 
Prägung geben. 

Der Bund und die Stadt Wien hatten die 
Architekten der ganzen Welt im Jahre 1 969 
eingeladen, Projekte auszuarbeiten: für die­
ses große internationale Konferenzzentrum 
Osterreichs und dafür, daß die UNIDO und 
die Internationale Atomenergiebehörde, zwei 
Organisationen der Vereinten Nationen, einen 
ständigen Amtssitz hier in Wien erhalten. 
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Die Weltelite der Architekten ,  273 Archi� aus der Welt schaffen. Das kann auch nidlt die 
tektenteams aus 36 Staaten, investierte viel Aufgabe der Opposition sein. Darum hätte sich 
Zeit und Geld in diesen Ideenwettbewerb, doch in erster Linie die Bundesregierung und 
was für Osterreichs internationale Geltung der Herr Bundeskanzler zu bemühen. (Beifall 
zweifellos von erfreulichem Wert sein könnte. bei der OVP.) 

Eine internationale Jury unter Vorsitz des Die Vorgangsweise der Bundesregierung 
Präsidenten des Weltarchitektenverbandes hat seither ist aber durchaus nicht geeignet, den 
aus den Projekten ganz klar einen ersten, vor einem Jahr erhobenen Verdacht auf Schie­
zweiten, dritten und vierten Preis vergeben. bung zu zerstreuen. Ja es ist zu befürchten, 

In den Wettbewerbsbestimmungen war ver� 
bindlich festgelegt, daß der erste Preisträger 
mit der Durchführung der Planungsarbeiten 
zu beauftragen ist (Ruf bei der SPO: Falsch!), 
wenn nicht "zwingende und triftige Gründe" 
dagegen sprechen - Text des Juryprotokolls 
und der Ausschreibung. 

Die Regierung Kreisky hat sich aber nicht 
dem ersten, sondern dem vierten Preisträger 
zugewendet. Der Herr Bundeskanzler hat hier 
im Parlament am 18. Dezember 1 970 mit Hand­
schlag dem Architekten Staber den Auftrag 
erteilt. An diesem Vorgehen, meine Damen 
und Herren, entzündete sich nun die heftige 
Kritik im In- und Ausland, in der Presse, in 
der Architektenschaft. 

Die Angelegenheit kam erstmals am 14. Jän­
ner 1971 im Plenum des Nationalrates zur 
Sprache. Erklärungen, die der Herr Bundes­
kanzler bei dieser Gelegenheit abgab und die 
unserer Auffassung nach nicht den Tatsachen 
entsprachen, veranlaßten die Fraktion der 
Volkspartei, am 3. Februar 197 1  eine dring­
liche Anfrage einzubringen. (Abg. P a  y: Die 
danebengegangen ist!) 

Damals hatte sich der Verdacht verdichtet, 
daß im Zusammenhang mit der Vergabe des 
Architektenauftrages Wettbewerbsregeln des 
internationalen Architektenwettbewerbes, also 
vertragliche Verpflichtungen des Staates, ver� 
letzt worden seien. In der Folge könnte der 
Republik Osterreich, so wurde damals fest� 
gestellt, ein Schadenersatzprozeß drohen und 
damit große materielle, aber vor allem auch 
ideelle und moralische Schäden in der Welt� 
öffentlichkeit. 

Als damals meine Fraktionskollegen Zei� 
tungsmeldungen zitierten, in denen von einer 
Schiebung, j a  in manchen sogar von einer 
"gigantischen Schiebung" die Rede war, da 
bradl in den Reihen der sozialistischen Frak­
tion ein Sturm der Entrüstung aus. Es hagelte 
Zwischenrufe, die in der Beschimpfung meines 
Kollegen als "Rotznase" kulminierten. 

Nun, ich meine, wenn in der Offentlidlkeit, 
wenn in der in- und ausländischen Presse, ja  
sogar im britischen Parlament, meine Damen 
und Herren, der österreichischen Regierung 
Schiebung nadlgesagt wird, dann kann man 
das nicht durdl Geschrei hier im Hohen Haus 

daß dieser Vorwurf neue Nahrung erhalten 
hat. 

Ich mödlte kurz auf den Verlauf der De­
batte zur dringlichen Anfrage vor einem Jahr 
am 3. 2. 1971  eingehen. In vier Wortmeldun­
gen hat der Herr Bundeskanzler seitenweise 
aus einem Dokument verlesen, das damals 
nur ihm allein zur Verfügung stand, das aber 
nun heute für diese dringliche Anfrage eine 
besondere Bedeutung erhalten hat. Er selbst 
hat es als Protokoll über ein sogenanntes 
Hearing vom 1 3. Juli 1 970 bezeichnet, bei 
dem in Anwesenheit von Fachberatern vom 
erweiterten Ministerkomitee die Entschei­
dungsgrundlagen für die Vergabe des Archi­
tektenauftrages erarbeitet wurden. 

Es ist bezeichnend für die Taktik des Herrn 
Bundeskanzlers, daß er durch Verlesung lan­
ger Zitate unter anderem die Auffassung ver­
breiten wollte, daß eigentlich gar keine Preise 
vergeben worden sind, daß man höchstens 
gleiche Preise vergeben wollte, daß die Jury 
bei ihrer Auswahl nur "Wege" aufzeigen 
wollte und so weiter. 

Ich kann dem Herrn Bundeskanzler die An­
erkennung nicht versagen, daß es ihm dabei 
gelungen ist, einen beachtlichen Nebelvor­
hang vor die ganze Materie aufzuziehen. (Abg. 
Dr. Z i t t m  a y r: Seine Stärke!) Der Herr Bun­
deskanzler hätte sich einen Teil der Debatte 
erspart, wenn er damals das verlesen hätte, 
was er nach dem Wortlaut dieses Protokolls, 
das damals nur ihm zur Verfügung stand, 
festgestellt hatte. Nachdem er sich die ver­
schiedenen Meinungen angehört hatte, sagte 
er, daß, wie immer man die Sache retrospek­
tiv betrachtet - so sein Ausdruck -, juri­
stisch ganz einwandfrei feststehe, daß es einen 
ersten, zweiten, dritten und vierten Preis gibt. 
Wenn er das aus dem Protokoll verlesen hätte, 
meine Damen und Herren, dann hätte sich der 
Herr Vizekanzler Häuser nicht zum wider­
holten Zwischenruf hinreißen lassen: Die Jury 
hat keinen Preis verliehen, die Jury hat nidlt 
gereiht! Er hat das fünfmal getan, und man 
sieht, der Taktik des Herrn Bundeskanzlers 
fallen auch eigene Gefolgsmänner zum Opfer. 
(Abg. 0 t e n b ö e  k: Nicht zum ersten Mal!) 

Ich habe dieses Detail, meine Damen und 
Herren, gebracht, weil ich daran das Ersuchen 
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an den Herrn Bundeskanzler knüpfen möchte, 
das Parlament heute nicht wieder durch län­
gere Vorlesungen am Faden zu halten, son­
dern auf die gestellten Fragen nach bestem 
Wissen klare Antworten zu geben. (Beifall 
bei der OVP.) 

Die Debatte zur dringlichen Anfrage vor 
einem Jahr hat damit geendet, daß Klub­
obmann Professor Koren die Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses beantragt hat. Die­
ser Untersuchungsausschuß hat in sehr sorg­
fältiger Arbeit mit immer deutlicher werden­
der Klarheit herausgefunden, daß die Wett­
bewerbsregeln tatsäChlich verletzt erscheinen, 
weil die in der letzten Ausschreibung als ein­
ziger Ausschließungsgrund für den ersten 
Preisträger vorgesehenen zwingenden und 
triftigen Grunde nirgends in den 36 Unter­
lagen, die uns Bautenministerium und Kanz­
leramt geliefert haben, zu finden waren und 
weil alle über diese Frage vernommenen 
Personen nichts angeben konnten. 

Der Untersuchungsausschuß hat dann wegen 
der vorzeitigen Parlamentsauflösung, wegen 
des vorzeitigen Endes der Legislaturperiode 
seine Arbeit einstellen müssen, er wird sie 

' nun fortsetzen. (Abg. G r a t z: Uber SPO­
Antrag wird er sie fortsetzen, Herr Kollege!) 
Das lasse ich gern gelten, Herr Klubobmann. 

In der Zwischenzeit wurden aber in Verfol­
gung des Großprojektes neue Maßnahmen ge­
setzt, die die seltsamen Vorgänge rund um 
die Vergabe des Architektenauftrages bei wei­
tem zu übertreffen scheinen. Das ist auch der 
Grund, weshalb sich die unterzeichneten Ab­
geordneten heute zur Einbringung einer wei­
teren dringlichen Anfrage an den Herrn Bun­
deskanzler veranlaßt gesehen haben, 

Diese Anfrage geht deshalb an den Herrn 
Bundeskanzler, weil er im Gegenstand stets 
federführend agiert und seine Zuständigkeit 
in dieser Frage vor dem Parlament laut steno­
graphischem Protokoll über die 33. Sitzung 
mit Nachdruck unterstrichen hat. 

Auch aus den Unterlagen, die dem UNIDO­
Untersuchungs aussChuß des Parlaments zur 
Verfügung stehen, geht mit aller Deutlichkeit 
hervor, daß sich der Herr Bundeskanzler für 
diesen Fragenkomplex kompetent, entschei­
dungsbefugt und verantwortlich betrachtet. 

Zum besseren Verständnis des heutigen 
Debattengegenstandes muß ich mich zunächst 
einmal mit der Argumentation des Herrn Bun­
deskanzlers und jener Personen befassen, die 
diese Argumentation stützten. 

Gegen den zentralen Vorwurf, der im In: 

und Ausland und im Parlament erhoben 
wurde, die Wettbewerbsregeln seien verletzt 

worden, hat sich der Herr Bundeskanzler 
immer mit zwei Hauptargumenten zur Wehr 
gesetzt. Einerseits berief er sich auf das Gut­
achterkollegium unter Leitung von Professor 
Rainer und die Beratungen im erweiterten 
Ministerkomitee, andererseits darauf, daß das 
Projekt des ersten Preisträgers zu teuer gewe­
sen sei. 

Schon am 14 .  Jänner 1 97 1  sagte der Kanz­
ler im Parlament wörtlich: "Dieses Projekt 
ist infolge seiner übergroßen Kosten - es 
handelte sich hier um einen Milliarden­
betrag - ausgeschieden worden." 

In der Beantwortung der dringlichen An­
frage stützte sich der Kanzler immer wieder 
auf die Ausführungen von Mitgliedern des 
Gutachterkollegiums, vor allem auf die Bera­
tungen des Ministerkomitees vom 13.  Juli 
1 970, was der Kanzler "Hearing" nannte. Er 
zitierte wörtlich: 

"Die Aufgabe der Fachberater bestand viel­
mehr darin, rechenbare Grundlagen zu erarbei­
ten, wie aus den zum Teil umfangreichen Gut­
achten ersehen werden kann." 

Auf die Frage des Herrn Abgeordneten Dok­
tor Broesigke, was der Kanzler unter zwin­
genden und triftigen Gründen verstehe, er­
klärte der Kanzler wörtlich: 

"Unter triftigen Gründen war zu verstehen, 
daß das Projekt 1 in der Reihung der Jury ein 
wesentlich teureres Projekt war . . " daß man 
ganz besondere Maßnahmen zur Verfestigung, 
Planierung und Verankerung in der Erde hätte 
vorsehen müssen, wofür sehr hohe Beträge 
erforderlich gewesen wären, sodaß das Pro­
jekt Pelli um über 1 Milliarde Schilling teurer 
gekommen wäre als das billigste. Das hat 
diese Kommission neben anderen Uber­
legungen als triftigen Grund betrachtet. Mehr 
als 1 Milliarde Schilling Mehrkosten ist, so 
jedenfalls glaube ich, ein triftiger Grund," 
Seite 2691 des stenographischen Protokolls. 

Meine Damen und Herren I Wer sind nun 
jene Personen, die dem Herrn Bundeskanzler 
diese Argumente geliefert haben? 

Da ist einmal das sogenannte Wirtschaft­
lichkeitsgutachten, das das Kostenargument 
lieferte und das nach Ansicht vieler Fachleute 
so grobe Mängel enthält, daß die beiden inter­
nationalen Organisationen überhaupt abge­
lehnt haben, es zur Diskussionsgrundlage zu 
nehmen. Den Herrn Bundeskanzler hat das 
nicht gestört. 

Dieses Gutachten stammt von einem deut­
schen Unternehmen, vom Büro DrAng. Wal­
ter DIWI KG, Essen. Ich darf Sie, meine 
Damen und Herren, bitten, sich den Namen 
DrAng. Walter fürs erste zu merken. 
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Das zweite Hauptargument war das Ergeb­
nis des Hearing. Wer waren die Gutachter, 
die bei diesem Hearing aus dem neunköpfigen 
GutaChterkollegium auserkoren waren, als 
Fadlberater dem erweiterten Ministerkolle­
gium Rede und Antwort zu stehen? Auf wel­
che hat sich der Herr Bundeskanzler Doktor 
Kreisky gestützt? Es waren 32 Personen an­
wesend: Minister, Vertreter der Stadt Wien, 
Beamte, und neben Dr. Roland Rainer nur 
zwei Fachberater, Herr Dr.-Ing. Paul Walter 
und als zweiter Herr Professor Dr.-Ing. Niko­
laus Amiras, der für die Klimaanlage, also für 
d as Konzept der Klimatisierung der Projekte, 
zuständig war. Auch diesen Namen bitte ich 
Sie, s ich zu merken. (Zwischenrufe und Un­
ruhe.) 

Warum habe ich Sie gebeten, sich diese 
Namen zu merken? Deshalb, weil normaler­
weise die Aufgabe eines Gutachters oder 
Jurors mit der Entscheidung eines Wett­
bewerbs beendet ist. So steht es in allen inter­
nationalen Wettbewerbsregeln. Es ist auch 
klar : Die Unparteilichkeit eines Jurors ist nur 
dann gegeben, wenn er von der Ausführung 
des Projektes ausgeschlossen ist. 

Nicht so aber in diesem Fall. Die Rolle von 
Dr.-Ing. Walter und Professor Amiras (leise 
B emerkung bei der OVP) war mit dem 
Weichenstellen bei der Wettbewerbsent­
scheidung verblüffenderweise keineswegs be­
endet. Nach der Entscheidung am 18. Dezem­
ber 1 970 zugunsten des Projektes Staber wurde 
für die Bauausführung vom Bund und der 
Gemeinde Wien zunächst eine Aktiengesell­
schaft mit dem klangvollen Namen Internatio­
nales Amtssitz- und Konferenzzentrum Wien 
Aktiengesellschaft, kurz IAKW, gegründet. 
(Aufkommende Zwischenrufe bei der SPO.) 

Obwohl das Finanzierungsgesetz für diese 
Aktiengesellschaft noch nicht im Nationalrat 
war - es befindet sich noch im BegutaCh­
tungsverfahren, Herr Kollege Libal -, also 
obwohl wir es noch gar nicht gesehen haben, 
wird auf Grund des § 1 dieses Gesetzes von 
der Gesellschaft bereits eine Aktivität entfal­
tet, die unheimlich ist. (Anhaltende Zwischen­
rufe.) 

Die Gesellschaft hat bereits zwei der bedeu­
tendsten Verträge abgeschlossen. Der eine ist 
der Koordinatorvertrag mit einer ebenfalls 
neugegründeten Firma, der "Arbeitsgemein­
schaft Wien" .  Dieser Firma wird durch diesen 
Vertrag die gesamte Koordination, die Uber­
wachung, die Oberleitung und die Bauaufsicht 
über dieses Unternehmen übertragen. (Anhal­
tende Unruhe bei der SPO.) 

Aber die Aktiengesellschaft hat einen zwei­
ten Vertrag abgeschlossen mit der Firma ALL­
PLAN. Dieses Unternehmen erhält die Planung 
aller technischen Einrichtungen des Gesamt-

projektes übertragen. Nun ergibt sich die 
Frage . . . (Zwischenrufe. - Abg. W e i s  z: 
Das ist eine Rassendiskriminierung!) Ich 
nehme an, diese Zwischenrufe gehören nicht 
zur Sache. (Zwischenrufe bei der SPO. - Der 
P r ä  s i d e n  t gibt das Glockenzeichen . -
Abg. Dr. F i s  c h e r: Wir interessieren uns 
nur dafür, ob diese antisemitische Außerung 
hier gehört wurde und im Protokoll enthalten 
sein wird! - Abg. L i  b a 1: Diese Rassendis­

kriminierung kann er sich abgewöhnen!) 

Nun ergibt sich die Frage, wann und von 
wem . . . (Weitere Zwischenrufe bei der SPO.) 
Ich bin hier an keine Zeitbeschränkung gebun­
den, ich habe ja Zeit. 

Es ergibt sich die Frage: Wann und von 
wem wurde dieser Aktiengesellschaft eigent­
lich die vom Bautenministerium wahrzuneh­
mende Aufgabe der Errichtung, Verwaltung 
und Planung des großen Vorhabens übertra­
gen? Wann war das und von wem ist das 
geschehen? Wieso schließt die Aktiengesell­
schaft bereits derart wichtige Verträge ab, 
wenn das alles erst im Gesetz im Parlament 
geregelt werden soll? (Heftige Zwischenrufe 
zwischen Abgeordneten der SPO und 
OVP. - Abg. L i  b a 1: Das haben alle gehört! 
- Ruf bei der SPO: Das hat einmal der Herr 
Scheibenreif gemachtl) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): 
Meine Damen und Herren! Ich bitte um Ruhe ! 
(Neuerliche Zwischenrufe. - Ruf bei der 
SPt): Der Herr Abgeordnete Mitterer hat es 
doch auch gehörtl) 

Abgeordneter Dr. Eduard Maser (fortset­
zend) : Meine Damen und Herren! Schon bei der 
Debatte zum Budgetüberschreitungsgesetz am 
23. Juni 197 1  wurde eine Kapitalbeteiligung 
des Bundes von 6,5 Millionen Schilling be­
schlossen. Schon damals habe ich hier im 
Hohen Hause gebeten, die Regierung möge 
doch über Zwe<k und Aufgabe der neuen 
Aktiengesellschaft berichten; vor allem über 
die ungewöhnliche Vorgangsweise, die zur 
Bildung dieser Aktiengesellschaft vorgesehen 
war und durchgeführt wurde. 

Da meinem Versuch, einen Einbli<k beim 
zuständigen Beamten des Finanzministeriums 
zu bekommen, kein Erfolg beschieden war 
- damals hat mir Abgeordneter Lanc in einem 
Zwischenruf folgenden Rat gegeben: "Gehen 
Sie in das Register und schauen Sie dort 
nach!  Das machen nämlich die Journalisten, 
wenn sie etwas wissen wollen'" -, haben wir 
diesen Rat des Herrn Abgeondneten Lane be­
folgt. 

Der Einblick in dieses Handelsregister und 
die Texte der Verträge, meine Damen und 
Herren, enthüllen die unfaßbare Tatsache, daß 
den Gutachterschlüsselfiguren Dr.-Ing. Walter, 
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DIWI KG, Essen, und Professor Amiras bezie­
hungsweise den Unternehmen, in denen diese 
Personen Spitzenpositionen einnehmen, Auf­
träge über der Hundert-Millionen-Schilling­
Grenze zugeschanzt worden sind. (Ruf bei der 
OVP: Schiebung!) Wenn das nicht merkwür­
dig ist! Man müßte fast meinen, es klingt 
irgendwo an die Nomenklatur an, daß etwas 
zugeschoben wird. Das ist ja im Strafgesetz 
nicht verankert, aber in der allgemeinen 
Sprachregelung heißt das eben Schiebung. 

Meine Damen und Herren ! Die Arbeits­
gemeinschaft Wien, mit der dieser Vertrag 
abgeschlossen wurde - woraus besteht sie? 
Aus dem Herrn Dr.-Ing. Walter DIWI KG, 
Essen, aus der AUSTROPLAN und aus der 
Siemens AG Osterreich. Frisch gegründet. Die 
Federführung hat nicht etwa ein österreichi­
sches Unternehmen, die Federführung hat die 
Dr.-Ing. Walter DIWI KG, Essen, die damit als 
ausländisches Unternehmen zum Hauptnutz­
nießer eines Auftrages mit einem Gesamt­
volumen von 148 Millionen Schilling gewor­
den ist l (Abg. G r a t  z: Wer ist denn an der 
AUSTROPLAN beteiligt?) 

So nebenbei sei noch vermerkt, daß es 
schleierhaft ist, wieso man die beiden anderen 
Firmen in diese Arbeitsgemeinschaft einbe­
zogen hat. Die AUSTROPLAN hat ihr Unter­
nehmensziel im Ausland, die Siemens AG ist 
mit der Herstellung und dem Vertrieb von 
industriellen Erzeugnissen auf dem Gebiet der 
Elektrotechnik befaßt. Beide Unternehmen er-
scheinen ja gar nicht befugt, 
Bauvorhaben zu verwirklichen. 

ein derartiges 

Herr Dr.-Ing. Walter ist ja mit dem gesam­
ten Wettbewerb noch verknüpft, meine Damen 
und Herren! Nicht nur, daß er der Haupt-

! gutachter war und dem Herrn Bundeskanzler 
das Hauptargument in umstrittener Weise 
geliefert hat, nicht nur, daß er den Koordi­
natorvertrag federführend abgeschlossen hat, 
j a  man ist fassungslos : Er hat auch die Aus­
arbeitung des Makro-Netzplanes für das Sta­
ber-Projekt durchgeführt. Meine Damen und 
Herren ! Wenn das keine Verquickung 

-
des 

Gutachters mit dem beauftragten Architekten 
ist, dann weiß ich nicht, wie man das bezeich­
nen soll. (Abg. Dr. T u  1 1 : So etwas muß man 
sich anhören! Das ist der Faschingdienstagl 
Ein Faschingsscherz! - Abg. Dr. K o r  e n: Für 
Sie kann das ein Faschingsscherz sein! Für­
wahr, so genau nehmen Sie es!) 

Nun möchte ich mit dem Dr.-Ing. Walter 
Schluß machen. Vielleicht werden in der De­
batte meine Kollegen noch Anlaß finden, sich 
etwas genauer mit den interessanten Einzel­
heiten zu befassen. 

Nun zum zweiten Vertragswerk. Dieses 
wurde zwischen der AG und der Firma ALL­
PLAN abgeschlossen. Und hier sieht man, wie 
sehr System in der Sache drinnen ist. Wer 
ist bei der Firma ALLPLAN Gesellschafter? 
Der Herr Professor Amiras. Wer ist Geschäfts­
führer? Der Herr Professor Amiras! (Abg. 
Anton S c  h 1 a g e r: Das ist eine Gaudil) Und 
der Firma ALL PLAN ist noch die Firma ZENTI, 
ein Ausführungsunternehmen, angeschlossen. 
Und wer ist Geschäftsführer von ZENTI? Herr 
Professor Amiras ! (Abg. Dr. Marga H u b  i­
n e  k: Ein vielseitiger Mann!) Es ist somit also 
von der Aktiengesellschaft die Planungs­
firma in sehr praktischer Weise gleich mit 
dem Ausführungsunternehmen gemeinsam 
beauftragt, gekoppelt, wobei die Harmonie 
zwischen beiden Unternehmen auCh darin be­
steht, daß sie räumlich ineinander verknüpft 
sind, daß sie im gleichen Haus und im gleichen 
Stockwerk untergebraCht sind. 

Ich glaube, Herr Bundeskanzler, es wird 
Ihnen niCht leichtfallen, diese "Zufälligkeiten" 
plausibel zu machen. Man schanzt siCh Auf­
träge zu, oder Sie können auch sagen, man 
schiebt sich Aufträge zu, und das Wort 
"Schiebung", das hier in der Presse gefallen 
ist, muß dadurch j a  Nahrung erhalten, meine 
Damen und Herren, statt diesem Wort ent­
gegenzutreten. (Beifall bei der OVP.) 

Wieso kommt es, daß allen Gepflogenheiten 
zum Trotz gleich zwei Gutachter zu lukrativen 
Auftragsempfängern werden konnten? Das ist 
stets und überall in Rechtsstaaten unverein­
bar ! Ein ausländisches Büro noch dazu, die 
Dr.-Ing. Walter DIWI KG und die Firma des 
Professor Amiras. Warum werden diese so 
begünstigt, daß dadurch die gesamte öster­
reichische Ziviltechnikerschaft und andere 
Wirtschaftszweige von diesem Großbauvor­
haben ausgeschlossen bleiben? (Abg. Anton 
S c  h 1 a g e r: Schon wieder der Slavik!) 

Wie erklärt man sich den Widerspruch, 
meine Damen und Herren von der Linken 
dieses Hauses? Bei der dringlichen Anfrage 
haben Sie sich zum Verfedüer des Patriotis­
mus gemacht, und jetzt wird ein Ausländer in 
so einer peinlichen Form bevorzugt I (Zwi­
schenruf des Abg. P a  y.) Worin ist denn Ihr 
Stimmungsumschwung begründet, Herr Kol­
lege Pay? Sie haben mir damals in meiner 
dringlichen Anfragebegründung dreimal zuge­
rurelIl: "Der -sprj-cht gegen -OstJelfreichl" Herr 
Abgeordneter Pay, ich erinnere miCh genau, im 
Protokoll nachlesen I Wodunn ist der Stim­
mungsumschwung denn herbeigeführt wor­
den? 

Damals bei der Beauftragung des ArChitek­
ten Staber die große Freude, daß ein Oster-
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reicher zum Zug kommt, und jetzt plötzlich 
wird ein Aus länder bevorzugt, der die gesamte 
Koordination, die Termin- und Kostenplanung, 
die technisch-geschäftliche Oberleitung der 
Bauausführung, die Kostenabredmung, die 
örtliche Bauaufsicht, noch dazu federführend, 
erhält! Meine Damen und Herren! Das ist eine 
Auslieferung dieses Großprojektes an eine 
ausländische Firma durch die österreichische 
Regierung ! (Beifall bei der OVP.) 

Wie sagte der Herr Exvizekanzler und frü­
here Klubchef der SPO hier am Schluß der 
Debatte zur dringlichen Anfrage ? - " . . .  wir 
sind nicht der Meinung, daß es eine ungeheure 
Schiebung i s t ,  wenn eine österreichische Bun­
desregierung bei einem internationalen Wett­
bewerb einem Osterreicher den Vorzug gibt." 

Meine Damen und Herren! Staber ist längst 
zur unbedeutenden Randfigur geworden. Er 
hat sich unlängst in einem Interview im 
"Stern" dage gen gewehrt: Er möchte endlich 
einmal wissen, warum er ausgewählt wurde, 
und er möchte nicht auf sidl sitzen lassen, daß 
es Schiebung war, daß er das Projekt bekom­
men hat. Sogar er ist von diesen Dingen unan­
genehm berührt. (Heiterkeit bei der SPO.) 
Das große G eschäft machen andere, vor allem 
der Auslände r  Dr.-Ing. Walter und seine DIWI 
KG. 

Wie sagte der Präsident des Gewerkschafts­
bundes am 3 .  Februar 1971 hier bei der De­
batte in einem Zwischenruf? - "Sind denn 
alle unsere Architekten unfähig?" 

Wer will uns einreden, daß unter den Tau­
senden von Architekten in Osterreich und den 
in Frage kommenden Unternehmen kein ande­
rer geeignet war, niemand für die Leitung der 
Ausführung in Betracht gekommen wäre als 
ausgerechnet die beiden Schlüsselfiguren unter 
den Gutachtern bei der Wettbewerbsentschei­
dung? 

Es hat, glaube ich, in Osterreich bei einem 
so großen Auftrag noch nie eine so enge Ver­
quickung von Personen, noch niemals so viele 
echte Unvereinbarkeiten, noch niemals Vor­
gänge, die nach Schiebung riechen, in solcher 
Dichte gegeben als diesmal. (Zustimmung bei 
der OVP. - Abg. S k r i t e k: Das ist ein 
"Stil"!) 

Eine Reihe von Institutionen hätten die 
gesetzliche Verpflichtung, dieses Treiben unter 
die Lupe zu nehmen und die Drahtzieher 
schonungslos ohne RüCksicht auf die Person 
zu entlarven : die Wirtschaftspolizei, der 
Rechnungshof. Heute aber, Herr Bundeskanz­
ler, verlangen wir von Ihnen Aufklärung, wie 
es zu solchen Verträgen überhaupt kommen 
konnte. Angesichts der Bedeutung dieses Pro-

jektes, die vom Herrn Bundeskanzler dahin 
unterstrichen wurde, daß er sagte, der öster­
reichische Steuerzahler werde dafür in gigan­
tischer Weise aufzukommen haben, angesichts 
des kritischen Interesses der internationalen 
Offentlichkeit, vor allem der Vereinten Natio­
nen, deren Generalsekretär es wahrlich pein­
lich sein muß, wenn solche Machinationen in 
Osterreich passieren, angesichts der erhobenen 
schwerwiegenden Vorwürfe der Schiebung im 
In- und Ausland ist die Dringlichkeit dieser 
Anfrage aufs höchste gegeben. Wir erwarten 
daher eine klare Antwort des Herrn Bundes­
kanzlers . (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundeskanzler. Bitte, Herr Kanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Zuerst einmal möchte ich fest­
stellen, daß ich der Auffassung bin : Wenn 
hier im Hohen Hause von einem Redner einer 
der Oppositionsparteien derart schwerwie­
gende und beleidigende Erklärungen abge­
geben werden, so kann ich diese Partei nur 
auffordern, gegen denjenigen, gegen den diese 
Behauptungen in so beleidigender und sChwer­
wiegender Weise aufgestellt werden, den 
Weg zu b eschreiten, den die Bundesverfassung 
hiefür vorsieht. (Beifall bei der SPO. - Zwi­
schenrufe bei der OVP.) Es ist der Weg der 
Ministeranklage. Der Weg der Ministeran­
klage ist einer, der gegangen werden kann. 
Ich stelle das fest (Zwischenrufe des Abg. 
S t a u  d i n g e r), weil schließlich und end­
lich auch derjenige nicht mundtot gemacht 
werden kann, der hier in niederträchtiger 
Weise beleidigt wird ! (Lebhafter Bei/all bei 
der SPO.) 

Zweitens möchte ich feststellen . . . (Anhal­
tende Zwischenrufe bei der OVP.) Zweitens 
möchte ich feststellen, daß am Vorabend . . . 
(Weitere lebhafte Zwischenrufe bei der OVP. 
- Rufe bei der SPO: Unerhört! Pfui! - Abg. 
S t a u  d i n g e r: Sie werden uns doch nicht 
das Recht verbieten, zu fragen ? - Ruf bei 
der OVP: Vom Rednerpu1t!) 

Zweitens möchte ich feststellen, daß am 
Vorabend der Herstellung eines Nahverhält­
nisses zur Europäischen Wirt schafts gemein­
schaft ich der Meinung bin, daß auch aus­
ländische Firmen (Zwischenrufe bei der OVP) 
die Möglichkeit haben sollen, so wie öster­
reichische Firmen im Ausland an solchen 
Projekten beteiligt zu sein (Bei/all bei der 
SPO), ohne daß deshalb derartige Behaup­
tungen gerechtfertigt wären. (Zwischenrufe 
bei der O VP.) 

Drittens möchte ich feststellen, daß ich 
selber, wie aus dem Protokoll erkannt werden 
kann, seinerzeit den Herren der Oppositions-
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partei den Vorschlag gemacht habe, einen 
Untersuchungs ausschuß einzusetzen. Sie sind 
dann dieser Anregung auch nachgekommen, 
und ich möchte der Ordnung halber feststellen, 
daß dieser Untersuchungsausschuß seine Ar­
beit noch nicht abgeschlossen hat und daß 
daher die Resultate dieses Ausschusses hier 
nicht vorweggenommen werden können. (Abg. 
Dr. B I  e n k: Is t nicht vertraulich, Herr Bundes­
kanzler!) Aber die Resultate gibt es noch nicht, 
sondern ich kann mich erinnern, daß dieses 
Hohe Haus erst vor einiger Zeit beschlossen 
hat, diesen Untersuchungsausschuß wieder in 
Funktion zu setzen. (Weitere Zwischenrufe.) 

Ich habe seit Beendigung des Auswahlver­
fahrens beim internationalen Wettbewerb und 
seit der Gründung der "Internationales Amts­
sitz- und Konferenzzentrum Wien AG" keine 
wie immer geartete Sachkompetenz mehr. 
(Aha!-Rufe bei der OVP.) Wenn auch nahezu 
alle Fragen - ich wiederhole : nahezu alle 
Fragen - dieser dringlichen Anfrage keine 
Gegenstände der Vollziehung des Bundes zum 
Inhalt haben, so bin ich dennoch gerne bereit, 
auf Grund der von mir eingeholten Auskünfte 
diese Fragen zu beantworten. (Unruhe bei der 
OVP.) 

Die "Internationales Amtssitz- und Konfe­
renzzentrum Wien AG" hat sofort nach Grün­
dung ihre Tätigkeit aufgenommen. Das IAKW­
Finanzierungsgesetz, welches am 8. Februar 
1912 den Ministerrat passiert hat und dem­
nächst im Hohen Haus behandelt wird, ist die 
rechtliche Basis für die Haftungszusagen des 
Bundesministers für Finanzen, und nur für 
diese. Auch frühere Finanzminister haben 
jeweils die Ansicht vertreten, daß für das 
Eingehen von Kapitalsbeteiligungen des 
Bundes keine gesetzliche Ermächtigung not­
wendig sei. Ich verweise hier unter anderem 
auf folgende Beispiele: 

Axamer Lizum Aufschließungs-AG, 

Felbertauernstraße AG, 

Dachstein-Fremdenverkehrs-AG, 

Erste Wiener Hotel AG, 

Radio Austria AG, 

Timmelsjoch HoChalpenstraßen AG, 

Austria Wochenschau Ges. m. b. H., 

Austroplan Ges. m. b. H., 

BUWOG und 

fünf weitere Wohnbaugesellschaften, 

BURGES Ges. m. b. H., 

Flughafen Wien und Bundesländer-Flug­
häfen, 

HuCketrans Ges. m. b.  H. ,  

Osterreichische Exportfonds Ges. m. b. H., 

Osterreichische Studiengesellschaft für 
Atomenergie Ges. m. b. H. und so weiter. 

GrundsätzliCh kann iCh mich niCht der An­
sicht anschließen, daß die Firma Dr.-Ing. Wal­
ter DIWI Kommanditgesellschaft "in seltsamer 
Weise mit dem UNIDO-Projekt mehrfach ver­
knüpft" ist. 

Es gibt weder gesetzliche . . .  (Anhaltende 
Unruhe bei der OVP.) Ich habe jetzt genau 
gehört, wie der Zwischenruf gelautet hat. Ich 
habe j etzt genau gehört, wie der Zwischenruf 
gelautet hat!  (Zwischenrufe bei der SPO.) Das 
habe ich jetzt genau gehört; und andere Her­
ren auch. 

Ich möchte feststellen, daß ich keine der 
genannten Personen überhaupt näher gekannt 
habe, außer damals bei dem Hearing der 
Bundesregierung, und seither nie wieder ge­
sehen habe! (Ruf bei der SPO: Schämt ihr 
euch gar nich!?) 

Es gibt weder gesetzlkhe noch sachliche 
Gründe ' "  (Anhaltende Unruhe.) Es gibt 
weder gesetzliche noch sachliche Gründe, 
warum eine Firma, die im Rahmen des Be­
gutachtungsverfahrens das Vertrauen des 
seinerzeitigen, in der Sache (Abg. 
W e i s  z: Milterer, was sagen Sie dazu?) Es 
gibt weder gesetzliche noch sachliche Gründe, 
Herr Abgeordneter Dr. Moser, warum eine 
Firma, die im Rahmen des Begutachtungsver­
fahrens das Vertrauen des seinerzeitigen, in 
der Sache zuständigen Bundesministers Doktor 
Kotzina besessen hat, nicht für weitere Auf­
gaben herangezogen werden sollte. (Rufe bei 
der SPO: Schau! Schau!) Im übrigen sind die 
Gutachter, zu denen auch Dr.-Ing. Walter 
gehört hat, keinesfalls für das Staber-Projekt 
eingetreten, was aus dem Protokoll hervor­
geht. 

Das Büro Dr.-Ing. Walter ist keineswegs, 
wie in der Begründung der Anfrage ange­
nommen wird, hauptverantwortliches Auf­
sichtsorgan für die Ausführung des Vorhabens, 
sondern lediglich Beauftragter der IAKW-AG 
und unterliegt als solcher selbstverständlich 
den Weisungen und der Kontrolle der Gesell­
schaft und ihrer Organe. 

Die Frage 1 beantworte ich wie folgt: 

Die Internationales Amtssitz- und Konfe­
. renzzentrum Wien AG wurde am 3. Mai 1 911  
gegründet. Die beiden Aktionäre, Republik 
Osterreich und Stadt Wien, haben im § 2 der 
Satzung den Gesellsdlaftszweck wie folgt fest­
gelegt: 

"Gegenstand des Unternehmens ist die Pla­
nung, Errichtung, Erhaltung, Verwaltung und 
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Finanzierung des Amtssitzes Internationaler lagen - so wird mir mitgeteilt - war anzu­
Organisationen und des Konferenzzentrums streben, da 

.
zwischen den ein�elnen Anlagen 

Wien. Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften vi'ele te�msche �u.sammenhange besteh�n, 
und Maßnahmen berechtigt, die zur Erreichung welche eme koordimerte Behandlung bereIts 
des Gesellschaftszweck.es notwendig oder nütz- im Frühstadium der Planung erfordern. 
lidl sind, insbesondere zum Erwerb von lie­
genschaften für den Bund." 

Damit ist die rechtliche Basis für die Tätig­
keit der Gesellschaft gegeben. 

Die Frage 2 beantworte ich wie folgt: 

Der sogenannte Koordinatorvertrag zwi­
schen der "Internationales Amtssitz- und Kon­
ferenzzentrum Wien AG" und Dr. Walter 
wurde am 29. September 197 1  vom Vorstand 
der IAKW naCh vorheriger Genehmigung 
durCh den Aufsichtsrat abgeschlossen. 

Auf die Gründe, die für die Beauftragung 
gerade dieser Firma maßgebend waren, werde 
ich bei der Beantwortung der Frage 8 zurüde.­
kommen. 

Die Firma Dr.-Ing. Walter war bereit, sich 
mit zwei österreichischen Partnern zu einer Ar­
beitsgemeinschaft zusammenzuschließen und 

bei der Ausführung des Auftrages überwie­
gend österreichische Arbeitskräfte zu besChäf­
tigen. (Zwischenrufe bei der OVP.) Zu den 
bei den österreiChischen Partnern möchte iCh 
folgendes bemerken : 

Die Firma AUSTROPLAN steht zu 50 Pro­
zent im Eigentum der Osterreichischen Länder­
bank und zu je 25 Prozent im Eigentum der 
Republik Osterreich und der Bundeskammer 
der gewerblichen Wirtschaft. (Ironische Heiter­
keit bei der SPO.) 

Der in Frage 3 erwähnte Professor Amiras, 
der übrigens vom B autenminister Dr. Kotzina 
seinerzeit herangezogen wurde (ironische 
Heiterkeit bei der SPO), ein allgemein und 
international anerkannter Fachmann (Abg. 
Dr. P r a d e  r: Was hat das damit zu tun?), er­
schien für die gestellte Aufgabe der Firma 
dem Aufsichtsrat und dem Vorstand am besten 
geeignet. Aus diesem Grund war Professor 
Amiras auch seinerzeit für die Begutachtung 
der überarbeiteten Wettbewerbsprojekte her­
angezogen worden. 

Die Firma ALLPLAN ist eine österreichische 
Planungsfirma. Es wurde ihr vertraglich auf­
getragen, bei der Heranziehung von Mitarbei­
tern österreichische Unternehmungen zu be­
schäftigen, was auch geschehen ist, und zwar 
unter anderem durch die Heranziehung folgen­
der Unternehmungen:  der Osterreichischen 
Brown Boveri-Werke AG, der Elin-Union AG, 
der Siemens Ges. m. b. H. ,  der ITT-Austria, 
der Firmen Freissler, Sowitsch und Wertheim. 

Um die Erteilung des Planungsauftrages für 
die haustechnischen Anlagen - denn nur um 
die handelt es sich - haben sich neben der 
Firma ALLPLAN zwei westdeutsche Planungs­
büros bei der IAKW offiziell beworben. Nur 
diese beiden Firmen - wurde mir von den 

Organen der Gesellschaft mitgeteilt. 

Die Firma Siemens AG Osterreich, deren Die Frage 4 beantworte ich wie folgt: 
Generaldirektor bis vor kurzem Herr General- Dr.-Ing. Walter und Professor Amiras hatten 
direktor Hede.l war, der dem ehemaligen als Mitglieder eines neungliedrigen GutaChter­
Parteivorsitzenden Dr. Withalm als Vorsitzen- gremiums unter Vorsitz von Professor Rainer 
der des sogenannten Withalm-Komitees sehr zur Entscheidungsfindung beizutragen. Weder 
gut bekannt ist (Hört! Hört�.-Rufe 

. 
b�i der Dr.-Ing. Walter noch Professor Amiras haben 

SPO), ist eine Gesellschaft osterreichisChen jedoch dem Projekt Staber den Vorzug ge­
Rechts, an der übrigens die OIAG zu 40 Pro- geben. 
zent beteiligt ist und die zirka 1 200 Ange­
stellte und Arbeiter in Osterreich beschäftigt. 
(Zwischenruf des Abg. DI. Z i t t m  a y r.) 

Die Frage 3 beantworte ich wie folgt: 
Der Vertrag mit der Firma ALLPLAN wurde 

am 29. 9. 1971  vom Vorstand der IAKW abge­
schlossen, nachdem de r  Aufsichtsrat bereits 
in der dritten Aufsichtsratssitzung am 7. 7 .  
1 971  die Heranziehung der Firma ALLPLAN 
grundsätzlich gutgeheißen und in der fünften 
Aufsichtsratssitzung am 20. 9. 197 1  auch den 
Inhalt des Vertrages geschäftsordnungsmäßig 
genehmigt hatte. 

Die verantwortungsmäßig ungeteilte Ver­
gabe der Planung aller hausteChnischen An-

In der Mitwirkung an der seinerzeitigen 
EntscheidungsfiIl!dung kann kein reChtliches 
oder sachliches Hindernis für ihre jetzige 
Tätigkeit erblide.t werden. 

Die Frage 5 beantworte ich wie folgt: 

Der Auftrag für den Makro-Netzplan wurde 
an die Firma Dr.-Ing. Walter DIWI Komman­
ditgesellsChaft VOm Vorstand der IAKW am 
12 .  7. 1971 erteilt. Ich sehe mich außerstande, 
ohne Zustimmung der in Betracht kommenden 
Kontrahenten die Honorarsumme, die doch 
im Rahmen ,e'ines privaten Rechtsgeschäfts 

vereinbart wurde, bekanntzugeben. (Abg. 
Dr. K o r  e n: Privates Rechtsgeschäft?) 
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Die Frage 6 beantworte ich wie folgt: ALLPLAN - sämtliche Ingenieurleistungen 

Ar- von der IAKW nur an österreichische Zivil­
techniker vergeben. (Beifall bei der SPO. -
Abg. G r a t  z: Zur Geschäftsordnung!) 

Präsident: Zur Geschäftsordnung hat sich 
der Herr Abgeordnete Gratz gemeldet. 

Abgeordneter Gratz (SPO) : Herr Präsident! 
Da einmal während der Rede des Herrn 
Abgeordneten Moser und einmal während 

Bundesbauten weder eine Ausschreibung nach der Rede des Herrn Bundeskanzlers von der 
den Grundsätzen der ONORM A 2050 noch reChten Seite des Hauses ein ZwisChenruf 

Bei der Beauftragung der sogenannten 
beitsgemeinschaft Wien sind die für Bundes­
bauten geltenden Richtlinien beaChtet worden. 
Bei den Leistungen der ArbeitsgemeinsChaft 
Wien handelt es sich weder um die Vergebung 
von Arbeiten und Lieferungen gewerblicher 
Art noch um die Vergabe von Planungsarbei­

ten. Es hatte daher nach den Richtlinien für die 

die Durchführung eines Ideen- oder Entwurfs-
wettbewerbes zu erfolgen. 

Zur Frage 1 :  
Soweit ich die tatsächliChen Verhältnisse 

feststellen konnte, besitzt jedenfalls die der 
ArbeitsgemeinsChaft angehörende Siemens 
Osterreich eine Berechtigung ZUr Ausübung 
der der Arbeitsgemeinschaft übertragenen 
Tätigkeiten. 

Zur Frage 8 :  

gefallen ist, der e s  meiner Fraktion unmög­
lich machen würde, an den weiteren Diskus­
sionen teilzunehmen, ersuche iCh um eine 
kurze Unterbrechung der Sitzung und Zusam­
menkunft der drei Klubobmänner mit Ihnen, 
Herr P.rä,sident. (Beifall bei der SPo.) 

Präsident: Ich unterbreche die Sitzung auf 
1 5  Minuten, um die Sache zu klären. 

Die Sitzung wird um 17 Uhr 55 Minuten 
unterbrochen und um 1 8  Uhr 10 Minuten 

Für ein Bauvorhaben solcher Größenord- wiederaufgenommen. 

nung, wie es Aufgabe der IAKW ist, mußten Präsident: Wir nehmen die Sitzung wieder 
Ingenieurbüros mit besonderer Erfahrung her- auf. 
angezogen werden. Es war daher notwendig, 
auf solche Firmen zu greifen, die solche Erfah­
rungen bereits besitzen. Dafür hat sich nach 
Angaben des Vorstandes der Gesellschaft die 
Firma Dr.-Ing. Walter DIWI Kommanditgesell­
schaft, Essen angeboten. Besonders fielen bei 

Es hat sich neuerlich zur Geschäftsordnung 
der Abgeordnete Gratz gemeldet. 

Abgeordneter Gratz (SPO) : Herr Präsident! 
Ich ersuche um eine weitere Unterbrechung 
auf 20 Minuten. 

den Uberlegungen für die Auswahl dieser Präsident: Wir unterbrechen neuerlich auf 
Firma, Herr Abgeordneter Dr. Moser - so 20 Minuten. 
wurde mir mitgeteilt -, aber die Erfahrungen, 

Die Sitzung wird um 18 Uhr 10 Minuten 
die, wie eingeholte Auskünfte ergeben haben, 

unterbrochen und um 18 Uhr 50 Minuten 
die Stadtgemeinde München und die Olympia-

wiederaufgenommen. 
Baugesellschaft bei der Durchführung der 
Olympia-Bauten gemacht haben, ins Gewicht. 

Im übrigen ist auch ausdrücklich im Koordi­
natorv·ertrag Vorsorge getroffen worden, daß 
zwei Drittel des Auftragsvolumens des Koor­
dinatorvertrages von den österreichismen 
Ingenieurbüros bei der Partner durchgeführt 
werden. 

Es darf noch darauf verwiesen werden, daß, 
soweit sich österreichische Ziviltechniker um 
den Koordinator-Auftrag beworben haben, sie 
diese Leistungen auch nur zusammen mit 
einem ausländischen Ingenieurbüro angeboten 
haben. 

Zu Punkt 9 :  

Aus den i m  Punkt 8 bereits genannten 
Gründen war es nicht zielführend, einzelne 
österreichisChe Ziviltedlniker ohne Einschal­
tung eines Koordinators heranzuziehen. 

Im übrigen wurden - abgesehen von der 
Koordinatorfunktion und der gleichfalls be­
reits begründeten Heranziehung der Firma 

Präsident: Wir nehmen die Sitzung wieder 
auf. Zum Wort gemeldet ist der Herr Abge­
ordnete Dr. Koren. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Koren (OVP) : Hohes 
Haus! Eine dringliche Anfrage führt zwangs­
läufig zu harten Auseinandersetzungen zwi­
schen den Fraktionen. Bei aller Deutlichkeit 
dieser Auseinandersetzung fühle ich mich 
doch veraniaßt, für zwei Bemerkungen - nicht 
Zwischenrufe -, die aus den Reihen meiner 
Fraktion gefallen sind, das Bedauern auszu­
drücken. (Beifall bei der avp.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Broesigke. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident I Meine Damen und Herren I Es ist 
nur zu bedauern, daß bei der Besprechung 
dieser dringlichen Anfrage sehr stark vom 
Thema abgekommen wurde. Ich werde nun 
versuchen, mit einigen nüchternen Betrach­
tungen darzulegen, worum es sich eigentlich 
handelt. 
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Es handelt sich nidü darum, Herr Bundes­
kanzler, Ihnen vorzuwerfen, daß Sie etwas ge­
tan hätten, worauf man nur mit einer Minister­
anklage reagieren kann, sondern es handelt 
sich darum, daß von den Fragestellern eine 
Frage gestellt wird über Dinge, d i e  nach ihrer 
Auffassung dringend der Aufklärung bedür­
fen. Um das und um nichts weiter handelt es 
sich. (Präsident P r o  b s t übernimmt den Vor­
sitz.) 

Bezüglich Ihrer Kompetenz muß ich sagen, 
daß diese sehr eng mit dem zusammenhängt, 
was bei der Fragestellung klargestellt werden 
sollte. Denn wir sind der Meinung, daß, so­
lange das :Bundtes,g,esetz 194 der Be@'ag'ell, das 
die Aufgaben dieser neugegründeten Aktien­
gesellschaft erst festlegt, hier im Hause 
nicht beschlossen wurde, natürlich keine Zu­
ständigkeit jener Minister bestehen kann, die 
in der Vollzugsklausel dieses Gesetzes ge­
nannt werden, sondern nur eine Zuständigkeit 

bevor ihr überhaupt der Bund die Befugnis 
einräumte und einräumen konnte, weil das 
Gesetz noch gar nidlt ergangen war, haben 
Sie in diesem Fall nach meiner rechtlichen 
Uberzeugung dem Hohen Hau s e  vorgegriffen, 
beziehungsweise es haben jene,  die nach den 
Satzungen berechtigt waren, für die Gesell­
schaft zu handeln, einer Beschlußfassung des 
Parlamentes vorgegriffen. (Beifall -bei FPO 
und OVP.) 

Dieser Vorgriff hängt aber nun mit einer 
weiteren Frage zusammen. Denn in § 3 lit. d 
des beabsichtigten Gesetzes heißt es ausdrück­
lich :  "Die Ubertragung hat zur Voraussetzung, 
daß d) die Aktiengesellschaft sich verpflichtet, 
bei der Durchführung des Bauvorhabens zu 
vergebende Lieferungen und Leistungen unter 
Beachtung der jeweils bestehenden Richtlinien 
für Bundesbauten aUSZuschreib en und dem 
Bund entsprechende Auskünfte zu erteilen." 

des Bundeskanzlers als Vorsitzenden des Mini- Was hilft es nun, eine solche gesetzliche 
sterkomitees. Aus diesem Grunde war die An- Verpflichtung festzulegen, w enn in dem 
frage an den Herrn · Bundeskanzle r  gerichtet. Augenblick, da die Rechtsgrundlagen durch 

Nun wurde, wie die Anfragebe antwortung 
besagte, diese Aktiengesellschaft - mit dem 
fürchterlichen Namen "Internationales Amts­
sitz- und Konferenzzentrum Wien AG" -
im Mai 1 97 1  in das Handelsregister einge­
tragen. Es ist richtig - und ich gebe der An­
fragebeantwortung recht -, daß diese Ein­
tragung und Gründung erfolgen konnte, ohne 
das Haus zu befassen. Nicht erfolgen konnte 
dagegen eine Tätigkeit dieser Aktiengesell­
schaft. 

Das ist das erste, was den Gegenstand der 
Anfrage bildet. Denn wenn es in 1 94 der Bei­
lagen, in einer Regierungsvorlage ,  die am 
1 8 .  1 1 .  197 1  als Entwurf in das Begutachtungs­
v;e,rf,ahren :gegangen und ·am 9. 2. 1 972 Mer 

im Haus eingelangt ist, heißt: , , §  1 .  Der Bund 
hat die Planung, Errichtung, Erhaltung, Ver­
waltung und Finanzierung des als Bundes­
gebäude zu errichtenden Internationalen Amts­
sitz- und Konferenzzentrums Wien einer 
Aktiengesellschaft zu übertragen", so ergibt 
sich schon aus dieser Formulierung ,  daß vor 
diesem Augenblick, da durch Gesetz diese 
Ubertragung legalisiert wurde, natürlich der­
artige Auftragserteilungen, Verträge, Maß­
nahmen der Firmenleitung noch niCht erfolgen 
konnten, sondern höchstens vorbereitet wer­
den durften. 

Wenn Sie uns, Herr Bundeskanzl er, in Ihrer 
Anfragebeantwortung hätten sagen können, 
daß diese Verträge vorbereitet, aber noch nicht 
abgeschlossen waren, dann wäre die Sache 
völlig einwandfrei. Dadurch aber, daß diese 
Aktiengesellschaft Verträge abgesdllossen hat, 

den Beschluß des Nationalrates und des Bun-
desrates geschaffen werden, schon ohne Aus­
schreibung sehr wesentliche Teile des Vor­
habens vergeben sind? Und das hat, Herr 
Bundeskanzler, Ihre Anfragebeantwortung 
offengelassen. Denn über den Hinweis, daß 
nach der ONORM hier nichts auszuschreiben 
wäre, kann man sehr lange und gründlich 
streiten. Ich will gar nicht darüber streiten. 
Ich registriere nur, daß dem Nationalrat ein 
Gesetz, das die Ausschreibung gesetzlich zur 
Verpflichtung macht, in einem Augenblick. 
vorliegt, da schon wesentliche Teile überhaupt 
vergeben und Verträge geschlossen wurden. 
Und das, glaube ich, ist ein Schönheitsfehler 
an dieser Sache, über den man nicht herum­
kommt. 

Weiters haben Sie die Meinung vertreten, 
Herr Bundeskanzler, daß es keine rechtliche 
Vorschrift gibt, die verlangt, daß jemand, der 
als Gutachter aufgetreten ist, nachher nicht in 
irgendwelcher Weise am Bau beteiligt ist. Sie 
haben damit recht, Herr Bundeskanzler, es gibt 
keine rechtliche Vorschrift. Aber ebenso rich­
tig ist, daß es jeder Ubung im Bauwesen 
widerspricht, etwas Derartiges zu tun, weil 
der Zweck der Dinge ja darin liegt, daß der 
Betreffende nicht über den Abschnitt, den er 
bearbeitet, hinaus interessiert sein soll; daß 
also der Gutachter sein Gutachten nicht im 
Hinblick auf ein ihm vielleicht in der Zukunft 
winkendes Geschäft erstattet, daß der Koordi­
nator nicht seine Arbeit im Hinblick darauf 
durchführt, daß er sich mit irgendeiner Firma 
einschaltet, wie es im Fall des Professors 
Amiras ja der Fall ist, der sowohl als Gut-
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achter als auch dann als Koordinator als auch 
als Ausführender in dieser Sache auftritt. 

Diese Verquickung von verschiedenen Auf­
gaben bei einem Bau will die Ubung im Bau­
wesen verhindern. Gerade das ist aber hier 
nicht geschehen, denn zwei von drei Gut­
achtern, die seinerzeit entscheidend an der 
Auftragsvergabe mitgewirkt haben, sind spä­
ter mit wesentlichen Aufträgen bedacht wor­
den. Sie wollten die Ziffern nicht nennen. Ich 
habe hier keine Bindungen, ich kann Ihnen 
sagen, daß in dem Vertrag 1 50 Millionen 
S chilling rund vorgesehen sind. (Hört! Hört!­
Rufe bei der OVP. - Abg. 0 f e n b ö e  k: Ein 
"Pappenstiel"! ) 

Daß hier ein wesentlicher Punkt für die 
seinerzeitige Vergabe an den Herrn Staber 
vorlag, dafür brauche ich ja nur Ihre frühere 
Anfragebeantwortung in der Sitzung des 
Nationalrates vom 3. Februar 197 1  zitieren, 
wobei iCh Ihnen zugebe, daß beide Gutachter 
das englische Projekt an die erste Stelle und 
Staber an die zweite Stelle gestellt haben. 

Sie haben aber eine Umreihung vorgenom­
men, denn ursprünglich stand ja der Amerika­
ner an der ersten Stelle, der Engländer an der 
zweiten, der Bundesdeutsche an der dritten 
und Staber an der vierten Stelle. Sie haben 
damals gesagt: "Professor Amiras (Klimati­
sierung) stellte BDP" - das ist der Englän­
der - "an die erste Stelle, Staber an die 
zweite . . .  " "Dr. Walter (Wirtschaftlichkeit) . 
der nun aus diesen sieben Gutachten tech­
nischer Art versucht hat, eine Wirtschaftlich­
keitsberechnung durchzuführen, ist zu dem 
Ergebnis gekommen, BDP an die erste Stelle, 
Staber an die zweite Stelle . . .  zu setzen." 

Das heißt also : Diese beiden Gutachter, die 
in der Sitzung vom 1 3. 7. 197 1  - ich glaube, 
das ist der genaue Zeitpunkt - anwesend 
waren, waren von wesentlicher Bedeutung da­
für, daß eine Umreihung dessen erfolgte, was 
seinerzeit die Jury in Paris festgestellt hatte. 

Ich will nun diese Frage nicht näher behan­
deln, weil ich glaube, daß man hier dem Ergeb­
nis des UntersuChungsausschusses nicht vor­
greifen soll. ICh habe hier nur Dinge zitiert, 
die sich aus den Protokollen einwandfrei er­
geben. Daß aber die TatsaChe, daß die seiner­
zeitigen Gutachter nun als Unternehmer in 
derselben Sache auftreten, nicht ganz einwand­
frei ist, das wird, glaube ich, niemand bestrei­
ten können. (Zustimmung bei FPO und OVP.) 

Die ONORM A 2050 schreibt im Punkt 1/32 

Es ist, glaube ich, nicht zu bestreiten, daß 
die Firma in Essen die Befugnis für diese 
Tätigkeit in Osterreich nach dem Gesetz nicht 
besitzt, sondern nur über einen Mittelsmann 
erwerben kann. Es ist weiter nicht zu bestrei­
ten, daß die Genannten nicht Osterreicher 
sind. 

Ich würde nun ohne weiteres Verständnis 
dafür haben, wenn die Bundesregierung uns 
sagen könnte, sie habe alle Möglichkeiten 
im Inland ausgeschöpft und, als sich heraus­
stellte, daß hier niCht geeignete Firmen, geeig­
nete Ziviltechniker, Ingenieure zur Verfügung 
stehen für ein so großes Bauvorhaben - was 
iCh persönliCh bezweifle -, also in dem Augen­
blick, wo sich das als niCht "tunlich" heraus­
stellte, habe sie sich gesagt : Jetzt müssen wir 
eine ausländische Firma heranziehen. Aber so 
ist es ja nach der Anfragebeantwortung nicht 
gewesen; im Gegenteil, es wurde im Inland 
nicht der Versuch unternommen, sondern es 
wurden diese Firmen beauftragt. 

Natürlich werden Sie im Inland Inländer, 
Osterreicher heranziehen müssen, das ist j a  
klar und ergibt sich aus der Natur der SaChe. 
Aber ich bezweifle, ob es notwendig war, von 
vornherein hier niChtösterreichisChe Firmen 
zu beauftragen, umsomehr - und jetzt 
brau'che ich nur aus der seinerzeitigen Debatte 
zitieren -, als der frühere Klubobmann der 
SPO zu wiederholten Malen - viermal, steht 
im Protokoll - darauf hingewiesen hat, 
daß man doch der Regierung nicht den Vor­
wurf machen könne, daß sie in der Person 
des Architekten Staber einen Osterreicher vor­
gezogen hat. Also damals schien das Argu­
ment sehr beaChtlich zu sein, heute tritt es in 
den Hintergrund. Hier scheint mir ein sehr 
wesentlicher Widerspruch zu liegen. 

Ich bin durchaus nicht dagegen, daß man 
niChtösterreichische Firmen zu solchen Dingen 
heranzieht - das mag ohne weiteres notwen­
dig sein, und wir müssen ja schließlich euro­
päische GesiChtspunkte auch bedenken -, aber 
erst dann, wenn wir uns überzeugt haben, daß 
eine Heranziehung österreichisCher Firmen und 
österreiChischer Mitarbeiter in dem konkreten 
Fall nicht möglich ist. Es hat den Anschein, 
daß dieser Gesichtspunkt bei der Auftrags­
erteilung nicht im notwendigen Maße berück­
sichtigt worden ist. 

Ich darf zum Eingang zurückkommen. Es 
ging bei dieser Anfrage um das, was heute 
in der politischen Diskussion und besonders 
von der Regierungspartei groß geschrieben 
wird: um Transparenz. (Beifall bei FPO und 
OVP.) 

vor, daß die Betreffenden befugt sein müssen, Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
und im Punkt 1/34, daß sie Inländer sein sich der Herr Bundesminister Dr. Androsch. 
sollen; also "tunlichst" wird dort formuliert. Er hat das Wort. 
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Bundesminister für Finanzen Dr. Androsdt: 
Herr Präsident! Hohes Haus! Ich möchte zuerst 
feststellen, daß unbestritten ist, und zwar durch 
vielfache Beispiele, daß im Bereich der Privat­
wirtschaftsverwaltung die Gründung juristi­
sdler Personen möglich ist und dieselben mit 
der Eintragung ins Handelsregister und der 
Bestellung der Organe in einem Ausmaß tätig 
werden können, wie etwa bei Flughäfen mit 
in die Hunderte Millionen Schilling gehenden 
Investitionen; bei der Felbertauernstraße AG, 
wo es sich um ähnliche Größen handelt; Dach­
stein-Fremdenverkehrs-AG : ebenfalls der­
artige Größenordnungen. (Abg. M i t  t e  r e r :  
Hat niemand bestritten!) 

Eine andere Frage ist, daß die Haftungs­
übernahme ein Gesetz nach Artikel 42 Abs. 5 
der Bundesverfassung erforderlich maCht, wo­
bei das Konstitutive daran die Haftungsüber­
nahme ist. Wenn daran noch Bedingungen 
geknüpft werden, so ist es verständlich, daß 
derjenige, der die Haftung übernimmt, solche 
z us ätzliCh, wenn sie auCh schon im privat­
wirtschaftlichen Bereich ohnehin eingehalten 
würden, daran knüpft. Das also zur Frage 
E rrichtung und im gewissen Maße Tätigwer­
den der Gesellschaft und 42 (5) Bundes-Ver­
fassungsgesetz, was hier releviert wurde, wo 
also kein Vorgriff vorliegt. Ganz abgesehen 
davon, daß weder eine Ausschreibung und 
daher auch keine Vergabe der Bautätigkeit 
erfolgt ist, weil ja das alles, was in der 
dringlichen Anfrage releviert ist, sich darauf 
bezieht, die Voraussetzungen, und zwar in 
effizientester Weise, für die Bautätigkeit zu 
schaffen, und hier ist natürlich die Zeit knapp 
geworden. 

Im Jahr 1967 sind Zusagen gemacht worden, 
auch was den Zeitpunkt der Fertigstellung 
betrifft, und als man im Jahre 1 97 1  dann erst 
die Entscheidung fällen konnte oder sie ge­
fällt wurde, war natürlich für die tatsäChliche 
Durchführung, nämlich konkrete Planung, Ver­
gabe und Ausführung, die Zeit äußerst knapp 
geworden, sodaß in maximalster Weise zwei 
Gesichtspunkte verbunden werden mußten: 

nämlich der Gesichtspunkt der Effizienz des 
Tempos einerseits und der der maximalsten 
Berücksichtigung österreichischer Firmen an­
dererseits. Das ist in diesem Bereich der Pla­
nung, der Vorbereitung, der Koordination 
auch ersichtlich, wie aus den einzelnen An­
fragebeantwortungen zu entnehmen ist. 

Es ist daher auch der Betrag, der hiefür 
erforderlich ist, zum überwiegenden Teil, näm­
lich zu 90 Prozent, auf die österreichischen 
Firmen entfallen, die nicht Mittelsmänner sind, 
sondern die die Befugnis haben. Die Siemens 
Osterreich AG ist eben Mitglied dieser Ar· 

beitsgemeinschaft und hat die Befugnis, sodaß 
man hier nicht von einem Mittelsmann spre­
chen kann. 

Ich glaube, das ist die einzige Möglichkeit 
gewesen, in der verbliebenen kurzen Zeit, 
nachdem die ersten drei, vier Jahre vergangen 
sind, ohne daß dem fixierten und versproche­
nen Zeitpunkt gebührend Rechnung getragen 
wurde, ein Optimum zu erzielen zwischen 
effizientester, raschester Fertigstellung und 
damit Einlösung eines Versprechens und 
maximalster Berücksichtigung österreiChiseher 
Firmen. (Beifall bei der SPO. - Abg. M i t t e­
I e I: Mehl als schwach war das!) 

Präsident Probst: Als nächster Redner ge­
langt der Herr Abgeordnete Dr. Blenk zum 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Blenk (OVP) : Herr Präsi­
dent! Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Ich habe heute neuerlich den Eindruck 
gewonnen, daß der Herr Bundeskanzler immer 
dann, wenn es darum geht, Dinge anzupacken 
und aufzuzeigen, die offensiChtliCh auch seiner 
Meinung naCh, jedenfalls aber nach klarer 
Uberzeugung unserer Fraktion nicht in Ord­
nung sind, die FluCht nach vorne antritt. 

Herr Bundeskanzler ! Ich möChte hier ganz 
offen sagen, daß Ihre Reaktion auf die Fest­
stellung meines Parteifreundes Moser in der 
RiChtung, man möge gegen Sie Ministeran· 
klage erheben, wenn quasi nach Meinung der 
Opposition etwas nicht richtig sei, höChst un­
gewöhnliCh und, wie mir scheint, einem Regie­
rungschef - noch dazu von der Regierungs­
bank aus - nicht adäquat war. (Beifall bei 
der OVP.) Denn, Herr Bundeskanzler, ich 
unterstelle Ihnen, daß Sie sehr wohl ver­
standen haben, worum es bei dieser Anfrage 
geht. Wir haben j a  sdlließlich heute bereits 
die zweite dringliche Anfrage im Hohen 
Hause zu einer Sache laufen, von der wir 
leider Gottes zutiefst überzeugt sind, daß hier 
eine ganze Kette von Unkorrektheiten und 
Unridltigkeiten aneinandergereiht wurde! 
(Beifall bei der OVP.) 

Herr Bundeskanzlerl Sie haben heute den 
Herrn Abgeordneten Moser gewissermaßen 
zurechtgewiesen, als er die Ergebnisse des 
Untersuchungsausschusses in etwa publik 
machte. Ich darf Sie der Ordnung halber darauf 
verweisen, daß Untersuchungsausschüsse 
grundsätzlich - ich weiß , daß Ihnen das niCht 
unbekannt ist - nicht vertraulich sind, es sei 
denn, sie würden sich ausdrückliCh als ver­
traulich erklären. Es ist Ihnen sicher nicht 
ungeläufig, daß sich der Ausschuß, der zur 
Untersuchung dieser Fakten und Agenden ein­
gesetzt wurde, nicht als vertraulich erklärt 
hat. Es mag daher völlig unbenommen sein, 
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daß die Schlußformulierung der Ergebnisse 
noch aussteht, aber das, was im Laufe dieser 
tagelangen Untersuchungen und Zeugenein­
vernahmen zutage trat, ist, Herr Bundeskanz­
ler, für j eden, der mit dabei war - und ich 
zähle genauso wie mein Freund Moser dazu -, 
sonnenklar, und das ist auch von der Rechts­
natur eines Untersuchungsaussdlusses her für 
die Offentlidlkeit nicht tabu. (Beifall bei der 
OVP.) 

Gesamtplanung, für die Vergabe eines Milliar­
denprojekts und in weiterer Folge auch als 
letztlich Interessierte an Auftragsvergaben 
auf. Das ist der Kern der Anfrage, die wir 
hier gestellt haben, Herr Bundeskanzler! (Bei­
lall bei der OVP.) 

Ich möchte vor allem eines sagen, Herr 
Bundeskanzler: Wenn Sie in Ihrer, wie ich 
glaube, nicht sehr echten, aber immerhin sehr 
angekommenen Entrüstung gemeint haben, 
man unterstelle Ihnen dies oder jenes, man 
verdächtige gewissermaßen Leute, deren fach­
liche Qualifikationen aum von anderen akzep­
tiert würden, einer sachlichen Unkorrektheit 
oder Unrimtigkeit, so zum Beispiel die beiden 
Herren Dr. Walter und Professor Amiras, dann 
sind Sie meiner Uberzeugung nach ganz be­
wußt am Kern der Dinge vorbeigegangen I 
(Beifall bei der OVP.) 

Der Vorwurf, den wir mit dieser dringlichen 
Anfrage erheben, und die Fakten, die wir zu 
klären gewillt sind, gehen nämlich in eine 
ganz andere Richtung. Sie gehen dahin, daß 
- die Unterlagen, die vorliegen, beweisen es,  
trotz dem, was Herr Finanzminister Androsch 
soeben dargelegt hat - außergesetzlich - ich 
bin jetzt sehr vorsichtig - gesetzlidl nidlt 
gedeckte und nicht vertretbare Aktionen, Ver­
gaben und Handlungen durchgeführt wurden 
und daß zum anderen Dinge verquickt wurden, 
die nach der allgemeinen Praxis, Ubung und 
Meinung einfach unverquickbar sind, indem 
Leuten Funktionen aufgeladen wurden, die 
an sich unvereinbar sind. ICh meine damit die 
Funktionen, die die beiden Herren Dr. Walter 
und Professor Amiras erhalten haben, ohne 
daß sie selbst etwas dafür können. 

Das ist die Verantwortung der Regierung, 
und Sie, Herr Bundeskanzler, haben sich per­
sönlich hier vor diesem Hohen Hause mehr­
fach zu dieser ganzen Sache bekannt und Ihre 
Verantwortung wenn auch nicht formell, so 
doch sachlich zugegeben. Es geht also nicht 
um diese beiden Männer, sondern es geht 
darum, daß diesen beiden Männem aus Grün­
den, die noch zu untersuchen sein werden, 
Funktionen aufgebürdet oder zugemutet wur­
den, die unvereinbar sind. (Beifall bei der 
OVP.) Sie waren nämlich Mitglieder einer 
Jury, die Milliardenaufträge zu verwalten und 
zu vergeben hatte, und scheinen gleichzeitig 
- das ist das Bedenkliche und das ist das 
Aufklärungsbedürftige - auf einmal über für 
den Außenstehenden kaum erkennbaren 

Sie haben, Herr Bundeskanzler, in Ihrer 
meiner Meinung nach sehr oberflächlichen und 
nonchalanten Beantwortung der Anfrage etwa 
gemeint, es sei zum Beispiel niCht Aufgabe der 
Regierung, sich in einer solchen Frage an die 
ONORM A 2050 zu halten, weil - ich habe 
das noch im Ohr - die ganzen Vergaben, die 
bisher von diesem IAKW aus getätigt wurden, 
keine gewerblichen Lieferungen und Leistun­
gen seien und daher dieser ONORM nimt 
unterstünden. 

Ich möchte hier ganz offen sagen : Ein Mann, 
der, wie Sie, Herr Bundeskanzler, es getan 
haben, mit der linken Hand einen einige 
Milliarden umfassenden Auftrag in der Pla­
nung durCh Handschlag an einen Mann ver­
gibt, notabene einen Auftrag, dessen rechtliche 
Nichtdeckung wir im Laufe der Untersuchung 
ebenfalls festgestellt haben, ein Mann, der so 
etwas macht, darf nicht hergehen und sagen: 
Die ONORM A 2050 haben wir eigentlich gar 
nicht anwenden müssen ! ,  denn abgesehen da­
von, daß das eine grobe Mißachtung einer 
gerade für solche Aufträge vorgesehenen 
ONORM darstellt, muß ich Ihnen sagen - das 
ist eine Berichtigung, die unverständlicher­
weise notwendig erscheint -, daß diese 
ONORM A 2050 nirgends nur für gewerbliche 
Lieferungen und Leistungen festgelegt ist, wie 
es in Ihrer Diktion geheißen hat, sondern aus­
drücklich ohne Beschränkung auf bestimmte 
Sachgebiete für die Vergebung von Leistun­
gen, Arbeiten und Lieferungen j eder Art gilt. 

Ich darf noch weiter darauf hinweisen : Ich 
weiß niCht, Herr Bundeskanzler, ob das in­
zwischen aufgehoben wurde, aber mir ist 
bekannt, daß durch Ministerratsbeschluß diese 
ONORM A 2050 quasi als Vergabeordnung für 
die Bundesaufträge als verbindlich erklärt 
wurde. Das möchte ich der Ordnung und der 
Richtigkeit halber sagen, mit dem nochmaligen 
Bemerken, daß ich es zutiefst bedauerlich 
finde, daß der Chef der Bundesregierung eine 
so gewaltige Sache - selbst für 100 Quadrat­
meter Asphalt wird eine öffentliche Ausschrei­
bung gemacht, aber für solche Milliarden­
projekte nicht - so nebenbei abtut. (BeiJall 
bei der OVP.) 

Ich möchte auf einen weiteren Punkt kom­
men, Herr Bundeskanzler. Sie haben auf die 
Frage 8 in unserer dringlichen Anfrage, die 
etwa lautete : Warum wurden nicht österrei-

Wegen wieder als Verantwortliche für die chische Ingenieurbüros zu dieser Ausschrei-
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bung eingeladen?, erklärt: Wir brauchen Zivil­
techniker von besonderer Erfahrung, und 
außerdem sei es - wenn ich das richtig 
wiedergebe - so gewesen, daß Sie von den 
Firmen, die sich darum beworben haben, 
eigentlich nur Angebote bekommen hätten, 
an denen auch ausländische Büros beteiligt 
gewesen seien. 

Herr Bundeskanzler! Ich möchte hier in aller 
Form feststellen - und wenn diese Feststel­
lung Ihrer Meinung nach nicht richtig ist, dann 
bitte ich Sie, sie zu widerleg,en -: Es ist 
erstens keine Ausschreibung erfolgt, und die 
heimischen Firmen, sofern sie nicht zufällig 
durch ein Hintertürl einen Draht zu Ihnen 
hatten - ich möchte das so formulieren -, 
waren nicht zur Teilnahme an der Bewerbung 
eingeladen, j a  sie waren nicht einmal über die 
Möglichkeiten informiert. Das ist Punkt 1 ,  
Herr Bunde s kanzler. Und ich glaube, die Tat­
sache - das wurde heute schon erwähnt -, 
daß wir das IAKW-Finanzierungsgesetz - ein 
schöner Name ! - erst ins Haus bekommen, 
jenes Gesetz, das erst die Rechtsgrundlage 
bilden soll für die Vergabe dieser Dinge ,  diese 
Tatsache m a cht es ja an sich rechtlich unmög­
lich, daß sich eine Firma etwa bereits darum 
beworben hätte. Es wäre - ich wiederhole das 
Wort hier noch einmal - bei der Ihnen sonst, 
wenn Sie es brauchen können, so hochwerten 
Transparenz der Dinge ein leichtes gewesen, 
zum Beispie l  eine jener Institutionen, die für 
die Vertretung aller dieser Büros zu sorgen 
haben - ich nenne sie direkt -: die Oster­
reichische Ingenieurkammer, zumindest zu 
verständigen oder einzuladen, sich in diese 
ganze Ausschreibung einzuschalten. Nichts 
dergleichen haben Sie getan. Sie haben nur 
festgestellt, daß offenbar der oder die, die 
sich zufällig bei Ihnen gemeldet haben, auch 
nur mit einer ausländischen Firma hätten 
kooperieren wollen. 

Nur am Rande darf ich Ihnen sagen, Herr 
Bundeskanzler: Es scheint mir keine sehr hohe 
Meinung zu sein, die Sie von den österreichi­
schen Ziviltechnikern haben - die von den 
österreichischen Architekten war ganz offen­
sichtlich wesentlich größer, wenn auch meiner 
Meinung nach in diesem Fall wesentlich unbe­
rechtigter -, wenn Sie der österreichischen 
Ziviltechnikerschaft die Möglichkeit abspre­
chen, sich in einem solchen Bereiche sinnvoll 
und nach ihren Vorstellungen zu betätigen, 
wenn Sie ihr absprechen, die besondere Er­
fahrung zu haben, die man für ein solches 
Projekt braucht. Dazu sei im übrigen - das 
wurde heute durch einen Zwischenruf schon 
angedeutet - darauf verwiesen, daß Sie diese 
Bedenken, diese Einwände und diese Dis­
qualifikationsmeinung zum Beispiel bei der 

Vergabe der Aufträge für das Allgemeine 
Krankenhaus oder auch für die V-Bahn nicht 
hatten, immerhin Projekte, die in ihrem Aus­
maß zum Teil über, zum Teil nahe an dieses 
Volumen kommen. 

Herr Bundeskanzlerl Sie haben heute wieder 
einmal auf der Klaviatur Ihrer internationalen 
Ausrichtung gespielt. Sie haben heute ge­
meint: Am Vorabend der EWG-Einigung 
sollen wir nicht auch ausländische Firmen an 
derartigen Projekten beteiligen können? -
Herr Bundeskanzler, verzeihen Sie, wenn ich 
hier sage : Man kann nicht jeden Tag so reden, 
wie man es gerade im Augenblick für richtig 
erachtet. (Beifall bei der OVP.) Man kann nicht 
jemand bei der Vergabe eines Architekten­
auftrages,  bei dem notabene die Beteiligten, 
wie wir schon gehört haben, diesen poten­
tiellen Auftragnehmer an die letzte Stelle 
gereiht haben, unter dem Prätext nationaler 
Interessen an die erste Stelle reihen und 
gleichzeitig sämtliche üblichen, j a  notwendi­
gen und gesetzlich verpflichtenden - ich 
wiederhole das hier im Hinblick auf meine 
Ausführungen zur ONORM A 2050 - Richt­
linien der Regierung in einem viel entschei­
denderen Fall völlig außer acht lassen. Das ist 
es, Herr Bundeskanzler, was wir Ihnen massiv 
vorwerfen und was der Aufklärung bedarf. 
(Neuerlicher Beifall bei der OVP.) 

Herr Bundeskanzlerl Sie haben heute er­
klärt, Sie kennen den Herrn Dr. Walter nicht. 
Sie werden mir zugestehen, daß idl ihn noch 
weniger kenne. Ich würde eines meinen, Herr 
Bundeskanzler. und das wäre ein Argument, 
das ich akzeptieren würde, ich würde meinen: 
Wenn dieser Mann tatsächlich von einer in 
Osterreich und im Ausland so unerreichten 
Qualifikation wäre, dann müßte man es sich 
ohne weiteres überlegen, auch einen Mann 
aus Deutschland, auch einen Ausländer -
warum nicht ? - zu betrauen. 

Aber, Herr Bundeskanzler, Ihnen lag vor ­
davon bin ich überzeugt - jenes Gutachten 
der beiden internationalen Organisationen 
vom 1 0. September des Jahres 1 97 1 ,  in dem 
die Gutachtertätigkeit der verschiedenen Her­
ren des Beraterkollegiums einer sehr kriti­
schen Wertung unterzogen wurde. Ihnen war 
sicherlich - das möchte ich nur als Zusatz­
nuance zur Persönlichkeit des sicherlich ehren­
werten Dr. Walter sagen - jene Beurteilung 
bekannt, die in einer ganzen Reihe von Punk­
ten den Teil der Beratertätigkeit, den Doktor 
Walter übernommen hatte, massiv abkanzelte 
und kritisierte. Es wurde dort in einem Maße 
Kritik an j ener Wirtschaftlichkeitsrechnung 
geübt, Herr Dr. Kreisky, die für Sie offenbar 
entscheidend war für die Vergabe des Auf­
trages an Staber, daß idl nur sagen kann: 
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Jetzt davon zu sprechen, daß kein österrei­
chisches Unternehmen solche besonderen Vor­
aussetzungen erbracht hätte, ist schon etwas 
sehr gewagt. Ich zitiere nur den Schlußsatz, 
den diese beiden UNO-Vereinigungen bezüg­
lich der Qualifizierung des Herrn Dr. Walter 
gefunden haben. Es heißt da: "Man gelangt 
zur Schlußfolgerung, daß die Ergebnisse dieses 
Gutachtens" - id est Dr. Walters - "hinsicht­
lich der Kostenfrage wegen der zahlreichen 
Irrtümer unberücksichtigt bleiben müssen." 

Herr Bundeskanzler I Dieses Gutachten war 
bei der dringlichen Anfrage vom 3. Februar 
des vergangenen Jahres, als ich mich auch 
damit auseinandergesetzt habe, nach Ihrer 
Meinung unter anderem maßgeblich daran 
beteiligt, daß die Vergabe schon seinerzeit 
nicht dem ersten, sondern dem vierten gege­
ben wurde. Und ich wiederhole noch einmal : 
Ich möchte mich nicht in Diskussionen über 
fachliche Qualifikationen begeben, aber ich 
möchte meinen, daß eine solche Feststellung 
seitens der beiden Organisationen, für die j a  
der österreichische Staat diese Milliarden­
kosten übernimmt, daß eine solche Feststel­
lung seitens der Vereinten Nationen zumin­
dest nicht den Hinweis und den Ansatz dafür 
bietet, daß Sie sagen können, es gebe in 
Osterreich keine Büros solcher besonderen 
Erfahrung und keine adäquaten Büros. (Beifall 
bei der avp.) 

ist, beim jetzigen Stand der Diskussion 
doppelt in Ihrem Interesse, daß diese Unter­
suchung die Dinge so aufklären wird, wie es 
jeder Osterreicher im Sinne der von Ihnen 
immer wieder vertretenen Transparenz erwar­
ten kann. (Anhaltender lebhafter Beifall bei 
der avp.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Hohes Hausl  
Ich möchte feststellen und wiederholen, daß 
der Untersuchungsausschuß, den ich seinerzeit 
selber angeregt habe, seine Arbeiten noch 
nicht abgesdllossen hat und daß mir jeden­
falls nicht und, ich glaube, auch niemand 
anderem im Hohen Haus die Resultate dieser 
Arbeit bekannt sind. Es gibt möglicherweise 
Informationen - ich selber habe sie gar 
nicht - über den Verlauf der Sitzungen, aber 
es gibt keine endgültige Entscheidung oder 
Feststellung. 

Ich möchte weiters in Erinnerung rufen, daß 
seinerzeit noch von der Regierung Klaus eine 
Jury bestellt wurde, die ganz bestimmte 
Äußerungen gemacht hat, die zu wiederholen 
ich aber keinen Anlaß habe, weil sie hinläng­
lich bekannt, protokOlliert und dem Unter­
suchungsausschuß zur Verfügung gestanden 
sind. 

Herr Bundeskanzler ! Die rechtlichen Aspekte Offenbar aber - und dieser Schluß scheint 

wurden schon hinreichend dargetan. Ich wollte mir doch einigermaßen logisch zu sein -

nur einige aus den vielen Arg�menten hier konnte die Reihung, die da vorgenommen 
'

wurde, nicht ausgereimt haben, um einer wiedergeben, die Ihnen zeigen sollen, warum 
wir es als unabdingbar eramtet haben, in Bundesregierung und der Stadt Wien die 

diese nun nicht mehr erträglime Situation Entscheidungsmöglichkeit zu bieten, sonst 
wäre doch nimt dieses neuerliche Gremium eine Aufklärung zu bringen. 
der Begutachter eingesetzt worden, ich glaube 

Herr ' Bundeskanzler, ich wiederhole : Es neun an der Zahl, zu denen aum diese beiden 
geht hier darum, daß Sie oder die noch vom gehört haben, das besondere Aspekte zu pro­
Bund mit Finanzierungsgesetz zu tragende und fen und dann zu berichten gehabt hätte. Diese 
zu stützende IAKW den Nachweis zu erbrin- besondere Kommission, die von der früheren 
gen haben werden, daß das, was bisher an Regierung eingesetzt wurde, ist zu dem Schluß 
gewaltigen Aufträgen und an gewaltigen Ak- gekommen, daß aus Gründen der architek­
tivitäten geschehen ist, rechtens war. Ich per- tonischen Originalität dem britischen Projekt 
sönlich glaube mit den Antragstellern dieser der Vorzug vor dem Projekt Staber zu geben 
dringlichen Anfrage, daß dem nicht so war, wäre, das dann von der Kommission, die die 
denn die Fakten sprechen dagegen. frühere Regierung eingesetzt hat, als zweites 

Ich möchte daher jetzt schon ankündigen, gereiht wurde. 

daß wir den Untersuchungsausschuß, der im Bei diesem Hearing, das veranstaltet wurde, 
vergangenen Jahr wegen dieser Vorgänge wurden die verschiedenen Elemente der Prü­
geschaffen wurde, erweitern wollen - wir fung untersucht. Das ist ja Sache der Regie­
werden einen entsprechenden Erweiterungs- rung und der Vertreter der Stadt Wien ge­
antrag vorlegen - von der derzeitigen Funk- wesen. Dabei ist die Regierung zu dem Schluß 
tion auf alle jene Vorkommnisse, die im gekommen, daß die Frage der armitektoni­
Zusammenhang mit der heutigen dringlichen smen Originalität zwar eine sehr ernst zu 
Anfrage noch aufklärungs bedürftig sind. nehmende wäre, daß aber auch auf die Stel-

Wir hoffen, Herr Bundeskanzler, und sind lungnahme der internationalen Behörden -
überzeugt, daß das auch in Ihrem Interesse auch die liegt vor - da sbritische Projekt 
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absolut ablehnen zu müssen, entspredlend von Gesellschaften angeführt, die so ge schaf-

Bedacht zu nehmen wäre . fen wurden. 

Aus all diesen Gründen ist man damals zu 
diesem Schluß gekommen. Obwohl, sagte ich 
damals im Parlament, Architekt Staber ein 
Osterreicher ist und wir wissen, wie schwer 
das in einem internationalen Wettbewerb ist, 
dem eigenen Landsmann eine Chance zu 
geben, haben wir uns schließlich nach reif­
lichen Uberlegungen, immer wieder prüfend 
und den Umstand einkalkulierend, daß es 
sich um einen Osterreicher handelt, für den 
österreichischen Architekten Staber entschie­
den. 

Das hat beträchtliche Kritik hervorgerufen. 
Es gibt überhaupt kein Vorhaben in dieser 
Größenordnung irgendwo in der Welt, an dem 
es nicht im nachhinein heftigste Kritik gege­
ben hätte. 

Besondere Kritik wurde von einer ganz 
bestimmten Gruppe von Architekten geübt, 
natürlich vor tt,llem von jenen, die mit den 
anderen Projekten selbstverständlicherweise 
liiert wurden. 

Am 3. Februar 1 91 1  wurde an mich diese 
dringliche Anfrage gerichtet. Am 12. März 1 97 1  
besuchte , mich um 1 1  Uhr i n  meinem Büro 
am Ballhausplatz der Architekt Müller-Hart­
burg, um mir in einer fast einstündigen Unter­
redung Vorschläge zur Applanierung zu 
machen. 

Ich habe von meiner Seite aus erklärt, daß 
ich dazu überhaupt keine Veranlassung und 
auch keine Kompetenz h abe. Die Sache wäre 
entschieden, und alles weitere liege in den 
hiefür zuständigen Ressorts. 

In dem Augenblick, meine Herren, in dem 
solche Gesellschaften gegründet wurden und 
ihre Organe hatten, sind die Organe für die 
Gestion dieser Gesellschaft verantwortlich. Im 
möchte Ihnen sagen, daß alle Entsmeidungen, 
über die ich Ihnen aus zweiter Hand berimtet 
habe, von den Organen dieser Gesellsmaft 
beschlossen wurden und ich damit überhaupt 
nichts zu tun hatte, gar nichts hätte zu tun 
haben können, weil das gesellschaftsrechtliche 
Organe sind. (Beifall bei der SPO. - Wider­
spruch bei der OVP.) 

Damit Sie sich nicht über mangelnde Trans­
parenz beklagen können, darf im Ihnen mit­
teilen : Der Aufsichtsrat der Gesellschaft 
besteht aus einem Vorsitzenden, dem Herrn 
Ministerialrat Dr. Waiz vom Bundesministe­
rium für Finanzen, der stellvertretende Vor­
sitzende ist Herr Ministerialrat Dipl.-Ing. Beier 
vom Bundesministerium für Bauten und Tech­
nik, der zweite stellvertretende Vorsitzende 
ist Herr Obersenatsrat Seda von der Gemeinde 
Wien. 

Weitere Mitglieder des Aufsichtsrates 
(Widerspruch bei der OVP) - ich gebe Ihnen 
das bekannt - sind: Herr Ministerialrat Dok­
tor Zeleny vom Bundeskanzleramt, der Herr 
Gesandte Dr. Bauer vom Bundesministerium 
für Auswärtige Angelegenheiten, der Herr 
Ministerialrat Dr. Schneider vom Bundesmini­
sterium für Finanzen, Herr Ministerialrat Pro­
fessor Schöbl vom Bundesministerium für Bau­
ten und Technik, die Herren Obersenatsräte 
der Gemeinde Wien Dr. Horny und Dipl.-Ing. 
Grimme und Herr Senatsrat Dr. Liska. 

Das war also der Her r  Architekt Müller- Der Vorstand diese r  Gesellschaft besteht 
Hartburg. Sie ersparen mir,  näher darauf ein- aus dem Hofrat Dipl.-Ing. Wachner, dem fIÜ­

zugehen, welche Vorschlä ge gemacht wurden. 

I 
heren Leiter 

,
der Bundesgeb�udeveIWaltung, 

(Abg. Anton S c  h 1 a g e r: Was hat das mit dem Herrn Duektor Ing. Welch, Oberbaurat, 
der dringlichen Anfrage z u  tun, Herr Bundes-

I 
und dem Herrn Dr. Puschmann von der Kredit­

kanzler? - Heiterkeit und Widerspruch bei 

I 
sektion des Finanzministeriums. 

�er SPO.) Der Architekt Müller-Hartburg war Das sind die Organe dieser Gesellschaft die 
In der letzten Phase mit dem Projekt des gesellschaftsrechtlich verantwortlich sind: Zu 
Amerikaners Pelli assoziiert. unterstellen, daß sich diese Organe Weisun-

Die herrschende Rechtsauffassung von einer gen von uns haben geben lassen, scheint mir 
Beteiligung des Bundes an Kapitalgesellschaf- unberechtigt und unbegründet zu sein. (Beifall 

ten, die in der Vergangenheit akzeptiert bei der SPO. - Abg. Dr. K o r  e n: Verlieren 

wurde, hat zur Gründung zahlreicher Gesell- die plötzlich ihre Funktion? - Abg. M j t t e­

schaften geführt, auch zu dieser. Ich gebe r e  r: Was ist mit dem Aktionär? Das ist keine 

gerne zu, daß die Auffassung, die der Herr Antwort! Das ist überhaupt keine Antwort!) 

Abgeordnete Dr. Broesigke vertreten hat, eine 
ist, die juristisch sicherlich von Relevanz ist, 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 

nämlich daß bei der Beurteilung dieser Frage 
auch diese Aspekte Berücksichtigung finden 
können. Die herrschende Praxis in der Ver­
gangenheit jedenfalls war die, die ich ange­
führt habe. Ich habe auch eine große Liste 

sich der Herr Bundesminister Dr. Androsch. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsdl: 
Herr Präsident! Hohes Haus ! Der Herr Prä­
sildent der Bundeswir.bschafbskammer hat sich 
in dieser Angelegenheit an mich gewandt, 
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weil er das verständliche Interesse, daß öster­
reichische Firmen zum Zuge kommen, hatte 
und das zum Ausdruck gebracht hat. 

Zu diesem Zweck habe ich den Präsidenten 
des Aufsichtsrates ersucht, mit ihm Kontakt zu 
nehmen. Das ist erfolgt, und es ist vereinbart 
worden, daß diese Kontakte auf dieser Organ­
ebene laufend fortgesetzt werden. 

Se'itens des Eiyentümervert'r,et'eIiS lilst eine 
einzige Richtlinie für die Organe ergangen, 
nämlich österreichische Firmen heranzuziehen. 
Alle anderen Entscheidungen sind, was sich 
auch aus dem Aktiengesetz ergibt, Organent­
scheidungen. 

Ich bin vom Präsidenten des Aufsichtsrates 
ermächtigt worden, Ihnen aber auch mitzu­
teilen, daß, kurz bevor die Organe die Ent­
scheidung hinsichtlich der Personen und Fir­
men trafen, die die Vorbereitung der Aus­
schreibung durchführen sollten, vom Herrn 
Abgeordneten Dr. Mock und vom Herrn �ene­
ralsekretär-Stellvertreter der OVP Dr. Stein­
bauer telefonisch bei ihm interveniert wurde, 
und zwar für eine ausländische Firma, die 
zugleich Baufirma ist. (Rufe bei der SPO: Ah, 
da schau her! - Weitere Zwischenrufe. -
Widerspruch bei der OVP. - Beifall und leb­
hafte Zwischenrufe bei der SPO. - Abg. 
L i  b a 1: So eine Schiebung! Das ist doch aller­
hand!) 

Präsident Probst (das Glockenzeichen ge­
bend) : Ich bitte, :slich w:i,eder zu beI1u1lügen ! 

Der nächste Redner ist der Abgeordnete 
Dr. König. Er hat das Wort. (Neuerliche Zwi­
sd1enrufe bei der SPO. - Abg. L i  b a I: Das 
ist doch der Gipfel! - Abg. Dr. K 0 I e n: 
Dart ich Ihnen nächstens Ihre Befürwortungs­
schreiben überall servieren! Das gehört zu 
Ihrem täglichen Geschäft! - Abg. M a r s  c h :  
Das gehört nicht dazu!) 

Abgeordneter DDr. König (OVP) : Herr Prä­
sident ! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren l Herr Bundeskanzl,er, ,eg iJSt I1ichtJ�g, daß 
der Untersuchungsausschuß seine Arbeiten 
noch nicht abgeschlossen hat. Aber es ist 
ebenso unbestritten und von Ihnen nie wider­
sprochen worden, daß al� zwingender und trif­
tiger Grund für die Ausschetdung des ersten 
Preisträgers das Kostengutachten des Herrn 
Dr.-Ing. Walter und des Fachgutachters Ami­
ras maßgeblich war. Das haben Sie nie bestrit­
ten, dClJS könnten Si.e ,auch nicht, Irnas hahen Sie 
am 1 0. November 1 970 selbst erklärt, und das 
hat Herr Staatssekretär Weikhart am 3. Juni 
1 97 1  im Unt'eISuchulllg'sa'UiSiSchuß bestätJi,g,t. 

Die zwingenden und triftigen Gründe wur­
den von diesen beiden Fachgutadltern fest­
gelegt. Sie waren im übrigen nicht unbestrit-

ten. Wenn Sie, Herr Bundeskanzler - Dok­
tor Blenk hat schon gesagt, man kann nicht 
ständig in anderen Sprachen sprechen -, nun 
sagen, di,e in1'em'Cl!tJionalien Behörden häHen 
hile,r die Enbscheid11TI!g .g.ebnacht, dann muß ü:h 
S'i� da,r,auf aufme'IklSam imachten, Idaß die inter­
nationalen Behörden am 1 0. November 1970 
in ihrem Resümee über das Staber-Projekt 
festgestellt haben, "dieses Projekt würde 
daher den Erfordernissen der Organisationen 
in keiner W,e'iSle ,en:l!spI"echoern.". Ben Bundes­
k·anzler!  Ich 'glaube, ,d(lJS IspI1icht lenIlJe de'UtHche 
Sprache. 

Der Herr Finanzminister hat hier erklärt, 
daß es Sache der Privatwirtschaftsverwaltung 
wäre, wenn eine Kapitalgesellschaft Aufträge 
vergibt, sie wäre nicht auf den Gesetzesauf­
trag angewiesen. Lediglich für die Haftung 
bedürfe es der Gesetzesbestimmungen, und 
es wären nur im Gesetz diverse Nebenbedin­
gungen festgelegt worden. 

Herr Finanzminister ! Wenn im Gesetz, in 
dem Finanzierungsgesetz, das erst diesem 
Haus vorgelegt werden wird, zwingend vor­
geschrieben ist, daß Ausschreibungen nach 
den Richtlinien für Bundesbauten zu erfolgen 
haben, dann ist es doch eine Farce, wenn 
diese Ausschreibungen nicht erfolgt sind, die 
Vergaben bereits vorher erfolgt sind und Sie 
dann die Meinung vertreten, daß es sich hier 
bloß um rechtlich unerhebliche Nebenbedin­
gungen handelt. Herr Bundesminister ! Die 
ONORM A 2050 ist für sämtliche Leistungen 
verbindlich I Und selbst wenn sie nicht ver­
bindlich wäre - von Ihnen, Herr Bundes­
kanzler, als Vertreter der Bundesregierung 
müßte man doch am ehesten erwarten, daß Sie 
für die Einhaltung jener Bedingungen eintre­
ten, die der Bund für eine saubere Vergabe 
selbst ausgearbeitet und vorgeschrieben hat. 
(Beifall bei deI OVP.) Herr Bundeskanzler !  
Eis lilSt weder fa'ir noch lin ;der Sach,e Z'�elfüh:rend, 
wenn Sie jetzt die Verantwortung für alle 
Entscheidungen auf die Beamten abschieben. 
Es ist schon deshalb nicht zielführend, weil 
Sie als Kanzler der Bundesregierung natür­
lich der Offentlichkeit verantwortlich bleiben. 
Und es mag sein, Herr Bundeskanzler, daß Sie 
etwa über den Vertrag mit der ALLPLAN, 
der in den sachlichen Zuständigkeitsbereich 
des für die technischen Angelegenheiten zu­
ständigen Dr. Weich fällt, der von der Ge­
meinde Wien, also vom Herrn Bürgermeister 
Slavik nominiert wurde, nicht entsprechend 
informiert wurden. Das mag durchaus sein. 
Nur ist es uns nicht möglich, den Herrn Bür­
germeister Slavik zu befragen. Wir müssen 
Sie befragen. Und Sie, Herr Bundeskanzler, 
haben dieselbe Verpflichtung wie wir alle 
hier: dafür zu sorgen, daß hier Klarheit ge­
schaffen wird. (Beifall bei der OVP.) 
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Diese KI'arbeit, HeIT Bundeskia:nzl'er, felhlt 
auf allen Seiten. Auch der SyndJik'atsvertr,ag, 
den die Bundesregierung mit der Gemeinde 
Wien geschlossen hat, schreibt ,im Artikel XV 
verpflichtend die Ausschreibung nach der 
ONORM A 2050 vor. Wozu w erden diese 
Verträge geschlossen, wenn sie nicht gehal­
ten werden? Herr Bundeskanzler, ich glaube, 
daß niemand, der redlich denkt, es verstehen 
wird, wenn Ausschreibungen unterlassen wer­
den und dann behauptet wird, ohne daß man 
sich mit der Bundes-Ingenieurkammer in Ver­
bindung gesetzt hat, ohne daß m an Firmen 
eingeladen hat, es haben sich nur zwei deut­
sche Firmen gemeldet, und wir haben ja gar 
nicht die Möglichkeit gehabt, andere Firmen 
heranzuziehen. Denn die Auffassung, daß es 
in Osterreich keine Ziviltechnike r  gäbe, die 
dazu befähigt sind, Herr Bundeskanzler, die 
werden Sie doch nicht ernsthaft aufrechterhal­
ten wollen. Es wird Ihnen doch bekannt sein, 
daß österreichische Architekten das 5 Mil­
liarden-Projekt des Allgemeinen Krankenhau­
ses bauen, -daß sie 'in München mitwiTkJen, 
daß sie sogar in Sapporo mitgewirkt haben. 
Und Sie wissen, daß österreichische Architek­
ten das Großprojekt BMW-Münche n  gebaut 
haben und die U-Bahn Hamburg mitbauen. 
Ich glaube, man kann doch nicht ernsthaft 
behaupt'en, daß unseIle Arrni'tJekten für der­
artige Le'i,stungen nicht fäh�g s.eien. üa g,ehe >ich 
dem Herrn Präsidenten Benya recht, der in 
einem Zwischenruf gesagt hat : Ja s ind denn 
unsere Ziviltedmiker alle unfähig? 

Das werden Sie ernsthaft nicht behaupten 
können. Daher die Frage - sie bleibt im 
Raum, sie bleibt unbeantwortet - : Warum 
keine Ausschreibung, warum nicht die Zustim­
mung des Finanzministeriums, wie sie auch 
im Finanzierungsgesetz vorgesehen ist? Bei 
allen größeren Finanztransaktionen sollte die 
Zustimmung des Finanzministers eingeholt 
werden, steht in dem Gesetz, das wir erst 
beschließen sollen. Und 1 48 Millionen sind 
wahrhaft kein Pappenstiel, der nicht einer 
solchen Genehmigung nach den Vorschriften 
eines Gesetzes, das wir hier erst b e s chließen 
sollen und das damit zur Farce wird, bedarf. 
(Zustimmung bei der OVP.) 

Herr Bundeskanzler! Sie haben auch gesagt, 
Herr Dr. Amiras hätte das Vertrauen des 
Herrn Ministers Kotzina genossen. Es ist ein 
großer Unterschied, ob ein Fachexperte in eine 
Jury berufen wird auf Grund seiner fachlichen 
Qualitäten oder ob ihm dann, fast möchte ich 
sagen, zugemutet wird, in die zwie spältige 
Rolle zu kommen, gleichzeitig Gutachter gewe­
sen zu sein, Planer zu werden und als Gesell­
schafter und Geschäftsführer in einer der Aus­
führung,sfirmen zu 'Slitz'en, denen m,an doch 

nicht ,soV'iel Selbstv,e-deugnung zumuten kann, 
daß sie sich nicht an diesen Einrichtungs- und 
InstaUationsarbeiten beteiligen. Ja ist denn 
das nicht eine menschliche Uberforderung? 
Wir haben hier im Parlament den Unverein­
barkeitsausschuß für derartige Dinge. Und e s  
mag sein, daß e s  hier keine rechtliche Hand­
habe gibt, Derartiges zu verbieten. (Abg. 
H a  a s:  Seien Sie vorsichtig, Herr Doktor, der 
Müller-Hartburg wäre zu allem bereit gewe­
sen!) Aber von der moml:1sch1en Qua:J.ifik'ation 
ber k,ann dJilesle Vermischung von Gutachter­
rolle, von PlanerroUe und AUJsführuIliglSTOl1e 
doch von keinem v,eTanbwolitungsbeW7llßten 
Merrusch:en gutgeheißen weIden, und ich IDann 
di'ese ÄußeI'U[lg des Herm Bundeskanzlers 
dafrl'er nur aLs 'eine doch recht unbedachte und 
unglücklichJe bezeichIllen, tdl�e einer kritilSchen 
W,ert'ung k,eine,swegs IStand'hallten kann. 

Wir haben in dem vorliegenden Fall eine 
Verquickung, die einmalig ist, und es gibt 
sogar eine Bestimmung, die das ausdrüCklich 
untersagt, nämlich die Architektenwett­
bewerbsordnung, die ausdrücklich untersagt, 
daß jemand, der als Juror oder

· 
als GutaChter 

an einem Bewerb teilgenommen hat, gleich­
zeitig auch in irgendeiner Weise,  ob direkt 
oder indirekt, an der Ausführung beteiligt ist. 
Ich meine, daß das doch etwas ist, das uns 
bedenklich stimmen muß. 

Herr Bundeskanzler, vielleicht sind Sie nicht 
voll informiert, vielleicht ist auch manches 
von Beamten IlhiielS Kompa'gnons - ,es I�st ja 
eine Gemeinschaftsarbeit Bund und Wien -, 
des Herrn Bürgerme,istJens Sl'arv:ik, le'rfol'gt, dem 
es j a  sehr eilig war, denn er hat immerhin 
sogar die Notkompetenz des Stadtsenates in 
Anspruch genommen, um Beschlüsse herbei­
zuführen, bevor der Gemeinderat gefragt wer­
den konnte, während die Bundesregierung 
300 Tage später immer noch nicht j ene Regie­
rungsvorlage ins Haus gebracht hat, die nach 
dem Willen des Gesetzentwurfes Grundlage 
für alle j ene Rechtshandlungen sein sollte, 
für die sie nicht mehr Grundlage sein kann, 
weil die Kuh längst aus dem Stall ist, weil 
die entscheidenden Millionenaufträge bereits 
vergeben sind, und zwar exklusiv vergeben 
sind. 

Noch ein offenes Wort zu dem Koordinator. 
Es handelt sich dabei darum, daß die Feder­
führung dem Dr.-Ing. Walter aus Essen über­
trag'e1Il wurde. Er dtst - ISO ,stelht ,eg iim "Koor­
dinatorvertrag" - entscheidungsbefugt für die 
Vorauswahl und die Durchführung des Ver­
gabeverfahrens, er ist entscheidungsbefugt für 
die Vorauswahl der Firmen, und er ist letzten 
Endes entscheidungsbefugt für die Abnahme. 
W'aJs dem IAKW übr:i,gblej'bt, [st l'edigHdl ein 
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formales Zustimmungsrecht, das praktisch trolle und mangelnden Durchsichtigkeit jene 
bereits so weit vorbestimmt, so weit deter- Verhältnisse ergeben, die wir j etzt etwa bei 
miniert ist, daß dieses formale Zustimmungs- der Wiener Hafenbetriebs Gesellschaft erle-
recht überhaupt nicht mehr wiegen kann. ben? 

Herr Bundeskanzlerl  Ich glaube, daß eine Herr Bundeskanzler!  Welche Gewähr kön-
derartige Verflechtung von unvereinbaren nen Sie dem Parlament und der zur Kontrolle 
Funktionen in der Gesdlichte der Republik berufenen Opposition geben, daß diese Viel­
und ihrer Auftragsvergabe noch nicht da war f'adl:funktionen der Herren Wallter und Amira'S 
oder jedenfalls nicht ohne Untersuchung ge- nicht mißbraucht werden? Kann angesichts die­
bN:eben 'l,st, und nur daTUlffi geht es uns. Herr ser Interessenverflechtung überhaupt jemand 
Dr. Broesigke, glaube ich, hat hier sehr richtig eine Gewähr dafür geben? 
erklärt, daß wir von Ihnen verlangen, daß Sie Und nochmals: Wo bleibt die Kontrolle ?  
Klarheit schaffen. Wir beschuldigen nicht Sie 
der Schiebung, sondern wir verlangen von 
Ihnen, d

"
aß Sie auch nur beim geringsten Ver­

dacht, der sich in dieser Richtung ergeben 
k1anll, . . . (Zwischenruf des Abg. H a  a s.) Neiin ! 
Die Möglichkeit der Prüfung geben und der 
Klärung! Das ist der Grund, warum wir den 
Antrag eingebracht haben. (Neuerlicher Zwi­
schenruf des Abg. H a  a s.) J'a, Herr 
Abgeordneter Haas, deshalb haben wir den 
Antrag eingebracht, die Untersudmngskompe­
tenz des Ausschusses zu erweitern. Ich kann 
mir nicht vorstellen, Herr Bundeskanzler (Abg. 
H a  a s: Wen beschuldigen Sie? - Abg. U 1-
b r i c h: Beschuldigen Sie die Beamten?), daß 
im Ausschuß, wenn dieser Antrag behandelt 
wird, Ihre Fraktion ihm die Zustimmung ver­
weigern könnte. 

Herr Bundeskanzlerl Es stellt sich die Frage : 
Welche Gewähr können denn diese Männer 
Walter und Amiras aus der Verquickung ihrer 
Gutachter- und Planer- und Ausführungstätig­
keit heraus für eine objektive Auswahl der 
ausführenden Firmen überhaupt bieten? Stellt 
diese vielfache Verflechtung nicht geradezu 
die Gefahr einer verschleierten Steuerung der 
Auswahl bei der Auftragsvergabe von immer­
hin 3,5 Milliarden Schilling dar? Wird sich 
Amiras als Gesellschafter der ZENT I verleug­
nen können, wenn er mit dem Herrn Amiras 
aLs GesleUschafteT der ALLPLAN veirnaJIldelt? 
Wird er nicht frei nach Nestroy fragen kön­
nen : Jetzt weiß ich nicht, wer ist stärker -
ich oder ich? Wird Herr Amiras als Geschäfts­
führer der planenden Gesellschaft, der ALL­
PLAN, verhindern können, daß er die Preis­
angebote erfährt, die er als Konkurrent, als 
Gesellschafter der Firma ZEN TI nicht erfah­
ren dürfte, wo er doch im selben Haus sitzt, 
denselben Eingang hat und in den beiden Fir­
men gemeinsam die Geschäfte führt? Herr 
Bundeskanzler ! Ich glaube, hier wird Unzu­
mutbares gefordert. 

Wo bleiben die Re"chre des P,arlamenifJs ? 
Wo bleibt die von Ihnen immer wieder gefor­
derte Tr,a[llspal'€'nz? >(Rufe bei der GVP: 
Genau!) Wer kann mit Sicherheit ausschlie­
ßen, daß sich aus dieser mangelnden Kon-

Beim Kontrollamt der Gemeinde Wien, das 
dem Herrn Bürgermeister Slavik untersteht 
und weisungsgebunden ist, oder beim Rech­
nungshof, der erst Jahre danach prüfen kann? 

Hier ist durch den Abschluß der Exklusiv-
verträge ohne Ausschreibung, obwohl diese 
im Gesetz gefordert wird, hier ist durch die 
Vergabe dieser Aufträge ein Fait accompli 
geschaffen und das Parlament eindeutig brüs­
kiert worden! (Zwischenruf des Abg. H a  a s.) 
Herr KoHelge HaJCi's ! Ich gl,aJUbe, IhI1e FmJktJion 
hätte es sich nie bieten lassen, ein Gesetz 
nachträglich zu beschließen, wenn bereits die 
wesentlichen Entscheidungen vorweggenom­
men sind, für die dieses Gesetz zwingende 
VorsdlIiften gibt. Wenn das keine Brüskie­
rung des Parlaments ist - was dann? (Zu­
stimmung bei der OVP.) 

Herr Bundeskanzler! Worte sind hier zu­
wenig. (Rufe bei der SPG: Behauptungen! 
Nicht Brüskierungen!) Schaffen Sie klare, sau­
bere und durchsichtige Verhältnisse, die Oppo­
sition wird Ihnen dabei sicher helfen I (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident Probst: Nach § 49 der G eschäfts­
ordnung hat sich zu einer Berichtigung der 
Herr Ahgeürdnete Dr. Mock zum Wort g:emeJ­
det. Er hat das Wort. Ich muß den Herrn 
Abgeordneten darauf aufmerksam machen, 
daß die Redezeit in diesem Fall fünf Minuten 
beträgt. 

AbgeüI1dnelter Dr. Mock (OVP) : Hohes Haus ! 
Ich wurdle seinerzeii t von einer Arbed,tJs­
gemeinschaft in- und ausländischer Architek­
ten gebeten, behilflich zu sein, mit den zustän­
digen Organen für diese Frage Kontakt auf­
zunehmen. Ich habe daher die zuständigen 
Herren angerufen und gebeten, ob diese Her­
ren, die bei mir waren, in der Lage wären, 
in den Wettbewerb einzutreten beziehungs­
we:i1S!e lihr AnH,egen mit lihnen z:u erörtern. 

Ich bedaure es außerordentlich, daß durch 
Ihre Darstellung, Herr Finanzminister, eine 
Optik der Korruption geschaffen wurde. (Abg. 
Dr. K o r  e n: Genau das! - Abg. Dr. P r  a­
d e r: Das ist ungeheuerlich! - Stürmische an-
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hal tende Zwischenrufe bei der OVP.) Gerade 
deswegen, weil keine Ausschreibung vorlag, 
wallen offen;s�ichtliich miese Herren gezwun­
gen, sich auch an Abgeordnete zu wenden. 
Ihre Feststellung war daher ein Eigengoal ! 
(Beifall bei der OVP.) 

Im übrigen möchte ich sagen: Für mich war 
es seinerzeit etwas durchaus Normales (Zwi­
schenrufe bei der SPO) , daß Wünsche, die 
auch an oppositionelle Abgeordnete heran­
getragen wurden, an mich als Bundesminister 
für Unterricht weitergegeben worden sind, so­
lang man sich nicht in die Entscheidung ein­
gemischt hat. Es ist bedauerlich, daß Sie hier 
eine andere Vorgangsweise eingeschlagen 
haben. (Beifall bei der avp. - Abg. Doktor 
P r  a d e r: So wird es gemacht! Genau!) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Ing. Hobl. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Ing. Hobl (SPO) : Herr Präsi­
dent ! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn hier der Herr Abgeordnete Dr. Mock. 
zu einer tatsächlichen Berichtigung an dieses 
Pult kommt und sagt, er habe über Ersuchen 
in- und ausländischer Bewerber mit den Orga­
nen. der Ge's,el1schaft KOIl'bClikt 'genommen, 
hier werde der Verdacht der Korruption 
geäußert, aber in seiner Eigenschaft als 
Unte rrichtsminister seinerzeit sei es üblich 
gewesen, daß Abgeordnete der Opposition zum 
Mini ster gegangen sind und Fragen oder 
Wünsche vorgebracht haben, so ist hier ganz 
eindeutig ein Unterschied (Abg. Dr. K o r  e n:  
Völlig mißverstanden!) zwischen den Organen 
einer Gesellschaft, die schon arbeitet und funk­
bion'i!e,rt, und elinem Minis'ber, der dem Pada­
ment verantwortlich ist. (Beifall bei der SPO. 
- Widerspruch bei der OVP.) Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Verwechseln Sie 
nicht die Rolle, die ein Minister hat, mit den 
Organen einer Aktiengesellschaft! (Abg. Dok­
tor K o r  e n: Das tun ja Sie! Das verwechseln 
ja Sie!) 

Wenn Sie sich in die Zeit von 1966 bis 
1970 zurückversetzt denken würden (Zwi­
schenruf des Abg. S t a u  d i n g e r), Herr Kol­
lege Staudinger, und diese Anfrage hätte der 
Herr Bundeskanzler Dr. Klaus bekommen, so 
hätte er v.iell:eicht 9,eSlCligt : Zur eI1Sten Frage 
bin idl noch bereit, ein bißchen etwas zu 
sagen, weil es noch als eine Angelegenheit 
der Vollziehung anzusehen ist, aber alle ande­
ren acht Fragen beantworte ich nicht. (Zwi­
schenrufe bei der OVP.) Da brauche ich nicht 
in diesem Hohen Hause gewesen zu sein, das 
weiß man aus den Protokollen, die man nach­
lesen kann I (Zustimmung bei der SPO. -
Abg. Dr. K o r  e n :  Dann bringen Sie dom 

eines! - Abg. G r a f: Das ist eine Geschich ts­
fälschung!) Das ist keine Geschidüsfälschungl  
Da lade ich Sie ein, Herr Kollege Graf: Lesen 
wir ,geme'insam die Protokolle ,in solchen Fra­
gen! (Weitere Zwischenrufe bei der OVP. -
Abg. 0 f e n b ö c k: Ja, lesen Sie die Pro t o­
kolle!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Obwohl es kein Akt der Vollml€lh!ung rist, w,as 
Sie dOll neun Punkten dn d:ileser drdn1gldchen An­
fr:a'g,e 'gesra-gt hahen (neuerliche lebhafte Zwi­
schenrufe bei der OVP), war der Herr Bundes­
k'aTIzI'er berei1t, Ihnen Rede um Antwort zu 
'Stlehen (Abg. Dr. P r  a d e  r: Und nichts zu 
sagen!), und ZWia,r in 'größber ÄUJSführlichketitl 
(Beifall bei der SPO. - Abg. G r a  f: Vielleicht 
sollen wir uns noch bedanken, daß Sie eine 
Auskunft geben!) Sie müssen lSich nich,t bedan­
ken. Das erwartet unter diesen Umständen 
niemand von Ihnen! Aber die Tatsache, Herr 
Kollege Graf, daß Sie hier eine sehr ausführ­
liche Antwort erhalten haben, wird ja das 
Auditorium und die österreichische Offentlich­
keit entsprechend zu würdigen wissen. (Abg. 
G r a

-
f: Der Länge nach, aber nicht dem Inhalt 

nach!) Auch dem sachlichen Gehalt nach, Herr 
Kollege Graf! (Abg. G r a f: Nein!) Auch dem 
s achlichen Gehalt nach ! (Abg. Dr. P r  a d e  r: 

Zwischen Länge und Inhalt ist ein Un ter­
schied!) Herr Kollege Prader! An Ihrer Stelle 
würde ich ganz ruhig sein! (Erregte Zwischen­
rufe bei der OVP.) 

Ich möchte also sagen: Die österreichische 
Bundesregierung von 1966 bis 1970 . . .  (Zwi­
schenrufe der Abg. H a  h n und Dr. M u s  s i J. 
- Abg. G r a f: Das is t ungeheuerlich! Was er­
lauben Sie sich eigentlich?) Herr Kol­
l ege Graf, ich erlaube mir das, was sich jeder 
Abgeordnete lllier ,erlauben :IDann . .(Abg. Dok­
tor M u s  s i 1: Das is t eine Beleidigung! -
Abg. G r a f: Das ist eine Ungeheuerlichkeit !  
- Anhaltende Zwischenrufe bei der OVP. -
Ruf: OrdnungsruiJ) Es wäre gescheiter gewe­
s en, Sie hätten Ihren Kollegen Dr. Moser zur 
Ordnung gerufen, verstehen Sie ! (Zustimmung 
bei der SPO. - Weitere Zwischenrufe bei 
der OVP.) Auch Sie, Herr Kollege Doktor 
Mussil, wären besser beraten gewesen, sich 
vorher sagen zu lassen, was der Herr Kol­
lege Dr. Moser hier an Verdächtigungen und 
Unterstellungen in der Begründung zur dring­
lichen Anfrage zu sagen beabsichtigt. (Zu­
s timmung bei der SPO. - Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i e r: Sie unterstellen nicht? Was war denn 
das?) 

Man muß sich doch fragen: Hat die Oster­
reichische Volkspartei keine anderen politi­
schen Sorgen (Rufe bei der SPO: Nein!), als 
'Sidl um dde PlaJnUllllg der InsbaHabion hJi'er 
mit dringlichen Anfragen zu bemühen? (Hei-
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terkeit bei der SPO. - Heftige Protestrufe 
bei der OVP.) 

Aber da ist es sehr leicht zu sagen: Sicher­
lich ist das nicht der Grund. Ihr Grund ist 
vielmehr, daß Sie bei der ersten dringlichen 
Anfrage vor einem Jahr hier in diesem Hohen 
Hause von einer Lobby getrieben wurden. 
Bei der zweiten dringlichen Anfrage heute 
wurden Sie wieder von einer Lobby getrieben. 
(Rufe bei der OVP: Eine Frechheit is t das!) 
Das ist keine Frechheit, das ist Wahrheit! 
(Zustimmung bei der SPO. - Anhaltende Zwi­
schenrufe bei der OVP.) 

Präsident Probst (wiederholt das Glocken­
zeichen gebend) : Ich unterbreche den Redner. 
Bitte sich etwas zu mäßigen! (Neuerliche Rufe 
bei der OVP: FrechheW) Nein. Ich muß den 
Ausdruck zurückweisen, Herr Abgeordneter. 
Er ist zweimal gefallen. Ich weise diesen Aus­
druck zurück. (Anhaltende Zwischenrufe bei 
der OVP.) Ich weise diesen Ausdruck zurück 
und bitte, sich zu mäßigen! Jeder kann sich 
hier zum Worte meldenl (Abg. Dr. B a u  e r: 
Dann bitte den Ausdruck "Lobby" zurückzu­
weisen!) 

Abgeordneter Ing. Hobl (iortsetzend): Der 
Herr Bundeskanzler hat hier ein Datum ge­
nannt, und zwar 1 2. März 197 1 ,  17 Uhr, wo 
ein Herr, der mit einem Projektsverfasser eng 
liiert war, bei ihm vorgesprochen hat. Erin­
nern Sie sich an das, was hier vor wenigen 
Minuten vom Herrn Bundeskanzler gesagt 
wurde. Ist das vielleicht der Anlaß Ihrer heu­
tigen dringlichen Anfrage zu diesem Thema, 
meine sehr geehrten Damen und Herren von 
der Osterreichischen Volkspartei? (Zwischen­
rufe bei der OVP.) Den Herrn Kollegen Dok­
tor Moser kenne ich schon j ahrelang als Lan­
delSj'Ug,erndI1e,ferent des LCUlJdes S1Je�e:rmark ; ich 
hahe setirnerzeit mit :ihm Kontiakte als soz;i,aU­
stischer Jugendfunktionär gehabt. Ich hätte 
ihm nicht zugetraut, hier eine solche Rede zu 
halten mit Verdächtigungen und Unterstellun­
gen, die einen tatsächlich nur dazu veranlassen 
können zu sagen (Abg. Dr. M u s s i 1: Was 
soll er denn machen?) : Ruiien Si:e die zustän­
digen Instanzen an, wenn Sie glauben, hier 
wäre etwas falsch!  Erheben Sie die Minister­
anklage! Kleiden Sie aber nicht die Interessen 
bestimmter Geschäftsinteressenten in dring­
liche Anfragen! (Zustimmung bei der SPO. -
Abg. Dr. K o r  e n: Ja, wollen Sie uns vor­
schreiben, was wir hier tun dürfen?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Der Herr Kollege Dr. Moser und auch der 
Herr Kollege Dr. König haben hier einfach die 
Ergebnisse des UNIDO-Untersudmngsaus­
schusses aus der letzten Legislaturperiode 
vorweggenommen. (Zwischenruf des Abg. 

Dr. K 0 h 1 m a i  e r.) Sie haben hier - ins­
besondere der Herr Kollege Dr. Moser - ein­
fach Behauptungen aufgestellt, es sei alles so 
im Untersuchungs ausschuß herausgekommen, 
wie Sie es in Ihrer seinerzeitigen UNIDO­
Anfrage hier gebracht haben. (Zwischenrufe 
bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Wir als Regie­
rungsfraktion haben hier nichts zu verbergen. 
Wir haben seinerzeit, Herr Kollege Dr. Bauer, 
über Anregung des Herrn Bundeskanzlers 
Ihrem Antrag auf Einsetzung des Unter­
suchungsausschusses im Verhältnis 5 : 4 : 1 zu­
gestimmt. Ich war in dieser Legislaturperiode 
namens meiner Fraktion der Antragsteller, 
diesen UNIDO-Untersuchungsausschuß wieder 
einzuberufen und wieder im Verhältnis 5 : 4 : 1 
zu besetzen. Wir waren bereit, bei der Kon­
stituierung Herrn Abgeordneten Dr. Moser 
zum Vorsitzenden zu wählen. Wir haben hier 
nichts zu scheuen. Wir sind hier bereit, alles 
k1arzum,achen, WalS noch .an Klarma,chungen 
und Klarstellungen notwendig ist. (Abg. M i  t­
t e  r e r: Man merkt's, man merkt's!) 

Der Herr Kollege Dr. Moser hat wieder von 
"Schiebung" gesprochen. Es ist nur ein kleiner 
Unterschied zum Vorjahr. Im Vorjahr, meine 
sehr geehrten Damen und Herren von der 
Osterreichischen Volkspartei, war es eine 
"gigantische Schiebung". Jetzt ist der Herr 
Kollege Dr. Moser offenbar im Namen Ihrer 
gesamten Fraktion nur mehr bei einer "Schie­
bung", es werden "echte Unvereinbarkeiten" 
hier festgestellt und "Sachen, die nicht durch 
Gesetze gedeckt sind". Da werden hier nur so 
die Sätze gesagt. Es wird kein Beweis gelie­
fert. Und es wird die Arbeit des Unter­
suchungsausschusses . . .  (Abg. Dr. K o r  e n:  
Die genügen Ihnen nicht?) Das sind keine 
Beweise, Herr Professor Koren. Wenn Sie sich 
mit solchen Beweisen begnügen, dann 
b€ldauel1e lich das ,außeroroI€Jlti�ich. (Abg. Dok­
tor K o r  e n:  Unvereinbarkeiten sind keine 
Beweise?) Man sagt einfach :  "Da ist etwas 
unvereinbar, da ist etwas gesetzlich nicht ge­
deckt ' ' ' ,  aber erbringt keine Beweise, meine 
Herren. (Abg. M i t t e r  e r: Haben wir das 
Finanzierungsgesetz beschlossen oder nicht? -
Zwischenruf des Abg. Dr. K o r  e n.) Abm- man 

e,rbningt keine BeweoilSle ! Das I�st zweifello:s zu­
weni,g. (Abg, Dkfm. G o r  t o n: Wir möchten 
Namen von der "Lobby" hören!) 

Diese Bundesregierung schreibt die Durch­
sichtigmachung aller Entscheidungsprozesse 
wirklich groß, und sie handelt auch danach, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! (Abg. 
M i t  t e r e r: Herr Kollege! Haben wir dieses 
Gesetz beschlossen oder nicht?) Es gibt keine 
"Kette von Unkorrektheiten und Unrichtigkei­
ten",  wie der Herr Kollege Dr. Blenk es hier 
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gesagt hat, und es gibt noCh kein Ergebnis 
des Untersuchungsausschusses, das sonnen­
klar wäre. (Abg. Dr. B a u  e r: Unterstellen 
Sie uns nichts!) 

Wenn Kollege Dr. Blenk von "echter Ent­
rüstung" und von "offensichtlich gesetzlich 
nicht gedeckten Aktionen, Vergaben und 
Handlungen" spricht, so sage ich Ihnen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren: Mit diesen 
Formulierungen kann man vielleicht rhetorisch 
ein biß ehen E indruck machen, aber der Sache 
der Demokratie kann man so nicht dienen I 
(Zustimmung bei der SPO. - Abg. Dkim. 
G O I  t o n : Wo ist der Beweis für "Lobby"? -
Abg. M i t  t e l  e I: Ist das Gesetz beschlossen 
oder nicht?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Gesellschaftsorgane sind ordnungsgemäß 
bestellt und a rbeiten auch ordnungsgemäß 
(Abg. 0 f e n b ö c k: Ohne Gesetz! - Abg. 
Dr. M u s  s i 1:  Ohne daß das Gesetz beschlos­
sen worden istJ), und zwar so wie Organe 
anderer Gesellschaften, an denen der Bund 
Eigentümer ist, unter den gleichen rechtlichen 
VOl'alll!Slsetmngen. (Abg. Dr. M u s s i  1: Ob das 
Gesetz beschlossen worden ist, wollen wir 
wissen!) Das ist eine Tatsache. Da, Herr Kol­
lege Dr. Mussil ,  überlegen Sie, wie viele sol­
cher Gesellschaften in Ihrer Regierungszeit 
oder in der Koalitionsregierungszeit, wo Ihre 
Ressortminister dafür verantwortliCh waren, 
gebildet wurden. 

Offenbar war den Herren der Bundes-Ing€­
nieurkammer in Osterreich doch bekannt, daß 
nun dieses Großprojekt des Internationalen 
Amtssitzes im Donaupark in ein Ausführungs­
stadium tritt. Da erhebt sich die Frage : Hat 
sich einer der Herren mit den Organen der 
Gesellschaft - außer über die Vermittlung 
des Herrn Abgeordneten Dr. Mock - ins Ein­
v,emehmen g,esetzt, Kontakt ,gesucht? (Hört! 
Hör tl-Rufe bei der SPO. - Zwischenrufe bei 
der avp.) Braucht man in unserer Republik 
einen Abgeordneten der Oppositionspartei zur 
Vermittlung (Abg. G I  a f: Leider ja!), um mit 
Gesellschaftsorganen in Kontakt zu kommen? 
Das ist leider Ihre irrige Auffassung, Herr 
Kollege Graf, und die Ihrer Fraktionskollegen ! 
(Zustimmung bei der SPO. - Zwischenrufe 
bei der OVP.) 

Die Behauptung, die Sie hier aufgestellt 
haben, österreichische Ziviltechniker würden 
überhaupt nicht verwendet, entbehrt j eder 
Grundlage. (Abg. Dr. M u s s j 1:  "Jeder" nichtl) 
Jeder Grundlage ! (Rufe bei der SPO: Jeder!) 

Ich würde mich nicht getrauen, so wie Sie, 
Herr Kolltege Dr. MUSISil, zu redeiIl, wenn 
ich wüßte, wie es wirklich ausschaut. Ich 
nehme an, Sie wissen das sehr genau und 

äußern hier Zwischenrufe wider besseres Wis­
sen. 

Meine Damen und Herrenl Die Verkehrs­
lösungen werden von österreichischen Zivil­
technikern bearbeitet, sie stellen die Planer 
für die Grünflächen, die Statiker - ich will 
jetzt nicht alle Sonderfachleute aufzählen. Es 
werden S onderfachleute nicht nur bei einem 
so gigantischen Bauvorhaben beschäftigt, son­
dern auch bei Bauvorhaben kleinerer Größe 
werden heute im großen Ausmaß Sonderfach­
leute beschäftigt. Erkundigen Sie sich um die 
Namen und Adressen dieser Herren, die als 
Sonderfachleute bei der Ausführung dieses 
Projektes tätig sind, zum Beispiel bei der 
Vorbereitung der Ausschreibungsunterlagen. 
Fragen Sie ! Erkundigen Sie sich bei diesen 
Beauftragten, wie hoch ihre Honorare sind, 
die sie da erhalten. Dann werden Sie den 
sicheren Eindruck bekommen, daß die Organe 
der Gesellschaft, die Sie hier verdächtigt 
haben, daß sie gegen Vorschriften, gegen 
gesetzliche Normen arbeiten . . . (Abg. G r a f: 
Ich habe den Eindruck, daß Sie abschweifen!) 
Den Vorstand und den Aufsichtsrat dieser 
Gesellschaft verdächtigen Sie, meine sehr 
geehrten Damen und Herren ! (Allgemeine 
Unruhe.) Diese Organe wollen Sie durch Äuße­
rungen, die von Vertretern Ihrer Partei hier 
gefallen sind, in Mißkredit bringen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Uberhaupt nur österreichische Ziviltechniker 
sind derzeit als Sonderfachleute beschäftigt. 
Wenn Sie einmal den Weg zu den Mitglie­
dern des Aufsichtsrates nehmen und fragen, 
in wieviel Sitzungen sich der Aufsichtsrat mit 
jenen Dingen beschäftigt hat, die Sie heute . . .  
(Abg. G r a i:  Dann werden Sie uns wieder 
der In tervention bezichtigen!) Nein, nein ! 
(Abg. G r a f: Natürlich!) Herr Kollege Graf! 
Wenn Sie fragen, wie sich der Aufsichtsrat 
mit den ihm gestellten Fragen auseinander­
gesetzt hat, dann intervenieren Sie für nie­
manden, weder für einen Inländer noch für 
einen Auslände r !  (Abg. G r a f: Schweifen Sie 
nicht  ab!) 

Sie können dann weiter fragen und zum 
Beispiel feststellen, daß sich der Aufsichts­
rat in der Olympiastadt München ganz genau 
erkundigt hat, welche hohe Qualität die even­
tuell rill1!S Auge .gefiaßten Frirmen haben. Der 
Aufsichtsrat hat .sich beim Auftmg,geber d�'e'ser 
Firmen erkrundlilgt und rdaDlIl Iserine EnDschei­
dungen - nach meinen Informationen - nach 
fünf Sitzung.en gefällt . .Es wurden lalle Dinge 
g'ew['ssenhaft g,eprüft, redTIiSchl:i,eßhich jre:llier, ob 
man hier vielleicht den Aufsichtsrat verdäch­
tigen kann. D ann werden Sie sehen, daß die 
Männer, die im Vorstand und im Aufsichtsrat 
der Gesellschaft sind, ihre Tätigkeit nach dem 
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log. Hobl 

Gesetz und wirklich nach bestem Wissen und 
Gewissen ausführen. (Beifall bei der SPO.) 

Es ist außerordentlich bedauerlich, daß die 
große Oppositionspartei zwei dringliche An­
fragen innerhalb eines Jahres offenbar nur 
auf Grund des Druckes einer Lobby hier stellt. 
(Anhaltender Beifall bei der SPO. - Abg. 
Dr. B a u  e r: Das ist eine Frechheit! - Wei­
tere heftige Zwischenrufe. Präsident 
P r o  b s t gibt mehrmals das Glockenzeichen.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. König. Er hat noch fünf 
Minuten Redezeit. Er hat das Wort. (Anhal­
tende Zwischenrufe. - Präsident P r o  b s t 
gibt erneut das Glockenzeichen .) 

Abgeordneter DDr. König (OVP) : Hohes 
Haus ! Herr Kollege Hobl ! Sie haben hier von 
einer "Lobby" gesprochen. Idl muß Ihnen 
sagen : Gäbe es eine Lobby, dann wäre das 
die gesamte österreichische Ziviltechniker­
schaft, die durch Ihre Vorgangsweise ausge­
schaltet wurde, und zwar nidlt wegen Unfähig­
keit, sondern wegen der Unmögl ichkeit, an 
einer von Ihrem Gesetz zwingend vorgeschrie­
benen Aussdlreibung teilnehmen zu können. 
(Zustimmung bei der OVP. - Abg. lng. 
H o b  1: Das ist nicht wahr!) 

Wenn sich derartige Ziviltechniker mangels 
Ausschreibung an Abgeordnete wenden, um 
zu fragen: "Wie steht es denn eigentlich 
damit? Wann kommt das Gesetz? Wann gibt 
es die MögliChkeit der Bewerbung?", dann 
halte ich das nicht für eine unzumutbare Ein­
mischung (Abg. S e  k a n  i n a: Herr Kollege! 
Verniedlichen Sie die Dinge nicht!), sondern 
dann ist das die Folge der Geheimnistuerei, 
dann ist das die Folge einer offensichtlich nicht 
dem Willen des Gesetzes entsprechenden Vor­
gangsweise. (Neuerliche Zustimmung bei der 
OVP.) 

Aber nun zum Kern der Frage zurück. Herr 
Bundeskanzler I Sie haben nicht beantwortet, 
ob Sie die Verflechtung für unzumutbar hal­
ten, die gegeben ist, wenn ein Gutachter 
gleichzeitig Geschäftsführer der planenden 
Firma und Geschäftsführer einer Ausführungs-

fiTlna IDst. Sile haben niCht beantwortet, ob Sie 
die Vergabe ohne Ausschreibung, obwohl sie 
zwingend in dem Gesetz vorgesdlrieben ist, 
das Sie ins Haus bringen, wenigstens im nach­
hinein für üherprüfellJSw.ert h!alten. Und Sie, 
Herr Bundeskanzler, haben nicht gesagt, wie 
Sie sich zur Kontrollfunktion der Opposition 
in einer 50 wesentlichen Frage stellen. 

Der Kollege Hobl hat hier erklärt : "Wir 
haben hier nichts zu verbergen." Herr Bundes­
kanzler! Handeln Sie darnach !  Ihre Fraktion 
hat es ,in dler Hand - lde!Il[l nach der Gesmäfts­
ordnung werden UntersuchungsaussChüsse mit 
Mehrheit eingesetzt -, diese Kontrolle dem 
Parlament, dem sie zusteht, aum tatsächlich 
in die Hand zu geben! (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. (Abg. Anton S c  h 1 a g e r: 
Was ist mi t der Kon trolle?) Die Debatte über 
die dringliChe Anfrage ist geschlossen. 

Die n ä c h 5 t e Sitzung berufe ich für Diens­
tag, den 1 4. März 1 972, um 1 1  Uhr mit fol­
gender Tagesordnung ein (allgemeine Un­
ruhe) - ich bitte nom um eine Minute oder 
zwei Minuten Aufmerksamkeit - : 

1 .  Berucht Ides VerfCIJS's'U'lli9!s:a'Ulssch'UJs:sets über 
:dJi'e vom Bunde,skanzle,r vOllg,elegten Täti'g� 
ke·i·bsheIlichte des V,e,rwalt'll'll'9!Sge'rich ts'hofes 
(III- 1 4  der BeHaJg'e,n) über das J,a'hr 1 969 ll'Il'd 
das Jahr 1 970 (184 der BeHagen) 

2. Bericht des Verfa5sungsausschusses über 
den Bericht der Bundesregierung (III- 1 5  der 
Beilagen) betreffend die Tätigkeitsberichte des 
Verwaltungsgerichtshofes über das Jahr 1 969 
und das Jahr 1 970 (185 der Beilagen) 

3. Bericht des Verfassungsausschusses über 
den Bericht des Bundeskanzlers (III-1 7  der 
Beilagen) zur Entschließung des Nationalrates 
vom 1 8 .  Dezember 1 970 betreffend ein Gut­
achten über die Kompetenzen für Angelegen­
heiten des Umweltschutzes (186 der Beilagen) 

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
eingeleitet. 

Die Sitzung ist g e s c h I  0 s s e n. 

SchlUß der Sitzung: 20 Uhr 15 Minuten 

OsterreichiBche Staatadruckerei L61 10242 
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